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Ein Weg zum Dialog muss eröffnet werden 

Neujahrsgrüße der BDP 


Die Vorsitzenden der Partei für 
Frieden und Demokratie 
(BDP) Selahattin Demirta§ 
und Gültan Kifanak haben mit 
einer schriftlichen Botschaft 
die Völker in der Türkei zum 
neuen Jahr beglückwünscht. 

In ihrer Mitteilung wiesen sie 
darauf hin, dass es im Jahr 
2012 viele negative Ereignisse 
in Punkto Freiheit und Frieden 
gegeben habe. Zudem ereigne¬ 
ten sich auch Kriege, die in der 
Türkei, in Syrien sowie im 
Nahen und Mittleren Osten 
viele Menschenleben gekostet 
haben. Die Menschen litten in 
dem vergangenen Jahr vor 
allem unter Angst, Verwü¬ 
stung, Armut, Elend, Unge¬ 
rechtigkeit, Unglück und 
Ungleichheit. Intensive Repres¬ 
sion gegen die Demokratie-, 
Friedens- und Freiheitsforde¬ 
rungen waren ebenso auf der 
Tagesordnung. Aktivitäten für 


soziale Rechte und für Gerech¬ 
tigkeit wurden mit verschiede¬ 
nen Unterdrückungsmethoden 
und Verboten erwidert. 

Des Weiteren nahm man auch 
Bezug auf den im Jahre 2012 
andauernden Stillstand zur 
Lösung der kurdischen Frage. 
So konnte die Kurdenproble¬ 
matik im Land wegen der fal¬ 
schen Politik der amtierenden 
Regierung in wichtigen Ent¬ 
scheidungsfragen nicht ange¬ 
gangen werden. „Aber unsere 
Bevölkerung leistete einen ent¬ 
schlossenen Kampf für Freiheit 
und Demokratie, um die 
gesamten Probleme innerhalb 
eines historischen Zeitpunkts 
lösen zu können. Das neue Jahr 
werde aber eine neue Seite 
eröffnen“, so die BDP-Vorsit- 
zenden. 

Die Botschaft der BDP endete 
mit der Betonung darauf, dass 


die wichtigsten Ziele im neuen 
Jahr das Ende der Auseinander¬ 
setzungen und Tragödien in der 
Türkei und dem Nahen und 
Mittleren Osten sein sollen. 
Weiterhin soll der Weg für 
einen Dialog und Verhandlun¬ 
gen für die demokratische 
Lösung der kurdischen Frage 
geebnet werden. Außerdem 
müssen die demokratischen 
Standards erhöht und eine plu¬ 
ralistische und gerechte Verfas¬ 
sung für die Türkei gewährlei¬ 
sten werden. Die Inhaftierun¬ 
gen von Menschen aufgrund 
ihrer politischen Gesinnung 
müssen ein Ende finden. Die 
Freilassung der Tausenden von 
inhaftierten Politikerinnen und 
Journalistinnen muss verpflich¬ 
tend durchgeführt und die 
Gleichheit und Gerechtigkeit 
in allen Bereichen gewährleistet 
werden. 

(DK, ANF, 2.1., ISKU) 


Gespräche über Entwaffnung der PKK 


Zwischen dem inhaftierten Vor¬ 
sitzenden der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK), Abdullah 
Öcalan, und türkischen Regie¬ 
rungsvertretern wird über ein 
Ende des bewaffneten Kampfes 
und die Entwaffnung der Gue¬ 
rilla verhandelt. Dass die isla¬ 
misch-konservative AKP-Regie- 
rung von Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan nun wie¬ 
der das Gespräch mit Öcalan 
sucht, ist als Eingeständnis dafür 
zu werten, die Guerilla entgegen 
aller Ankündigungen von ihrer 
baldigen Vernichtung auch nach 
fast 25 Jahren des bewaffneten 
Aufstandes militärisch nicht 
besiegen zu können. So waren 
bei der stärksten Guerillaoffensi¬ 
ve seit den 90er Jahren im ver¬ 
gangenen Jahr über 1000 Solda¬ 
ten und Polizisten getötet und 
große Gebiete im Bergland 
unter Guerillakontrolle genom¬ 
men worden. 

Doch derzeit ist noch völlig 
offen, inwieweit die Regierung 
substantielle Zugeständnisse wie 
eine weitgehende Autonomie für 
die kurdischen Landesteile und 
die Einführung kurdischsprachi¬ 
gen Schulunterrichts machen 


will. Offenbar setzt die AKP 
darauf, Öcalans Autorität gegen 
die PKK-Führung im nordiraki¬ 
schen Kandil-Gebirge auszuspie¬ 
len, um so die Guerilla unter 
Zugzwang zu setzen. Dies wird 
deutlich in der Aussage des 
Erdogan-Beraters und AKP- 
Abgeordneten Yalcin Akdogan 
am Montag im Sender NTV: 
»Abdullah Ocalan ist weiterhin 
der wichtigste Akteur für eine 
Lösung. Wir wissen, dass die 
Organisation ihn frustriert, sei¬ 
nen Namen benutzt und immer 
wieder davon profitiert.« 

Seinen Einfluss hatte Öcalan im 
November unter Beweis gestellt, 
als auf sein Wort hin Tausende 
PKK-Gefangene einen seit 67 
Tagen andauernden Hunger- 
streik in türkischen Gefängnis¬ 
sen beendeten. Die zentrale For¬ 
derung der Hungerstreikenden 
war die Aufhebung der Isola¬ 
tionshaft Öcalans, der seit Juli 
2011 keinen Besuch seiner 
Rechtsanwälte mehr empfangen 
darf. Doch den Anwälten wird 
weiterhin die Überfahrt zur 
Gefängnisinsel Imrali im Mar¬ 
marameer verweigert. Wenn es 
die Regierung ernst mit Frie¬ 


densverhandlungen meinen soll¬ 
te und nicht lediglich die PKK 
in einem neuen Spiel auf Zeit 
ruhigzuhalten versucht, müsste 
sie zuerst einmal eine Verbesse¬ 
rung von Öcalans Haftsituation 
einschließlich direkter Kontakte 
zur PKK-Führung ermöglichen. 
Die kurdische Seite hat ihre 
Bereitschaft zu einer friedlichen 
Beilegung des Konflikts seit lan¬ 
gem deutlich gemacht. Doch die 
seit den 1920er Jahren bestehen¬ 
de kurdische Frage ist kein Miss¬ 
verständnis, das in Geheimver¬ 
handlungen beseitigt werden 
kann. Ein Friedensprozess erfor¬ 
dert vielmehr sichtbare Zeichen 
dafür, dass der Staat zur Aner¬ 
kennung der kurdischen Realität 
bereit ist. Doch auch zu Jahres¬ 
beginn setzte die Armee ihre 
Angriffe auf Guerillakämpfer 
fort, während bei Razzien Stu¬ 
denten unter dem Vorwurf der 
PKK-Mitgliedschaft festgenom¬ 
men und kurdischsprachige 
Bücher beschlagnahmt wurden. 
Solange diese Repression andau¬ 
ert, wäre eine Entwaffnung der 
Guerilla glatter Selbstmord 
nicht nur der PKK sondern aller 
Kurden in der Türkei. 

(jW, 3.1., ISKU) 


All unseren Leserinnen wün¬ 
schen wir ein erfolgreiches 
und gutes Jahr 2013 

Meldungen: 

Besuch bei Öcalan 

Der DTK-Co-Vorsitzende 
Ahmet Türk und die BDP- 
Abgeordnete Ayla Akat konnten 
am Morgen des 3.1. auf der 
Gefängnisinsel Imrali mit 
Abdullah Öcalan Zusammen¬ 
kommen. Näheres zu dem 
Besuch wird in den kommen¬ 
den Tagen veröffentlicht. 

Jedoch wurde der 146. Antrag 
der Anwältlnnen Öcalans auf 
Besuch bei ihrem Mandanten 
abgelehnt. Seit dem 27. Juli 
2011 wurden alle Anträge der 
Anwältlnnen mit Begründun¬ 
gen wie: das Wetter sei zu 
schlecht, die Fähre sei defekt 
oder in Reperatur etc. abge¬ 
lehnt. (ANF, 3.1., ISKÜ) 

Südkurdistan: Grenze zu West¬ 
kurdistan geschlossen 
Peshmerga der Autonomen 
Region Kurdistan haben die 
Grenze zwischen Süd- und 
Westkurdistan mit Stacheldraht 
geschlossen. Damit wurde die 
Hoffnung der kurdischen 
Bevölkerung von Westkurdistan 
auf eine baldige Öffnung der 
Grenze zur Lösung humanitärer 
und wirtschaftlicher Probleme 
zerstört. (ANF, 2.1., ISKU) 

Militäroperation in Piran 
Zur Militäroperation der türki¬ 
schen Armee, die am 31. 
Dezember 2012 im Dreieck 
Piran (Lice), Hani (Hene) und 
Dara Hene (Genö gestartet 
wurde, und sich dann über die 
Dörfer Akcapinar, Ziyaret, 
Hambaz und Taslik ausweitete, 
kommen nun neue Details ans 
Licht. Die militärische Opera¬ 
tion wurde mit der Beteiligung 
von dutzenden Soldaten und 
Spezialeinheiten mit Unterstüt¬ 
zung der Luftwaffe durchge¬ 
führt. Nach Angaben der Bevöl¬ 
kerung sollen zwei Mitglieder 
der HPG dabei ums Leben 
gekommen sein. Die BDP will 
dem Verdacht, dass von Seiten 
des türkischen Militärs chemi¬ 
sche Waffen eingesetzt worden 
sind, nachgehen. 

(DK, ANF, 2.1., ISKU) 


LL-Demonstration am 13. 
Januar 2013 in Berlin 

Als Verband der Studierenden 
aus Kurdistan (YXK) haben wir 
selbstverständlich die Ausein¬ 
andersetzungen um die kom¬ 
mende Luxemburg-Liebknecht- 
Demo 2013 in zwei Wochen 
verfolgt. Es ist die aktuelle Aus¬ 
gabe der nicht enden-wollenden 
„Diskussion“ über die Inhalte 



Dokumentation von Folter auf offener 
Straße als Terrorismus angeklagt 


Vielen sind die Bilder vor 
Augen, als am kurdischen Neu¬ 
jahrs und Widerstandsfest 
Newroz in der kurdischen Stadt 
Colemerg (Hakkari) türkische 
Zivilpolizisten vor laufenden 
Kameras den etwa 14 Jahre alten 
Cüneyt Ertus präsentieren und 
ihm durch einen Spezialgriff den 
Arm brechen. (siehe: 
http://www.youtube.com/watch 
Pv=paLspzHvlzA). Viele türki¬ 
sche Journalistinnen waren 
anwesend, doch nur Hamdiye 
Ciftci wagte es diesen Übergriff 
zu dokumentieren. Folglich 
wurde nicht etwa gegen die auf 
offener Straße folternden Polizi¬ 
sten ein Strafverfahren eingelei¬ 
tet, sondern gegen die kurdische 
Journalistin Hamdiye Ciftci, die 
bekannt ist für ihre Artikel über 
Menschenrechtsverletzungen in 
der Region Colemerg. 

Die Anklage ist ein Ausdruck 
der Repression des türkischen 
Staates gegen oppositionelle 
Journalistinnen. Die Staatsan¬ 
waltschaft konstruierte im Rah¬ 
men des KCK-Verfahrens, eine 
Organisation mit dem Namen 
KCK-TM, als deren angebliche 
Angehörige tausende kurdische 
Politikermnen, Bürgermeiste¬ 
rinnen, Journalistinnen, Men¬ 
schenrechtlerinnen und viele 
andere zivilgesellschaftliche 
Aktivistinnen inhaftiert wurden. 
Bei Hamdiye Ciftci wurde dieses 
Konstrukt folgendermaßen 
angewandt: Sie würde als Jour¬ 
nalistin ihre Nachrichten auf 
Befehl der staatsanwaltschaftlich 
konstruierten KCK-TM 

machen und sei damit Mitglied 
in einer terroristischen Vereini¬ 
gung. Sie wurde am 09.06.2010 
im Rahmen dieses Verfahrens 
inhaftiert, wobei es zu schweren 


Übergriffen von Seiten der Poli¬ 
zei kam und verbrachte bis zu 
ihrer Haftverschonung zwei 
Jahre in türkischen Gefängnis¬ 
sen unter extremen Haftbedin¬ 
gungen. 

Während das Urteil in diesem 
Prozess noch aussteht, holt die 
Staatsanwaltschaft in Wan zu 
einem neuen Schlag gegen die 
Journalistin aus. Vorbereitet von 
Hetzkampagnen in den türki¬ 
schen Medien, wurde ein neues 
Verfahren eröffnet. Die Staats¬ 
anwaltschaft kommt nun direkt 
auf den Fall Cüneyt Ertus 
zurück und wirft Hamdiye Cift¬ 
ci vor, sie habe durch die Veröf¬ 
fentlichung des Übergriffs auf 
den Jungen, „die Personalien 
von im Antiterrorbereich tätigen 
Beamten“ veröffentlicht. 

Weiterhin wirft die Staatsan¬ 
waltschaft Hamdiye Ciftci vor, 
sie habe „mit dem Ziel der Pro¬ 
paganda für eine verbotene 
Organisation bewusst falsche 
Nachrichten verbreitet.“ 

Alle Nachrichten und die im 
Internet dazu abgegebenen 
Kommentare wurden als 
Schuldbeweis einbezogen, die 
Staatsanwaltschaft äußerte dies 
folgendermaßen: „Diese Nach¬ 
richten wurden von der Terro¬ 
rorganisation in der lokalen und 
nationalen Presse immer wieder 
benutzt und die Bürger, welche 
die Nachricht lasen, schrieben 
sehr scharfe Kommentare gegen 
die Polizei unter dem Einfluss 
dieser Nachricht.“ 

Hamdiye Ciftcis Anwalt Fahri 
Timur äußerte sich gegenüber 
ANF folgendermaßen: „Am 
berechnendsten ist in diesem 
Verfahren, dass meine Mandan¬ 
tin aufgrund der Bilder von dem 


Jugendlichen C. E. verurteilt 
werden soll. (...) Obwohl die 
Polizisten die Straftat begehen, 
wird die Journalistin angezeigt. 
(...) Die Polizisten, die den 
Jugendlichen festhalten, zeigen 
ihn der Presse und sagen macht 
Bilder, sie beschimpfen ihn. 
Dennoch wird gegen die Journa¬ 
listin ein Verfahren eröffnet. 
Einem festgenommenen und 
bewegungsunfähigen Kind wird 
auf den Bildern der Arm nach 
hinten umgebogen, er wird 
beschimpft. Es gibt keine Aus¬ 
einandersetzungen oder eine 
aufgebrachte Menschenmenge.“ 
Während das Gericht und die 
Staatsanwaltschaft die Übergrif¬ 
fe auf Cüneyt Ertus zu negieren 
versucht, sind sowohl von 
Augenzeuginnen, als auch von 
Menschenrechtsdelegationen 
aus Deutschland, schwere physi¬ 
sche und psychische Verletzun¬ 
gen von Cüneyt Ertus festge¬ 
stellt worden. Nicht nur durch 
den Übergriff, sondern auch 
durch die darauffolgende schwe¬ 
re Folter im Gewahrsam durch 
Schläge, Tritte und Hochdruck¬ 
wasserschläuche. 

Mit diesem neuen Verfahren 
droht Hamdiye Ciftci eine 
erneute Inhaftierung und unter 
Umständen langjährige Haft¬ 
strafe. Damit soll eine von vielen 
kurdischen Journalistinnen 
mundtot gemacht werden. Was 
Hamdiye Ciftci drohen kann 
wird am Urteil gegen die DIHA 
Korrespondenten von Bedlis 
(Bitlis) Sinan Aygül deutlich, er 
wurde unter einem ähnlichen 
Konstrukt Anfang Dezember 
2012 zu zehn Jahren Haft verur¬ 
teilt. 

(DIHA, YH, ANF, 
ISKU, 31.12.) 


Jahresbilanz der HPG für 2012 


Das Pressezentrum der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG-BIM hat 
die Jahresbilanz für 2012 veröf¬ 
fentlicht. Nach dieser Bilanz 
fanden 320 Bodenoperationen 
und 124 Luftangriffe des türki¬ 
schen Militärs statt. Dagegen 
führte die Guerilla 736 Aktio¬ 
nen durch. Bei den militärischen 
Auseinandersetzungen kamen 
2221 bewaffnete ötaatsdiener 
und 314 Guerillas ums Leben. 
Bei 231 Auseinandersetzungen 
konnten die Ergebnisse nicht 
ermittelt werden. 

Diese Bilanz macht deutlich, 
dass im Jahr 2012 die heftigsten 
Auseinandersetzungen seit Jah¬ 
ren stattfanden. Nach der Statis¬ 
tik der Guerilla weiteten sich die 
Kämpfe insbesondere in den 
Monaten August, September 
und Oktober aus. 

Nach der Jahresbilanz der Gue¬ 
rilla wurden 15 Sikorsky-Hub- 


schrauber abgeschossen, 42 
Sikorsky-Hubschrauber und 11 
Kobra-Kampfhub schraub er 
wurden beschädigt. 

Im Jahr 2012 fanden die mei¬ 
sten Verhaftungs- und Festnah¬ 
meoperationen durch die Gue¬ 
rilla statt. Bei den Aktionen 
wurden 139 Kollaborateure, 
Staatsdiener, Soldaten und para¬ 
staatliche Kräfte festgenommen. 
25 Panzer, 1 Drohne, 5 Militär¬ 
lastwagen, 10 Skorpion-Panzer¬ 
fahrzeuge, 7 Kirpi (schwer gegen 
Sprengfallen gepanzerte Trup¬ 
pentransporter), 11 Panzerfahr¬ 
zeuge, 9 PKW, 4 Jammer, 4 
Busse, 26 Verteidigungsstellun- 

P en, 27 Zugwagons, 5 Militär- 
KW, 6 Bergspezialfahrzeuge, 8 
Tanks, 1 Dienstfahrzeug, 1 Con¬ 
tainer, etliche schwere Waffen 
mit Munition und Ausrüstungs¬ 
gegenstände wurden zerstört. 
Hinzu kommen große Mengen 


an beschlagnahmten Waffen, 
Munition und Ausrüstungs¬ 
gegenständen. 

2012 begann die Guerilla eben¬ 
falls intensiv gegen Unterstü- 
zungsaktivitäten für das Militär 
wie Staudammbau, Kasernen¬ 
bau, Logistik von Kasernen und 
Bau militärischer Straßen vorzu¬ 
gehen. 

Dabei wurden zwischen Juli und 
Oktober folgende Fahrzeuge zer¬ 
stört: 

59 Baumaschinen, 71 schwere 
Lastwagen, 77 Lastwagen, 20 
Bulldozer, 18 Bagger, 5 Pick- 
ups, 11 Transits, 1 Traktor, 3 
IJampfwalzen, 25 PKW, 5 Tank¬ 
wagen, 77 Telefone, 20 Baugerä¬ 
te. 10 Container, 4 Schlafstät¬ 
ten, einen Rohbau, ein Bus und 
eine Vielzahl von Computern, 
Fernsehern und Waffen privater 
Sicherheitsdienste. 

(ANF 3.1., ISKU) 


und teilnehmenden Gruppen 
der LL-Demonstration, die sich 
alle Jahre wieder entzündet. 
Dieses Mal mit besonderem 
Ausmaß, das im Aufruf zu einer 
„Alternativ-Demonstration“ 
gipfelt. 

Im Grunde verdeutlicht diese 
unendliche Geschichte die Zer¬ 
splitterung der Linken an sich 
und die gesellschaftliche Irrele¬ 
vanz solcher inner-linken Aus¬ 
einandersetzungen im Besonde¬ 
ren. Wir sahen es bisher nicht 
als notwendig an, Stellung in 
dieser „Diskussion“ zu bezie¬ 
hen, um nicht noch einen Sarg¬ 
nagel in das Zusammengehörig¬ 
keitsgefühl einer Linken zu trei¬ 
ben. Nun allerdings wurden wir 
aufgefordert uns in dieser 
Nicht-Debatte zu positionieren. 
Daher werden wir niermit unse¬ 
re Haltung zum traditionellen 
Luxemburg-Liebknecht- 
Gedenken und der großen, 
gemeinsamen Demonstration 
artikulieren. (...) 

Daher laden wir alle, die sich 
am Gedenken an gefallene 
Revolutionärinnen beteiligen 
wollen und sich als links - was 
immer das sein mag — definie¬ 
ren, ein, mit uns gemeinsam am 
13. Januar 2013 an der traditio¬ 
nellen Luxemburg-Liebknecht- 
Demonstration in Berlin teilzu¬ 
nehmen und miteinander zu 
reden, anstatt übereinander. 

(http://yxkonline.de/) 

Jeden Moment kann einer der 
kranken Gefangenen sterben 
Laut einer Antwort des Justiz¬ 
ministers Sadullah Ergin auf die 
parlamentarische Anfrage des 
CHP-Parlamentariers von Der- 
sim Huseyin Aygun sollen seit 
Juli 2012 109 Gefangene ihr 
Leben verloren haben. Nach 
den Angaben des IHD (Human 
Right Association) sind zurzeit 
253 schwerkranke Gefangene 
bekannt von denen sich 100 in 
einer kritischen Phase befinden. 
Die meisten der Gefangenen 
haben Probleme bei der ärzt¬ 
lichen Versorgung. Die AKP- 
Regierung tue nichts in der 
Frage der Kranken Gefangenen, 
erklärte Necla Sengul von der 
Gefängniskommission des 
IHDs. (ANF, 3.1., ISKU) 
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Drei kurdische Politikerinnen 
in Paris ermordet 


In der Nacht zum Donnerstag¬ 
wurden drei kurdische politische 
Aktivistinnen im Kurdischen 
Informationszentrum in Paris 
ermordet. Neben der Frankreich- 
Vertreterin des Kurdistan Natio¬ 
nal Kongresses (KNK) Fidan 
Dogan und der Jugendaktivistin 
Leyla Söylemez wurde auch Saki- 
ne Cansiz, Gründungsmitglied 
der PKK (Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stan) Opfer dieses blutigen Mord¬ 
anschlags. Der oder die Täter 
töteten Cansiz und Fidan durch 
Kopfschüsse, Söylemez wurde 
sowohl am Kopf, als auch im 
Magenbereich von Kugeln getrof¬ 
fen. Bei dem Anschlag wurden 
vermutlich Schusswaffen mit 
Schalldämpfern benutzt. 

Das Kurdische Informationszen¬ 
trum liegt an einem sehr belebten 
Platz am Pariser Gare du Nord. In 
die Büroräume ist durch einen 
mit hoher Sicherheit versehenen 
Eingangsbereich des Gebäudes 
und einer weiteren Tür des Büros 
zu gelangen. Derzeit sprechen alle 
Indizien für einen geplanten poli¬ 
tischen Mord. 

In einer Stellungnahme der Föde¬ 
ration der Kurdischen Vereine in 
Frankreich FEYKA beim kurdi¬ 
schen Nachrichtensende Nuce 
TV heißt es: „Wir erwarten von 
den französischen Behörden eine 
Stellungnahme, wie es zu solch 
einen Mord kommen konnte, 
während hier alle kurdische Akti¬ 
vistinnen ununterbrochen von 
der Polizei observiert werden.“ 
Die FEYKA hat zudem sämtliche 
Kurdinnen und Kurden aus 
Europa dazu aufgerufen, nach 
Paris zu kommen. Während die 
Untersuchungen der französi¬ 
schen Polizei, des Gouverneurs 
von Paris und der Vertreterinnen 
des Innenministeriums im Büro 
des Kurdischen Informationszen¬ 
trums noch andauern, haben sich 
tausende Kurdinnen aus Paris 
bereits vor dem Bürogebäude ver¬ 
sammelt. Der französische Innen¬ 
minister kündigte an, dass er im 
Laufe des Tages am Tatort eine 
Erklärung abgeben wird. 

In einer ersten gemeinsamen 
Erklärung der beiden Co-Vorsit¬ 
zenden der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP), Selahattin 
Demirtas und Gültan Kisanak, 
heißt es: „Wir verurteilen den 
kaltblütigen Mord an den kurdi¬ 
schen politischen Aktivistinnen 
Sakine Cansiz, der KNK-Paris 
Vertreterin Fidan Dogan und 
Leyla Söylemez, der sich in den 


gestrigen Abendstunden in Paris 
ereignet hat. Wir fordern die fran¬ 
zösische Regierung dazu auf, den 
Vorfall ohne Raum für Zweifel 
aulzuklären. Zudem möchten wir 
wissen lassen, dass Morde im 
belebtesten Teil von Paris nicht 
verdeckt werden können.“ 

AKP-Regierung hat die 
Erklärung der Morde 
von Paris parat 

Schon wenige Stunden nach 
Bekanntwerden der Ermordung 
stellte der stellvertretender Vorsit¬ 
zende und Sprecher der türki¬ 
schen Regierungspartei AKP, 
Hüseyin Celik, die Behauptung 
auf, dass es sich bei dem Fall wolü 
um eine inneiparteiliche Abrech¬ 
nung der PKK handele. Wie er 
auf diese Behauptung kam, bevor 
es von der französischen Polizei 
oder sonst einer offiziellen Stelle 
zu einer Stellungnahme kam, ließ 
er offen. Dennoch griffen 
zunächst die regierungsnahen 
Medien, später so gut wie alle 
Medienorgane der Türkei, diese 
Erklärung auf und bildeten dar¬ 
auf aufbauend ihre eigenen Ver¬ 
schwörungstheorien. So behaup¬ 
tet die türkische Tageszeitung 
Hürriyet, dass es angeblich bereits 
vor langer Zeit zwischen dem 
Mordopfer Sakine Cansiz und 
dem inhaftierten PKK Vorsitzen¬ 
den Abdullah Öcalan zum Zer¬ 
würfnis gekommen sei. Geschich¬ 
ten wie diese wird man vermut¬ 
lich in der kommenden Zeit in 
den türkischen Medien zu Häuf 
finden. 

Es ist nicht das erste Mal, dass die 
türkischen Medien und die Ver¬ 
treter der türkischen Regierung 
nach Massakern an der kurdi¬ 
schen Bevölkerung mit unseriö¬ 
sem Verhalten und Erklärungen 
glänzen. Beim Massaker von 
Roboski im Dezember 2011, bei 
dem 34 kurdische Zivilisten 
durch Luftangriffe des türkischen 
Militärs ermordet wurden, 
schwiegen die türkischen Medien 
beispielsweise kollektiv ganze 24 
Stunden, bis die Regierung offi¬ 
ziell zu dem Ereignis Stellung 
bezog. Dieser erklärte dann, dass 
sich unter den Opfern Terroristen 
befunden hätten. Allzu lange 
konnte diese Lüge allerdings 
nicht aufrecht gehalten werden 
und die Regierung erklärte später, 
dass es sich um ein Versehen 

G ehandelt habe. 

)ass türkische Regierungsvertre¬ 
ter in diesem Fall so voreilig mit 


dem Finger auf andere zeigen, 
wirft bei uns jedenfalls Fragezei¬ 
chen auf. Aufschluss darüber 
könnten die Aussagen des zweiten 
stellvertretenden AKP Vorsitzen¬ 
den Besir Atalay geben, die er am 
2. Januar im Interview mit der 
Tageszeitung Milliyet aufgrund 
der Gespräche des türkischen 
Staates mit dem inhaftierten PKK 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
machte: 

„Während wir einerseits diese 
Arbeiten [gemeint die Gespräche 
mit Öcalan] forlführen, versuchen 
wir andererseits, die Moral und 
Motivation unserer Sicherheitskräf¬ 
te, die sich im Kampf mit den Ter¬ 
roristen befinden, aufrecht zu hal¬ 
ten. [...] 

Wir verfolgen eine doppelte Strate¬ 
gie, in die wir alle Instrumente 
integrieren wollen. Ziel dieser 
Instrumente ist, dafür zu sorgen, 
dass sie die Waffen niederlegen. Die 
Gespräche auflmrali sina ein Teil 
dieser Strategie. Auf der anderen 
Seite fiihren wir unsere Arbeiten 
national wie international weiter 
fort. Wir stehen in Kontakt zu 
Nordirak und auch unsere Arbeiten 
in den USA und Europa halten an. 
Das ist der internationale Fuß 
unserer Strategie. “ 

Der türkische Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan bezog 
Ende Dezember gar noch unver¬ 
blümter Stellung, indem er in 
Richtung der PKK folgende 
Worte von sich gab: 

„Entweder entscheidet ihr euch, wie 
Menschen unter dieser Nation zu 
leben, oder ihr sucht euch ein ande¬ 
res Land, in dem ihr leben könnt. 
Oder aber ihr versteckt euch weiter¬ 
hin in euren Höhlen. Aber seid 
gewiss, dass wir euch auch in diesen 
Höhlen finden werden. “ 

„Nicht der erste Mord an kurdi¬ 
schen Politikerinnen in Europa“ 

Eine erste Stellungnahme des 
Kurdischen Nationalkongresses 
in Brüssel (KNK) gab Zubeyir 
Aydar, Exekutivratsmitglied des 
KNK, gegenüber Civaka Azad 
telefonisch ab. Aydar sagte folgen¬ 
des zum Mordfall: 

„ Wir befinden uns in einer Phase 
des Dialogs. Deshalb bewerten wir 
diesen Mord als ein schmutziges 

t iel und Angriff von dunklen 
äjien. Sie haben drei unserer 
Genossinnen ermordet, die aktiv 
am politischen Kampf und am 
Kampf um die Geschlechterbefrei- 
ung teilgenommen haben. Der 
Mord wurde in einem Zentrum 


Meldungen: 

Baustopp für Ilisu-Staudamm 

Mit einem unerwarteten Urteil 
verhängte das Oberste Verwal¬ 
tungsgericht der Türkei am ver¬ 
gangenen Montag einen Bau¬ 
stopp für den hoch umstrittenen 
Ilisu-Staudamm im Südosten des 
Landes. Das Gericht folgte damit 
der Klage der türkischen Archi¬ 
tekten- und Ingenieurskammer 
(TMMOB), dass bei dem Pro¬ 
jekt die Umweltgesetzgebung 
nicht eingehalten wurde. 

Für das Projekt war keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach türkischem Gesetz erfolgt. 
Bereits 2011 hatte daher aas 
Oberste Gericht der Architekten- 
und Ingenieurskammer Recht 
gegeben, doch reagierte die türki¬ 
sche Regierung darauf mit einem 
Erlass, der das Ilisu-Projekt und 
weitere Staudammarbeiten von 
Umweltverträglichkeitsprüfun- 

f en ausnahm. Auch bei anderen 
rojekten, wie dem Yortanli- 
Staudamm, der 2011 das antike 
Bad Allianoi überflutete, igno¬ 
rierte oder umging die Regierung 
zahlreiche Gerichtsurteile. Nun 
hat sie sieben Tage Zeit, gegen 
den Baustopp mr den Ilisu- 
Damm Berufung einzulegen. 
„Das Urteil bestätigt unseren 
langjährigen Widerstand gegen 
das Projekt, das den Menschen 
aus 200 Dörfern die Lebens¬ 
grundlage entziehen und die 
10.000 Jahre alte Stadt Hasan- 
keyf zerstören würde“, freut sich 
Ercan Ayboga von der Initiative 
zur Rettung von Hasankeyf. 
„Dies ermutigt uns, noch mehr 
für die Einhaltung unserer Rech¬ 
te zu kämpfen.“ Die Initiative 
umfasst über 80 Organisationen 
aus dem betroffenen Gebiet, dar¬ 
unter auch die Regionalverbände 
von TMMOB. 

(GS, 10.1., ISKU) 

HPG: 34 Soldaten 
in (Jelc getötet 

Die Volksverteidigungskräfte der 
HPG nahmen Stellung zu den 
Aktionen ihrer Guerilla-Einhei¬ 
ten auf ein Militärposten im 
Landkreis (Jele in der Provinz 
Colemerg. Der schriftlichen 
Erklärung der HPG zufolge wur¬ 
den bei den Angriffen minde¬ 
stens 34 türkische Soldaten getö¬ 
tet. Bei der Aktion haben zwei 
Guerillakämpferinnen und bei 
den Bombardements sechs, ihr 
Leben verloren. 

Der Erklärung zufolge haben 
Guerilla-Einheiten am 7.Januar 
gegen 18.00 Uhr abends aus vier 
Richtungen den Militärstütz¬ 
punkt angegriffen. Die Aktion 
habe ungefähr 30 Minuten 
gedauert. Bei Aktion haben ins¬ 
gesamt 34 türkische Soldaten ihr 




Die Gespräche von Imrali 


In den internationalen Medien, 
besonders aber in der Türkei, 
haben die Gespräche vom 3. 
Januar 2013 auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali mit Abdullah öcalan 
große Wellen geschlagen. Am 3. 
Januar waren der Co-Vorsitzende 
des DTK (Kongress für eine de¬ 
mokratische Gesellschaft) Ahmet 
Türk und die Abgeordnete der 
BDP (Partei für Frieden und 
Demokratie) Ayla Akat zu 
Gesprächen bei Abdullah Öcalan 
auf Imrali. Zudem wurde 
bekannt, dass seit November 
2012 Delegationen des türki¬ 
schen Staates ebenfalls mehrfach 
zu Gesprächen auf Imrali gewe¬ 
sen sind. Mehrheitlich wird in 
den Medien die optimistische 
Ansicht vertreten, dass die 
Gespräche zu einer Lösung der 
kurdischen Frage führen können. 
Es gibt aber auch skeptische 
Stimmen. Diese kommen vor 
allem von kurdischer Seite, weil 
sie die ergebnislosen Gespräche 
von Oslo im Jahr 2010 im 
Hinterkopf haben. Mehrheitlich 
sind die kurdischen Organisatio¬ 
nen und Persönlichkeiten der 
Meinung, dass die Gespräche 
wichtig sind und mit der richti¬ 
gen Person, nämlich mit Abdul¬ 
lah Öcalan stattfinden müssen. 
Auch vertreten sie mehrheitlich 
die Meinung, dass die Gespräche 
einen Weg zur Lösung derVurdi- 
schen Frage ebnen können. 
Jedoch müssen dafür, wie der 
KCK-Vorsitzenden Murat Kara- 
yilan oder die BDP-Co-Vorsit¬ 
zenden Gültan Kijanak gegenü¬ 
ber Firat News Agency (ANF) 
erklärten, zunächst erste prakti¬ 
sche Schritte von Seiten der 
Regierung erfolgen. Als erster 
Schritt wird die Verbesserung der 
Haftbedingungen von Abdullah 
Öcalan verlangt, damit er seiner 
Rolle in einem Friedensprozess 
gerecht werden und mit entspre¬ 
chenden Institutionen und Per¬ 
sonen nach Bedarf kommunizie¬ 
ren kann. 

Trotz der Gespräche mit Abdul¬ 
lah Öcalan können die Kurden 
also noch nicht einem Opti¬ 
mismus verfallen. Dies liegt auch 
daran, dass ihnen die Realität kei¬ 
nen großen Anlass dazu gibt. Das 
Massaker von Piran (Lice) vom 
31.12.2012, bei dem 10 Mitglie¬ 
der der Guerilla getötet worden 

—►Drei kurdische 

verübt, aus welchem das kurdische 
Volk in der Öffentlichkeit präsen¬ 
tiert wurde. Die Tatsache, dass drei 
Frauen zum Opfer des Mordan¬ 
schlags wurden, ist eine weitere 
wichtige Eigenschaft. Wir erwarten 
vom französischen Staat und den 
Vertreterinnen der EU, dass sie die¬ 
sen Mordfall lückenlos aufklären. 
Es ist nicht das erste Mal, dass kur¬ 
dische Politikerinnen in Europa 
zum Opfer von Mordanschlägen 
wurden [gemeint sind die Morde an 
den kurdischen Politikern Abdul 
Rahman Ghassemlou 1989 in 


sind, die andauernden KCK- 
Festnahmen gegen die kurdi¬ 
schen Politiker und Politikerin¬ 
nen und die Bewertungen der 
AKP nahen Medien fordern eine 
nüchterne Betrachtung. Deshalb 
hat auch die Co-Vorsitzende des 
DTK Aysel Tugluk erklärt: „Die 
Regierung, die vom Frieden 
redet, hat in der Silvesternacht 
zehn PKK-Guerillas massa¬ 
kriert.“ Des Weiteren hat sie dar¬ 
auf hingewiesen, dass nach den 
„Gesprächen von Oslo das Mas¬ 
saker von Roboski stattgefunden 
und es massenhafte Massaker 

f egenüber der Guerilla gegeben 
at. Deshalb ist weder ein Ver¬ 
trauen noch eine Hoffnung des 
Volkes gegenüber der Regierung 
geblieben. Dieses Vertrauen kann 
man mit praktischen Schritten z. 

B. im Bereich des muttersprach¬ 
lichen Unterrichts wiederherstel¬ 
len.“ Ähnlich hat auch die BDP- 
Abgeordnete Sebahat Tuncel 
Stellung bezogen: „Die Kurden 
haben niemals einen Friedens¬ 
prozess sabotiert, weil sie genau 
wissen, was der Krieg für Folgen 
hat. Es ist der Staat, der den Pro¬ 
zess mit Massakern wie in Piran 
sabotiert.“ In seiner Fraktionssit¬ 
zung erklärte zudem der Co-Vor¬ 
sitzende der BDP Selahattin 
Demirtaj, dass die Gespräche auf 
Imrali wichtig sind, dass es sich 
aber auch bisher nur um Gesprä¬ 
che handelt. Von irgendwelchen 
Verhandlungen könne bisher 
nicht die Rede sein. Die Auflö¬ 
sung des Imrali-Systems bezeich- 
nete Demirta? als wichtigste Vor¬ 
bedingung vor möglichen Ver¬ 
handlungen. Denn nur dann 
seien auch die Bedingungen für 
Verhandlungen gegeben. Zudem 
stellte Demirtaf in seiner Rede 
folgendes klar: „Wenn aber die 
Mflitäroperationen und die 
KCK-Festnahmewellen anhalten 
sollten, braucht auch keiner 
irgendwelche Anstrengungen für 
einen vermeintlichen Trieden zu 
unternehmen. Denn unter sol¬ 
chen Bedingungen sind solche 
Bemühungen von vornherein 
zum Scheitern verurteilt.“ 

Die AKP nahen Medien bewer¬ 
ten die kurdische Frage nach wie 
vor als ein Terrorproblem. Daher 
ist ihre ganze Aufmerksamkeit 
auch auT die Entwaffnung der 

Politikerinnen in 

Wien und Mihemed Sadiq 
frrefkendi 1992 in Berlin], “ 

Demonstrationen in 
Amed und Paris 

Unmittelbar nachdem die Ermor¬ 
dung der drei Aktivistinnen 
bekannt wurde, versammelten 
sich tausende Kurdinnen vor dem 
Tatort in Paris. Einem Aufruf der 
Föderation der Kurdischen Verei¬ 
ne in Frankreich FEYKA folgend, 
sind am Donnerstag Kurd- 
Innenund ihre Unterstüzerlnnen 
aus ganz Europa auf dem Weg 


PKK gerichtet. Auch deshalb tei¬ 
len viele Intellektuelle in der Tür¬ 
kei die Skepsis der kurdischen 
Seite. Die bekannten Schauspie¬ 
ler und Darsteller Altan Erkekli 
und Ahmet Mümtaz Taylan 
haben gegenüber ANF erklärt, 
dass ein Frieden möglich ist, sie 
aber aufgrund der Erfahrungen 
alles nüchtern analysieren müs¬ 
sen. Erkekli erinnert auch daran, 
dass „die AKP im Parlament 
bereits erklärt hat, man werde 
sich mit ,denen“ nicht an einen 
Tisch setzen. Im Grunde betrach¬ 
te ich das ganze kritisch und 
denke, dass sich ihr Charakter 
nicht ändern wird“, so Erkekli. 
Aber die kurdische Seite verfällt 
trotz ihrer eher nüchternen Hal¬ 
tung auch nicht in Pessimismus. 
Die Rahmenbedingungen für 
eine Lösung sind nicht ungün¬ 
stig. Das ist auch an den Reaktio¬ 
nen der Öffentlichkeit zu den 
Gesprächen festzustellen. Das 
bedeutet aber auch nicht, dass 
automatisch alles reibungslos bis 
zu einer Lösung laufen wird. 
Gerry Adams meinte einst, dass 
Friedensphasen in der Regel 
schwieriger verlaufen. Sofern die 
ersten praktischen Schritte der 
Regierung folgen sollten, wird 
die nüchterne Haltung sich in 
einen Hoffnungsschimmer wan¬ 
deln. So kann Schritt für Schritt 
das gegenseitige Vertrauen 
wiederhergestellt werden. 

Die Wiederaufnahme des Dia¬ 
logs ist wichtig. Er ist Vorausset¬ 
zung für den Beginn von Ver¬ 
handlungen. Dafür bedarf es 
auch einer objektiven internatio¬ 
nalen Begleitung, um den Frie¬ 
densprozess am Verhandlung¬ 
stisch mit Erfolg führen zu kön¬ 
nen. Für eine Lösung eines Kon¬ 
fliktes müssen die Kontrahenten 
auf Augenhöhe zu Verhandlun¬ 
gen ermutigt werden. Wir als 
Civaka Azaa rufen die internatio¬ 
nalen demokratischen Institutio¬ 
nen und fortschrittlichen Orga¬ 
nisationen auf, den Friedenspro¬ 
zess in der Türkei voranzutreiben, 
der auch Beispiel für die Lösung 
weiterer Konflikte in der Region 
sein kann. Die kurdische Seite ist 
bereit, das ihr Mögliche für einen 
gerechten Frieden und einen 
Demokratisierungsprozess zu 
geben. (CA, 9.1., ISKU) 

Paris ermordet 

nach Frankreich um gegen die 
Morde zu protestieren. Auch die 
Co-Vorsitzenden der BDP, Sela¬ 
hattin Demirtaj und Gültan 
Kijanak, werden nach Paris rei¬ 
sen. Am Samstag wird in Paris 
vorraussichtlich eine Großde¬ 
monstration im Gedenken an die 
Ermordeten stattfmden. 

In Amed ruft die BDP für Don¬ 
nerstag Nachmittag zu einer 
öffentlichen Pressekonferenz auf 
Anschließend ist eine Demonstra¬ 
tion zum Kofuyolu Park geplant. 

(CA/ANF, 10.1., ISKU) 


Leben verloren. Auch gab die 
HPG bekannt, dass bei den 
Aktionen 8 Guerillakämpferin¬ 
nen ihr Leben verloren haben. 
Auf der anderen Seite gab die 
HPG auch bekannt, dass 5 ihrer 
Guerillakämpferinnen ver¬ 
schwunden sind und sie seit 
Tagen keinen Kontakt zu ihnen 
haben. 

Erst Anfang des Jahres waren 10 
Guerillakämpferinnen der HPG 
bei einem Gefecht in Lice durch 
den Einsatz von chemischen 
Waffen seitens der türkischen 
Armee gefallen. 

(ANE/DK, 9.1., ISKU) 

Generalstab erklärt 20 
Regionen zu verbotenen Zonen 
ln einer schriftlichen Mitteilung 
auf seiner Internetseite gab der 
türkische Generalstab bekannt, 
dass zwanzig Zonen im Südosten 
des Landes nicht mehr betretbar 
sind und zu verbotenen Zonen 
erklärt wurden. Diese Regionen 
seien nach Angaben des General¬ 
stabs “vorübergehende Sicher- 
heitszonen”. Unter den Zonen 
gehören auch landwirtschaftlich 
stark genutzte Gebiete. Durch 
solche Anordnungen werden 
erhebliche Verletzungen gegen 
das Recht auf Freizügigkeit getä¬ 
tigt. In diesen Regionen halten 
sich auch Guerillaeinheiten der 
Volksverteidigungskräfte (HPG) 
auf. Zudem Könnten Operatio¬ 
nen erwartet werden, welche 
erfahrungsgemäß schwere Aus¬ 
einandersetzungen zur Folge 
haben könnten. Auch der Einsatz 
von chemischen Waffen kann 
nicht ausgeschlossen werden. 
Folgende Gebiete wurden zu 
“Sicherheitszonen” erklärt: der 
Küpeli Berg, der Cudi Berg, 
Yazlica Berg und dessen west¬ 
licher Bereich, Mehmet Yusuf 
und Meydan Berge, Incebel 
Berge, Altin Berge, 
Caglayan/Pirin^eken, , Buzul 
Berge, Alangüz Berge, Ikiyaka 
Berge, Baikaya Berge, Karadag- 
Gediktepe-Öimendagi, Yazlica 
Berge und dessen nördlicher 
Bereich, Kurjunlu Berg in Diele 
(Amed (Diyarbakir)) und der 
Yassi Berg. 

(ANF/DK, 7.1, ISKU) 
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Weltweiter Protest gegen die Ermordung 
von drei kurdischen Aktivistinnen 


Nachdem am Abend des 9. Janu¬ 
ar die drei kurdischen politischen 
Aktivistinnen Sakine Cansiz, 
Fidan Dogan uns Leyla §aylemez 
ermordet im Büro des Kurdistan 
Informationszentrum in Paris 
aufgefunden worden sind, fanden 
in den darauffolgenden Tagen in 
mehreren Ländern Europas und 
anderen Teilen der Welt Protest¬ 
aktionen statt. 

In der französischen Hauptstadt 
Paris, wo sich der Mord an den 
drei Kurdinnen ereignete, ver¬ 
sammelten sich über 100.000 
Menschen zum Trauermarsch. 
Schon in den vorherigen Tagen 
kam es in Paris und anderen Städ¬ 
ten Frankreichs wie Strasbourg 
und Marseille zu massiven Prote¬ 
sten, in denen die sofortige Auf¬ 
klärung der Tat gefordert wurde. 
In Deutschland fanden am Frei¬ 
tag und Samstag in zahlreichen 
Städten, wie Kassel, Hannover, 
Berlin, Kiel, Dortmund, Ham¬ 
burg, Frankfurt und München 
Protestaktionen statt, an denen 


insgesamt zehntausende Men¬ 
schen teilgenommen haben. 

Im holländischen Lahey, im italie¬ 
nischen Pisa, in London, in Inns¬ 
bruck und Graz, in Göteborg und 
Stockholm, in Madrid sowie in 
mehreren Städten der Schweiz 
fanden Protestaktionen statt. In 
New York, New Jersey, Washing¬ 
ton und Virginia führten die kur¬ 
dischen Gemeinden Gedenkver¬ 
anstaltungen durch. In Australien 
kamen in Melbourne über 100 
Kurdinnen zusammen, um gegen 
die Ermordung der drei kurdi¬ 
schen Frauen zu protestieren. 

In der Autonomen Region Kurdi¬ 
stan im Nordirak demonstrierten 
tausende Menschen gegen das 
Massaker im Kurdistan fnforma- 
tionszentrum in Paris, 
ln der Westtürkei kam es neben 
den Großstädten Istanbul, Anka¬ 
ra, Adana, Kocaeli, Konya, Anta¬ 
lya, Manisa u. a. Städten auch zu 
großen Protestaktionen in Mer- 
sin, wo Leyla §aylemez, eins der 
Todesopfer des Mordanschlags, 


geboren wurde und aufgewach¬ 
sen ist. Ebenso wurde gegen das 
Massaker in weiten Teilen Nord¬ 
kurdistans protestiert, u. a. in 
Amed (Diyarbakir), Colemerg 
(Hakkari), Sert (Siirt), Cizir 
(Cizre), Antep, Elih (Batman), 
Semsür (Adiyaman), Siverek, 
Riha (Urfa), Wan (Van), Begiri 
(Muradiye), Mü§ und Kele 
(Malazgirt). 

Am Dienstag fand eine Gedenk¬ 
feier und Verabschiedung von 
den drei Politikerinnen in Paris 
statt, bevor diese am Mittwoch 
nach Amed (Diyarbakir) geflo¬ 
gen wurden. Nach dem Geden¬ 
ken und der Verabschiedung in 
Amed werden die drei ermorde¬ 
ten Frauen in ihre jeweiligen 
Geburtsstädte gebracht. 

(ANH 13.1., ISKU) 

Unter www.isku.org ist eine 
Sonderseite mit weiteren aktuellen 
Berichten, Analysen und Erklärun¬ 
gen zum Mord an den drei Ge¬ 
nossinnen zu finden. 


Kalkan: Mordanschlag ist Teil 
eines Vernichtungskonzeptes 


In einem Beitrag für den kurdi¬ 
schen Nachrichtensender Nuce 
TV bezeichnete Duran Kalkan, 
Mitglied des Exekutivrats der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK), die Ermor¬ 
dung der PKK-Mitbegründerin 
Sakine Cansiz, der Frankreichver¬ 
treterin des Nationalkongresses 
Kurdistan (KNK) Fidan Dogan 
und der Jugendaktivstin Leyla 
Saylemez als Bestandteil des 
Liquidationskonzeptes gegen die 
kurdische Freiheitsbewegung. 

Er bezog sich auf eine Frage, die 
letzte Woche in einer Diskus¬ 
sionssendung im kurdischen Sen¬ 
der Sterk TV debattiert worden 
war: „Was, glaubt Ihr, wird der 
PKK und dem kurdischen Volk 
passieren, wenn die PKK ihre 
Waffen niederlegt?“ „Die Ant¬ 
wort darauf haben wir in Paris 
erhalten. Das Massaker von Paris 
ist offensichtlich die Antwort auf 
diese Frage“, so Kalkan, der 
betonte, dass sie sich dessen sicher 
seien, und weiter: „In diesem 
Sinne ist das Massaker von Paris 
keine willkürliche Tat. Sie steht in 
Zusammenhang mit der [politi¬ 
schen] Phase. Dass es sich dabei 
um einen äußerst bewussten und 
planmäßigen Teil eines Vernich- 
tungs- und Liquidationsangriffs 
handelt, steht außer Frage.“ 


Es gelte, die Mordtat auf diese 
Weise zu analysieren: „Dadurch, 
dass unsere Freundin Sakine als 
Angriffsziel auserkoren wurde, 
wird genau dies ausgedrückt. 
Manche ,Kolumnisten’ haben 
mit ihren Hetzartikeln seit 
Wochen auf einen solchen Mord 
hingearbeitet. Bringt die Füh¬ 
rung der PKK um, so der Tenor 
der Journalisten, aus deren 
Mündern der Geifer und aus 
deren Stiften Blut tropft. Folg¬ 
lich ist genau das passiert, was 
diese Kreise vorhersagten. Zwei¬ 
fellos handelt es sich um einen 
Angriff, der auf unseren Vorsit¬ 
zenden, die Existenz und die 
Freiheit des kurdischen Volkes 
und in diesem Sinne auf den 
geführten Kampf abzielte.“ 

„Unsere Führung ist das Ziel“ 
Man sollte nicht nur an die 
gezielte Ermordung von Sakine 
Cansiz denken: „Offensichtlich 
soll die seit einiger Zeit andau¬ 
ernde Vernichtungs- und Liqui¬ 
dierungsoperation, die mit solch 
schmutziger Vorgehensweise auf 
unseren Vorstand abzielt, somit 
fortgeführt werden. Die Morde 
stellen den ersten und bedeuten¬ 
den Akt zur Realisierung eines 
entsprechenden Plans dar. Even¬ 
tuell hatte es schon im Vorfeld 


ähnliche Bestrebungen gegeben, 
wir erhielten Informationen dar¬ 
über. In Kandil soll ein umfas¬ 
sender Angriff auf den Vorsit¬ 
zenden des Exekutivrats geplant 
gewesen sein. Das ist ebenfalls 
der Presse zu entnehmen“, so 
Kalkan weiter. 

Kalkan unterstrich, dass der 
Mord an Sakine Cansiz in Euro¬ 
pa mehrere Bedeutungen habe: 
„Neben dem Angriff auf unsere 
Partei, unseren Vorsitzenden 
und die aktuelle Phase handelt 
es sich ebenfalls um eine Bot¬ 
schaft an unser in Europa leben¬ 
des Volk. Mehrere Kräfte sind in 
diesen Fall verstrickt. Daher 
kommt der Aufklärung der Tat 
besondere Bedeutung zu.“ 
Außerdem betonte Kalkan die 
Wichtigkeit der Aufklärung des 
Mordanschlags für die Lösung 
der kurdischen Frage und die 
Demokratisierung der Türkei: 
„Niemand sollte auch nur den¬ 
ken, die kurdische Frage könne 
gelöst und die Türkei demokra¬ 
tisiert werden, bevor diese Tat 
aufgeklärt wurde. Dabei handelt 
es sich um eine außerordentlich 
wichtige Angelegenheit. Selbst¬ 
verständlich steht sie mit der 
aktuellen Phase in Zusammen¬ 
hang.“ 


Meldungen: 

Beileidsbekundungen Öcalans 
an die Familien der Ermordeten 
Der inhaftierte PKK-Vorsitzende 
Abdullah Öcalan hat den Fami¬ 
lien von Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Leyla Saylemez sein 
Beileid bekundet. Die Morde in 
Paris bezeichnete er als ein zwei¬ 
tes Dersim-Massaker. 

Am 14. Januar konnte der Bru¬ 
der von Abdullah Öcalan, Meh¬ 
met Öcalan, sowie die Angehöri¬ 
gen der ebenfalls auf Imrali 
inhaftierten Bayram Kaymaz 
und Cumali Karsu diese auf der 
Gefängnisinsel besuchen. Als sie 
in den Abendstunden von Imrali 
zurück in der Hafenstadt Gemlik 
ankamen, wurden sie von einer 
VielzaH Journalistinnen empfan¬ 
gen, die auf Öcalans Stellung¬ 
nahme zum Mord in Paris 
gespannt waren. 

Auf Drängen der Pressevertreter 
erklärte Mehmet Öcalan, dass 
das Gespräch traurig verlief und 
sein Bruder die Tat verurteile. „Er 
bezeichnete den Mord als ein 
zweites Dersim-Massaker. Jeder 
solle alles dafür tun, dass die 
Morde aufgedeckt werden. 
Wenn der Mord in einer kurzen 
Zeit aufgeklärt wird, würde das 
für die jetzige Phase positiv sein. 
Er drückte den Familien der 
Ermordeten sein Beileid aus. 
Den Mord bezeichnete er als ein 
Zeichen. Sollten in den kom¬ 
menden Tagen die BDP-Co-Vor¬ 
sitzenden zu ihm vorgelassen 
werden, wird er mit ilmen eine 
Erklärung zur gegenwärtigen 
Lage abgeben", so der Bruder des 
inhaftierten PKK-Vorsitzenden. 
Auf die Frage der Reporter, 
bezüglich des neuen Fernsehers 
in Öcalans Zelle, erklärte Meh¬ 
met Öcalan, dass sein Bruder 
nicht den Wunsch nach einem 
Fernseher habe, aber die Gefäng¬ 
nisleitung darauf gedrängt habe, 
dass von nun an ein Fernseher in 
seiner Zelle steht. 

Unterdessen verweigerte Bayram 
Kaymaz den Besuch seiner Ange¬ 
hörigen auf der Gefängnisinsel 
Imrali. Er tat dies aus Protest 
gegen die gekürzte Besuchszeit, 
so seine Mutter Medine Kaymaz. 
Am Morgen, vor den Besuchen 
der Angehörigen, hat zudem eine 
vierköpfige Strafanstaltsbeobach¬ 
tungskommission das Imrali- 
Gefangnis besucht. 

(ANF, 14.1., ISKU) 

Türkei: Verhaftungen und 
Operationen auch 2013 

Auch 2013 hält die repressive 
Politik der türkischen Regierung 
weiter an. ln den ersten 16 Tagen 
des neuen Jahres sind 116 Perso¬ 
nen festgenommen und 57 ver¬ 
haftet worden. 




Waffenlieferungen an bewaffnete 
Gruppen in Westkurdistan 


Vier Lastwagen, vollgeladen mit 
Waffen, die von der Ukraine an 
die Schwarzmeerregion in der 
Türkei geschickt wurden, warten 
darauf, zu den bewaffneten 
Gruppen in Westkurdistan 
(Nordkurdistan) gebracht zu 
werden. Ein Minister der AKP 
soll hierbei die Bürgschaft für die 
Waffen tragen. 

Nach Angaben eines Zeugen, 
dessen Namen nicht genannt 
werden kann, sollen die Waffen 
über Schmuggelwege nach West¬ 
kurdistan transportieren werden. 
Momentan werden Zollbeamte 

f esucht, die sich dem annehmen. 
)enjenigen die sich dafür bereit 


erklären, ist ein Angebot von 10 
Millionen TL gemacht worden. 
Der Zeuge erklärte, dass der 
Schmuggel auf Anweisung eines 
AKP-Ministers erfolgen würde. 
Es ist kein Geheimnis, dass viele 
Waffen der Freien Syrischen 
Armee (FSA) direkt von der Tür¬ 
kei, Katar und Saudi-Arabien 
finanziert werden. Die Erklärun¬ 
gen der FSA und westlicher 
Diplomaten bestätigen dies. 
Auch ist bekannt, dass die Türkei 
radikal-islamistische Gruppen in 
Westkurdistan bewaffnet. 

Dass die aus der Ukraine geliefer¬ 
ten Waffen von einem AKP- 
Minister gedeckt werden, ver¬ 


stärkt den Verdacht, dass diese an 
kurdenfeindliche bewaffnete 
Gruppen weitergebeben werden. 
Die von der Türkei unterstützten 
bewaffneten Gruppen hatten in 
den letzten Monaten des vergan¬ 
genen Jahres mehrfach Angriffe 

f egen die Städte Halep uncTSere 
laniye verübt. Die Angreifer 
wurden von den Volksverteidi¬ 
gungseinheiten der YPG zurük- 
kgeschlagen und erlitten schwere 
Verluste. Nach den Angriffen der 
islamistischen Gruppierungen 
auf Sere Kaniye, wurden die 
Angreifer bei ihren Rückzügen an 
der Grenze von der Türkei 
geschützt. (ANF, 15. L, ISKU) 


—^Kalkan: Mordanschlag ist Teil 


Geschichte Frankreichs spielt 
entsprechende Rolle 

Kalkan hob zudem hervor, dass 
Frankreich, falls es seiner 
Geschichte gerecht werden und 
weiterhin als Wiege der Demo¬ 
kratie gelten wolle, den Mordan¬ 
schlag aulzuklären und die darin 
involvierten Kräfte und die Täter 
zu ermitteln habe. Dadurch 
werde Frankreich einen Schim¬ 
mer seiner historischen Verant¬ 
wortung gegenüber den Kurdin¬ 
nen und Kurden retten können: 
„Solange die Tat nicht aufgeklärt 
ist, wird die Verantwortung"beste¬ 
hen bleiben. Wir erwarten daher 
von der französischen Regierung, 
sich verantwortungsbewusst zu 
verhalten und den Vorfall voll 
und ganz aufzuklären. Wir wer¬ 
den das Geschehen bis zum 
Schluss verfolgen. Es handelt sich 
auch nicht um eine spontane Ein¬ 
zeltat.“ 

Kalkan verwies zudem auf die 
Diskussionen, wonach die Morde 
äußerst professionell ausgefiihrt 
worden seien: „Anscheinend han¬ 
delt es sich um eine vorbereitete, 
schon lange zuvor geplante Tat 
und demnach nicht um eine sehr 
zeitnahe Planung, dennoch steht 
sie mit der aktuellen Phase in 
Zusammenhang. Der Angriff ist 
als Teil des Vernichtungs- und 
Liquidationskonzeptes gegen 
unsere Freiheitsbewegung zu wer¬ 
ten.“ 

Der Angriff habe auf eine Abrech¬ 
nung mit der kurdischen Frau, 
dem kurdischen Volk und der 
PKK abgezielt: „Von wegen, es 
sollen Angst, Schrecken und 
Befriedung erreicht werden. Wir 
verstehen ganz genau, was 
bezweckt wird. Durch eine neue 
Ausrichtung soll das Konzept der 
vollständigen Vernichtung unse¬ 
rer Bewegung fortgesetzt wer¬ 
den.“ 

Bisher seien die Angriffe ökono¬ 
misch, sozial, kulturell, politisch, 
militärisch und psychologisch auf 
allen Ebenen geführt worden, 
nun sollten mit Mordanschlägen 
des schmutzigen Krieges die Mas¬ 
saker fortgesetzt werden, so Kal¬ 
kan weiter. 


Integrationsstrategie als Vernich¬ 
tungskonzept 

Kalkan erinnerte zudem daran, 
dass die derzeitige Regierung im 
Jahr 2006 ein ähnliches Zief ver¬ 
folgt habe: „Damals hatten wir es 
aufdecken können. Nun zeigt 
sich ein ähnlicher Fall. Es wird 
Integrationsstrategie genannt, ln 
der Art: Wir führen Gespräche, 
gleichzeitig töten und verhaften 
wir. Das heißt Vernichtung. 
Gegenwärtig ist die von der AKP- 
Führung als Integrationsstrategie 
bezeichnete Planung als Angriffs¬ 
konzept zu interpretieren.“ 
Kalkan zu den Äußerungen des 
türkischen Ministerpräsidenten 
Recep Tayyip Erdogan und des 
stellvertretenden AKP-Vorsitzen- 
den Hüseyin Celik kurz nach 
dem Mordanschlag: „In großer 
Panik haben sie sofort den Täter 
ermittelt. Noch bevor jemand 
etwas gehört hat, noch vor 
irgendeiner Stellungnahme ga¬ 
ben sie die erste Erklärung ab. 
Woher hatten sie die Informatio¬ 
nen? Warum sahen sie sich so 
schnell zu einer Erklärung veran¬ 
lasst? Noch bevor die kurdische 
Presse die Tat gemeldet hat, 
schrieb die AKP-nahe Presse wie 
Zaman und Yeni §afak darüber. 
Zudem titelten sie, dass es sich 
dabei um einen Konflikt inner¬ 
halb der PKK handele. Woher 
hatten sie die ganzen Informatio¬ 
nen? Anscheinend gibt es Schuld- 
efühle. Demnach handelt es sich 
ei ihnen um Mittäter. Das Ver¬ 
halten Hüseyin (Jeliks zeigt die 
Merkmale eines Täters mit 
Schuldreaktionen. Eines Men¬ 
schen, der auf frischer Tat ertappt 
wurde und die Schuld auf andere 
schieben will. Der davon ausgeht, 
dass von dem Fall nicht abgelas¬ 
sen und dieser verfolgt und auf¬ 
geklärt wird. Dagegen wird sich 
eines Ablenkungsmanövers be¬ 
dient. Warum? Zudem heißt es, 
derzeit fänden Gespräche statt. 
Selbst der Ministerpräsident sagte 
das. Sie meinen, sich um die 
Lösung des Problems zu küm¬ 
mern. Handelt es sich bei dieser 
Ausdrucksweise, bei dieser Hal¬ 
tung um eine lösungsorientierte 


• • • 

Annäherungsweise? Sicherlich 
nicht.“ 

Kalkan wies darauf hin, dass 
Hüseyin (Jelik nach diesen Äuße¬ 
rungen als Verantwortlicher gese¬ 
hen werden müsse, und fuhrlort: 
„Ich kann nicht genau sagen, ob 
hinter diesem Vorfall die gesamte 
AKP oder nur ein Teil von ihr 
steckt. Allerdings werden von der 
,Grünen Gladio’ seit einiger Zeit 
ohnehin Massaker an der kurdi¬ 
schen Jugend begangen und die 
kurdischen Patrioten eingesperrt. 
Nun sind wir damit konfrontiert, 
dass in Europa, in einer Stadt wie 
Paris, kurdische Frauen auf grau¬ 
samste und brutalste Weise mas¬ 
sakriert werden. In dieser Hin¬ 
sicht hat die AKP ihre Haltung 
zu konkretisieren. Derzeit ist die 
AKP der Verantwortung für das 
Massaker in Paris angekfagt.“ 

Die AKP trage für das Massaker 
in Paris genauso viel Verantwor¬ 
tung wie für das Massaker von 
Roboski: „Unser Volk, die demo¬ 
kratischen Kreise interpretieren 
das so. In diesem Sinne werden 
sie sich verhalten und sie zur Ver¬ 
antwortung ziehen. Falls es 
AKPler geben sollte, die nicht 
involviert sind, sollten sie sich 
dazu äußern. Sie sollten sich 
gegen diejenigen wenden, die in 
der AKP verantwortlich sind, 
und gegen die Medien. Die AKP 
ist tief verstrickt. Natürlich gibt 
es auch Mittäter. Es handelt sich 
hierbei um eine äußerst gründ¬ 
lich geplante und organisierte 
Tat. Dieser Fall steht in 
Zusammenhang mit der neuen 
Phase, die der Vorsitzende Apo 
beginnen will, er demonstriert 
die Sabotageabsichten.“ 
Außerdem betonte Kalkan die 
Notwendigkeit für die demokra¬ 
tischen Kräfte, den Vorfall bis zur 
Aufklärung weiterzuverfolgen: 
„Bevor der Fall nicht aufgeklärt 
und die Verantwortlichen nicht 
ermittelt sind, bevor diese Annä¬ 
herungsweise, diese Politik, diese 
Mentalität nicht geändert wird, 
kann weder die kurdische Frage 
gelöst noch die Türkei demokra¬ 
tisiert werden.“ 

(ANF, 14.1., ISKU) 


ln Lice, (Jele ü Nisebine halten 
die militärischen Operationen 
weiter an. 25 Guerillas der Volks¬ 
verteidigungskräfte haben dabei 
ihr Leben verloren. Bei den 
Bombardierungen der Kandil- 
berge in Südkurdistan/Nordirak 
wurden sieben Guerillas durch 
die türkische Luftwaffe getötet. 
Ein Jugendlicher kam im 
Gefängnis ums Leben. Den 
Angehörigen wurde erklärt, dass 
er Selbstmord begangenen haben 
soll. Seine Verletzungen sprechen 
eine andere Sprache. 

Türkische „Sicherheitskräfte“ 
führten in Meleti, Nisebin, 
Nor§in, §irnexe, Mersin und wei¬ 
teren Städten zehn Operationen 
durch, bei denen etliche Häuser 
und Wohnungen durchsucht 
worden sind. Bei den Razzien 
wurden 116 Personen festge¬ 
nommen und 57 verhaftet. 
Unter den 57 Verhafteten befin¬ 
den sich zehn Minderjährige. 

(ANF, 16.1., ISKU) 

8.000 Berufssoldaten 
verlassen die TSK 
8.000 Berufssoldaten der türki¬ 
schen Armee (TSK) haben die 
Armee verlassen. Dies meldete 
EMUZDER Präsident Esef 
Merdoglu. Nach seinen Angaben 
ist die Anzahl der Berufssoldaten 
von über 65.000 (Stand 2010) 
auf unter 35.000 gesunken. „Im 
November 2012 betrug die 
Anzahl der Berufssoldaten noch 
46.000. Ab diesem Zeitpunkt 
haben 8.000 Berufssoldaten ihre 
Verträge nicht verlängert. Weite¬ 
re 5.700 mussten aus Altersgrün¬ 
den die Armee verlassen. Da die 
TSK nicht genügend Berufssol¬ 
daten zur Verfügung hat, muss 
sie Wehrpflichtige in die Anti- 
Terror-Einheiten“ einziehen“, 
erklärte Merdoglu. 

Die regierende Partei AKP verab¬ 
schiedet am 22. März 2011 einen 
Gesetzesentwurf für eine Berufs¬ 
armee. In den Verträgen der 
Berufssoldaten steht neben dem 
Gehalt und den „Prämien“ für 
einzelne Militäroperationen, dass 
sie keinerlei Anrechte auf Ent¬ 
schädigung haben und bei 
Todesfall lediglich die Familie 
oder drei genannte Personen 
benachrichtigt werden. 

(ANF, 15.L, ISKU) 
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„Welcher kurdische Politiker soll in Meldungen: 


Deutschland exekutiert werden?“ 


Der stellvertretene AKP-Vorsit¬ 
zende Mehmet Ali §ahin hat auf 
einer Veranstaltung in seinem 
Wahlort Karabük bezugnehmend 
auf die Morde an drei PKK-Mit- 
gliedern in Paris davor gewarnt, 
dass ähnliche Fälle auch in 
Zukunft in Deutschland passie¬ 
ren könnten. 

ahin erklärte, dass nun eine 

hase seitens der Regierung ein¬ 
geläutet wurde, in der die PKK 
dazu gebracht werde, ihre Waffen 
niederzulegen. „Aufgrund dessen 
befinden sich nun einige Kreise 
in Aufruhr. Sie versuchen alles in 
Gang zu setzen, um diese Phase 
zu sabotieren. Der Mord in Paris 
ist in diesem Kontext zu 
bewerten", so §ahin. 

Zugleich kritisierte er die Hal¬ 
tung der europäischen Staaten, 
welche PKK-Verantwortliche in 
ihren Ländern angeblich schüt¬ 
zen würden: „Wir machen die 
Länder der EU, Frankreich und 
Deutschland immer wieder dar¬ 
auf aufmerksam. Wir sagen 
ihnen, dass sie falsch handeln, 
indem sie die Mitglieder der 
PKK Terrororganisation in ihren 
Ländern freies Handeln gewäh¬ 
ren. Ihr ernährt die Schlange in 
eurem Schoß', das sagen wir 
ihnen. Aber sie haben es bisher 
nie ernst genommen. Wir haben 


so oft die Auslieferung von PKK- 
Mitgliedern verlangt. Aber sie 
haben nie darauf reagiert. Aber so 
langsam sehen sie auch, was 
ihnen dadurch zustoßen kann. 
Ich befürchte, dass sich in den 
folgenden Tagen und Wochen 
auch in Deutschland ähnliche 
Vorfälle ereignen können. Des¬ 
wegen denke ich, hat die Türkei 
die Verantwortung, sich von die¬ 
ser Last zu befreien", erklärt 
§ahin. 

Demirta§: „Welcher kurdische 
Politiker soll in Deutschland exe¬ 
kutiert werden?“ 

Der Co-Vorsitzende der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
Selahattin Demirtaf hat während 
einer Fraktionssitzung erklärt: 
„Der Ministerpräsident Erdogan 
soll seine Bemühungen einstellen, 
die BDP nach seinem Wunsch 
umzuprogrammieren. Wir erwar¬ 
ten von ihm weder Mitleid noch 
Almosen. Wir fordern lediglich 
die Rechte eines entrechtetenvol- 
kes zurück." 

Demirtaf hat auch zu den Mor¬ 
den in Paris und im Zuge dessen 
zu den Äußerungen Mehmet Ali 
Sahins, dem Stellvertretenden 
Vorsitzenden von Erdogans AKP 
(Partei für Gerechtigkeit und Auf¬ 
schwung), Stellung Bezogen. 


Die Veröffentlichungen der fran¬ 
zösischen Staatsanwaltschaft 
sind unbefriedigend 
Demirtaf hat auf die Erklärung 
der französischen Staatsanwalt¬ 
schaft zum dreifachen Mord in 
Paris seine Enttäuschung zum 
Ausdruck gebracht: „Die Infor¬ 
mationen, die die französische 
Staatsanwaltschaft zu diesem Fall 
veröffentlicht hat, sind nicht von 
besonderer Tragweite und befrie¬ 
den unser Bedürfnis nach Aufklä¬ 
rung bei weitem nicht. Wir wol¬ 
len wissen, wer und warum diese 
Morde begangen wurden. Dies 
aulzuklären, ist die dringlichste 
Aufgabe der französischen 
Ermittlungsbehörden und der 
Regierung, da ihnen die dafür 
benötigten Mittel bei weitem zur 
Verfügung stehen. Seit dem Mord 
an Sakine Cansiz, Fidan Dogan 
und Leyla §aylemez sind nun¬ 
mehr 10 Tage vergangen und die 
französischen Ermittlungsbehör¬ 
den wollen uns weismachen, dass 
dieses magere Ergebnis alles ist, 
was sie zu bieten haben. Ist das 
wirklich alles was sie erreicht 
haben? Der Staatsanwalt weist ja 
darauf hin, dass es Videoaufnah¬ 
men zum Beschuldigten gibt, die 
aufzeigen, wie er das Gebäude 
zum Büro betritt. Dies bedeutet 
wiederum, dass der Eingang zum 


Fidan, Leyla und Sakine in ihren 
Heimatorten beigesetzt 


Nach der Trauerzeremonie am 
17.1.2013 in Amed für die drei 
ermordeten kurdischen Aktivi¬ 
stinnen Fidan Dogan, Leyla 
§aylemez und Sakine Cansiz, an 
der hunderttausende Menschen 
in teilgenommen hatten, wurden 
die drei Frauen am 18. Januar in 
ihren jeweiligen Heimatorten 
Elbistan, Dersim und Mersin in 
Begleitung von zehntausenden 
Menschen bestattet. 

„Willkommen in Dersim, 
Genossin Sakine“ 

In Dersim begleiteten mehrere 
zehntausend Menschen Sakine 
Cansiz auf ihrem letzten Weg. An 
der Trauerzeremonie nahm unter 
anderem auch die Bürgermeiste¬ 
rin der Stadt, Edibe §ahin, teil, 
die Cansiz in ihrer Heimatstadt 
willkommen hieß. „Willkommen 
in Dersim Genossin Sakine. Du 
bist bei deinen Wurzeln herzlich 
willkommen. Heute sind alle 
Menschen aus Dersim hier. Auch 
wenn ein Wintertag ist, bist du 


heute die Sonne von Dersim. Du 
bist die Enkelin von Seyit Riza, 
die Genossin von Zilan und Zari- 
fe. Und wir alle hier stehen hinter 
euch“, so §ahin. 

Das lächelnde Mädchen aus 
Elbistan zurück an ihrer 
Geburtsstätte 

Der Leichnam von Fidan Dogan 
erreichte in Begleitung eines gro¬ 
ßen Autokonvois in den frühen 
Morgenstunden ihren Geburtsort 
Elbistan. Unter anderem wurde 
Dogan von den BDP-Abgeordne- 
ten Gültan Kisanak, Hasip 
Kaplan, Nursei Äydogan, Ayfa 
Akat und Ibrahim Binici sowie 
dem Bürgermeister aus Amed 
Osman Baydemir begleitet. Auch 
tausende Menschen aus Elbistan 
begleiteten Dogan auf ihrem letz¬ 
ten Weg. Bei der Trauerzeremonie 
hielt die BDP-Abgeordnete 
Kifanak eine Rede, in der sie 
betonte, dass die kurdische Bevöl¬ 
kerung den drei ermordeten Frau¬ 
en nur gerecht werden kann, 


wenn sie die Freiheit in ihre Hei¬ 
mat bringen wird. Und hierfür 
müssen alle miteinander intensi¬ 
ver Zusammenarbeiten und den 
Widerstand verstärken. 

In Mersin begleiten 100.000 
Leyla auf ihrem letzten Weg 
Bei der Bestattung und der Trau¬ 
erzeremonie von Leyla §aylemez 
waren in Mersin rund 100.000 
Menschen auf den Straßen. 
Nachdem die Menschen den 
Leichnam von Saylemez ent¬ 
gegengenommen hatten, gingen 
sie trotz der eiseskalten Tempera¬ 
turen rund fünf Kilometer bis 
zum Friedhof, wo die Bestattung 
stattfand. Uber die gesamte 
Demonstrationsstrecke riefen die 
Menschen immer wieder „Unsere 
Gefallenen sind unsterblich“. 
Begleitet wurde die Demonstra¬ 
tion unter anderem auch vom 
BDP-Co-Vorsitzenden Selahattin 
Demirtaf und weiteren Abgeord¬ 
neten der BDP. 

(ANH 18.1., ISKU) 


Gesprächsanfrage von YEK- 
KOM an den Innenminister 

Nachdem der stellvertretende 
AKP-Vorsitzende Mehmet Ali 
§ahin vor Anschlägen auf Kurd¬ 
innen in Deutschland gewarnt 
hat, reagierten die kurdischen 
Institutionen in Deutschland 
darauf In einem Brief der Föde¬ 
ration der kurdischen Vereine in 
Deutschland YEK-KOM an die 
politischen Parteien und den 
Innenminister Hans-Peter Frie¬ 
drich wurde die unmittelbare 
Aufklärung und Untersuchung 
der Äußerung §ahins gefordert. 
Zudem wurden mit dem 
Anschreiben persönliche Gesprä¬ 
che mit Parteivertretern und dem 
Innenministerium gefordert. 

In dem Brief wurde an die 
Angriffe nach der Tat in Paris auf 
kurdische Einrichtungen in 
Gent, Wien, Avignon und Mul¬ 
house erinnert. 

Weiter heißt es, dass das Attentat 
und die Angriffe auf kurdische 
Einrichtungen in Europa als 
Bestrebung der Türkei, den Krieg 
von Kurdistan nach Europa aus¬ 
zuweiten, gewertet werden. 

„Als Föderation kurdischer Verei¬ 
ne in Deutschland, in der sich 
viele kurdische Exilpolitikerin¬ 
nen engagieren, müssen wir diese 
Äußerung als offene Drohung 
betrachten. Doch die Drohung 
richtet sich auch gegen Deutsch¬ 
land. Denn die Aussagen von 
Mehmet Ali §ahin lassen auf 
Vorbereitungen zu weiteren 
Attentaten und Angriffen auf 
Kurdinnen, auch in Deutsch¬ 
land, schließen. Es zeigt sich, dass 
die türkische Regierung in der 
kurdischen Frage weiterhin auf 
Gewalt setzt und von Deutsch¬ 
land eine Fortsetzung der Krimi¬ 
nalisierungspolitik gegen Kurd¬ 
innen fordert. 

Wir, die Föderation kurdischer 
Vereine in Deutschland, sowie 
unsere ca. 60 Mitgliedsvereine 
samt allen Mitgliedern, sind 
zutiefst besorgt über die jüngsten 
Entwicklungen. Um eine Eskala¬ 
tion zu verhindern, erachten wir 
es als notwendig, dass die Hinter¬ 
gründe des Attentats in Paris und 
der Angriffe auf kurdische Ein¬ 
richtungen in Europa lückenlos 
aufgeklärt werden. Eine klare 
Absage an die Äußerungen türki¬ 
scher Regierungsvertreter ist 
ebenso erforderlich wie der Dia¬ 
log mit kurdischen Institutio¬ 
nen“, so YEK-KOM 

(ANF, 23.1., ISKU) 

Musiker in der Türkei wieder frei 
Fünf Musiker der populären 
linksradikalen Band Grup 
Yorum, die am Freitag in der 
Türkei festgenommen wurden, 




Westkurdistan/Syrien: Angriffe von 
Dschihadisten und syrischer Armee 


Während deutsche Patriotrake¬ 
ten zusammen mit hunderten 
Bundeswehrsoldaten in der Tür¬ 
kei stationiert werden, schickt 
die türkische Regierung über die 
Grenzübergänge tausende von 
der Türkei auch mit Panzern 
ausgerüstete Dschihadisten zur 
Bekämpfung der kurdischen 
Freiheitsbewegung in Westkur¬ 
distan/Syrien. Neben diesen der 
sogenannten „Freien Syrischen 
Armee“ nahestehenden Terror¬ 
banden gehen auch Truppen des 
syrischen Regimes gegen diese 
befreiten Gebiete vor. 

Nachdem sich die örtliche kur¬ 
dische und arabische Bevölke¬ 
rung über die Übergriffe des 
syrischen Militärs und des Baas- 
Regimes beschwert hatte, for¬ 
derten Einheiten der kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten 
YPG diese zum Abzug auf. Es 
kam zu schweren Gefechten, bei 


denen YPG-Stellungen aus 
Hubschraubern bombardiert 
wurden. 

Von den seit Tagen umzingelten 
Soldaten der syrischen Armee 
ergaben sich mittlerweile 165 
den kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten. 

Insbesondere Sere Kaniye (Ras el 
Ain), eine von der syrisch türki¬ 
schen Grenze zerteilten Stadt, 
wird als selbstverwaltete Region 
immer wieder zum Ziel von 
dschihadistischen Banden. Diese 
Gruppen stehen in Assoziation 
mit der „Freien Syrischen 
Armee“ (FSA). Nachdem am 16. 
Januar hunderte dieser Paramili¬ 
tärs mit schweren Waffen und 
sieben Panzern über die türki¬ 
sche Grenze in die Region 
geschickt worden waren, kam es 
zu langandauernden heftigen 
Kämpfen mit den YPG. Etliche 
Häuser wurden durch den 


Beschuss durch die Panzer zer¬ 
stört, die Infrastruktur in Sere 
Kaniye lahmgelegt. Bei den in 
Folge entstandenen Gefechten 
starben nach Angaben der YPG 
84 Angreifer innerhalb von drei 
Tagen. Bei den Kämpfen von 
Freitag und Samstag verloren 
sechs Kämpferinnen der YPG 
ihr Leben, vier weitere wurden 
verletzt. Während der nun fünf 
Tage andauernden Auseinander¬ 
setzungen wurden drei Panzer 
der Angreifer vernichtet. Auffäl¬ 
lig ist, dass auf der Seite der YPG 
viele arabische Jugendliche gegen 
die Angreifer kämpfen. 

Die Türkei transportiert verletzte 
Paramilitärs mit türkischen Kran¬ 
kenwagen in die Krankenhäuser 
auf das türkische Staatsgebiet von 
Sere Kaniye (Ceylanpinar). Dort 
wurden auch die Leichname der 
getöteten Paramilitärs bestattet. 

(ANF, 20.1., ISKU) 


—^„Welcher kurdische Politiker soll in 
Deutschland exekutiert werden?“ 


Bürogebäude rund um die Uhr 
aufgezeichnet wird, so dass wir 
uns aufgrund der Masse des 
Materials ernsthaft fragen, ob das 
wirklich alles ist, was sie innerhalb 
der letzten 10 Tage herausbekom¬ 
men haben. Bedeutet dieser 
Umstand, dass sie keine weiteren 
Informationen zum Fall ermitteln 
konnten?“ 

Demirta$ weist darauf hin, dass 
auch den türkischen Behörden 
eine Verantwortung zur Aufklä¬ 
rung des Falles zurallt. Demirtaf 
hinterfragt auch die Aussagen von 
Mehmet Ali §ahin, dass Morde 
dieser Art auch jederzeit in 
Deutschland passieren können. 
Demirtaf fordert daher den Mini¬ 
sterpräsidenten Erdogan auf, 
Klarheit zu dieser Aussage zu 
schaffen und die Grundlage die¬ 
ser indirekten Drohung orfenzu- 
legen. „Der Ministerpräsident soll 
daher offen legen, wer wen wo 
exekutieren wird. Wir wollen wis¬ 
sen, welcher kurdische Politiker 
laut Ihrer Liste als nächstes exeku¬ 
tiert werden soll? Sie müssen die¬ 
sen Sachverhalt aufklären und 
offen legen, ob auch die Morde in 
Paris mit Ihrem Einvernehmen 
passiert sind. Ihr stellvertretender 
Vorsitzender erklärt punktgenau, 
wo die nächste Exekution statt¬ 
finden soll. 

Entweder wird die Türkei offen 
legen, welcher kurdische Politiker 
in Deutschland ermordet werden 
soll oder Sie werden den Mord 
verhindern, da im Gegenteiligen 
Sie allein die Verantwortung zu 
übernehmen haben. Dies ist kein 
simpler Sachverhalt, so dass Sie, 
wenn Sie an einer friedlichen 
Lösung der kurdischen Frage 
interessiert sein sollten, durch ihr 
Verhalten Ihre ehrenhafte Moti¬ 
vation beweisen könnten. Daher 


sollte auch die türkische Regie¬ 
rung alles in ihrer Macht stehen¬ 
de unternehmen, um diese 
Morde aufzuklären", so 
Dcmirtas. 

Eine faschistoide Staatspolitik 

Auf die Aussage Erdogans wäh¬ 
rend der AKP-Fraktionssitzung, 
dass es keine „kurdische Frage“ 
gäbe, fragt Demirtaj: „Ich frage 
den Ministerpräsidenten Er¬ 
dogan, erkennen Sie das kurdi¬ 
sche Volk als ein Volk an? Haben 
Sie vor, das kurdische Volk als 
ein Volk anzuerkennen? Die 
Antwort auf diese Frage ist 
zugleich der Beleg für das Ver¬ 
ständnis und die Auslegung der 
momentanen Phase. Ihre Aussa¬ 
gen dahingehend, dass wir Brü¬ 
der und Schwestern oder Gate 
und Gattin werden sollten, sind 
zwar nett, aber werden Sie uns 
auch als ein Volk anerkennen? 
Sie behaupten, dass es keine kur¬ 
dische Frage gibt. Ich stimme 
Ihnen zu, denn es gibt viel mehr 
einen faschistoiden Staat mit 
einer Verleugnungs- und Assimi¬ 
lationspolitik. Jedoch glaube ich 
nicht, dass wir dasselbe ankla- 
gen." 

Die Assimilation wird 
fortgefiihrt 

Erdogan hat auch behauptet, 
dass mit der AKP-Regierung die 
Assimilations- und Verleug¬ 
nungspolitik ein Ende gefunden 
habe. Zu diesem Punkt hat 
Demirtaj folgendes angeführt: 
„Es ist eine Heuchelei zu 
behaupten, dass die Assimilation 
beendet ist. Es ist Ihr ernannter 
Gouverneur, der sich erst kürz¬ 
lich gegen den in Amed (Diyar- 
bakir) errichteten Park wegen 
seines kurdischen Namens 


.Beybun“ gerichtet hat. Das Tür¬ 
kische wird zu einer olympischen 
Disziplin ausgebaut und das 
Kurdische darFsich nicht einmal 
im Namen eines Parks widerspie¬ 
geln. Die Kurden können nicht 
einmal ihre eigene Mutterspra¬ 
che nutzen und Sie behaupten, 
dass die Assimilation beendet 
wurde. Wer hat denn Ihrer 
Ansicht nach die Kurden 
erschaffen? Ihrer Weltanschau¬ 
ung nach hat ja der Schöpfer alle 
Völker gleich geschaffen. Dabei 
ist nicht die Rede von Verboten 
in Bezug auf die kurdische Spra¬ 
che. Sie sagen zwar hin und wie¬ 
der nette Dinge, aber die Realität 
sieht ganz anders aus. Statt 
unentwegt den Versuch zu unter¬ 
nehmen uns umprogrammieren 
zu wollen, sollten Sie sich viel¬ 
leicht besser anschauen, was Sie 
angerichtet haben. Wir erwarten 
von Ihnen weder Mitleid noch 
Almosen. Wir fordern lediglich 
die Rechte eines entrechteten 
Volkes zurück. Falls es Ihnen 
daran liegt einen Dialog anzusto¬ 
ßen, so bitten wir auf diese Fra- 

f en zu antworten. Wenn die 
fklärungen, die der Minister¬ 
präsident in den letzten zehn 
Tagen abgegeben hat von uns 
gekommen wären, dann hätten 
uns die türkischen Medien längst 
an den Galgen gehängt. Der in 
Nisebin (Nusaybin) erschossene 
Polizist ist ein Mensch und seine 
Mutter hat ein Herz, aber auch 
die in Malatya aufbewahrten 
und ihren Eltern nicht ausgehän¬ 
digten Leichname der Guerilla 
waren Menschen und ihre Müt¬ 
ter haben Herzen. Diese Phase 
wird eine Bewährungsprobe, 
aber wir haben vollstes Vertrauen 
in unser Volk und unsere Fähig¬ 
keiten." (ANF 20.122.1., ISKU) 


Vlontag nach der ' 
fuhrung vor den Haftrichter wie¬ 
der frei. 28 weitere während einer 
landesweiten Großrazzia Festge¬ 
nommene einschließlich einer 
Reihe von Rechtsanwälten wur¬ 
den dagegen in Untersuchungs¬ 
haft genommen. Sie werden der 
Unterstützung der antiimperiali¬ 
stischen Revolutionären Volksbe- 
freiungspartei-Front DHKP-C 
beschuldigt. 

Im Zuge ausgeweiteter Polizei¬ 
razzien wurden vor einigen Tagen 
in Istanbul, Izmir, Ankara und 
vier weiteren Städten mindestens 
85 linke Oppositionelle verhaf¬ 
tet, als schwerbewaffnete Anti- 
Terror-Einheiten neben Privat¬ 
wohnungen rund 20 Einrichtun¬ 
gen regierungskritischer Grup¬ 
pen stürmten, darunter Journa¬ 
listinnen, Anwältlnnen und 
Aktivistinnen aus sämtlichen 
Spektren. Am Sonntag wurden 
41 verhaftete Personen dem 
Haftrichter vorgeführt. Als 
Anwältlnnen vor dem Gericht 
gegen die Massenverhaftungen 
ihrer Kolleginnen demonstrier¬ 
ten, wurden sie von Polizeikräf¬ 
ten mit Knüppeln niedergeschla¬ 
gen. (jW/DK, 22.1., ISKU) 


YPG übernimmt Kontrolle 
über die Region Gireziro 
Das Presse- und Kommunika¬ 
tionszentrum der Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) hat in 
einer Erklärung bekanntgegeben, 
dass YPG-Einheiten nach elf 
Tagen intensiver Gefechte mit 
der syrischen Armee die Region 
um Gireziro vollständig kontrol¬ 
lieren. 

ln der Erklärung heißt es, dass 
YPG-Einheiten am 9. Januar 
einen Angriff auf einen Militär¬ 
stützpunkt der syrischen Armee 
von fünf Richtungen aus begon¬ 
nen hätten. Im Zuge dessen soll 
es zu schweren Gefechten zwi¬ 
schen den YPG-Einheiten und 
regimetreuen syrischen Soldaten 
gekommen sein. 

Am 10. Tag der Kampfhandlun¬ 
gen hätten die Gefechte größere 
Ausmaße angenommen. So 
wurde der Kommandant dieses 
Militärstützpunktes, Mehemed 
Sheker, von den YPG-Einheiten 
getötet. (ANF/DK 21.1., ISKU) 
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Hat der vermeintliche Mörder von Meldungen: 


Paris ein Kopfgeld erhalten? 


Die kurdische Tageszeitung Yeni 
Ozgür Politika vermeldete in 
ihrer Ausgabe vom 28.1.2013, 
dass Omer Güney für die 
Ermordung an den drei kurdi¬ 
schen Politikerinnen und Frau¬ 
enaktivistinnen in Paris am 9. 
Januar bis zu 4 Millionen Türki¬ 
sche Lira (etwa 2 Millionen €) 
vom türkischen Staat erhalten 
haben könnte. 

Grund für die Annahme ist u.a. 
ein öffentliches Dokument des 
türkischen Innenministeriums, 
wonach der türkische Staat 
Kopfgelder für die Tötung von 
50 Fuhrungskadern der PKK 
(Arbeiterpartei Kurdistan), von 
denen sich 20 in Europa befin¬ 
den sollen, ausgesetzt nat. Die 
materielle Belohnung dafür 
beläuft sich zwischen 2 und 4 
Millionen TL, gerichtet an der 
Höhe des Ranges des Führungs¬ 
kaders. 

Kopfgeldsummen bis zu 
4 Millionen TL für 
PKK- Führungskader 

So heißt es in einer Nachricht 
der türkischen Tageszeitung 
Hürriyet am 19. Oktober 2012 
wie folgt: „Die Vorlage für den 
Strategieentwurf, der auf die 
Methodik der Belohnung setzt, 
wird immer noch vom Minister¬ 
präsidenten geprüft. Der 
Modellentwurf umfasst Kopf¬ 
eidsummen in Höhe von bis zu 
Millionen TL für die 50 Füh¬ 
rungskader der PKK, von denen 
sich 20 in Europa befinden, ln 
dem Entwurf tauchen u.a. die 
Namen vom Vorsitzenden der 
KCK (Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften aus Kurdistan) Murat 
Karayilan, Cemil Bayik und 


Duran Kalkan, Angehörige des 
KCK Exekutivrats, Fehman 
Hüseyin, Hauptkommandant 
der HPG (Volksverteidigungs¬ 
kräfte), sowie Mustafa Karasu, 
Sabri Ok und Zübeyir Aydar, 
die an den Oslo-Gesprächen 
teilgenommen hatten, auf. Die 
Mindestbelohnung von 2 Milli¬ 
onen TL (etwa eine Million €) 
ist für die Gebietsverantwort¬ 
lichen der Organisation sowie 
für die in Europa tätigen Grup- 
penverantworthchen festgesetzt. 
Augenblickliche geheimdienstli¬ 
che Auskunft werden mit 
100.000 TL vergütet.“ 

Interpol: Tatverdächtiger 
reiste im letzten Jahr 8 Mal 
nach Ankara 

Vor wenigen Tagen vermeldete 
die Frankreichsektion von Inter¬ 
pol, dass der Tatverdächtige 
Omer Güney binnen eines Jah¬ 
res acht Mal in die türkische 
Hauptstadt Ankara gereist ist. 
Auf Nachfrage von türkischen 
Journalisten, ob Güney seine in 
Ankara lebenden Verwandten 
besucht hätte, dementierten sie 
dies und erklärten, dass er kei¬ 
nem seiner Familienangehörigen 
von seinen Ankara-Reisen 
berichtet hätte. Diese Tatsache 
lässt den Journalisten Ferda 
Cetin in seiner gestrigen Kolum¬ 
ne in der Yem Ozgür Politika 
vermuten, dass die Entlohnung 
für die Tätigkeit als Spitzel 
direkt in Ankara, wo der türki¬ 
sche Geheimdienst seinen 
Hauptsitzt aufweist, verlief. 

Des Weiteren verweist Cetin auf 
eine andere Begebenheit, die mit 
dem Mordanschlag in Paris in 


Verbindung stehen könnte. 
2011 wurde der ehemalige 
Angehörige des Disziplinaraus¬ 
schusses der ultranationalisti¬ 
schen MHP von Istanbul, 
Adnan Gürbüz, unter dem Vor¬ 
wurf der Mitgliedschaft in der 
extralegalen JITEM, die für 
Morde an tausenden kurdischen 
Zivilisten in den 90er bekannt 
ist, festgenommen. Angeklagt 
wurde er unter dem Vorwurf des 
Menschenhandels. Das Aktions¬ 
gebiet von Gürbüz umfasste die 
Länder Deutschland, Großbri¬ 
tannien und Belgien. Am 8. 
Januar, einen Tag vor der Mord¬ 
tat, reiste Gürbüz von London 
nach Paris. Den 9. Januar ver¬ 
brachte er in Paris, bevor er am 
Folgetag nach Calais fuhr, um 
von dort aus mit der Fähre nach 
Großbritannien zurückzukeh¬ 
ren. Gürbüz stammt aus Sivas 
Sarkisla, demselben Landkreis 
wie auch Omer Güney. 

Erdogan: Deutschland könnte 
bald mit größeren Beschwernis¬ 
sen konfrontiert werden 

In einem Sonderprogramm des 
türkischen Fernsehsender Kanal 
24 äußerte der türkische Mini¬ 
sterpräsident Erdogan, dass vor 
einer 3-jährigen Zusammen¬ 
kunft mit dem damaligen fran¬ 
zösischen Staatspräsidenten Sar- 
kozy, dieser ihm versichert hätte, 
dass er die Führungskader der 
PKK aus Frankreich an die Tür¬ 
kei ausliefern würde. Dies sei 
aber immer noch nicht gesche¬ 
hen. Des Weiteren erwähnte 
Erdogan, dass er Bundeskanzle¬ 
rin Merkel zur Beschleunigung 
des juristischen Vorgehens 
gegenüber linken und Kurdi- 


Weitere Gefechte um Sere Kaniye 


Während die Gefechte zwischen 
den kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG) und den 
von der Türkei unterstützten 
islamistischen Gruppen in Sere 
Kaniye auch am 12. Tag in 
Folge anhielten, erklärte ein 
Kommandant der YPG gegenü¬ 
ber der Nachrichtenagentur 
Firat, dass die zentralen Orte 
der Stadt durch die Volkvertei¬ 
digungseinheiten eingenommen 
worden seien. Es fehle nicht 
mehr viel, bis die Stadt vollstän¬ 
dig von den bewaffneten islami¬ 
stischen Gruppen befreit sei, so 
der Kommandant. 

Die politischen und militäri¬ 
schen Zentren der Stadt, die 


nun unter der Kontrolle der 
YPG sind, waren zuvor bei 
Kämpfen zwischen den islami¬ 
stischen Gruppen und dem 
Baath-Regime in die Hände der 
Islamisten gefallen. Die Solda¬ 
ten des Baath-Regimes hatten 
sich daraufhin aus der Stadt 
zurückgezogen. Obwohl die 
Bewohner des kurdischen Teils 
der Stadt den Gruppen das 
Angebot für eine friedliche Koe¬ 
xistenz anboten, versuchten die 
Islamisten in der Folgezeit auch 
die kurdischen Teile von Sere 
Kaniye einzunehmen, worauf 
sie auf den Widerstand der YPG 
stießen. Der Reporter der ANF 
berichtet, dass gegenwärtig rund 


90% der Stadt unter der Kon¬ 
trolle der YPG sind, ln den 
übrigen Teilen der Stadt wurden 
die Reste der islamistischen 
Gruppen von den YPG-Kämp- 
ferlnnen umstellt. Unterdessen 
haben sich Teile der islamisti¬ 
schen Gruppen in das Dorf Til 
Xelef vor der Stadt zurückgezo¬ 
gen. Von dort aus nehmen sie 
die Stadt unter Raketenbe¬ 
schuss. Durch solch einen Rake¬ 
tenangriff sind am Morgen des 
27. Januar eine 18-jährige und 
eine 20-jährige Frau getötet 
sowie sechs weitere Zivilisten 
verletzt worden. 

(ANF, 27.L, ISKU) 


Paris: Jeden Mittwoch 
Sitzstreik vor dem 
kurdischen Informationsbüro 

In Paris werden kurdische Frauen 
jeden Mittwoch Aktionen durch¬ 
führen, bis die Hintergründe der 
Ermordung der drei kurdischen 
Aktivistinnen in Paris am 9. 
Januar aufgeklärt sind. 

Die kurdische Frauenbewegung 
wird sich jeden Mittwoch um 13 
Uhr am Kurdischen Verein tref¬ 
fen und am Kurdischen Informa¬ 
tionsbüro einen Sitzstreik durch¬ 
führen. 

Im Aufruf des Kurdischen Frau¬ 
en Vereins in Paris heißt es: „Wir 
als Frauenbewegung laden an 
erster Stelle alle Frauen, aber 
auch unsere ganze Bevölkerung 
ein, sich um 13 Uhr am Kurdi¬ 
schen Verein in Paris zu versam¬ 
meln, um dann mit uns vor dem 
kurdischen Informationsbüro, 
wo unsere Freundinnen ermor¬ 
det worden sind, einen Sitzstreik 
durchzuführen.“ 

(ANF, 29.1., ISKU) 

Istanbul: 18 Festnahmen bei 
Protesten gegen Erdogan 
Studierende haben eine Demon¬ 
stration gegen den Besuch des 
türkischen Ministerpräsident 
Erdogan auf dem Haydarpasa- 
Campus der Universität Marma- 
ra in Istanbul organsiert. Der 
Demonstrationszug wurde von 
der Polizei angegriffen, 18 Perso¬ 
nen wurden festgenommen. 

Die Studierenden hatten sich an 
der Bushaltestelle Haydarpasa 
versammelt,, um von dort aus 
zum Haydarpasa-Campus der 
Universität Marmara mit Trans¬ 
parenten und Parolen zu demon¬ 
strieren, wo sich Erdogan auf¬ 
hielt. Es kam zu Auseinanderset¬ 
zungen zwischen den Demon¬ 
stranten und der Polizei, die ver¬ 
suchten, den Studierenden den 
Weg zu blockieren. Bei der Aus¬ 
einandersetzung mit den „Sicher¬ 
heitskräften“ wurden 18 Perso¬ 
nen festgenommen. Die Umge¬ 
bung des Campus wurde von der 
Polizei weitgehend abgeriegelt. 

(ANF 26.1., ISKU) 

KCK bestreitet Verhandlungen 
über Rückzug 

Der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans (KCK) hat eine Erklärung 
veröffentlicht, in der Spekulatio¬ 
nen über den geplanten Rückzug 
der Volksverteidigungskräfte 
(HPG) zurückgewiesen werden. 
Die KCK nannte die vor kurzem 
in türkischen Medien aufge¬ 
tauchten Berichte mit Schlagzei¬ 
len wie „100 HPG-Guerillas 
werden sich aus der Türkei 
zurückziehen“ oder „Einigung in 




„Angriff auf die Meinungsfreiheit“ 


Am vergangen Donnerstag ist die 
Soziologin Pinar Selek in Abwe¬ 
senheit zu lebenslanger Haft ver¬ 
urteilt wurden. Selek war erneut 
wegen eines Bombenan¬ 
schlags 1998 in Istanbul angeklagt 
- ein Vorwurf, von dem sie bereits 
drei mal freigesprochen wurde. 
Das Gericht erließ gleichzeitig 
Haftbefehl gegen Selek, die sich 
im Rahmen ihrer akademischen 
Arbeit derzeit in Strasbourg auf¬ 
hält. 

Die Vizevorsitzende der deutsch¬ 
türkischen Parlamentariergruppe 
des Bundestages, Sevim Dagde- 
len, erklärte im Vorfeld folgendes 
zu dem Prozeß: 

„Das für den 24. Januar 2013 in 
Istanbul angesetzte und nach drei 
Freisprüchen wieder aufgerollte 
Strafverfahren gegen die Schrift¬ 
stellerin Pinar Säek trägt Züge 
eines politischen Rachereldzugs 
der türkischen AKP-Regierung: 
Es stellt neben der Verletzung des 
Rechts auf ein faires Verfahren 


Nach Angaben der Nachrichtena¬ 
gentur Firat wurden die zwei Kur¬ 
den am 22. Januar 2013 durch 
Schüsse iranischer Sicherheits¬ 
kräfte getötet. Der aus Ostkurdi¬ 
stan stammende Händler Shukri 
Sehrayi wurde angeschossen, als 
er gerade die Grenze zum Iran 
passierte. Sehrayi erlag seinen Ver¬ 
letzungen. Noch am selben Tag 


auch zugleich einen erneuten 
Angriff auf die Meinungsfreiheit 
und die Freiheit der Wissenschaft 
durch die AKP-Justiz in der Tür¬ 
kei dar. 

Es ist äußerst bedenklich, daß die 
deutsche Bundesregierung die 
türkische Regierung trotz der 
politischen Verfolgung von 
Gewerkschaftern, Intelektuellen, 
Schriftstellern, Komponisten, 
Künstlern und kurdischen Politi¬ 
kern, wie auch von Aleviten, 
weiterhin bedingungslos unter¬ 
stützt wie zuletzt mit der Entsen¬ 
dung von »Patriot«-Raketen und 
Soldaten der Bundeswehr an die 
syrisch-türkische Grenze. Gerade 
über die Umstände des erneut 
aufgelegten strafrechtlichen Ver¬ 
fahrens gegen Pinar Selek bin ich 
äußerst besorgt. 

Das jetzt über 14 Jahre andauern¬ 
de Verfahren steht in eklatantem 
Widerspruch zum internationa¬ 
len Recht. Insbesondere vor dem 
Hintergrund, daß die Türkei die 


wurde separat zum ersten Mord 
ein weiterer Grenzhändler mit 
dem Namen Ismail Hac Xidr 
nahe der ostkurdischen Stadt Sar- 
dasht von iranischen Sicherheits¬ 
kräften getötet. 

Aufgrund der weitverbreiteten 
Arbeitslosigkeit und mangelnder 
Perspektiven auf der Basis fehlen¬ 
der staatlicher Planungen werden 


Konvention zum Schutz der 
Menschenrechte und Grundfrei¬ 
heiten (EMRK) ratifiziert hat, in 
der in Artikel 6 das Recht auf ein 
faires Verfahren geschützt ist, 
scheint gerade die lange Verfah¬ 
rensdauer menschenrechtlich 
unhaltbar. Am 9. Februar 2011 
war Pinar Selek nach 2002 und 
2006 ein drittes Mal vom selben 
Vorwurf freigesprochen worden. 
Jetzt droht ihr erneut eine lebens¬ 
lange Freiheitsstrafe. Offenbar 
soll an der Soziologin und Schrift¬ 
stellerin Pinar Selek, die seit Jah¬ 
ren für Frauenrechte streitet und 
Partei ergreift für Minderheiten 
sowie für ausgegrenzte und sozial 
benachteiligte Gruppen, ein 
Exempel statuiert werden. 

Dieses Verfahren trägt alle Züge 
einer politischen Verfolgung, um 
Pinar Selek, eine Frau, die sich 
mutig für Demokratie und Men¬ 
schenrechte in der Türkei einsetzt, 
gesellschaftlich ächten zu kön¬ 
nen.“ (ANF/jW, 25.1., ISKU) 


kurdische Grenzhändler dazu 
getrieben, ihren Lebensunterhalt 
mit dem grenzüberschreitenden 
Handel von Gütern wie Benzin 
zu bestreiten, welcher als „illegal“ 
gebrandmarkt ist. 2011 und 2012 
wurden Jeweils mehr als 100 kur¬ 
dische Grenzhändler vom irani¬ 
schen Regime getötet. 

(DK, 29.1, ISKU) 


Verhandlungen mit der KCK 
über Rückzug erreicht“ eine 
Operation der psychologischen 
Kriegsführung, die auf Manipu¬ 
lation abzielt. 

Die KCK wies darauf hin, dass 
die kurdische Bewegung derzeit, 
abgesehen von den Gesprächen 
auf Imrali, keine Gespräche führt 
und die Berichte über Verhand¬ 
lungen jeder Grundlage entbeh¬ 
ren. 

Die KCK steht hinter den 
Gesprächen zwischen dem türki¬ 
schen Staat und dem inhaftierten 
kurdischen Repräsentanten Ab¬ 
dullah Öcalan und fordert, dass 
Öcalan auch Gelegenheit zu 
Gesprächen mit der KCK-Füh- 
rung erhalten sollte, um dem 
Prozess der Gespräche zu einem 
erfolgreichen Abschluss zu ver¬ 
helfen. 

Die KCK fügte hinzu, dass die 
Aufklärung der Morde von Paris 
von zentraler Bedeutung für den 
Fortschritt auf dem Weg zu Ver¬ 
handlungen sei. „Wenn die AKP 
an einer Lösung interessiert ist, 
muss sie zunächst uns und der 
Gesellschaft erklären, wer dieses 
Verbrechen begangen hat und 
was die Absichten dahinter 
waren.“ (ANF, 31. l.,ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
CA Civaka Azad 

DK DieKurden.de 

jW junge Welt 


Iran: kurdische Grenzhändler getötet 


—^ Hat der vermeintliche Mörder von 
Paris ein Kopfgeld erhalten? 


sehen Aktivistinnen aufgefor¬ 
dert hätte. „Von nun an könnte 
es sein, dass Deutschland mit 
größeren Beschwernissen kon¬ 
frontiert werden könnte. Derzeit 
bestehen in Deutschland Gefü- 

f e, die versuchen, die Türkei auf 
onfessioneller Ebene zu spal¬ 
ten. Deutschland leistet diesbe¬ 
züglich finanzielle Unterstüt¬ 
zung. Auch dies erwähnten wir. 
Und sobald wir es zum Aus¬ 
druck bringen, fühlen sie sich 
gestört. Im Februar wird es neue 
Gespräche mit ihnen geben, bei 
denen wir es erneut zu Ausdruck 
bringen werden.“, erklärte Erdo- 
gan weiter. 

Klare Drohung von Erdogan 
an die Alevitische 
Gemeinschaft in Deutschland 

In einem Gespräch mit Civaka 
Azad deutete Özgür Reeberlik, 
Chefredakteur der Tageszeitung 
Yeni Özgür Politika, die Aussa¬ 
gen vonTrdogan als klare Dro¬ 
hung. „Es ist offensichtlich, dass 
sich die Drohung von Erdogan 
an die in Deutschland lebende 
alevitische Gemeinschaft rich¬ 
tet. Erdogan, der schon zu sei¬ 
ner Zeit als Bürgermeister von 
Istanbul für seine nationalisti¬ 
sche und religiös-chauvinisti¬ 
sche Mentalität bekannt war, 


möchte so die breite Organisie¬ 
rung der Alevitlnnen in 
Deutschland brechen. Ebenso 
kann dies als Rache für die Pro¬ 
teste der alevitischen Glaubens¬ 
gruppen im Frühjahr letzten 
Jahres gesehen werden. Damals 
sollte Erdogan den Steiger 
Award entgegennehmen, jedoch 
zog der Veranstalter nach massi¬ 
ven Protestaktionen der Alevi¬ 
tlnnen und der Kurdinnen die 
Preisvergabe an Erdogan 
zurück. Ebenso muss in diesem 
Rahmen die Aussage des stell¬ 
vertretenden AKP-Vorsitzenden 
M. Ali Sahin sehen. Dieser hatte 
vor einer Woche geäußert, dass 
ähnliche Mordfälle wie in Paris 
auch in Deutschland zu erwar¬ 
ten sein. Wenn all diese Äuße¬ 
rungen zusammengenommen 
werden, ist zu erschüeßen, dass 
die Kernaussage der Türkei ist: 
entweder ihr liefert mir die von 
mir gewollten Führungskräfte 
der oppositionellen Gruppen, 
sei es Kurdinnen oder Alevitln¬ 
nen, aus oder ich liquidiere sie 
auf andere Weise. Diesbezüglich 
wurde bisher keine Stellungnah¬ 
me, weder von der Seite politi¬ 
scher Gremien aus Deutsch¬ 
land, noch seitens alevitischer 
Vertreter, getätigt. Dies sollte 
jedoch in den kommenden 


Tagen zu erwarten sein.“, so 
Reeberlik weiter. 

Details über die Vergangenheit 
des Tatverdächtigten Güneys 
in Deutschland 

Auch die Recherchen von Perwer 
Yas, Berlin-Korrespondent der 
Nachrichtenagentur Firat, brach¬ 
ten interessante Einzelheiten zum 
Tatverdächtigen Güney zum Vor¬ 
schein. Demnach lebte Güney 
von 2003 bis 2012 in der Nähe 
von München, wo er sich über¬ 
wiegend in religiös-fündamenta- 
listischen und rechtsnationalisti¬ 
schen Kreisen aufhielt. Im 
November 2012 stellte er sich 
schließlich in einem kurdischen 
Kulturverein in Paris als eine kur¬ 
dischstämmige Person vor und 
wollte Mitglied des Vereins wer¬ 
den. Am Tag seiner Festnahme 
dementierten Familienangehörige 
von Güney die Behauptung, dass 
er Kurde sei, und äußerten, dass 
ihre Familie keine andere Wurzel 
außer der türkischen habe. Die 
französische Polizei fand bei der 
Durchsuchung der Wohnung 
von Güney neben 45 Anzügen 
auch 5 Mobiltelefone. Zudem 
gab sein Mitbewohner bekannt, 
dass er einmal eine Handfeuer¬ 
waffe mit nach Hause gebracht 
hätte. (CA, 291,, ISKU) 


Termin: 

Demo für Ali Ihsan Kitay 

Im Prozess gegen den kurdischen 
Aktivisten Ali Ihsan Kitay wegen 
des Vorwurfs "Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereini- 

f ung" gemäß §129b wird am 13. 

ebruar das Urteil gesprochen. 
Er soll 2007-2008 in der nörd¬ 
lichen Region "verantwortlicher 
Kader der PKK" gewesen sein. 
Ali Ihsan saß bereits 20 Jahre in 
der Türkei im Gefängnis und 
wurde dort mehrfach gefoltert. 
Mit der Kriminalisierung von 
Kurd_innen nach dem §129b 
verfolgt die Bundesregierung 
wirtschaftliche und strategische 
Ziele. 

Demo am Sonnabend den 9. 
Februar um 15 Uhr, S-Bahnhof 
Sternschanze, Hamburg 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Westkurdistan: 
Waffenstillstand gefordert 


Nach zwei Wochen intensiver 
Gefechte zwischen den kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG) und islamistischen 
Gruppen in der westkurdischen 
Stadt Sere Kaniye (Ras al-Ain), 
haben Letztere einen Waffen¬ 
stillstand eingefordert. Die 
bewaffneten Auseinandersetzun¬ 
gen begannen am 16. Januar, 
nachdem rund 1.500 Mitglieder 
islamistischer Gruppen über die 
türkische Grenze nach Sere 
Kaniye einzudringen versuch¬ 
ten. Ausgestattet mit insgesamt 
fünf Panzern gelangten die 
Gruppen von der Türkei aus in 
syrisches Staatsgebiet. Ein Mit¬ 
glied der islamistischen Grup¬ 
pen mit dem Namen A.K.R., 
der durch die YPG gefasst 
wurde, gab an, dass auch zahlrei¬ 
che islamistische Kämpfer inner¬ 
halb der syrischen Grenzen nach 
Sere Kaniye mobilisiert worden 
seien. Zu den eingesetzten Pan¬ 
zern sagte er, dass islamistische 
Kämpfer diese von der syrischen 
Armee erobert und über die tür¬ 
kische Grenze nach Sere Kaniye 
gebracht hätten. 

ln einer offiziellen Stellungnah¬ 
me der YPG wurde erklärt, dass 
während der Angriffe auf Sere 
Kaniye insgesamt neun Kämpfe¬ 
rinnen der YPG sowie sechs 
Zivilisten ums Leben gekom¬ 
men sind. Über die Zahl der 
getöteten Angreifer wurde keine 
Auskunft gegeben, allerdings 
sind die islamistischen Gruppen 
zum größten Teil aus der Stadt 
vertrieben worden. Gegenwärtig 


gibt es in der Stadt keine 
Gefechte. Das Waffenstillstands¬ 
angebot wird mit einer Delega¬ 
tion des Kurdischen Hohen 
Rates diskutiert. 

Seit November letzten Jahres 
greifen bewaffnete islamistische 
Gruppen immer wieder die 
westkurdische Stadt Sere Kaniye 
an. Die kurdische Seite geht 
davon aus, dass diese Gruppen 
im Auftrag der Türkei die kurdi¬ 
schen Siedlungsgebiete in West¬ 
kurdistan angreifen und im 
Gegenzug finanzielle Unterstüt¬ 
zung und Waffenausrüstung 
erhdten. Dafür spricht, dass die 
Gruppen problemlos die tür¬ 
kisch-syrische Grenze passieren 
können, die einseitig von der 
Türkei kontrolliert wird. Außer¬ 
dem nutzen die Islamisten die 
Türkei als Rückzugsgebiet und 
lassen ihre verletzten Kämpfer in 
türkischen Krankenhäusern 
behandeln. 

Deutscher Wagen des Katastro¬ 
phenschutzes mit französi¬ 
schem Kennzeichen im Kampf¬ 
gebiet 

während der Gefechte in Sere 
Kaniye waren verletzte bewaff¬ 
nete Kämpfer der Islamisten 
immer wieder mit Krankenwa¬ 
gen aus der Türkei zur Behand¬ 
lung ins Krankenhaus der türki¬ 
schen Grenzstadt Ceylanpinar 
gebracht worden. Der von den 
YPG-Kräften festgenommene 
A.K.R berichtete aber, dass die 
Wagen durch islamistische 
Gruppen auch zum Transport 


von Waffennachschub genutzt 
wurden. Unterdessen sorgten ein 
französischer Krankenwagen 
und ein deutscher Wagen des 
Katastrophenschutzes, beide mit 
französischem Kennzeichen, im 
Kampfgebiet für Aufsehen. 
Beide Wagen wurden laut einer 
Meldung der Nachrichtenagen¬ 
tur Firat (ANF) vom 30. Januar 
von den Kräften der YPG 
beschlagnahmt. Es liegen keine 
Informationen darüber vor, wie 
die beiden Wagen in die Hände 
der islamistischen Gruppen 

f elangten. (Weitere Bilder der 
Krankenwagen befinden sich auf 
unserer Internetseite.) 

Luftangriffe des Assad-Regimes 
auf Kurdinnen in Aleppo 

In Aleppo verübte unterdessen 
das syrische Militär am 31. Janu¬ 
ar auf den kurdischen Stadtteil 
Ashrafieh Luftangriffe. Nach 
Angaben von ANF starben 
durch die Angriffe insgesamt 20 
Menschen, allesamt Zivilisten. 
Bewohnerinnen von Ashrafieh 
berichten, dass am Folgetag 
Milizen des Regimes in den 
Stadtteil eindrangen und minde¬ 
stens 100 Menschen festnah- 
men. Ziel des Regimes sei es, 
durch die Angriffe die kurdische 
Gemeinschaft von Aleppo zur 
Emigration zu zwingen, 
befürchten die Anwohner. In 
Aleppo leben rund 600.000 
Kurdinnen und Kurden. 

Pressemitteilung von Civaka Azad 
Kurdisches Zentrum für Öffent¬ 
lichkeitsarbeit e. V, 03.02.2013 


6. Februar: Eröffnung des § 129b-Verfahrens 
gegen Vezir T. vor dem Kammergericht Berlin 


Am 6. Februar 2013 wird vor 
dem Kammergericht Berlin das 
Hauptverfahren gegen den kur¬ 
dischen Aktivisten Vezir T. eröff¬ 
net. 

Weil die Bundesanwaltschaft 
ihm vorwirft, Mitglied in der 
ausländischen „terroristischen“ 
Vereinigung PKK gewesen zu 
sein, sieht sich der 42-Jährige 
mit einer Anklage nach § 129b 
Abs. 1 i.V.m. § 129a Abs. 1 
StGB konfrontiert. 

Er wird beschuldigt, von Juni 
2008 bis Juli 2009 in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt sowie Teilen von 
Brandenburg und Thüringen als 


hauptamtlicher Kader tätig 
gewesen zu sein. Dort habe er 
organisatorische Arbeiten 
durchgeführt und sei für Spen¬ 
den- und Beitragssammlungen 
für die PKK verantwortlich 
gewesen. Außerdem habe er die 
erzielten Erlöse aus dem Verkauf 
von Publikationen sowie aus 
Veranstaltungen überwacht. 
Vezir T. wurde am 8. Dezember 
2011 fest- und in Untersu¬ 
chungshaft genommen, konnte 
diese aber nach einem Haftprüf¬ 
termin wegen fehlender Flucht¬ 
gefahr am 13. Januar 2012 ver¬ 
lassen. 


Der Kurde ist bereits im Mai 
2000 wegen politischer 
Betätigung nach § 129 StGB 
(Mitgliedschaft in einer „krimi¬ 
nellen“ Vereinigung) zu einer 
Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 
6 Monaten verurteilt und im 
März 2001 entlassen worden. 
Die Reststrafe - er befand sich 
seit dem 4. Februar 1999 in 
Haft - wurde zur Bewährung 
ausgesetzt. 

Im Zuge von Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft wegen Bil¬ 
dung einer kriminellen Vereini¬ 
gung gegen mehrere Kurden, 


Meldungen: 

Abdullah Öcalan weiter ohne 
Anwaltsbesuche 
Die Ablehnung der Anträge der 
Anwältlnnen Abdullah Öcalans 
halten seit dem 27. Juli 2011 bis 
zum jetzigen Zeitpunkt weiter 
an. Auch ein erneuter Antrag 
der Anwältlnnen wurde in die¬ 
ser Woche mit der gängigen 
Begründung, dass das Schiff zur 
Überfahrt auf die Gefängnisin¬ 
sel Imrali defekt sei, abgelehnt. 

ANF, 6.1, ISKU 

Proteste gegen den internatio¬ 
nalen Komplott vom 15. 
Februar haben begonnen 
Am 15. Februar 1999 wurde 
der Repräsentant des .kurdi¬ 
schen Volkes, Abdullah Öcalan, 
mit einer internationalen 
Geheimdienstaktion festge¬ 
nommen und völkerrechtswid¬ 
rig an die Türkei ausgeliefert. 
Seit diesem Zeitpunkt ist Öca¬ 
lan auf der Gefängnisinsel Imra¬ 
li in verschärfter Isolationshaft. 
Schon jetzt haben in mehreren 
Orten Proteste zum Jahrestag 
dieser internationalen Ver¬ 
schwörung begonnen, die von 
verschiedenen Initiativen und 
Organisationen getragen wer¬ 
den. Straßen wurden besetzt, 
Parolen wurden gegen die 
anhaltende Unterdrückung 
gerufen, ln Amed hat die BDP 
zum 15. Februar zu einer Groß¬ 
demonstration in Amed aufge¬ 
rufen. Auch in Westkurdistan 
haben die Proteste gegen die 
internationale Verschwörung 
begonnen. In Qamijlo und 
Cindirese fanden Demonstra¬ 
tionen für die Freiheit von 
Abdullah Öcalan statt. 

ANF, 7.2., ISKU 

openPetition: Aufhebung des 
Ausweisungsbeschlusses gegen 
Sultan Karayigit 
Die junge Kurdin Sultan Karay¬ 
igit bekam zu ihrem 18. 
Geburtstag von der Stadt Nürn¬ 
berg einen Ausweisungsbe¬ 
scheid. 

Basierend auf § 54a des Auslän¬ 
dergesetzes wurde dies mit der 
Teilnahme an angemeldeten, 
legalen Veranstaltungen und 
Demonstrationen begründet, 
die „Frieden in Kurdistan, Frei¬ 
heit für Öcalan“ als Ziel hatten. 
Auf diesen Veranstaltungen und 
Demonstrationen sollen auch in 
der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land verbotene Parolen gerufen 
worden sein. 

Sultan Karayigit war zu diesem 
Zeitpunkt zwischen 14 und 16 
Jahren alt. 

Zudem werden ihr wiederholte 
Besuche im kurdischen Verein 




KCK: Es sollte kein Anlass für einen kurdisch- 
arabischen Konflikt gegeben werden 


Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) hat 
in einer Stellungnahme zu den 
Auseinandersetzungen in der 
Stadt Sere Kaniye in Westkurdi¬ 
stan erklärt, dass Auseinander¬ 
setzungen zwischen der kurdi¬ 
schen und der arabischen Bevöl¬ 
kerung keine Gelegenheit gebo¬ 
ten werden sollten. 

Einer Pressemitteilung des 
KCK-Exekutivrats zu Folge, sei 
es in West Kurdistan aufgrund 
von Anordnungen des türki¬ 
schen Staates zu intensiven Aus¬ 
einandersetzungen gekommen. 
Die Volksverteidigungseinheiten 
(YPG) habe aber eine starke Ver¬ 
teidigung aufgebaut und somit 
einen erfolgreichen Widerstand 
leisten können. 


Laut KCK seien die in Sere 
Kaniye vorgefallenen Ausein¬ 
andersetzungen vom türkischen 
Kolonialstaat geplante und 
bewusst provozierte Angriffe auf 
syrischem Gebiet, „ln einem sol¬ 
chen Stadium sollte die regiona¬ 
le Verwaltung an ein ziviles Par¬ 
lament übertragen werden. Die 
Auseinandersetzungen zwischen 
der kurdischen und der arabi¬ 
schen Bevölkerung sollen ein 
Ende nehmen, damit eine 
geschwisterliche Atmosphäre 
entwickelt werden kann“, so der 
KCK-Exekutivrat. Die Bezie¬ 
hung zwischen der kurdischen 
und der arabischen Bevölkerung 
ist freundschaftlich gesinnt und 
sollte den Machenschaften ande¬ 
rer Mächten, einen Keil zwi¬ 


schen diese Beziehung zu trei¬ 
ben, keine Gelegenheit geben 
werden. 

Aus diesem Grund ruft der 
KCK-Exekutivrat die in Sere 
Kaniye lebende kurdische und 
arabische Bevölkerung auf, auf 
demokratischem Weg ein fried¬ 
volles, gleichberechtigtes und 
freiheitliches Miteinander zu 
entwickeln. Anstelle der Waffen¬ 
gewalt soll ein gemeinsamer 
Dialog entwickelt werden. 

Der Exekutivrat appelliert an die 
kurdische Bevölkerung und an 
alle demokratischen Bevölke¬ 
rungsschichten gegen die Provo¬ 
kationen der türkischen Regie¬ 
rung zu protestieren. 

ANF, 31.1., ISKU 


Kurdischer Abgeordneter entschuldigt sich für 
den Genozid an den Armeniern 


Der Ehrenvorsitzende der kurdi¬ 
schen Partei BDP in der Türkei 
hat sich bei den Armeniern 
wegen des Völkermords ent¬ 
schuldigt. 

Der unabhängige Abgeordnete 
im türkischen Parlament, Ahmet 
Türk, sagte in einem Interview 
mit dem Fernsehsender IMC- 
TV, dass sich an den Vorfällen 
1915 gegen die Armenier, Ara- 
mäer und Jesiden die Kurden 
aktiv beteiligt hätten. Deswegen 
entschuldige sich der kurdische 
Politiker bei diesen Völkern. Es 
sei sehr wichtig, dass sie die Ent¬ 
schuldigung annähmen. Des 
Weiteren forderte Türk den tür¬ 


kischen Regierungschef Recep 
Tayyip Erdogan auf, sich eben¬ 
falls diesem langjährigen Pro¬ 
blem zu stellen. Nach Ansicht 
von Türk wurden die Kurden bei 
den Massakern gegen die Arme¬ 
nier von den damaligen Macht¬ 
habern benutzt. 

„Es ist an der Zeit, dass wir alle 
die Geschichte erneut lesen und 
die Realitäten der Vergangenheit 
akzeptieren. Das Osmanische 
Reich hat unsere Väter und Vor¬ 
fahren benutzt, um Armenier, 
Aramäer und Jesiden zu massa¬ 
krieren. Wir, als ihre Söhne, 
Kinder und Enkelkinder, sind 
verpflichtet die Armenier um 


Vergebung zu bitten“, so Türk in 
dem Interview. 

Im Ersten Weltkrieg wurde der 
Großteil der Armenier im dama¬ 
ligen Osmanischen Reich vertrie¬ 
ben und getötet. Schätzungen 
zufolge verloren dabei bis zu 1,5 
Millionen Armenier ihr Leben. 
Die überwiegende Mehrheit der 
internationalen Geschichtswis¬ 
senschaft klassifiziert die Ereig¬ 
nisse als Völkermord. 

Die Türkei leugnet den Genozid 
und befürchtet im Falle einer 
Anerkennung Entschädigungs¬ 
zahlungen in Milliardenhöne 
und Landforderungen seitens 
der Armenier. bp, 4.2., ISKU 


6. Februar: Eröffnung des § 129b-Verfahrens gegen 
Vezir T. vor dem Kammergericht Berlin 


fanden im Juli 2009 zahlreiche 
Vereins- und Wohnungsdurch¬ 
suchungen in verschiedenen 
Bundesländern statt, unter 
anderem auch bei Vezir T. Des¬ 
sen Verfahren wurde zwar einge¬ 
stellt, dann aber mit seiner Ver¬ 
haftung am 8. Dezember 2011 
verschärft — nämlich nach 
§ 129b StGB - wieder aufge¬ 
nommen. 

Ermöglicht wurde dies durch die 
Entscheidung des Bundesge¬ 
richtshofs vom 28. Oktober 
2010, nach der tamilischen 
LTTE, der türkischen Linksor¬ 
ganisation DHKP-C auch die 
Angehörigen der kurdischen 
Bewegung künftig nach dem im 
Jahre 2002 eingeführten § 129b 
StGB strafrechtlich zu verfolgen. 
Die Ermächtigung hierzu erteilt 
in jedem Einzelfall oder generell 
das „liberal“ geführte Bundesjus¬ 
tizministerium. Diesem allein 
obliegt die Entscheidung darü¬ 
ber, ob eine Organisation oder 
Bewegung als „terroristisch“ ein¬ 
zustufen ist oder nicht - je nach 
politischer Interessenslage. 


Die Begründung der Bundesan¬ 
waltschaft für die Verfolgung 
nach § 129b lautet unisono in 
allen Anklagefällen, dass die 
PKK einen „staatenähnlichen 
Verbund der kurdischen Sied¬ 
lungsgebiete“ anstrebe, über 
„militärisch strukturierte Gueril¬ 
laeinheiten“ verfüge und „Atten¬ 
tate auf türkische Polizisten und 
Soldaten“ verübe. In Deutsch¬ 
land und „anderen Ländern 
Westeuropas“ sei es Aufgabe der 
Mitglieder, „FinanzmittG für die 
Organisation zu beschaffen und 
Nachwuchs für den Guerilla¬ 
kampf zu rekrutieren“. 

Die politischen Eiintergründe 
des türkisch-kurdischen Kon¬ 
fliktes und deren völkerrechtli¬ 
che Dimension des (auch 
bewaffneten) Widerstands wer¬ 
den ebenso explizit ausgeklam¬ 
mert wie die massive Verletzung 
des Kriegsvölkerrechts durch die 
türkischen Streitkräfte, z. B. 
durch den Einsatz von chemi¬ 
schen Kampfstoffen. 


Derzeit läuft ein § 129b-Verfah- 
ren gegen Ali Ihsan Kitay vor 
dem OLG Elamburg, gegen 
Ridvan O. und Mehmet A. vor 
dem OLG Stuttgart und eines 
gegen Sedat K. vor dem OLG 
Düsseldorf. Ein weiteres Verfah¬ 
ren, gegen Abdullah S., wurde 
noch nicht eröffnet. 

Die politische und strafrechtli¬ 
che Verfolgung von Kurdinnen 
und Kurden ist unerträglich, 
insbesondere vor dem Hinter- 

f rund der politisch motivierten 
(jtung von Sakine Cansiz, 
Fidan Dogan und Leyla Sayle- 
mez am 9. Januar 2013 in Paris. 

Wir fordern ein Ende dieser Kri¬ 
minalisierungspraxis, die Ein¬ 
stellung aller Prozesse und Frei¬ 
lassung der politischen Gefange¬ 
nen. 


AZADI e. V. Rechtshilfefonds für 
Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland, Köln 4.2.2013 


Medya Volkshaus e.V. Nürn¬ 
berg angelastet, der u. a. seit 
mehreren Jahren regelmäßig in 
Zusammenarbeit mit dem Kul¬ 
turamt der Stadt Nürnberg kur¬ 
dische Kulturtage ausrichtet. 
(...) 

https://www.openpetition.de/ p 
etition/online/bleiberecht-fuer- 
leyla-aufhebung-des-auswei- 
sungsbeschlusses-der-stadt- 
nuernberg-gegen-sultan-karayig 

Sere Kaniye: 68-jähriger Kurde 
hingerichtet 

ln der westkurdischen Stadt 
Sere Kaniye wurde in dem 
Stadtviertel Mehet ein 68-jähri¬ 
ger Kurde von Banden der tür¬ 
kischen Regierung gefesselt und 
anschließend mit neun Kugeln 
hingerichtet. 

Der Sohn des hingerichteten 
68-jährigen Ehmed §ex Senan 
erklärte, dass sein Vater sein 
Elaus nicht verlassen wollte als 
die Banden das Stadtviertel 
Mehet besetzten. Später sei er 
von diesen durch 9 Kugeln hin¬ 
gerichtet worden. Außerdem 
sind sowohl Telefon und Geld 
des Ermordeten entwendet 
worden. Der Leichnam wurde 
einfach an der alten Poststelle 
hingeworfen. 

ANF, 31.01., ISKU 

Helep: 14 Tote nach einem 
Angriff auf kurdisches Viertel 
Bei einem Angriff auf das kur¬ 
dische Stadtviertel Efrefiye von 
Helep (Aleppo) wurden 14 
Kurdinnen getötet, zahlreiche 
Personen verletzt. Die Bombe 
detonierte in dem von den 
Volksverteidigungseinheiten 
YPG kontrollierten Viertel. 
Auch mehrere Wohnhäuser 
wurden beschädigt. 

Zeitgleich kam es in der Nähe 
von Efrefiye zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen der syrischen Armee und 
der vom Westen unterstützen 
Freien Syrischen Armee FSA. 
Ein Panzer der Regierung 
wurde dabei zerstört. 

ANF, 31.01., ISKU 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Politische Operationen in Europa 
— militärische in der Türkei 


Unter der Koordination von 
Frankreich, welches sich auf eine 
verstärkte Zusammenarbeit im 
Sicherheitsbereich mit der Türkei 
geeinigt hat, wurden bei Opera¬ 
tionen in Europa, die gegen die 
politischen Aktivitäten der Kur¬ 
dinnen gerichtet sind, minde¬ 
stens 23 Personen festgenommen. 
Zur gleichen Zeit hat die türki¬ 
sche Armee an mehreren Punkten 
militärische Operationen einge¬ 
leitet. 

Am Dienstag den 12. Februar gab 
es in Bordeaux und Toulouse 
(Frankreich) zeitgleiche Operatio¬ 
nen, bei denen 17 Kurdinnen 
festgenommen wurden. Die Ope¬ 
rationen wurden von der Pariser 
Anti-Terror-Direktion (SDAT) 
durchgefuhrt. 

Es wurde bekannt gegeben, dass 
die Festgenommen auch nach 
Paris gebracht werden könnten 
und sie im Rahmen der im Mai 
2012 gestarteten Operation 
gegen die Spendensammlung für 
die PKK festgenommen wurden. 
Parallel dazu wurden aus glei¬ 
chem Grund sechs Kurden in 
Spanien festgenommen. Vier 
wurden in der Hauptstadt 
Madrid, einer in Barcelona und 
ein weiterer im Süden Spaniens in 
Murcia festgenommen. Das 
Innenministerium Spaniens hat 
bekanntgegeben, dass die Opera- 


Bei den Protesten zum Jahrestag 
der Entführung des PKK-Vorsit¬ 
zenden am 15. Februar 1999 
wurde am Sonntag in Amed 
(Diyarbakir) der 19-jährige 
§ahin Öner von einem gepanzer¬ 
ten Polizeifahrzeug des Typs 
Skorpion überfahren und getö¬ 
tet. Den Angehörigen wurde am 
Montag der Leichnam ausgehän¬ 
digt. Sie beschuldigten., die 
Sicherheitskräfte, §ahin Omer 
getötet zu haben. Er wurde noch 
am Montag beerdigt. 

Türkische Medien behaupteten 
dagegen, dass Öner ums Leben 
gekommen sei, weil eine selbst¬ 
gebastelte Bombe vorzeitig in 
seinen Händen explodiert sei. 
Allerdings veröffentlichte die 
Nachrichtenagentur Diele 
(DILLA) Fotos des Leichnams 
von Öner, auf denen keinerlei 
Verletzungen an seinen Händen 
zu sehen sind. 


tionen zusammen mit der franzö¬ 
sischen Polizei laufen und man 

f egen die Spendensammlung der 
lurdlnnen v org ehe. 

Am gleichen Lag wurde ein Ver¬ 
fahren gegen einen in Deutsch¬ 
land inhaftierten kurdischen Poli¬ 
tiker eingeleitet. Die Operationen 
in Frankreich haben während des 
Treffens des türkischen Außenmi¬ 
nisters Ahmet Davutoglu mit sei¬ 
nem französischen Amtskollegen 
Laurent Fabius in Paris stattge¬ 
funden. Am gleichen Tag hatte 
der türkische Ministerpräsident 
Erdogan die europäischen Länder 
der „Unterstützung des Terro¬ 
rismus" bezichtigt. In den letzten 
Wochen gab es häufiger solche 
Erklärungen von Erdogan. 

Militärische Operationen 
in Nordkurdistan 

Während in Europa die Krimina¬ 
lisierungs-Operationen gegen 
kurdische Strukturen andauern, 
wurden in mehreren Gebieten der 
Türkei militärische Operationen 
eingeleitet, ln der Nähe der Dör¬ 
fer Karadal (Yewre), Uluta? 
(Hesena ),.Kelek (Kelek), Yoncali 
(Simak), Ürünlü (Belek), Belek 
(Hindiris) im Bezirk Mazidagi 
(Provinz Mardin) wurde in der 
Nacht des 12. Februar eine breit 
angelegte Operation gestartet. 
Nach örtlichen Quellen wurden 


Die Augenzeugin Keziban P. 
berichtete gegenüber der Nach¬ 
richtenagentur Firat (ANF) den 
Tathergang wie folgt: „Ein gepan¬ 
zertes Polizeifahrzeug hat den 
Jugendlichen überfahren. Wir 
hatten geschrien, dass sie anhalten 
sollen, aber sie taten es nicht. 
Dann lag er auf dem Boden. Als 
er seinen Kopf bewegt hat, sind 
sie auf ihn zugekommen, haben 
ihn an seinem Kragen gepackt 
und ins Fahrzeug gezerrt. Wir 
haben weiter geschrien. Ich werde 
nie vergessen, was ich heute gese¬ 
hen habe. Zum Tatort ist kein 
Krankenwagen oder so gekom¬ 
men. Sie haben ihn einfach in den 
Panzerwagen gezerrt und mitge¬ 
nommen. Meine Tochter hat 
mehrfach einen Krankenwagen 
gerufen, aber keiner ist gekom¬ 
men. Er lag auf dem Boden, aber 
er lebte. Zwei Personen haben ihn 
in das Fahrzeug gezerrt. Der 


in das Operationsgebiet eine 

f roße Menge an gepanzerten 
ahrzeugen und viele Soldaten 
gebracht. Zudem hätten Helikop¬ 
ter Spezialeinheiten und Dorf¬ 
schützer ins Operationsgebiet 
gebracht. 

Mit Luft- und Bodenangriffen 
zum "Frieden" 

Sowohl die Operationen in Euro¬ 
pa, als auch die in Nordkurdistan 
werden durchgeführt, während 
die türkische Regierung von 
einer "friedlichen Lösung der 
kurdischen Frage spricht. Auch 
die Angriffe der türkischen Armee 
auf die Medya-Verteidigungsge- 
biete haben in der Winterzeit 
zugenommen. Am 9. Februar 
wurden Dörfer zum Opfer von 
Luftangriffen; dutzende Dörfer 
hatten daraufhin keinen Strom. 

Karayailan: Wie werden sie die 
kurdische Frage lösen? 

Während eines Interviews der 
Nachrichtenagentur ANF am 
12.Februar mit dem Vorsitzenden 
des Exekutivrats der KCK, Murat 
Karayilan, sagte dieser bezüglich 
der Land- und Bodenangriffe: 
"Sie kommen jeden Tag und 
bombardieren die Medya-Vertei- 
digungsgebiete. Sie führen jeden 
Tag in Nordkurdistan Operatio¬ 
nen durch, um unsere Freunde 


ganze Stadtteil hat gesehen, was 
passiert ist. Dann sind die Polizi¬ 
sten zu einer Frau am gegenüber¬ 
liegenden Haus gegangen und 
haben ihr gesagt, dass sie aussagen 
soll, sie hätte nichts gesehen." 

Der Ladenbesitzer Yilmaz D. 
erklärte gegenüber ANF, dass er 
nicht sehen konnte, ob der Junge 
etwas in der Hand gehabt hatte. 
Allerdings sei der Skorpion in 
den Stadtteil gerast und habe 
den Jungen überfahren. Ein wei¬ 
terer Augenzeuge, Nurettin N., 
berichtet vom Hergang der Tat: 
„Der Junge sah wie zerquetscht 
aus. Auf seinen Rücken waren 
die Spuren ersichtlich. Die Frau¬ 
en schrien, ob denn niemand 
den Jungen retten könne. Dann 
kam das Fahrzeug zurück und sie 
nahmen den Jungen mit. Ich 
weiß nicht, wohin sie ihn 
gebracht haben.“ 

(ANF, 11.2., ISKU) 


Meldungen: 

Gefechte zwischen Regime¬ 
kräften und Kurdinnen in 
Helep halten an 

Bei Gefechten zwischen Regie¬ 
rungstruppen und Milizen des 
Assad-Regimes gegen die kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG) sind laut YPG Anga¬ 
ben mindestens 35 Soldaten 
und Milizen des Regimes getö¬ 
tet und etwa 70 verletzt wor¬ 
den. In einer Erklärung des 
Hauptquartierts der YPG neißt 
es, dass kein Angriff gegen die 
kurdische Bevölkerung unbe¬ 
antwortet bleiben wird. 

Die Gefechte hatten in der 
Nacht vom 7. auf den 8. Febru¬ 
ar begonnen, als Regimekräfte 
den kurdischen Stadtteil 
E§refiye (Ashrafieh) in Helep 
(Aleppo) angriffen. Bei den 
Angriffen wurden nach vorlie¬ 
genden Informationen minde¬ 
stens fünf Kämpfer der YPG 
getötet. Bei dem Gefecht sollen 
auch zwei Zivilisten durch die 
syrische Armee getötet und zwei 
weitere verletzt worden sein. 
Der Stadtteil ist auch dem 
Raketenbeschuss der Regime¬ 
kräfte ausgesetzt worden. 

Schon am 31. Januar sind bei 
Angriffen durch die Luftwaffe 
des Assad-Regimes insgesamt 
25 Menschen getötet worden. 

(ANF, 9./11.2., ISKU) 

Iranische Soldaten töten 
drei kurdische Jugendliche 

Am 6. Februar haben iranische 
Soldaten drei kurdische Jugendli¬ 
che, die im Gebiet §ahabettin an 
der iranisch-irakischen Grenze 
Handel betrieben, getötet. Bei 
den Jugendlichen handelt es sich 
um einen 18-jährigen Heran¬ 
wachsenden, sowie zwei 
Geschwister im Alter von 16 und 
20 Jahren. 

Die Soldaten sollen zunächst die 
77 bepackten Pferde der drei 
Jugendlichen getötet und die 
Maaren der Jugendlichen ver¬ 
brannt haben. Anschließend fes¬ 
selten sie die Jugendlichen an 
Händen und Füßen und warfen 
sie von den Klippen eines Berges. 
Erst am 9. Februar erfuhren die 
Angehörigen und Anwohner des 
Dorfes der Jugendlichen von die¬ 
sem Mord und machten sich auf 
den Weg ins §ahabettin-Gebiet, 
wo sie die Leichname der 
Jugendlichen aufifanden und in 
ihr Heimatdorf zurückbrachten. 

(ANF, 9.2., ISKU) 

„KCK-Operationen:“ 

25 Festnahmen in 
Colemerg und Simex 
Bei Razzien und Hausdurchsu¬ 
chungen wurden in den Pro¬ 
vinzen Colemerg (Hakkari) 


Kurdischer Jugendlicher bei 
Protesten zum 15. Februar getötet 





Urteil im § 129b Prozess gegen Ali 
Ihsan Kitay: 2 Jahre und 6 Monate Haft 


ln dem im August 2012 vor dem 
Oberlandesgericht (OLG) Ham¬ 
burg begonnenen Prozess gegen 
denkurdischen Politiker Ali Ihsan 
Kitay wurde am Mittwoch, den 
13. Februar, das Urteil gespro¬ 
chen. Die Richterinnen befanden 
den 47dährigen Kurden schuldig, 
in den Jahren 2007 und 2008 die 
kurdische Arbeiterpartei PKK in 
Norddeutschland geleitet zu 
haben. Gegen Kaution wird Kitay 
bis zur Eritscheidung über die 
Revision aus der Untersuchungs¬ 
haft entlassen. Straftaten in 
Deutschland werden dem nach 
Paragraph 129b Strafgesetzbuch 
(Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung im Ausland) 
Angeklagten nicht vorgeworfen. 
Bei diesem Prozess handelt es sich 
eindeutig um ein politisch moti¬ 
viertes Pilotverfahren. Vier weite¬ 
re Kurden stehen in Stuttgart, 
Düsseldorf und Berlin ebenfalls 
gemäß §129b vor Gericht, in 
zwei weiteren „Fällen“ wurde 
bereits Anklage erhoben. Erste 
Grundsatzentscheidungen wur¬ 
den heute getroffen — in einigen 
der Verfahren drohen weit höhere 
Strafen. 

Das zunächst milde wirkende 
Zeitmaß des Urteils begründeten 


Niederlande: Anwerbeversuche für 
dschihadistischen Krieg in Syrien 


Nachdem das Kurdische Zen¬ 
trum für Öffentlichkeitsarbeit 
am 8.2.2013 bekannt gegeben 
hat, dass in der niederländischen 
Gemeinde Zoetermeer salafisti- 
sche Prediger in Moscheen 
Jugendliche für den Kampf gegen 
das syrische Regime und die 
Kurdinnen in Westkurdistan/ 
Nordsyrien anwerben sollen, 
wurden diese Behauptungen nun 
von Seiten des Vorsitzenden des 
niederländischen Nachrichten¬ 
dienstes (AIVD) Rob Bertholee 
bestätigt. Bertholee gab an, dass 


—Politische Operationen in Europa ... 


ausfindig zu machen; sie machen 
dies umsonst. Sie versuchen uns 
einen Schlag zu versetzten." 
Karayilan weiter: "Sie sagen: 
'solange sie Waffen in ihren Hän¬ 
den halten, werden die Operatio¬ 
nen nicht stoppen.' Und ich 
möchte hier nun klar feststellen: 
Solange die Operationen andau¬ 
ern, wird die Guerilla Aktionen 
durchführen. Wie will die türki¬ 
sche Republik mit dieser Annähe¬ 
rungsweise ihr grundsätzlichstes 
Problem, die kurdische Frage, 
lösen? Dass es so keinen Frieden 
geben wird, ist klar zu sehen." 
Karayilan kritisierte die europäi¬ 
schen Länder und die UöA: 
"Wenn der türkische Staat Krieg 
und Terror gegen das kurdische 
Volk anwendet, dann mit ihrer 


die fünf Richterinnen des OLG 
Hamburg mit der persönlichen 
Lebensgeschichte Ali Ihsan 
Kitays. Insbesondere die in 20 
Jahren Haft in der Türkei erlitte¬ 
ne Folter und seine persönliche 
Motivation, gegen kontinuierli¬ 
che Unterdrückung Widerstand 
leisten zu müssen, um Überleben 
zu können, wären dafür maßgeb¬ 
lich gewesen, hieß es in der 
Urteilsbegründung. Auch die im 
Verfahren von der Verteidigung 
und Kitay selbst geschilderte Assi¬ 
milationspolitik, die anhaltende 
Folterpraxis, Kriegsverbrechen, 
Fälle von Verschwindenlassen 
sowie die anhaltende systemati¬ 
sche Unterdrückung der kurdi¬ 
schen Kultur in der Türkei, die 
die Richterinnen als erwiesen 
ansehen, hätten sich strafmil¬ 
dernd ausgewirkt. „Zum Teil hat¬ 
ten wir den Eindruck die Türkei 
sitzt hier vor Gericht“, bemerkte 
der Vorsitzende Richter diesbe¬ 
züglich. Das OLG zog daraus 
nicht die notwendigen Schlussfol- 

f erungen. 

)as OLG sieht als erwiesen an, 
dass Ali Ihsan Kitay eine leitende 
Funktion für die Region Ham¬ 
burg und Nord in der PKK ein¬ 
nahm, da er Demonstrationen 


die Jugendlichen einer militäri¬ 
schen Ausbildung unterzogen 
werden. Zudem warnte er vor 
möglichen Gefahren für die Län¬ 
der, in die diese Jugendlichen 
zurückkehren würden. 

Ein Jugendlicher, der sich kurz 
vor der Abreise nach Syrien 
umentschieden hatte, erklärte, 
dass von den mehr als 150 
Jugendlichen, die in den Krieg 
nach Syrien gezogen sind, sich 
auch 4 Kurden befinden würden. 
Zeitgleich wurde auch bekannt, 
dass Mitarbeiter des niederlän- 


Unterstützung. Wenn sie keine 
Unterstützung böten, müsste der 
türkische Staat mit der Gewalt 
aufhören. Weil sie nicht mehr die 
Fähigkeit dazu hätten. 

Wie sie wissen, haben es kurdi¬ 
sche Diplomatinnen nicht ein¬ 
fach. Es gab einige kurdische 
Diplomatinnen, gegen die Kom¬ 
plotte durchgeführt wurden. Vor 
einigen Monaten hat der französi¬ 
sche Nachrichtendienst ein Kom¬ 
plott gegen das KNK-Mitglied 
Adern Uzun durchgeführt und 
diesen verhaftet. Und eines der 
Ziele in Paris war unsere Freundin 
Sakine Cansiz. Sie ist eine Freun¬ 
din, die einen Platz in der 
Geschichte unserer Bewegung 
hat. Sie war eine der Gründerin¬ 
nen der PKK.“ 


(darunter das zum Weltkulturer¬ 
be gehörende Newrozfest) organi¬ 
siert, Spenden gesammelt und 
immer wieder Streit geschlichtet 
habe. Telefonüberwachungen 
hätten gezeigt, dass er dies in lei¬ 
tender Funktion getan hätte. Den 
Grillwagen, den Kitay von Kiel 
nach Fiamburg „bestellt“ hatte, 
der beim Anhören der Telefon¬ 
überwachung im Prozess lange 
Zeit eine Rolle spielte, sparte das 
Gericht aus. ln einem Artikel der 
taz mit dem Titel „Grill des Ter¬ 
rors“ wurde die Absurdität des 
Anklagekonstruktes ohne realen 
Vorwurf treffend beschrieben. 

Ali Ihsan Kitay ist in einem 
Schauprozess zum Objekt poli¬ 
tisch motivierter Interessen 
geworden, da gerade jetzt eine 
derartige Kriminalisierung von 
Kurdinnen und Kurden mit der 
Möglichkeit eines höheren Straf¬ 
maßes gewünscht ist, erklärt das 
Bündnis Freiheit für Ali Ihsan. 
Wir freuen uns mit Ali Ihsan, dass 
er vorerst „freigelassen“ wurde 
und fordern weiterhin — „Freiheit 
für alle politischen Gefangenen.“ 
(...) 

Die vollständige Erklärung und 
weitere Hintergrundbericbte unter: 
freiheitfuer3iihsan.noblogs.org 


dischen Nachrichtendienstes 
AIVD mindestens 10 kurdische 
Jugendliche als Spitzel anzuwer¬ 
ben versucht haben. Die 
Jugendlichen sind damit an die 
Öffentlichkeit gegangen. Ihnen 
wurde mit unterschiedlichen 
Sanktionen gedroht, wenn sie 
weiterhin in den kurdischen 
Kulturvereinen aktiv sein soll¬ 
ten. So wurde beispielsweise 
einer Person mit der Entzie¬ 
hung des Aufenthaltsrechtes 
gedroht. 

(YÖP, 12.2., ISKU) 


Karayilan unterstrich, dass 
man die ökonomische Solida¬ 
rität unter den Kurdinnen zum 
Ziel habe: „Sie werten das als 
verboten. So, als ob Kurdinnen 
sich nicht untereinander helfen 
könnten, beispielsweise keinen 
eigenen TV-Sender unterstüt¬ 
zen würden." 

Zuletzt sagte Karayilan: „Wir 
treten für eine soziale Sache ein. 
Wir führen einen natürlichen 
Kampf. Jeder, dessen Land 
besetzt wird und dessen Spra¬ 
che verboten wird, würde das 
tun, was wir machen. Unser 
Widerstand ist ein gesellschaft¬ 
licher Wiederstand und richtig. 
Jeder muss diese Wahrheit 
sehen." 

(ANF, 13.2., ISKU) 


und Sirnex (Sirnak) mindestens 
25 Personen festgenommen. 

In der Nacht zum Donnerstag 
wurden bei zeitgleichen Razzien 
in der Provinz Sirnex sieben Per¬ 
sonen festgenommen. Auch im 
Landkreis Cizira Botan durch¬ 
suchten Polizisten und türkische 
Spezialeinheiten Wohnungen 
von kurdischen Aktivistinnen. 
Dabei wurden acht Personen 
festgenommen. 

Auch in der Provinz Colemerg 
schlugen die Polizisten der AKP- 
Regierung zu. Im Landkreis 
Gever wurden bei Razzien und 
anschließenden Hausdurchsu¬ 
chungen 9 Jugendliche festge¬ 
nommen. Ein 16- jähriger 
Jugendlicher wurde im Land¬ 
kreis Semzinan festgenommen. 
Bereits am Mittwoch wurden im 
Landkreis Gever sieben Personen 
und 18 Personen in Istanbul fest¬ 
genommen. Seit April 2009 wer¬ 
den immer mehr kurdische Akti¬ 
vistinnen unter dem Verdacht 
der Mitgliedschaft der Union der 
Gemeinschaften Kurdistans, 
kurz KCK, ohne rechtliche und 
juristische Grundlage festgenom¬ 
men und verurteilt. 

(ANF/DK, 14.2., ISKU) 

Westkurdistan: 200 neue Lehr¬ 
kräfte für Kurdischunterricht 

Laut Angaben der Organisation 
für den muttersprachlichen 
Unterricht in Westkurdistan 
(SZK) haben rund zweihundert 
neue Lehrkräfte aus Erfin ihre 
Diplome für den Unterricht in 
kurdischer Sprache erh3ten. Mit 
ihren erworbenen Diplomen 
sind die 200 Personen berechtigt, 
Schulunterrichte in kurdischer 
Sprache zu geben. 

Die demokratische Selbstverwal¬ 
tung in Westkurdistan wird 
immer mehr ausgebaut und 
nimmt Formen an. Ein wichtiger 
Bestandteil dafür ist die Bildung 
in kurdischer Sprache, ln mehre¬ 
ren von Kurdinnen übernom¬ 
menen Städten wurden schon 
Maßnahmen ergriffen, um dies 
zu fördern. Unter anderem wur¬ 
den die Städtenamen in kurdi¬ 
sche Sprache umgeändert und 
Schülerinnen Unterricht in Kur¬ 
discher Sprache erteilt. 

(ANF/DK, 13.2., ISKU) 
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Abdullah Öcalan: Wir haben dem 


Staat unser Lösungsprojekt vorgelegt 


Am Montag wurde dem auf der 
Gefängnisinsel Imrali inhaftierten 
PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan der Besuch seines Bru¬ 
ders, Mehmet Öcalan, gestattet. 
Am Folgetag berichtet Mehmet 
gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur Diele (DIHA), was sein Bru¬ 
der ihm während ihrer 45-minü¬ 
tigen Gesprächszeit mitgeteilt hat. 
Mehmet Öcalan erklärte, dass 
sein Bruder sich in einer guten 
Verfassung befand... Zunächst 
hätte Abdullah Öcalan ihn 
gefragt, wie die öffentliche Mei¬ 
nung gegenüber der aktuellen 
Phase sei. „Ich habe ihm naitge- 
teilt, dass etwa 70% der Öffent¬ 
lichkeit die Phase als wichtig 
bewerten. Aber sie wollen auch, 
dass die Phase richtig und ernst¬ 
haft geführt und nicht für irgend¬ 
welche Täuschungsversuche ins¬ 
trumentalisiert werden sollte“, so 
Mehmet Öcalan. 

Besuch der BDP-Delegation 
auf Imrali. 

Abdullah Öcalan hat durch sei¬ 
nen Bruder mitteilen lassen, dass 
dem Staat ein Lösungsprojekt 
vorgelegt wurde. Für die Lösung 
der Frage seien allerdings auch 
Kandil und die Strukturen in 
Europa wichtige Standbeine. 
„Diese Menschen sind dort und 
sie leiten auch die Bewegung. Ich 
kann ihnen meine Standpunkte 


nicht durch irgendwelche Vögel 
vermitteln. Deswegen ist es wich¬ 
tig, dass die Co-Vorsitzenden des 
DTK und der BDP hierher kom¬ 
men. Aber es werden wegen der 
Namen der Personen Probleme 

f emacht. Wenn die einen nicht 
ommen können, kann man 
andere Leute aus der BDP hier¬ 
her kommen lassen. Es ist wich¬ 
tig, dass diese Delegation 
kommt, damit wir hier darüber 
diskutieren können, wie diese 
Phase weiterlaufen soll. Bis jetzt 
ist niemand mehr gekommen. 
Ahmet und Ayla waren vor 40 
Tagen hier. Wir haben gesagt, 
dass ein Standbein der Lösung 
Kandil und ein Standbein die 
kurdischen Strukturen in Europa 
sind. Das wichtigste Standbein ist 
allerdings das Volk hier selbst. Es 
ist das kurdische und das türki¬ 
sche Volk. Das Ganze ist kein 
Problem der letzten 30-40 Jahre, 
sondern ein Problem, das sich 
seit 100—200 Jahren hinzieht. 
Wenn wir dieses Problem lösen 
wollen, sollte die Delegation 
hierher kommen. Wir werden 
hier gemeinsam diskutieren und 
sie werden diese Diskussionen in 
die Bevölkerung tragen. Auch 
Kandil und Europa sollen ihre 
Lösungsansichten mitteilen. Ich 
wiederhole mich nochmal Ich 
kann meine Meinung der Bevöl¬ 
kerung und Kandil nicht durch 


irgendwelche Vögel mitteilen las¬ 
sen. Deswegen soll die Delega¬ 
tion kommen. Wie gesagt, wir 
haben unser Lösungsprojelct teil¬ 
weise dem Staat una der Regie¬ 
rung mitgeteilt. Von unserer Seite 
aus wird es zu keinem Stocken 
des Projekts kommen. Wenn die 
Phase dennoch ins Stocken gerät, 
werden darunter das kurdische 
und das türkische Volk leiden. 
Jeder, der in der Region lebt, wird 
darunter leiden. Deswegen sollte 
jeder sich auf die vor uns liegen¬ 
de Phase richtig vorbereiten , so 
Abdullah Öcalan. 

„Nicht alles ist abhängig von 
mir“ 

Hinsichtlich seiner eigenen Rolle 
in einem Lösungsprojekt teilte 
Abdullah Öcalan durch seinen 
Bruder folgendes mit: „Ich bin 
hier inhaftiert. Wenn ich von die¬ 
ser Situation aus bei jedem Schritt 
sagen würde ,das muss so und 
jenes muss so gemacht werden“, 
wäre das nicht richtig und mora¬ 
lisch vertretbar. Ich kann in dieser 
Phase meiner Verantwortung 
gerecht werden. Aber es ist wich¬ 
tig, dass ihr nach draußen die 
Wahrheiten vermittelt. Ich habe 
hier Gespräche mit dem Geheim¬ 
dienst geführt. Es mag sein, dass 
die Leute, die hierher zu mir 
gekommen sind, die Sache ernst 
nehmen. Aber sie sind nicht die 
-► 


Proteste zum „Schwarzen Tag“ 


Der 15. Februar, der bei dem 
Großteil der kurdischen Bevölke¬ 
rung als „Schwarzer Tag" in die 
Geschichte eingegangen ist, 
wurde auch in diesem Jahr mit 
Protesten und Demonstrationen 
begangen. Am 15.. Februar 1999 
wurde Abdullah Öcalan in Kenia 
festgenommen und in einem völ¬ 
kerrechtswidrigen Akt an die Tür¬ 
kei ausgeliefert. Seitdem ist er auf 
der Gefängnisinsel Imrali inhaf¬ 
tiert. Aus diesem Grund wird an 
diesem Tag gegen das internatio¬ 
nale Komplott protestiert. 

Die in Europa lebenden Kurdin¬ 
nen und deren Freundinnen 
haben am 16. Februar in Stras¬ 
bourg gegen das internationalen 
Komplott demonstriert. Dabei 
wurden Poster von Abdullah 
Öcalan und den drei ermordeten 
kurdischen Aktivistinnen Sakine 
Cansiz, Fidan Dogan und Leyla 
Saylemez hochgehalten. Die For¬ 
derungen der 10.000 Menschen 
heißt: Freiheit für Öcalan. 


In Colemerg (Hakkari) wurde 
aus Protest gegen das internatio¬ 
nale Komplott eine Demonstra¬ 
tion durchgeführt. Rahmi Kurt, 
der Bezirksvorsitzende der Partei 
für Frieden und Demokratie 
(BDP), hat in seiner Rede das 
internationale Komplott verur¬ 
teilt: „Seit Jahren hat das kurdi¬ 
sche Volk klargestellt, wen es als 
seinen Repräsentanten ansieht 
und hat sich für ihn eingesetzt, 
und das wird es auch weiterhin 
tun.“ 

In Gewer (Yüksekova) haben sich 
Tausende vor dem BDP-Gebäu- 
de versammelt. Auf einem 
schwarzen Transparent ist zu 
lesen: Wir verurteilen das inter¬ 
nationale Komplott. Bilder mit 
dem Porträt Abdullah Öcalans 
wurden getragen. Nach einer 
Kundgebung wurde der Demon¬ 
strationszug von der Polizei mit 
Gasgranaten angegriffen. Die 
zumeist Jugendlichen leisteten 
gegen den Angriff Widerstand. 


In Wan wurde aufgrund der zu 
erwartenden Proteste die Stadt 
von der Polizei abgeriegelt. Im 
Stadtviertel Hactbekir haben 
daraufhin hunderte Jugendliche 
den Verkehr blockiert um so 
gegen das internationale Kom¬ 
plott zu protestieren. Die Polizei 
griff mit Gasgranaten und Was¬ 
serwerfern an. 

In Dütax (Tutak) in Agiri (Agri) 
wurde vor dem BDP-Gebäude 
ein zweitägiger Hungerstreik 
gestartet, ln Geyhan in Adana 
wurde mit einer Presseerklärung 
zum 15. Februar protestiert. Der 
BDP-Bezirksvorsitzende Ugur 
Bayrak sagte: „Wenn in diesem 
Gebiet kein Blut mehr fließen 
soll, wenn es Frieden geben soll, 
dann nur mit Herrn Abdullah 
Öcalan.“ 

Auch in der Stadt Qamijlo 
(Westkurdistan) wurde mit einer 
Demonstration der 15. Februar 
verurteilt. 

(YÖP, 15.2., ISKU) 


Meldungen: 

KCK-Verfahren: 10 Personen, 
darunter 6 ehemalige Bürger¬ 
meister aus Halt entlassen 
Der Bürgermeister von 
Diyarbakir ösman Baydemir 
begrüßte die Entlassungen durch 
das 6. Hohe Strafgericht von 
Diyarbakir. "Wir freuen uns über 
diesen Beschluss, aber tausende 
unserer Freundinnen und Freun¬ 
de sind nach wie vor inhaftiert. 
Ich hoffe, dass auch sie zu ihren 
Familien und in Freiheit kom¬ 
men, wenn die Rechtswidrigkeit 
der Gerechtigkeit, und die 
Zusammenstöße einem ehren¬ 
haften Frieden Platz machen", 
sagte ösman Baydemir. 

Die Entlassenen sind Firat Anlt 
(ehern. Bürgermeister Yeniseltir), 
Alimet Ertak (ehern. Bürgermei¬ 
ster von Sirnak), Kazim Kurt 
(ehern. Bürgermeister von Hak¬ 
kari), Hüseyin Kalkan (ehern. 
Bürgermeister von Batman), 
Abdüllah Akengin (ehern. Bür¬ 
germeister von Diele), Ferhan 
Türk (ehern. Bürgermeister von 
Kiziltepe), Arslan Özdemir, 
Hasan Üner, Takibe Turgay und 
FadUe Bayram.(77«, 19.2., ISKU) 

Über 150 Festnahmen — mehr¬ 
heitlich Gewerkschaftlerinnen 

Bei Festnahmeoperationen, die 
sich mehrheitlich gegen Mitglie¬ 
der des Dachverbandes von 
Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes (KESK) richteten, wur¬ 
den in der Türkei bisher mehr als 
150 Menschen festgenommen. 
In 29 verscliiedenen Städten ist 
es am Dienstag in den frühen 
Morgenstunden zu Razzien in 
Wohnhäusern und Büros der 
Gewerkschaften gekommen. Es 
wird von einem weiteren Anstieg 
der Festnahmen ausgegangen. 
Insgesamt sollen Festnahmebe¬ 
fehle gegen 167 Menschen vor¬ 
liegen. In den türkischen Medien 
wurde unterdessen verlautbart, 
dass es sich bei der Festnahme¬ 
welle um eine Operation gegen 
die DHKP-C handele. 

(DIHA, 19.2., ISKU) 

Anklagen gegen elf Kurdinnen 
in Frankreich 

In Frankreich wurde Anklage 
gegen elf Kurdinnen erhoben, 
sieben der Angeklagten müssen 
in Untersuchungshaft. Am 12. 
Februar waren bei Razzien in 
Bordeaux und Toulouse 17 
Kurdinnen festgenommen wor¬ 
den. Den Angeklagten wird 
„Mittäterschaft in einer Terroror¬ 
ganisation“ und „Finanzierung 
des Terrorismus“ vorgeworfen. 
Auffällig ist, dass die Festnahmen 
auf den gleichen Tag fielen wie 
der Besuch des türkischen 
Außenministers Ahmet Davut- 




Sere Kaniye: YPG und FSA 
unterzeichnen Friedensabkommen 


Nachdem es in den vergangenen 
Wochen und Monaten zu ver¬ 
mehrten Gefechten und gewalt¬ 
samen Auseinandersetzungen in 
der kurdischen Stadt Sere Kaniye 
(arab. Ras al-Ayn) in Westkurdi¬ 
stan zwischen den kurdischen 
Verteidigungseinheiten der YPG 
und Gruppen kam, die zur Freien 
Syrischen Armee (FSA) gehören, 
wurde nun ein Abkommen zwi¬ 
schen beiden Parteien unterzeich¬ 
net. Demnach sollen sich die 
bewaffneten Gruppen der FSA 
aus Sere Kaniye zurückziehen 
und ein ziviler Rat, der sich um 
die Belange der Bevölkerung zu 


kümmern hat, soll gegründet 
werden. Zudem wurde beschlos¬ 
sen, dass die Grenzübergänge der 
Kontrolle des zivilen Rates über¬ 
geben werden sollen. 

Nach Vermittlungen des Kurdi¬ 
schen Flohen Rates (DBK) und 
der syrischen Oppositionen ver¬ 
einbarten die YPG und die FSA 
ein Abkommen, dass am 17. 
Februar unterzeichnet wurde. Zu 
Sere Kaniye einigten sich beide 
Seide auf folgende Punkte: 

1. Die bewaffneten Gruppen 
haben Sere Kaniye zu verlassen 

2. Ein Ausschuss, der auf beiden 
Seiten gegründet wird, wird sich 


um die Beobachtung der Einhal¬ 
tung des Abkommens küm¬ 
mern. 

3. Ein ziviler Rat, bestehend aus 
Vertreterinnen sämtlicher Völker 
Syriens, soll gegründet werden. 

4. Die Kontrolle über die Grenz¬ 
übergänge wird vom zivilen Rat 
aus geübt. 

5. Die zivile Organisation Sere 
Kaniyes wird vom Rat geleitet. 
Militärisches Eingreifen ist unter¬ 
sagt. 

6. YPG und FSA errichten 
gemeinsame Kontrollpunkte an 
den Ein- und Ausgängen von Sere 
Kaniye. (ANF, 17.2., ISKU) 


CPJ: 74% der festgenommenen 
Journalistinnen sind Kurdinnen 


Das "Committee to Protect 
Journalists" (CPJ) erklärt in sei¬ 
nem Bericht mit dem Titel 
"Angriffe auf die Presse", dass 
die Türkei das weltweit größte 
Gefängnis für Journalistinnen 
ist. In dem Bericht heißt es wei¬ 
ter, dass 98% der festgenomme¬ 
nen Journalistinnen aufgrund 
der "Änti-Terror"-Gesetzgebung 
oder unter Beschuldigung ande¬ 
rer "staatsfeindlicher Vergehen" 
festgenommen wurden. Bei 
74% dieser Journalistinnen 
wiederum handelt es sich dem 
Bericht nach um Kurdinnen. 
Das CPJ mit Sitz in New York 
erklärt in seinem Bericht, dass 
im letzten Jahr weltweit 43 Jour¬ 
nalistinnen aufgrund ihrer 
Tätigkeit ermordet worden sind. 


Das ist ein Anstieg von 43% 
gegenüber dem letzten Jahr. 
Zudem sind 35 Journalistinnen 
verschwunden. 

Die Zahl der inhaftierten Jour¬ 
nalistinnen im letzten Jahr 
betrug 232. Diese Zahl sei seit 
Herausgabe des Berichts im Jahr 
1990 noch nie in solch einem 
Maße gestiegen. In ihrem 
Bericht gab das CPJ auch eine 
Liste der 10 Länder bekannt, in 
denen die Entwicklung aus Sicht 
journalistischer Arbeit am 
bedenklichsten ist. Unter diesen 
zehn Ländern befinden sich Bra¬ 
silien, Ecuador, Äthiopien, Iran, 
Pakistan, Türkei, Russland, 
Somalia, Syrien und Vietnam. 
Die Aufnahme der Türkei in 
diese Liste begründet der 


Bericht damit, dass zum Zeit¬ 
punkt 1. Dezember 2012 49 
Journalistinnen inhaftiert waren 
und dadurch das Land das welt¬ 
weit größte Gefängnis für Jour¬ 
nalistinnen ist. ln der Türkei 
habe es sich der Ministerpräsi¬ 
dent Erdogan zur Gewohnheit 
gemacht, kritische Journalistin¬ 
nen höchstpersönlich zur Ziel¬ 
scheibe zu machen. Im Bericht 
wird ein nicht namentlich 
genannter türkischer Journalist 
zitiert, der betont, dass journali¬ 
stische Arbeit in der Türkei der 
Gnade der Regierung ausgesetzt 
sei. Aus Angst verhaftet zu wer¬ 
den, setzen sich die Journalistin¬ 
nen in der Türkei einer systema¬ 
tischen Selbstzensur aus. 

(ANF, 16.2., ISKU) 


—Abdullah Öcalan: Wir haben dem 


einzige Kraft. Es scheint auch 
andere Kräfte zu geben. Ich weiß 
auch nicht, wie weit die FCraft der¬ 
jenigen geht, die hierher zu mir 
gekommen sind. Ich werde 
zumindest alles tun, was in mei¬ 
ner FFand liegt. Aber auch meine 
Möglichkeiten sind beschränkt. 
Und alles lässt sich auch nicht mit 
mir klären. Sie wollen die ganze 
Verantwortung mir übertragen. 
Das ist nicht die richtige Heran¬ 
gehensweise. Wie gesagt, ich tue 
alles im Rahmen meiner Mög¬ 
lichkeiten. Ich habe auch über die 
Delegation unsere Ansichten für 
eine Lösung der Regierung 
zukommen lassen. Was wollen 
wir? Was können wir machen? 
Wie können wir es lösen? Unsere 
Antworten auf diese Fragen 
haben wir der Regierung zukom¬ 
men lassen. Sie werden unsere 
Forderungen und unsere Ansich¬ 
ten für eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage bewerten. Ich möch¬ 
te es aber noch einmal betonen: 
Ich bin hier ein Gefangener und 
ich habe nicht das Recht, für alle 
zu sprechen. Macht nicht alles 
abhängig von mir. Auch wenn ihr 
es tut, kann ich dem nicht gerecht 
werden.“ 


Die Verantwortlichen 
der Pariser Morde 

Öcalan bewertete auch die 
Morde an den drei kurdischen 
Aktivistinnen in Paris: „In Paris 
wurden drei Frauen ermordet. 
Das war ein Massaker. Sie versu¬ 
chen, eine Person für dieses Mas¬ 
saker verantwortlich zu machen. 
Sie sagen, dass er aus Sivas ist, 
benennen ihn beim Namen und 
sagen, er sei für die Tat verant¬ 
wortlich. Aber jeder sollte wissen, 
dass hinter dem Mord diejenigen 
Kräfte stecken, die mich hierher 
gebracht haben. Es ist die Rede 
von der Gladio, der NATO. Der 
Tatvollstrecker war zuvor zehn 
Mal im Jahr in der Türkei, in 
Ankara. Mit wem hat er in Anka¬ 
ra gesprochen? Was waren die 
Rollen der Leute, mit denen er 
gesprochen hat. Wer hat den 
Plan, das Projekt ausgeheckt? 
Wenn sie das nicht öffentlich 
machen, kann es am nächsten 
Moigen vielleicht zu einem noch 
größeren Massaker kommen. 
Wer hat diese Tat geplant? Frank¬ 
reich, Europa, die USA und die 
NATO wissen das. Aber sie 
schweigen. Sie wollen nicht, dass 
die Phase voranschreitet.“ 


„Unser Volk in Syrien 
sollte achtsam sein“ 

Die kurdische Bevölkerung in 
Syrien rief Öcalan dazu auf, 
besonders achtsam zu sein. „Die 
Bevölkerung Syriens ist bunt, es 

f ibt Kurden, Araber, Armenier, 
ürkmenen. ln Syrien ist aber 
gegenwärtig nicht abzusehen, 
was dort in einem oder zwei Jah¬ 
ren sein wird. Die Kurden dort, 
eigentlich alle Völker Syriens, 
sollten sich noch mehr als um ihr 
tägliches Wasser und Brot darum 
sorgen, wie sie sich für ihre 
Zukunft wappnen. Dafür sollten 
sie große Muhen aufbringen, sie 
sollten sehr achtsam sein. Den 
Aufstand des kurdischen Volkes 
in Syrien begrüße ich. Ich schätze 
ihren Aufstand sehr hoch. Auch 
den Kurden im Iran möchte ich 
meine Grüße ausrichten. Ich 

f rüße unsere Bevölkerung in 
lurdistan, der Türkei, in Europa 
und der ganzen Welt, die zum 
15. Februar auf die Straßen 

f egangen sind. Ich drücke der 
amilie von §ahin Öner, der in 
Amed durch einen Panzerwagen 
ermordet worden ist, mein Bei¬ 
leid aus“, so Öcalan. 

(DIHA, 19.2., ISKU) 


oglu bei seinem französischen 
Amtskollegen Laurant Fabius. 
Bereits in der Vergangenheit hat¬ 
ten in FrankreichTestnalimewel- 
len und Razzien gegen kurdische 
Aktivistinnen kurze Zeit vor, 
während, oder kurz nach 
Zusammenkünften türkischer 
und französischer Regierungsver¬ 
antwortlicher stattgefunden. 

Seit 2007 wurden alleine in 
Frankreich rund 250 kurdische 
Aktivistinnen festgenommen. 
Seit Oktober 2012 befindet sich 
auch Adern Uzun, Vertreter des 
Kurdistan Nationalkongresses 
(KNK) in Paris in Haft. Obwohl 
nach den Morden von Paris am 
9. Januar von vielen Seiten gegen 
die antikurdische Politik des 
französischen Staates Kritik 
geäußert wurde, gerade auch, 
weil dadurch andere Kreise zu 
Angriffen gegen Kurdinnen in 
Frankreich ermutigt werden, hat 
die sozialistische Regierungspar¬ 
tei in Frankreich nahtlos an die 
Kriminalisierungspolitik gegen 
kurdische Aktivistinnen ange¬ 
knüpft. (ANF, 18.2., ISKU) 


Faschistische Angriffe 
in Sinop und Samsun 

Nach dem es am Montag in der 
türkischen Stadt Sinop zu hefti¬ 
gen Übergriffen türkischer 
Nationalisten auf die Delegation 
der HDK (Demokratischer Kon¬ 
gress der Völker) und der BDP 
(Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie) gekommen war, setzte die 
Delegation ihre Arbeit fort und 
fuhr in die Stadt Samsun. Eine 
Gruppe von türkischen Nationa¬ 
listen wollte dort in Richtungdes 
Hotels, in dem sich die HDK- 
Delegation aufhielt, marschie¬ 
ren. Die Faschisten griffen auch 
das Parteigebäude der Kommu- 
nistischenTürkischen Partei und 
weitere linke Vereine an. Unge¬ 
fähr 1000 Faschisten riefen Hass¬ 
parolen und zerstörten die Fen¬ 
ster der Einrichtungen, 
ln Städten wie Ankara, Istanbul, 
Izmir, Amed und Colemerg kam 
es zu Großdemonstrationen 
gegen den Angriff der Faschisten. 
(ANF/DK, 19.2., ISKU) 
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Demirtaf: Wir sind für die 
Lösung durch Dialog 


Nachdem am vergangenen 
Samstag eine Delegation der 
BDP den inhaftierten PKK-Vor¬ 
sitzenden Abdullah Öcalan auf 
Imrali besucht hatte, gab nun der 
Co-Vorsitzende der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
Selahattin Demirta§ bekannt, 
dass die Briefe von Öcalan, die an 
die BDP, an Kandil [KCK-Exe- 
kutivkomitee] und an Europa 

f erichtet sind, sie erreicht haben. 

linsichtlich des Dialogprozesses 
zwischen Öcalan und dem türki¬ 
schen Staat äußerte Demirtas, 
dass die BDP den Prozess voll 
und ganz unterstützt. „Wir 
machen alles in unserer Macht 
stehende, damit der Dialog in 
Verhandlungen und einen blei¬ 
benden Frieden übergehen kann. 
Das Interesse und die Unterstüt¬ 
zung der Öffentlichkeit ist der 
Sehnsucht nach Frieden und 
Demokratie geschuldet. Dafür 
bedarf es keiner Umfragen“, so 
Demirtaj, der damit auf die 
Äußerungen von Erdogan 
abzielt, wonach es sich hei 
Demirtaf um keinen richtigen 


Politiker handeln würde, da er 
keine Umfragen durchführen 
würde, denn die BDP verfüge 
nicht einmal über die finanzielle 
Kapazitäten für Umfragen. 
Demirtas äußerte sich skeptisch 
hinsichtlich der Intention der 
AKP. „Der Frieden liegt nicht 
zwischen den Lippen von irgend- 
wem“, so Demirtas. Viele kurdi¬ 
sche Stimmen befürchten, dass 
die AKP den Dialogprozess nur 
wegen der anstehenden Kommu¬ 
nalwahlen und möglichen Präsi¬ 
dentschaftswahlen vollzieht. Der 
letzte Dialogprozess wurde ein¬ 
seitig von der AKP-Regierung 
nach den Wahlen vom 12. Juni 
2011 eingestellt. 

„Wir sind für die Lösung durch 
Dialog. Natürlich sollen die Waf¬ 
fen schweigen. Bei der Verteidi¬ 
gung der friedlichen Lösung der 
kurdischen Frage handelt es sich 
bei uns um eine prinzipielle Hal¬ 
tung. Unsere Erfahrung lehrt 
uns, dass ein bleibender Frieden 
nur durch die nötige Rahmenbil¬ 
dung erfolgen kann. Wir wissen, 
dass die bloßen Worte Frieden, 


Frieden, den Frieden nicht brin¬ 
gen werden. Daher werten wir 
vertrauensschaffende Schritte bei¬ 
der Seiten als vorteilhaft. Sowohl 
die erste als auch die zweite Dele¬ 
gation ist mit der Intention, Posi¬ 
tives beizutragen, nach Imrali 
gereist. Die Freundinnen verfü¬ 
gen über keinerlei andere Inten¬ 
tionen oder Erwartungen. Auch 
unsere Partei nicht. Die Äußerun¬ 
gen, die Rhetorik und die 
gemachten Schritte der Regie¬ 
rung in den kommenden Tagen 
werden entscheiden, ob der Pro¬ 
zess an reissfeste Seile gebunden 
werden kann. Wir machen alles 
in unserer Macht stehende. Wir 
werden beobachten, ob die Regie¬ 
rung die notwendigen Schritte 
tätigen wird. Die Briefe aus Imra¬ 
li haben uns erreicht. Wir werden 
dafür sorgen, dass die Briefe ihre 
Adressaten erreichen werden. Wir 
werden unsere Vorschläge sam¬ 
meln, und die Arbeiten für eine 
dritte Delegationen, wo wir unse¬ 
re Vorschläge übermitteln wer¬ 
den, beginnen“, so Demirtas. 

(ANF, 26.2., ISKU) 


Murat Karayilan zu den 
Forderungen Erdogans 


Während der türkische Mini¬ 
sterpräsident Erdogan in den 
türkischen Medien permanent 
vom Rückzug der kurdischen 
Guerillaeinheiten spricht, wer¬ 
den die Meder-Verteidigungsge¬ 
biete, das Rückzugsgebiet der 
Guerilla in Südkurdistan, Bom¬ 
bardierungen der türkischen 
Luftwaffe ausgesetzt. Zeitgleich 
sind Vorbereitungen für ausge¬ 
dehnte Militäroperationen in 
Nordkurdistan zu verzeichnen. 
Allein am Montag konnten an 
vier unterschiedlichen Orten 
Operationen der türkischen 
Armee beobachtet werden. 

Auf der Rückkehr von seiner 
Reise in die Arabischen Emirate 
bewertete Erdogan den Besuch 
der BDP-Delegation auf der 
Gefängnisinsel Imrali. Dabei 
sprach er erneut vom Rückzug 
der Guerilla und erklärte, dass 
der eigentliche Prozess erst dann 
beginnen würde. 

Wahrend Erdogan jedoch den 
Rückzug der Guerillakräfte for¬ 
dert, halten die Militäroperatio¬ 
nen im Norden Kurdistans und 


die Luftangriffe auf Südkurdi¬ 
stan weiter an. Allein in der ver¬ 
gangenen Woche flogen türki¬ 
sche Kampfflugzeuge über die 
irakische Grenze in die Meder- 
Verteidigungsgebiete, die von 
der Guerilla Kontrolliert wer¬ 
den. 

Bereits im Vorfeld der 2. Delega¬ 
tionsreise der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP) erklärte 
der Vorsitzende des Exekutivrats 
der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) 
Murat Karayilan, dass eine zwin- 

f ende Voraussetzung für das 
ortschreiten des Prozesses die 
Abkehr der Türkei von ihrer Ver¬ 
nichtungspolitik und -menta- 
lität sei: „während tagtäglich die 
KCK-Operationen, Mintärope- 
rationen, Luftangriffe und die 
Isolation auf Imrali fortgeführt 
werden, ebenso stehen die 
Morde von Paris noch unaufge¬ 
klärt auf der Tagesordnung, han¬ 
delt es sich bei der Darstellung, 
dass sie [die türkische Seite] alles 

f etan hätte und nur noch die 
lurdlnnen die notwendigen 


Schritte tätigen müssen, um eine 
große Verzerrung [der Realität]. 
Der Staat und die Regierung 
haben gewisse Dinge zu tun. 
Wenn nichts davon gemacht 
wird, ist zu hinterfragen, wie legi¬ 
tim es ist, von der kurdischen 
Seite Schritte zu erwarten, 
besonders wenn von allen Seiten 
[die beschriebenen] Angriffe 
erfolgen. Außer den Gesprächen 
einer Staatsdelegation mit Öcalan 
und dem Besuch einer politi¬ 
schen Delegation auf Imrali 
wurde in dieser Phase noch kein 
vertrauenerweckender Schritt 
getätigt. Konträr dazu verstärken 
sich die Bestrebungen, Möglich¬ 
keiten zu finden, um uns zu 
liquidieren. Daher sind wir hin¬ 
sichtlich der Aufrichtigkeit dieses 
Prozess sehr skeptisch. Es kommt 
ein Plan zum Vorschein, wonach 
die kurdische Seite so unter 
Druck gesetzt werden soll, dass es 
bei ihnen zu Diskrepanzen 
kommt, um ihr so einen vernich¬ 
tenden Schlag versetzen zu kön¬ 
nen. Dies ist Aktuell das Bild.“ 
(ANF, 25.2., ISKU) 


Meldungen: 


Südkurdistan: Vier Mitglieder 
der HPG bei Luftangriffen der 
Türkei getötet 

Einer schriftlichen Erklärung der 
Volksverteidigungskräfte (PIPG) 
ist zu entnehmen, dass vier ihrer 
Mitglieder bei Luftangriffen des 
türkischen Militärs getötet wor¬ 
den sind. Die türkische Luftwaf¬ 
fe bombardierte am 26.Februar 
die Meder-Verteidigungsgebiete 
in Südkurdistan (Nordirak) den 
ganzen Tag über. Die HPG 
erklärte, dass sie die Identitäten 
der vier getöteten Guerillakräfte 
in Kürze der Öffentlichkeit mit- 
teilen werde. 

Im gegenwärtigen Gesprächspro¬ 
zess zwischen dem Staat und dem 
inhaftierten PKK-Vorsitzende 
Abdullah Öcalan wird von Seiten 
der türkischen Regierung immer 
wieder die Forderung gestellt, 
dass alle Guerillakräfte sich aus 
der Türkei in Richtung Südkur¬ 
distan zurückziehen sollten. 
Duran Kalkan, Mitglied des 
KCK Exekutivrates, erklärte, dass 
es vorerst keinen Rückzug der 
Guerillakräfte aus der 
Türkei/Nordkurdistan geben 
werde, auch weil die türkische 
Regierung die möglichen Rük- 
kzugsgebiete permanent aus der 
Luit angreife. (ANF 27.2., ISKU) 

In 3 Jahren 13.700 Austritte 
aus der türkischen Armee 
Die Republikanische Volkspartei 
CHP hat die Gründung einer 
Kommission im Parlament vor¬ 
geschlagen, die sich mit den 
Gründen für die Austritte aus der 
türkischen Armee beschäftigen 
soll. In den letzten 3 Jahren 
haben 13.751 Soldaten ihren 
Austritt aus der Armee erklärt. 
Auf dieparlamentarische Anfrage 
des CHP-Abgeordneten Äli 
Demircali an das türkische Parla¬ 
ment bezüglich der Austritte von 
Soldaten wurde geantwortet, dass 
insgesamt 13.751 Generäle, 
Admirale und einfache Soldaten 
aus "persönlichen Gründen" 
zwischen dem 1. Januar 2009 
und dem 21. Januar 2012 ihren 
Austritt aus der Armee erklärt 
hätten. (ANF, 28.2., ISKU) 

KESK kündigt Proteste zum 8. 
März an 

Der Dachverband der Gewerk¬ 
schaften des öffentlichen Dien¬ 
stes KESK hat zum Internationa¬ 
len Frauentag am 8. März Prote¬ 
ste angekündigt. 

Die Mitglieder der Gewerkschaft 
werden gegen die schlechten 
Arbeitsbedingungen auf die Stra¬ 
ßen gehen. Zudem will man die 
Forderung nach Frieden bestär¬ 
ken. Die KESK-Frauen-Sekretä- 



Erdogan droht Westkurdistan 


Bei der Rückkehr von seinem 
Besuch in den Vereinigten Arabi¬ 
schen Emiraten erklärte der türki¬ 
sche Ministerpräsident Erdogan 
gegenüber Vertretern türkischer 
Nachrichtenagenturen, dass er 
nicht erlauben werde, dass sich 
eine zweite Struktur wie im 
Nordirak entwickelt. „Das würde 
für uns neue Befugnisse mit sich 
bringen“, so Erdogan. Zugleich 
ab er bekannt, dass die Türkei 
isher für den Syrienkonflikt 600 
Mio. $ ausgegeben habe. Wofür 
genau diese Ausgaben getätigt 
wurden, gab Erdogan nicht 
bekannt. 

Erdogan diskutierte auf seinem 
Rückflug mit einigen ausgewähl¬ 
ten Pressevertretern die aktuellen 
Entwicklungen in Syrien und den 
gegenwärtigen Dialogprozess mit 
dem inhaftierten PKK-Vorsitzen¬ 
den Abdullah Öcalan. 

Für das Baath-Regime prognosti¬ 
ziert der türkische Ministerpräsi¬ 
dent ein baldiges Ende. Die Krise 
im Land befinde sich in ihrer letz¬ 
ten Phase. Erdogan kritisierte die 
Haltung der USA in diesem Kon¬ 
flikt. „wir nähern uns dem zwei¬ 
ten Jahr [des Aufstands] in Syrien. 
Die USA hat in diesem Konflikt 
immer noch keine klare Stellung 


bezogen. Sie verurteilen zwar hier 
und da das Regime. Aber unsere 
Erwartung an die USA ist eine 
andere“, so Erdogan. Auch die 
vermeintlich passive Haltu ng der 
Arabischen Liga sei für die Türkei 
ein Problem. Bezugnehmend auf 
die Situation in Westkurdistan, 
gab Erdogan bekannt, dass man 
ein „Nora-Syrien“ nicht dulden 
werde und der Türkei in solch 
einem Fall ganz andere Befugnisse 
zustehen würden. 

Auf den zweiten Besuch der 
BDP-Delegation auf Imrali ange¬ 
sprochen, reagierte Erdogan wie 
folgt: „Politik zu betreiben bedeu¬ 
tet immer auch Risiken auf sich 
zu nehmen. Ich kann noch weiter 
gehen: Das Leben an sich ist ein 
Risiko. Wenn wir das Risiko nicht 
auf uns nehmen, wird es nicht 
möglich sein, diesen Prozess zu 
einem Ergebnis zu führen. Wenn 
andere Teile der Gesellschaft die¬ 
ses Risiko mit uns teilen, und hier 
kommt den Medien eine ganz 
besondere Rolle zu, dann werden 
wir schnellere Erfolge in diesem 
Prozess erzielen. Ich habe noch 
keine Informationen von meinen 
Freunden vom Geheimdienst 
erhalten, allerdings wird das bald 
geschehen. Die Erklärung der 


BDPler habe ich gehört. Aber es 
wäre falsch, nur auf Grundlage 
dieser Erklärung eine Bewertung 
abzugeben.“ Trdogan fügte 
hinzu, dass der Prozess allerdings 
erst zum Laufen kommen könne, 
wenn die Guerillakräfte sich hin¬ 
ter die türkische Grenze zurück¬ 
zuziehen beginnen. 

Ausgaben im Syrienkonflikt 
werfen Fragen auf 
Die Aussage Erdogans zu den 
Ausgaben der Türkei im Syrien¬ 
konflikt verstärkt den Verdacht, 
dass die Türkei islamistische 
Kämpfer finanziell austattet, um 
diese nach Westkurdistan in den 
Kampf gegen die Kurdinnen zu 
entsenden. So hatte der Vorsitzen¬ 
de der kurdischen Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Salih Müslim erklärt, die Türkei 
habe dem syrischen Stammesfüh¬ 
rer Nawaf al-Bashir 200 Mio. $ 
gezahlt, damit dieser mit seinen 
Milizen in Sere Kaniye gegen die 
kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten kämpfe. Die kurdische 
Seite geht deshalb davon aus, dass 
die wirklichen Ausgaben der Tür¬ 
kei in diesem Konflikt weit über 
die erwähnten 600 Mio. $ hin¬ 
ausgehen. (ANF 25- 2., ISKU) 


Piran: Bevölkerung stoppt Operation 


Nachdem die türkische Armee 
in Piran (Lice) eine breitangeleg¬ 
te militärische Operation gestar¬ 
tet hatte, machte sich die Bevöl¬ 
kerung vor Ort ins Operations¬ 
gebiet, um sich zwischen das 
türkische Militär und die Gue¬ 
rilla der Volksverteidigungskräf¬ 
te (HPG) als lebende Schutz¬ 
schilde zu stellen. 

Die türkische Armee startete in 
dem Gebiet Pi§e Kevirnahe der 


Dörfer Kelwas (Yalaza), Ctdezuz 
((Jagba§) und Dibek im Land¬ 
kreis Piran (Provinz Amed (Diy- 
arbakir)) eine militärische Ope¬ 
ration mit Unterstützung der 
Luftwaffe. Daraufhin machten 
sich hunderte Menschen als 
lebende Schutzschilde - zum 
Teil aus Kilometer weit entfern¬ 
ten Orten - auf den Weg ins 
Operationsgebiet, um Ausein¬ 
andersetzungen zwischen der 


Armee und der Guerilla zu ver¬ 
hindern. 

Als die Helikopter zu landen 
versuchten, riefen die Menschen 
Parolen und behinderten die 
landenden Helikopter. Die tür¬ 
kische Armee war gezwungen, 
die Operation abzubrechen. 
Nachdem sich das Militär 
zurückgezogen hatte, kehrte 
auch die Bevölkerung zurück in 
ihre Dörfer. (ANF, 21.2., ISKU) 


Urteil durch „geheimen Zeugen“ 


Gülsüm K. (20) ist auf Basis der 
Aussage eines „geheimen Zeugen“ 
wegen angeblicher Beteiligung 
bei einem Angriff auf ein Polizei¬ 
fahrzeug in Cewlik (Bingöl) zu 26 
Jahren und acht Monaten Haft 
verurteilt worden. Dem Urteil lie¬ 
gen keinerlei Beweise oder Indi¬ 
zien außer der Aussage des „gehei¬ 
men Zeugen“ zugrunde. 

Am 15-512011 fand in Cewlik 
gegen 21:20 Uhr ein bewaffneter 
Angriff auf ein Polizeipanzerfahr¬ 
zeug statt. Dabei wurde ein Poli¬ 
zist am Bein verletzt. Kurz nach 
dem Angriff machte nach Anga¬ 
ben der Polizei ein geheimer 
Zeuge, der ,Avci“ genannt wird, 
eine Aussage, dass er eine Frau als 
Schützin erkannt habe. Die Poli¬ 
zei legte ihm Überwachungsfotos, 
die vor dem BDP Büro aufge¬ 
nommen worden waren, vor. Der 
„geheime Zeuge“ will auf einem 
der Fotos Gülsüm K. als Täterin 
erkannt haben. Daraufhin wurde 
sofort ihre Wohnung gestürmt 
und ein Computer beschlag¬ 


nahmt. Gülsüm K. wurde in der 
Wohnung nicht angetroffen. Die 
damals 18-jährige Gymnasiastin 
wurde bei einer Verwandten, wo 
sie gerade für bevorstehende Prü¬ 
fungen lernte, festgenommen. 

An ihren Händen wurden bei der 
Terrorabteilung der Polizei kei¬ 
nerlei Schmauchspuren festge¬ 
stellt und auch bei der Haus¬ 
durchsuchung keine Waffe gefun¬ 
den. Dennoch wurde sie allein 
auf der Grundlage der Aussage 
des „geheimen Zeugen“ inhaftiert 
und in das M-Typ-Gefängnis von 
Cewlik verbracht. In der Anklage 
der Generalanwaltschaft wird ihr 
unter anderem die „Einheit des 
Staates und des Landes zu stö¬ 
ren“, „Mordversuch“, „Sachbe¬ 
schädigung“ und „Verstoß gegen 
das Waffengesetz“ vorgeworfen. 
Es wurde verschärfte lebenslange 
Gefängnisstrafe für sie gefordert. 
Im Prozess vor dem 4. Strafge¬ 
richtshof von Amed (Diyar- 
bakir) verteidigte sich Gülsüm 
K. auf Kurdisch, daher wurde 


ihre Verteidigung nicht einmal 
aufgenommen. Sie betonte, dass 
es Zeugen gibt die bestätigen, 
dass sie bei ihren Verwandten 
war, um für ihre Prüfungen zu 
lernen. Sie forderte ihre sofortige 
Freilassung und einen Frei¬ 
spruch. Auch der Anwalt beton¬ 
te, dass die einzige Belastung 
gegen sie die Aussage des „gehei¬ 
men Zeugen“ sei und daher 
nichts anderes als Freispruch zu 
fordern wäre. 

Das Gericht ließ den Vorwurf 
der Waffenbenutzung fallen, in 
der Entscheidung betonte das 
Gericht, dass „bezüglich des zu 
Last gelegten Vergehens keine 
sicheren und glaubwürdigen 
Beweise bestehen.“ Allerdings 
wurde Gülsüm K. wegen „Stö¬ 
rung der Einheit des Staates und 
des Landes“, „Mordversuch an 
Staatsangestellten“ und „Beschä¬ 
digung von öffentlichem Eigen¬ 
tum“ zu in insgesamt 26 Jahren 
und acht Monaten Haff verur¬ 
teilt. (DIHA, 21.2., ISKU) 


rin Canan Calagan erklärte, dass 
sie die diesjährigen Arbeiten zum 
8. März unter den Slogan "Ge¬ 
gen Unsicherheit, Gewalt und 
Krieg werden wir am 8. März 
streiken" gestellt haben. Sie 
erinnerte zudem an die inhaftier¬ 
ten KESK-Mitglieder: „Dieses 
Jahr gehen wir unvollständig in 
den 8. März". 

Caglagan unterstrich, dass der 
8.März in 21 Ländern ein Feier¬ 
tag sei: „Wir wollen den 8. März 
feiern, ln vielen Ländern ist die¬ 
ser Tag ein offizieller Feiertag 
und die Frauen gehen auf die 
Straßen. Es ist wichtig, dass 
Frauen gegen die Gewalt und 
den Krieg, die gegen sie gerichtet 
sind, aufdie Straßen gehen. Wir 
werden zeigen, dass dieser Tag 
ein Tag des Widerstand ist und er 
als offizieller Feiertag anerkannt 
werden muss." 

(ANF, 28.2., ISKU) 


Neun Haftentlassungen im 
KCK-Verfahren in Adana 
Im KCK-Verfahren von Adana 
wurde am 25. Februar die Haft¬ 
entlassung von insgesamt neun 
Angeklagten angeordnet. Unter 
ihnen befindet sich auch die 
Reporterin der Nachrichtena¬ 
gentur Diele (DIFLA), Özlem 
Aguy 

In Adana wird ein KCK-Verfah¬ 
ren gegen insgesamt 54 Ange¬ 
klagte geführt. 13 Angeklagte 
befanden sich seit letztem Jahr in 
Untersuchungshaft. Beim gestri¬ 
gen Verhandlungstag wurden 
neun der 13 in Haft sitzenden 
Angeklagten entlassen. Der 
gestrige Verhandlungstag dauerte 
den ganzen Tag über an. Die 
Angeklagten haben im Laufe der 
Verh andlung von ihrem Recht, 
sich in kurdischer Sprache zu 
verteidigen, Gebrauch gemacht. 
Am 19. Februar ist beim soge¬ 
nannten KCK-Hauptverfahren 
in Amed (Diyarbakir) gegen ins¬ 
gesamt 175 vermeintliche KCK- 
Mitglieder, von denen sich 108 
Angeklagte in Untersuchungs¬ 
haft befanden, der Beschluss zur 
Haftentlassung von zehn Ange¬ 
klagten getroffen worden. 

(ANF, 25.2., ISKU) 
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8.-März-Botschaft von Abdullah Öcalan 


Meldungen: 


An alle Frauen, die auf der Suche nach 
Wahrheit, Gerechtigkeit und Liebe sind 


Zunächst möchte ich mein 
Befremden darüber ausdrücken, 
dass der Internationale Frauentag 
8. März nur an einem einzigen 
Tag begangen wird. Es gehört zu 
den unverzichtbaren Lebensbe¬ 
dingungen, dass alle Tage von 
Frauen und Befreiung geprägt 
sind. Aber daran wird auch sicht¬ 
bar, dass Frauen im Leben nicht 
Vorkommen. Dass Frauen nur an 
einem Tag im Jahrgewürdigt wer¬ 
den, macht die Dimension der 
Versklavung deutlich. Für mich 
ist das ein Thema, auf das ich 
mich immer mehr konzentriere. 
Ich betrachte die Frauenfrage 
nicht unabhängig vom Krieg. 
Wie bei allen Revolutionen, auch 
den heutigen und insbesondere 
bei der Revolution in Kurdistan, 
ist die Frauenfrage das wichtigste 
Thema, das gelöst werden muss. 
Sie steht im Fokus von allen Fra¬ 
gen, die den Krieg und die Ent¬ 
wicklung eines Friedensprozesses 
betreffen. 

Der finsteren Ära der Zivilisation 
zum Trotz werden die 2000er 
Jahre die Zeit der Frauenbefrei¬ 
ung sein. Ich betrachte diese Zivi¬ 
lisation als ein finsteres Zeitalter, 
eine Eiszeit. Aber zu Beginn der 
2000er Jahre hat der Frühling der 
Frauen eingesetzt. Die Frauenbe¬ 
freiung gleicht Schneeglöckchen, 
die sich gegen Schnee und Eis 
durchsetzen, gegen den harten 
Winter des patriarchalen Herr¬ 
schaftssystems, das mit verloge¬ 


nen Unterdrückungsmechanis¬ 
men während der gesamten Zivi¬ 
lisationsgeschichte gegen das 
weibliche Geschlecht vorgegan¬ 
gen ist. Im Frühling der Frauen 
treibt die Frauenbefreiungsbewe¬ 
gung Blüten. Das finde ich sehr 
wichtig. Mein Verhältnis zu Frau¬ 
en ist von Herz und Kopf geprägt. 
Das entspricht meiner Identität 
und meiner Sicht auf Frauen. 

Es darf niemals vergessen werden, 
dass ein sinn- und würdevolles 
Leben mit einer Frau Weisheit 
und Größe erfordert. Wer Liebe 
und Leidenschaft leben will, soll¬ 
te sich in Jedem Moment daran 
erinnern. Es muss dabei gelingen, 
ein gegenseitiges Gleichgewicht 
von Weisheit und Stärke herzu¬ 
stellen, innerhalb dessen Schön¬ 
heit und große Gefühle produ¬ 
ziert und geteilt werden können. 
Es muss eine Verbindung beste¬ 
hen zwischen dem Einzelnen und 
dem Universellen, also zwischen 
Frau und Mann konkret und 
dem abstrakten Ideal von Weib¬ 
lichkeit und Männlichkeit. Das 
Eigentum muss seinen Besitzer, 
der Besitzer sein Eigentum auf 
radikale Weise verlassen. Anstelle 
des traditionellen Ehrbegriffs 
muss darauf gesetzt werden, wie 
anziehend Schönheit und eine 
würdevolle Persönlichkeit sind. 
Ohne eine radikale Frauenrevolu¬ 
tion, also ohne eine Veränderung 
männlichen Herrschaftsstrebens 
ist eine Befreiung des Lebens aus¬ 


sichtslos. Ohne die Befreiung der 
Frauen gleicht das Leben selbst 
einer rata Morgana. Solange 
nicht der Mann mit dem Leben 
und das Leben mit der Frau Frie¬ 
den schließt, ist jedes Glück pure 
Illusion. 

Nicht wenige von Euch sind 
gegen ihren Willen verheiratet 
worden. Viele von Euch sind 
Mütter. Ihr wisst, was Schmerz 
bedeutet. Aber mütterliche Reife 
verträgt sich nicht mit der Form 
leidenschaftlicher Liebe, die das 
Leben abtötet. Ein Volk, dessen 
Frauen nicht frei sind, hat keine 
Chance, frei zu sein. 

Ihr müsst Euch befreien. Politik 
wird mit Leidenschaft gemacht, 
mit Liebe zu den Menschen. 

Wir erleben die Frauenbefrei¬ 
ungsbewegung. Sakine ist ein Bei¬ 
spiel, Ihr seid Beispiele. Sakines 
anzes Leben ist ein Beispiel, 
akines Kampf galt der Frauenbe¬ 
freiung. Ich fordere Rechenschaft 
für Sakine, das Verbrechen muss 
aufgeklärt werden. 

Es gibt große Heldinnen. Wichtig 
ist das Bewusstsein, dass das 
Leben heilig ist. Die Sklaverei 
ehört abgeschafft. Das ist meine 
.-März-Botschaft: Eine Gesell¬ 
schaft kann nicht frei sein, wenn 
die Frauen nicht frei sind. Die 
vollständig befreite Frau ist eine 
Gottheit. Ich gedenke der Frauen, 
die im Kampf um Befreiung ihr 
Leben verloren haben. 


Kurdinnen weiten Kontrolle über 


BDP veröffentlicht 
Newrozprogramm für 
Türkei und Nordkurdistan 
Die Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) hat das dies¬ 
jährige Programm für das kurdi¬ 
sche Frühlingsfest Newroz in der 
Türkei und Nordkurdistan veröf¬ 
fentlicht. Unter dem Motto 
„Freiheit für Öcalan - Einen Sta¬ 
tus für die Kurden“ werden im 
Zeitraum vom 17. März bis 21. 
März in 45 Provinzen und Städ¬ 
ten Veranstaltungen stattfinden. 
Die Hauptkundgebung findet 
am 21. März in der kurdischen 
Metropole Amed (Diyarbakir) 
statt. 

Hier sind die Daten und Orte an 
denen Newroz dieses Jahr 
gefeiert wird: 

17. März 2013 (Sonntag): Edene, 
Antalya, Aydin, Bursa, Denizli, 
Antep, Stenbol, Izmir, Kocaeli, 
Konya, Manisa, Mersin, Tekir- 
dag, Wan, Serekaniye, Iskende- 
run, Milas, Farqin 

18. März 2013 (Montag)^. 
Cewlik,Dersim,Colemerg, Idir, 
Qers, Mus, Ergani, Qoser Lice 

19. März 2013 (Dienstag): Agiri, 
Elih, Bedlis, Erzirom, Merdin, 
Riha, Bismil, Pazarcix 

20. März 2013 (Mittwoch): 
Semsur, Eleziz, Meleti, Sert, 
Bazid, Elbistan, Silopi, Tetwan 
und Gever 

21. März 2013 ( Donnerstag): 
Amed 

Das Programm hat das Komitee 
des diesjährigen Newrozfestes 
zusammen gestellt. Jedes Jahr 
nehmen an den Newrozkundge- 
bung in der kurdischen Metro¬ 
pole mehr als eine Million Men¬ 
schen teil. Das Newrozfest sym¬ 
bolisiert den Beginn des Früh¬ 
lings und wird von vielen Völ¬ 
kern des Nahen Ostens gefeiert. 

(ANF/DK, 6.3., ISKJJ) 


Westkurdistan/Nordsyrien aus 


Mit dem Beginn des Monats 
März haben die Kurdinnen in 
den westkurdischen Städten 
Rimelan und Tirbespiye die 
Kontrolle an sich genommen. 
Damit sind nunmehr neun 
Städte in Westkurdistan vom 
Assad-Regime befreit und ste¬ 
hen unter der Kontrolle der 
dortigen Bevölkerung. 

Die Städte Rimelan und Tirbe¬ 
spiye waren für das Regime von 
strategischer Bedeutung. Im 
Dorf Diyare Tope, das vier 
Kilometer entfernt von Tirbe¬ 
spiye liegt, liegen Erdölfelder, 
aus denen das Regime bis 
zuletzt noch Erdöl förderte. 
Am 2. März zogen sich die Sol¬ 
daten des Baath-Regimes nach 


tagelanger Belagerung durch 
die Kräfte der kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten 
(YPG) aus Diyare Tope zurück. 
Bereits am Abend des 1. März 
zogen sich die syrischen Solda¬ 
ten aus dem Zentrum von Tir¬ 
bespiye zurück. Auch dort 
standen die Militärstützpunkte 
zuvor unter der Belagerung der 

YPG. 

Auch in Rimelan gelang es den 
Kräften der YPG die Kontrolle 
der Stadt aus den Händen des 
Militärs und der Polizei des 
Regimes zu nehmen. Am 
Abend des 2. März vermeldete 
die YPG, dass die letzten Stütz¬ 
punkte des Regimes, das politi¬ 
sche Zentrum sowie zwei Mili¬ 


tärstützpunkte erfolgreich ein¬ 
genommen worden sind. Wäh¬ 
rend der Aktion wurden insge¬ 
samt 35 Mitglieder der Polizei 
und des Militärs durch die 
YPG festgenommen. Die YPG 
erklärte, dass sie solange die 
Kontrolle über die Stadt Behal¬ 
ten würden, bis sich ein Volks¬ 
rat aus kurdischen, arabischen 
und christlichen Bewohnerin¬ 
nen der Stadt gebildet hat und 
die Leitung der Stadt überneh¬ 
men kann. 

Mit der Befreiung von Tirbe¬ 
spiye und Rimelan ist das 
Baath-Regime in Westkurdi¬ 
stan nur noch in den Städten 
Haseke und Qami$lo präsent. 

(ANF 2.3., 1SKU) 


PKK-Sympathisantin des 
Tages: Rosa Luxemburg 
Die türkische Polizei ermittelt 
gegen Rosa Luxemburg wegen 
des Verdachts, diese habe die ver¬ 
botene Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) unterstützt. Anlaß dafür 
ist ein Plakat der Demokrati¬ 
schen Freien Frauenbewegung in 
der kurdischen Metropole Diyar¬ 
bakir zum Internationalen Frau¬ 
entag am 8. März. Das Plakat 
zeigt die Bilder der 1974 in Bag¬ 
dad hingerichteten Freiheits¬ 
kämpferin Leyla Qasim, der drei 
im vergangenen Januar in Paris 
ermordeten kurdischen Revolu¬ 
tionärinnen und der Kommuni¬ 
stinnen Rosa Luxemburg und 
Clara Zetkin. Überschrieben ist 
das Plakat in türkischer und kur¬ 
discher Sprache mit dem offiziel¬ 
len Motto der diesjährigen Ver- 




Versucht die französische Staatsan¬ 
waltschaft uns einzuschläfern? 


Es sind knapp zwei Monate seit 
den Morden an den drei kurdi¬ 
schen Frauen in Paris vergangen. 
Nach der Tat ist vieles an die 
Öffentlichkeit gelangt. Aber es 
gibt keine Hinweise darauf, dass 
die Untersuchungen sich vertieft 
oder ernstzunehmende Ergeb¬ 
nisse gebracht haben... 

Der Journalist Ali Özjerik von 
der Tageszeitung Yeni Özgür 
Politika nat eine wichtige Nach¬ 
richt veröffentlicht. Darin heißt 
es, dass der MIT Agent Murat 
§ahin, der 2005 von der türki¬ 
schen Botschaft in der Schweiz 
vom türkischen Geheimdienst 
angeworben wurde, den drin¬ 
gend Tatverdächtigen Güney 
kennt. §ahin zufolge ist Güney 
auch ein MIT Agent. Haben die 
französischen Staatsanwälte sich 
mit diesem Hinweis beschäftigt, 
irgendwelche Untersuchungen in 
diese Richtung eingeleitet? 
Haben sie beispielsweise mit 
Murat Sahin gesprochen? 

Der Mitbewohner von Ömer 
Güney hatte mitgeteilt, dass die¬ 
ser neben seinem Handy noch 
vier weitere Mobiltelefone ver¬ 
wendet habe. Das bedeutet doch, 
dass Güney mit mindestens vier 
Personen persönliche Gespräche 
geführt hat. Hat die Polizei oder 
die Staatsanwaltschaft Untersu¬ 
chungen eingeleitet, in welche 
Länder oder mit welchen Perso¬ 
nen Güney über diese Mobiltele¬ 
fone Gespräche geführt hat? 
Ömer Güney hat gemeinsam mit 
kurdischen jugendlichen in den 
Niederlanden an einem Jugend¬ 
camp teilgenommen. Am 3. 
Dezember wurden die Teilneh¬ 
mer dieses Camps von der Polizei 
festgenommen. Nachdem ihre 
Aussagen von der Polizei aufge¬ 


nommen worden sind, hat man 
sie wieder auf freien Fuß gesetzt. 
Diese Festnahme wurde auch der 
französischen Polizei mitgeteilt. 
Es stellt sich die Frage, ob Güney 
daraufhin nicht zwischen dem 3. 
Dezember 2012 und dem 9. 
Januar 2013 von der französi¬ 
schen Polizei beschatte wurde? 
Am 7. Januar war Güney zu 
einem Essen eingeladen worden. 
Der Tisch war Bereits gedeckt, 
doch bevor das Essen begonnen 
werden konnte, hat Güney einen 
Anruf bekommen. Er soll darauf¬ 
hin gesagt haben, dass der Anruf 
wichtig sei und er nicht zum 
Essen bleiben könne. Diese Bege¬ 
benheit, die zwei Tage vor dem 
Mord stattgefunden nat, wurde 
der Polizei mitgeteilt. Hat die 
Polizei sich hiermit beschäftigt? 
Woher kam dieser „wichtige“ 
Anruf vom 7. Januar? 

Kennen sich Ädnan Gürbüz, der 
aus demselben Landkreis in der 
Türkei wie Güney stammt, und 
Ömer Güney? Haben sie sich 
getroffen, als Gürbüz zwei Tage 
vor dem Mord von London nach 
Paris gereist ist? 

Wurden die acht Reisen inner¬ 
halb eines Jahres, die Güney in 
Richtung Ankara gemacht hat, 
untersucht und rückverfolgt? 

Der kurdische Mitbürger, der als 
erster nach dem Mord an den 
drei Frauen das Büro aufgeschlos¬ 
sen, den Mord entdeckt und die 
Polizei gerufen hat, erklärte, dass 
er aufgrund seines Schocks die 
Polizei gebeten habe, noch vor 
seiner Aussage seine Hände und 
Gesicht waschen zu wollen. Die 
Polizei habe ihm die Erlaubnis 
dazu gegeben. Im Nachhinein 
merkt er, dass er eigentlich diese 
Erlaubnis der Polizei nicht hätte 


kriegen dürfen. Denn hätte die 
Polizei nicht von ihm, der als 
erster nach dem Mord das Büro 
betreten hat, zunächst Fingerab¬ 
drücke nehmen müssen? Hatte 
die Polizei wirklich nicht daran 
gedacht? 

Während die französische Staats¬ 
anwaltschaft bei der Untersu¬ 
chung dieser Morde sehr gelassen 
und geduldig ist, scheint sie es bei 
der Verfolgung und Bestrafung 
kurdischer Aktivistinnen sehr 
eilig zu haben. Gegen 18 kurdi¬ 
sche Politikerinnen, die im Jahr 
2007 festgenommen wurden, for¬ 
derte die Staatsanwaltschaft Haft¬ 
strafen zwischen 3 und 5 Jahren. 
Dabei handelt es sich um Men¬ 
schen, die mit ihrer politischen 
Identität vor der Unterdrückung 
und dem Staatsterror der Türkei 
nach Frankreich geflohen sind. 
Bei ihnen handelt es sich um 
Menschen, die für die Freiheit des 
kurdischen Volkes eingesetzt 
haben. Frankreich hat in dieser 
Hinsicht klar Position bezogen. 
Ihre Parole lautet: „Wer gegen 
meinen Verbündeten ist, ist auch 
gegen mich.“ Vor nicht allzu lan¬ 
ger Zeit, in den 90er Jahren, war 
auf der ersten Seite der Pässe, wel¬ 
che Frankreich Flüchtlingen in 
ihrem Land gab, zu lesen, dass das 
französische Volk Menschen, die 
für ihre Freiheit kämpfen und 
ihre Heimat deshalb verlassen 
mussten, das Recht auf Aufent¬ 
halt gibt. Nun hat sich die Situa¬ 
tion verkehrt. Statt des französi¬ 
schen Volks fällen nun die franzö¬ 
sische Regierung, die französische 
Polizei und die französischen 
Staatsanwälte die Entscheidun¬ 
gen: Wer für Freiheit kämpft wird 
verhaftet, bestraft und einge¬ 
sperrt. (YÖP, 4.3., ISKU) 


Baluken: Militäroperationen 
können die Phase beenden 


anstaltungen der kurdischen 
Frauenbewegung zum 8. März: 
»Von den Rosas zu den Sakines - 
Euer Wort ist unser Wort - Euer 
Weg ist unser Weg«. Die unter 
anderem von Gewerkschaften 
und linken Parteien unterstütz¬ 
ten Plakate wurden jedoch von 
einem Gericht in Diyarbakir auf 
Grundlage des türkischen Anti¬ 
terrorgesetzes verboten, da es 
»die PKK-Terrororganisation 
unterstützt«. 

»Auf der Polizeiwache fragten sie 
uns, wer Rosa ist«, berichtete 
Sanesin Aydin, eine der Organi- 
satorinnen der Frauentagskund¬ 
gebung, dem Internetportal Bia¬ 
net. Man habe es den Beamten 
erklärt, aber »die Polizei glaubte 
unserer Ausführung nicht und 
kündigte an, sie werde selber zu 
Rosa ermitteln.« (jW, 5.3., ISKU) 

Razzien im Iran 

Die iranische Republik geht wie¬ 
der gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung vor. Sicherheitskräfte des 
Regimes haben Hausdurchsu¬ 
chungen bei kurdischen Fami¬ 
lien angeordnet. Dabei kam es zu 
Gewaltexzessen. 

ln der ostkurdischen Stadt 
Breshxwaran haben Sicherheits¬ 
kräfte des iranischen Regimes 
von Kurdinnen bewohnte Häu¬ 
ser durchsucht. Nach Angaben 
lokaler Quellen sollen die 
bewaffneten Kräfte auch gewalt¬ 
sam gegen die Bewohnerinnen 
vorangegangen sein. Während 
der Durchsuchungen wurden 
mehrere Gegenstände zerstört 
und die Häuser verwüstet. Diese 
Aktion der iranischen Sicher¬ 
heitskräfte wurde in ziviler Klei¬ 
dung durchgeführt. Gerichtliche 
Anordnungen konnten nicht 
nachgewiesen werden. Es wur¬ 
den neben Satellitenschüsseln 
auch persönliche Dokumente 
und Gegenstände beschlag¬ 
nahmt. 

Den kurdischen Bewohnern 
wird zur Last gelegt, dass sie mit 
einer kurdischen Örganisation 
kooperieren, welche der Staatssi¬ 
cherheit des Irans schaden 
würde. (roj/DK, 5.3., ISKU) 


Der Parlamentsabgeordnete der 
Partei für Frieden und Demokra¬ 
tie (BDP) Idris Baluken hat die 
laufende Militäroffensive seitens 
der Türkei stark kritisiert. Wäh¬ 
rend den Friedensverhandlungen 
mit dem kurdischen Volksreprä- 
sentanten Abdullah Öcalan und 
dem türkischen Staat sind Mili¬ 
täroperationen täglich in Gange. 
„Diese Operationen können den 
laufenden Friedensprozess stark 
beeinträchtigen und zu einem 
Ende des Prozesses führen“, 
meinte Baluken. 

Öcalan arbeite gerade an einem 
Lösungskonzept und damit er 
eine Entscheidung treffen könne, 
warte er das Verhalten der Regie¬ 
rung (AKP) ab. 

Nach den Verhandlungen mit 
dem inhaftierten kurdischen 
Yolksrepräsentanten Abdullah 
Öcalan in Imrali zeigten die Kur¬ 
dinnen eine besonnene, aber 
positive Reaktion. Doch die lau¬ 


fenden militärischen Luft- und 
Bodenangriffe der türkischen 
Armee, die sich in den letzten 
Jahren stark vermehrt haben, 
erwecken Zweifel an der Aufrich¬ 
tigkeit der Türkei. 

,Kriegsopfer können den 
Prozess Beeinträchtigen 
Der Parlamentsabgeordnete der 
Partei für Frieden und Demokra¬ 
tie (BDP) Idris Baluken sprach 
mit der kurdischen Nachrichte¬ 
nagentur ANF und sagte folgen¬ 
des: „Sogar, als wir auf dem Weg 
nach Kandil waren, um die Briefe 
von Öcalan der PKK zu überge¬ 
ben, fanden Luftangriffe statt. 
Deswegen kam es auch zu Verzö¬ 
gerungen. Diese Militäroperatio¬ 
nen tragen eine Vernichtungspoli¬ 
tik mit sich. Auch haben wir 
Informationen erhalten, dass 
diese Offensive sehr strategisch 
durchdacht ist. Wenn die Opera¬ 
tionen nicht beendet werden, 


kann dies zu einer Beendigung 
des Prozesses führen.“ 

.Öcalans Entscheidung 
hängt von der AKP ab 
Bai ul ten nahm Bezug auf die 
Briefe und fuhr wie folgt fort: 
„Bisher hat nur Öcalan ein 
Lösungskonzept entwickelt. 
Doch die Verwirklichung dieses 
Konzeptes hängt von der türki¬ 
schen Regierung und den Mei¬ 
nungen der anderen, die bei der 
Phase eine entscheidende Rolle 
spielen, ab. 

Die militärischen Operationen 
spielen bei der Entscheidung von 
Öcalan eine sehr wichtige Rolle. 
Deshalb müssen auch gesetzliche 
Veränderungen ein Streitpunkt 
im Parlament sein. Diese Verän¬ 
derungen im Gesetz muss die 
AKP Berücksichtigen und mit 
einer anderen Herangehensweise 
an die Problematik gehen.“ 

(ANF/DK, 5.3., ISKU) 
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HPG lassen gefangene Soldaten frei 


Die Delegation, die am Montag 
nach Südkurdistan gefahren war, 
um die von der HPG gefangen 
genommenen türkischen Solda¬ 
ten entgegenzunehmen, gab am 
Mittwoch mit der Führung der 
Volksverteidigungskräfte (HPG) 
eine gemeinsame Presseerklärung 
ab. 

Die HPG hatten bekanntgege¬ 
ben, dass sie die türkischen Sol¬ 
daten und Staatsdiener auf 
Wunsch des kurdischen Volksre¬ 
präsentanten Abdullah Öcalan, 
der bei einem Treffen mit BDP- 
Abgeordneten die Freilassung der 
Soldaten gefordert hatte, und des 
Exekutivrats der KCK (Union 
der Gemeinschaften Kurdistan) 
frei lassen werde. Daraufhin war 
eine Delegation, bestehend aus 
den BDP-Politikerlnnen Hüsa- 
mettin Zenderlioglu und Adil 
Kurt, dem Vorsitzenden des 
Menschenrechtsvereins (IHD) 
Öztürk Türkdogan, dem IHD- 
Vorsitzenden der Stadt Amed 
Raci Bilici und dem Vorsitzender 
von MAZLUM-Der Ahmet 
Faruk Ünsal, nach Südkurdistan 
gereist. 

Der BDP-Abgeordneten Sebahat 
Tuncel wurde die Weiterfahrt 


von türkischen Sicherheitskräften 
verwehrt. Am Grenzübergang 
Habur ließen die zuständigen 
Behörden sie nicht weiter mit der 
Begründung, dass gegen sie ein 
Ausreiseverbot vorliege. 

Tuncel erklärte, dass sie an der 
Durchführung von Aufgaben 
und Verantwortungen, die sie als 
Parlamentsabgeordnete hat und 
trägt, gehindert werde und dieses 
Beispiel die Situation in der Tür¬ 
kei anschaulich aufceige. 

Am Mittwoch wurden die Solda¬ 
ten und Staatsdiener in einem 
offiziellen Rahmen in den 
Medya-Verteidigungsgebieten, 
welche unter der Kontrolle der 
Guerilla stehen, der Delegation 
übergeben. Auf der gemeinsamen 
Pressekonferenz wurden Proto¬ 
kolle unterschrieben und der 
HPG-Kommandant Bawer Der- 
sim hielt eine Rede und sagte 
über die Hintergründe der Frei¬ 
lassung der türkischen Soldaten 
folgendes: „ Auf Wunsch unseres 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
und der KCK- Führung überge¬ 
ben wir der Delegation die acht 
Gefangenen. E)ie Entscheidung, 
die hier getroffen wurde, ist die 
Unterstützung der laufenden 


Phase. Bisher haben wir unsere 
Gefangenen immer gut behan¬ 
delt. Die Übergabe von Gefange¬ 
nen ist ein menschlicher Akt. 
Wir übergeben die Gefangenen 
der Delegation, um den fortlau¬ 
fenden Prozess zu unterstützen.“ 
Nach den Gesprächen und dem 
Unterschreiben der Protokolle 
machte sich die Delegation mit 
den türkischen Soldaten auf dem 
Weg in die Türkei. Am Grenz¬ 
übergang Habur warteten die 
Familienangehörigen der Solda¬ 
ten und Staatsdiener auf die 
Delegation. Nach einer medizini¬ 
schen Untersuchung wurden die 
Soldaten den Familien überge¬ 
ben. 

Der inhaftierte kurdische Volks- 
repräsentant Abdullah Öcalan 
hatte bei einem Treffen mit Abge¬ 
ordneten der BDP sowohl die 
türkische Regierung als auch die 
PKK zur Freilassung von Gefan¬ 
genen aufgerufen. Die PKK hatte 
daraufhin beschlossen, die gefan¬ 
genen türkischen Soldaten freizu- 
lassen. Bis jetzt hat die türkische 
Regierung selbst keine prakti¬ 
schen Schritte im sogenannten 
„Friedensprozess“ vollzogen. 
(ANF/DK/DIHA; 13.3., ISKU) 


„Nicht einmal in meinen Träumen 


hätte ich an etwas so schönes gedacht“ 


Aufgrund der Assimilationpoli¬ 
tik des türkischen Staates treten 
kurdische Jugendliche der Gue¬ 
rilla bei. Eine dieser Jugend¬ 
lichen ist Zelal Sidem, eine 
Kämpferin der Frauenguerilla 
YJA-Star. „In einem System, in 
welchem mein Name verboten 
war, erfuhr ich Unterdrückung. 
Das System erstickte mich jeden 
Tag“, so Zelal. 

Zelal wurde in Amed geboren. 
Sie erklärt die Unterdrückung 
des türkischen Staates wie folgt: 
„In den 90er Jahren hat der Staat 
die Repressionen gegen die 
Kurdinnen verstärkt. Es war 
eine Phase, in der die Existenz 
der Kurdinnen verleugnet 
wurde und jeder Tag den Tod 
bedeuteten konnte. In dieser 
Phase wurde mein Vater festge¬ 
nommen und ins Gefängnis 
gesteckt. Mein Vater war Lehrer 
und wurde nach seiner Festnah¬ 
me von dieser Position entfernt, 
ln der Phase des internationalen 
Komplotts,..als der Vorsitzende 
[Abdullah Öclan] an die Türkei 
ausgeliefert wurde, wollte man 
meinen Vater durch ein Attentat 
ermorden.“ 


Die Assimilationspolitik des 
türkischen Staats in den Schu¬ 
len, besonders was den Umgang 
mit der kurdischen Sprache 
angeht, hat Zelal wie folgt zum 
Ausdruck gebracht: „Mein 
Vater hat uns die kurdische 
Sprache beigebracht. Weil mein 
Vater im Kulturzentrum 
Musiklehrer war, hat er ver¬ 
sucht, uns mit seinen Musik¬ 
kursen unsere Kultur näherzu¬ 
bringen. Ich spielte Baglama 
(Saz) und war in einer Folklore- 
Gruppe. Als ich auf die türki¬ 
schen Schulen ging, war ich 
eine Ausländerin und bin auf 
eine fremde Sprache gestoßen; 
sie haben versucht, dass wir die 
kurdische Sprache vergessen.“ 
Auch wegen ihres kurdischen 
Namens hatte sie Schwierigkei¬ 
ten; sie stieß allein wegen ihres 
Namens auf eine Politik der 
Einschüchterung und Unter¬ 
drückung. So lernte sie die Into¬ 
leranz der türkischen Rassisten 
kennen. 

Durch die Serhildans (Volks¬ 
aufstände) 2007 wurde sie 
geprägt. „2007 gab es große 
Volksaufstände in Amed. Es gab 


Märtyrertode. Nach alldem hat 
sich bei mir ein Bewusstsein für 
meine Identität gebildet. Nach¬ 
dem ich die Öberstufe abge¬ 
schlossen hatte, habe ich mit 
der Schule aufgehört und habe 
begonnen, mich von diesem 
System zu trennen. Ich wollte 
endlich meine Kindheitssehn¬ 
süchte verwirklichen und habe 
ich mich im Jahr 2008 in dem 
Gebiet Xakurke der Guerilla 
angeschlossen.“ 

Zelal betonte, dass ihre Erwar¬ 
tungen von der Guerilla bei 
weitem positiv übertroffen wur¬ 
den: „Mein Weg begann mit 
einer Guerillagruppe von 7 Per¬ 
sonen. Ich war die einzige Frau. 
Die Freunde halfen mir bei 
allen Problemen. Aufgrund die¬ 
ser warmherzigen Annäherung 
und der Moral, trotz der schwe¬ 
ren Bedingungen in den Ber- 

f en, fühlte ich mich in einem 
raum. Ich wusste, dass die 
Bedingungen in den Bergen 
schwer sein würden. Aber ich 
konnte nicht einmal davon 
träumen, dass ich mit so Schö¬ 
nem konfrontiert sein werde.“ 
(ANF, 9.3., ISKU) 


Meldungen: 

166. Besuchsantrag 
bei Öcalan abgelehnt 
Die Anwälte der kurdischen 
Führungspersönlichkeit Abdul¬ 
lah Öcalan, Rezan Sanca, Cengiz 
Yürekli und Mazlum Din^ haben 
auf ihren Besuchsantrag wieder 
eine negative Antwort erhalten. 
Als Grund wurde wieder angege¬ 
ben, dass „die Fähre defekt“ sei. 
Seit dem 27. Juli 2011 (594 
Tage) konnten die Anwälte ihren 
Mandanten nicht besuchen. 166 
Anträge wurden mit Begründun¬ 
gen wie „die Fähre sei kaputt“, 
„schlechte Wetterbedingungen“ 
oder „die Fähre ist in der Repara¬ 
tur“ abgelelint. 

(ANF, 12.3., ISKU) 

Iran: Mehr als 50 kurdische 
Aktivistinnen festgenommen 

Nach den offiziellen Statistiken 
wurden in den letzten zwei 
Monaten mehr als 50 politische 
kurdische Aktivistinnen von den 
iranischen Sicherheitskräften 
festgenommen. 

In den letzten Tagen wurde eine 
neue Verhaftungswelle gestartet, 
die über die Städte Pawe, Meha- 
bad und Sine ausgeweitet wurde. 
Die iranische islamische Repu¬ 
blik hat ihren Druck auf kurdi¬ 
sche Aktivistinnen durch Mas¬ 
senverhaftungen, Todesstrafe 
und das Missbrauchen von Fami¬ 
lienangehörigen intensiviert. 

In den letzten Wochen wurden 
15 kurdische Aktivistinnen 
durch den iranischen Geheim¬ 
dienst verhaftet und ins Gefäng¬ 
nis gesteckt. Zwölf Personen 
wurden in Pawe und sechs weite¬ 
re Aktivistinnen und Journali¬ 
stinnen wurden in Mehabad und 
Sine verhaftet. Die Welle der 
Festnahmen verletzt die grundle¬ 
genden Menschenrechte der kur¬ 
dischen Bürger und Aktivisten. 
Meist erhalten die Familienange¬ 
hörigen der Gefangenen keine 
Informationen über den Aufent¬ 
haltsort und die Gründe der Ver¬ 
haftung. 

(DIHAJDK, 13.3., ISKU) 

Mütter und Angehörige der 
Opfer von Roboski: „Wir erken¬ 
nen den Bericht nicht an“ 

Die Mütter und Angehörigen 
von Roboski haben erklärt, dass 
sie den Bericht der Parlaments- 
Kommission zu dem Massaker 
von Roboski nicht anerkennen 
werden. Es werde versucht, das 
Massaker unter den Teppich zu 
kehren. Sie riefen nochmals alle 
auf, beharrlich zu sein, damit die 
Verantwortlichen für das Massa¬ 
ker zur Rechenschaft gezogen 
werden können. 

„Wir akzeptieren diesen Bericht 
nicht. Es gibt niemanden der das 



Erneute polizeiliche Willkürmaßnahme 
gegen das Kurdistan-Volkshaus Hannover 


Mit einer völlig überzogenen 
Maßnahme überfiel die Polizei 
Braunschweig mit mindestens 5 
Mannschaftswagen und diversen 
Einsatzbeamte in Zivil am Sonn¬ 
tag, den 10.3.2013 gegen 11:00 
Uhr das Kurdistan Volkshaus 
Hannover e.V. in der Nikolaistra¬ 
ße. Die Durchsuchung fand auf 
Beschluss des Amtsgerichts Lüne¬ 
burg statt - mit der fadenscheini¬ 
gen Begründung des Verdachts 
des Verstoßes gegen das Vereins¬ 
gesetz. 

Die beiden Vorsitzenden äußer¬ 
ten: "Das Eindringen der Polizi¬ 
sten ist in keinem zumutbaren 
Verhältnis und war total überzo¬ 
gen und verbreitete im ersten 
Augenblick Angst und Schrek- 
ken'. 

Die Durchsuchung richtete sich 
gegen eine Person, die gelegent¬ 
lich den Verein besucht haben 
sollte, jedoch wurden alle Anwe¬ 
senden Personen durchsucht und 
mussten sich ausweisen sowie fil¬ 
men und fotografieren lassen. 

Die Polizei beschlagnahmte 
zunächst verschiedene Magazine 
wie den Kurdistan-Report, wel¬ 
chen es seit Jahrzehnten in ganz 
Deutschland zu kaufen gibt. 
Außerdem wurden Bücher, die 
u.a. im Handel erhältlich sind, 
beschlagnahmt, darunter von 


Abdullah Öcalan, Exemplare des 
von junge Welt-Autor Nick 
Brauns und Brigitte Kiechle ver¬ 
fassten »PKK - Perspektiven des 
kurdischen Freiheitskampfes« 
und der neu erschienenen Bro¬ 
schüre »Widerstand und gelebte 
Utopien«, die u.a. ein Interview 
mit der im Januar in Paris ermor¬ 
deten PKK-Mitbegründerin 
Sakine Cansiz enthält. Ihr Vorge¬ 
hen begründeten die Beamten 
mit der Aussage " die Bücher sind 
verboten, Da steht PKK drauf". 
Das unverhältnismäßige Vorge¬ 
hen der Polizei reiht sich unserer 
Beobachtung nach ein in eine 
systematische Kriminalisierung 
und Einschüchterung der kurdi¬ 
schen Vereine in Deutschland. 
Diese Razzia hat noch einmal die 
Zusammenarbeit der deutsch¬ 
türkischen Polizei im Kampf 
gegen die kurdische Freiheitsbe¬ 
wegung unterstrichen. Unser 
Verein in Hannover wurde in der 
Vergangenheit des Öfteren Opfer 
deutscher Polizeigewalt. Diese 
Razzia hat keine juristische oder 
legale Grundlage. Die Vorge¬ 
hensweise einiger Polizeibeamter 
zeigt, dass sie den Friedensprozess 
zwischen der Türkei und der 
PKK sowie mit Abdullah Öcalan 
nicht befürworten und diese mit 
ihrer Art und Weise der "poli¬ 


tisch gerichteten" Razzia beschä¬ 
digen wollen. 

Es bestehen erhebliche Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit dieser poli¬ 
zeilichen Aktion, die sich einreiht 
in eine Anzahl weiterer Repres¬ 
sionsmaßnahmen gegen das Kur¬ 
distan-Volkshaus in Hannover in 
den letzten Jahren. (...) 

Der Vorstand des Kurdistan 
Volkshaus e.V. (Mala Gel) 
bezweifelt die Rechtmäßigkeit 
dieser Maßnahmen und fragt 
nach dem demokratischen Ver¬ 
ständnis dahinter. 

Die seit Jahren verstärkten 
Bemühungen um Integration 
scheinen lediglich mit staatlicher 
Diskriminierung beantwortet zu 
werden. 

Der Verein bleibt jedoch nach 
wie vor offen für alle Personen 
und wird sich auch weiterhin um 
die Zusammenarbeit mit ver¬ 
schiedensten Institutionen be¬ 
mühen. 

Des Weiteren und vor allem for¬ 
dern wir eine sofortige Stellung¬ 
nahme und Begründung des 
Innenministeriums von Nieder¬ 
sachsen zu diesen willkürlichen 
Maßnahmen gegenüber unserem 
Yereinshaus in Fiannover und die 
Überprüfung der Fähigkeiten 
einiger anwesenden Polizeibeam¬ 
ten. (YEK-KOM, 11.3.2013) 


Bundesanwaltschaft erhebt Anklage 
gegen Metin A. 


Am 21. Februar hat die BAW 
gegen Metin A. Anklage vor 
dem Oberlandesgericht (OLG) 
Stuttgart erhoben. Sie wirft dem 
kurdischen Aktivisten vor, sich 
von März 2008 bis zu seiner 
Festnahme im Juli 2011 als 
„hochrangiger Kader“ der 
„Gemeinschaft der Jugend“ 
(KC) in der Bundesrepublik und 
im europäischen Ausland betä¬ 
tigt zu naben. Die deutschen 
Strafverfolgungsbehörden ord¬ 
nen die „Komalen Ciwan“ als 
Unterorganisation der PKK zu, 
so dass Metin A. als ein mut¬ 
maßliches Mitglied einer „aus¬ 
ländischen terroristischen Verei¬ 
nigung“ nach § 129b StGB 
angeklagt wird. Er soll in seiner 
Funktion Demonstrationen und 
Schulungsveranstaltungen orga¬ 
nisiert, Propagandamaterial ver¬ 
teilt, an Ausbildungsseminaren 
teilgenommen und Jugendliche 
für die Guerilla angeworben 
haben. 

Metin A. wurde aufgrund eines 
Festnahmeersuchens der BAW 
am 20. Juli 2011 während einer 
Reise in der Schweiz fest- und in 
der JVA Pfäffikon in Ausliefe¬ 
rungshaft genommen. Während 
seiner Haft hatte er Asyl bean¬ 
tragt und ist - als Solidarität mit 
den zu dieser Zeit zahlreich hun¬ 
gerstreikenden politischen 


Gefangenen in der Türkei — in 
einen unbefristeten Hunger¬ 
streik getreten. 

Ende Oktober befand sich der 
türkische Ministerpräsident Tay- 
yip Erdogan auf Staatsbesuch in 
Deutschland, wo er wie 
gewöhnlich die angeblich man¬ 
gelnde strafrechtliche Verfol- 
ung kurdischer Aktivistinnen 
ekfagte. Kaum war er am 31. 
Oktober wieder abgereist, wurde 
Metin A. am 1. November 2012 
an die bundesdeutschen Behör¬ 
den überstellt. Zu diesem Zeit¬ 
punkt befand er sich seit über 50 
Tagen im Hungerstreik. 

Die Überstellung erfolgte unter 
äußerst fragwürdigen Umstän¬ 
den. Weder war sein Schweizer 
Anwalt zuvor über den ernsten 
Gesundheitszustand seines 
Mandanten informiert worden 
noch von der bevorstehenden 
Überstellung. Metin A. wurde 
unter dem Vorwand, in ein 
anderes Gefängnishospital ver¬ 
legt zu werden, an den Füßen 
gefesselt mit einem Krankenwa- 

f en statt in ein Krankenhaus an 
ie deutsche Grenze gefahren 
und den dortigen Behörden 
übergeben. Zuvor sollen drei 
Arzte unabhängig voneinander 
damit beauftragt gewesen sein, 
Metin A. auf Transportfähigkeit 
hin untersucht zu haben. Wegen 


seines ernsten Gesundheitszu¬ 
standes ist der Kurde in das 
Haftkrankenhaus der JVA Stutt- 
art-Stammheim gefahren wor- 
en. 

Nachdem Metin A. dann seinen 
Hungerstreik beendet hat, 
wurde er aus dem Krankenhaus 
entlassen und befindet sich seit¬ 
dem - aufgrund der Bemühun¬ 
gen seiner Verteidiger - inzwi¬ 
schen unter „normalen“ Haftbe¬ 
dingungen in einem anderen 
Gerangnis in U-Haft. (...) 
AZADI verurteilt das seit nun¬ 
mehr 20 Jahren anhaltende und 
stetig verschärfte repressive Vor¬ 
gehen gegen politisch aktive 
Kurdinnen und Kurden. Mit der 
Entscheidung des Bundesge¬ 
richtshofs (BGH) vom Oktober 
2010, den § 129b StGB auch 
auf die PKK auszudehnen, 
wurde die Gewaltenteilung zwi¬ 
schen Exekutive und Judikative 
aufgehoben und der Willkür Tür 
und Tor geöffnet. Nicht mehr 
Gerichte entscheiden darüber, 
ob eine Organisation aus dem 
Ausland als terroristisch oder als 
legitim eingestuft wird, sondern 
vorab das Bundesjustizministe¬ 
rium, indem es Ermächtigungen 
zur Strafverfolgung nach §129b 
erteilt — im Falle von Metin A. 
am 19. April 2011. (...) 

(AZADI e.V., 12.3.2013) 


Recht hat, uns diese Ungerech¬ 
tigkeit anzutun. Die meisten der 
34 Getöteten waren Jugendli¬ 
che“, sagte Leyla Encü, die Mut¬ 
ter des Ermordeten Servan Encü. 
Hatun Encü, die altere Schwe¬ 
ster des Ermordeten Seyithan 
Encü erklärte, dass man nicht 
erlauben werde, dass die AKP- 
Regierung das Massaker unter 
den Teppich kehre: „Wir, die 
Angehörigen von Roboskl, wer¬ 
den unser ganzes Leben nach 
Gerechtigkeit suchen. Der Mini¬ 
sterpräsident Erdogan sagt im 
Fernsehen, die ,Mütter seien 
bereit für den Frieden“. Wir rei¬ 
chen unsere Hände für den Frie¬ 
den. Der Ministerpräsident 
Erdoganjedoch reicht nie seine 
Hände. Es ist ein Jahr vergangen 
und die Mörder unserer Kinder 
laufen immer noch frei herum. 
Wo ist der Frieden? Wo ist die 
Gerechtigkeit? Erdogan soll dazu 
Stellung nehmen. Mit dem 
Bericht wollen sie das Massaker 
verheimlichen.“ 

ln dem Bericht der Kommission 
heißt es, dass das Massaker auf¬ 
grund von Koordinations- 
Schwierigkeiten zwischen dem 
Militär und dem Geheimdienst 
passiert sei. Am 28. Dezember 
2011 griff die türkische Luftwaf¬ 
fe eine Gruppe Grenzhändler an 
und tötete dabei 34 zumeist 
Jugendliche in der Nähe des 
Dorfes Roboskl bei Qileban 
(Uludere). (YÖP, 9.3., ISKU) 

Erste Newroz-Feuer 
in Cizir entzündet 

In Cizir (Cizre), einem Landkreis 
der Provinz Sirnex, wurde am 
Samstag das Newroz-Feuer von 
hunderten Menschen angezün¬ 
det. Im Stadtviertel Nure ver¬ 
sammelten sich hunderte Men¬ 
schen um das Feuer. 

Dabei wurden Parolen wie „Biji 
Newroz“ und „Biji Serok Apo“ 
gerufen. Dabei wurden Poster 
von Abdullah Öcalan hochgehal¬ 
ten. Bei lauter Musik wurde um 
das Feuer getanzt und auch dar¬ 
über gesprungen. Die Feier dau¬ 
erte bis in die Nacht. 

(ANF/DK, 10.3., ISKU) 
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Öcalan: „Das ist kein Ende, 
sondern ein Neubeginn“ 


Nach 28 Jahren bewaffneten 
Kampfes gegen den Staat sollen 
sich in einer neuen Phase die kur¬ 
dischen Guerillas aus dem Terri¬ 
torium der Türkei zurückziehen. 
Der seit 14 Jahren auf Imrali 
inhaftierte.. PKK-Vorsitzende 
Abdullah Öcalan hat in seiner 
seit Wochen erwarteten Erklä¬ 
rung, die auf der Newrozfeier in 
Amed (Diyarbakir) verlesen 
wurde, zu einem Neubeginn des 
Freiheitskampfes durch demo¬ 
kratisch-politische Mittel aufge¬ 
rufen. 

Die Erklärung wurde von den 
BDP-Abgeordneten Pervin 
Buldan und Sirn Süreya Önder 
verlesen. p Unter dem Motto "Frei¬ 
heit für Öcalan, ein Status für die 
Kurdinnen" versammelten sich 
Millionen Menschen in Amed 
und erwarteten die Erklärung 
von Abdullah Öcalan. Mehr als 
500 Journalistinnen aus der gan¬ 
zen Welt berichten vor Ort über 
die Erklärung und die Newroz- 
feierlichkeiten, bei denen auf 
Fernsehbildern ein Meer von 
Menschen und Farben zu sehen 
war. 

Abdullah Öcalan ruft in seiner 
historischen Erklärung zu einer 
demokratisch-politische Lösung 
des kurdisch-türkischen Kon¬ 
flikts auf. Am Anfang der Erklä¬ 
rung hieß es „Ich gratuliere den 
Weggefährten, die von diesem 
großen Weg für demokratische 
Rechte, Freiheit und Gleichheit 
geführt werden....“ 

Weiter erklärt Öcalan: „Das ist 
kein Ende, sondern ein Neube¬ 
ginn. Es handelt sich nicht um 


Trotz des begonnenen Dialogs 
zwischen der kurdischen Frei¬ 
heitsbewegung und türkischem 
Staat halten die Verhaftungen im 
Rahmen der sogenannten KCK- 
Verfahren an. Wegen Terrorvor¬ 
würfen wurden seit 2009 über 
9000 kurdische Journalistinnen, 
Rechtsanwälte, Menschenrechts¬ 
aktivisten, Gewerkschafterinnen, 
Frauenaktivistinnen, Bürgermei¬ 
ster oder Studierende hinter Git¬ 
ter gebracht. Die AKP-Regierung 
ist deswegen auch international 
unter Druck geraten, hat aber bis¬ 
lang nicht mit der Freilassung die- 


das Ende des Widerstandes, son¬ 
dern um den Beginn eines 
andersartigen Widerstandes.“ 
Öcalan betonte: „Die Epoche der 
ausbeuterischen Regime und des 
repressiven und verleugnenden 
Verständnisses ist nun vorbei. 
Die Völker des Mittleren Ostens 
und Mittelasiens stehen nun auf. 
Sie kehren zu sich und ihrem 
Ursprung zurück. Sie sagen 
Stopp zu den sich gegenseitig 
provozierenden und blindma- 
chenden Kriegen und Gefech¬ 
ten.“ und erklärte weiter: „Heute 
beginnt eine neue Phase. Es öff¬ 
net sich die Tür vom bewaffneten 
Kampf in den demokratisch¬ 
politischen Prozess.“ Er betonte, 
dass die neue Phase mit politi¬ 
schen, sozialen und ökonomi¬ 
schen Mitteln zu demokratischen 
Rechten, Freiheiten und Gleich¬ 
berechtigung führen sollte. 
„Dieser Kampf, der durch mei¬ 
nen individuellen Aufstand gegen 
die Ausweglosigkeit, die Uhwis- 
senheit und die Versklavung, in 
der wir geboren wurden, begann, 
zielte darauf, gegen jeglichen 
Zwang ein Bewusstsein, ein Ver¬ 
ständnis, einen Geist zu bilden. 
Unser Kampf war nie gegen 
irgendein Volk, Religion, Konfes¬ 
sion oder Gruppe gerichtet, und 
kann es auch nicht sein. Unser 
Kampf zielte gegen die Unter¬ 
werfung, Ungerechtigkeit, 
Zurückgelassenheit und jegliche 
Repression und Unterdrückung. 
Heute wachen wir von nun an in 
einer neuen Türkei, einem neuen 
Mittleren Osten und einer neuen 
Zukunft auf.“ (...) 


ser Gefangenen reagiert. Einige 
wenige Freilassungen meist pro¬ 
minenter Gefangener wie die des 
Verlegers Ragip Zarakoglu rei¬ 
chen jedoch ment aus, um bei der 
kurdischen Bevölkerung das Ver¬ 
trauen in die Ernsthaftigkeit der 
Regierung zu stärken. Die Freilas¬ 
sung schwerstkranker kurdischer 
Gefangener könnte hierfür ein 
erster Schritt sein. 

309 schwerstkranke Gefangene 
in türkischen Gelangnissen 

Nach einer Untersuchung des 
Menschenrechtsvereins IHD sind 


„Heute beginnt eine neue Epoche. 
Der bewaffnete Widerstand endet 
und es öffnet sich ein Tor für den 
demokratisch- politischen Prozess. 
Es beginnt ein Prozess mit einer 
politischen, sozialen und wirt¬ 
schaftlichen Bedeutung; es ent¬ 
steht ein Verständnis, dass auf den 
demokratischen Rechten, Freihei¬ 
ten und der Gleichheit basiert. 
Wir haben Jahrzehnte für dieses 
Volk dutzende Opfer gebracht. 
Keines dieser Opfer, dieser Kämp¬ 
fe war umsonst. Die Kurdinnen 
haben ihr Identitätsbewusstsein 
zurückgewonnen. Wir sind nun 
an dem Punkt angelangt, dass die 
Waffen ruhen sollen und dafür die 
Ideen und die Politik in den 
Vordergrund treten. Das ignorie¬ 
rende und verleugnende moder¬ 
nistische Paradigma ist zerfallen.“ 
(...) „Ich kündige im Angesicht 
von Millionen Zeuginnen an, 
dass eine neue Ara beginnt. Nicht 
die Waffen, sondern die Politik 
soll agieren.“ (...) „Diejenigen, die 
den Geist der Zeit nicht erkennen, 
werden auf dem Müllhaufen der 
Geschichte landen. Diejenigen, 
die sich dem Lauf des Wassers 
widersetzen, werden an den 
Abgrund geschleift. Die Völker 
der Region werden Zeugen der 
Geburt einer neuen Dämmerung. 
Die Völker des Mittleren Ostens 
sind der Kriege, Sclilachten, Tei¬ 
lung müde und wollen von 
neuem aus ihren Wurzeln wach¬ 
sen, sie wollen Schulter an Schul¬ 
ter auferstehen. (...) „Es lebe 
Newroz, es lebe die Geschwister- 
licfikeit der Völker!“ 

(21.3., ISKU) 


in türkischen Gefängnissen der¬ 
zeit 309 schwerstkranke Gefange¬ 
ne inhaftiert. Obwolil eine Haft¬ 
entlassung dieser Gefangenen 
gesetzlich vorgeschrieben ist, 
werde sie von den Justizbehörden 
in den meisten Fällen verweigert. 

Über 900 Gefangene starben in 
den letzten 10 Jahren 
In den letzten 10 Jahren sind über 
900 Gefangene in der Haff 
gestorben. E)er IHD-Vorsitzende 
von Adana forderte im April 2012 
die sofortige Freilassung der haft¬ 
unfähigen Gefangenen und 


Meldungen: 

200 Parteien und NGO‘s erklä¬ 
ren ihre Unterstützung für 
einen Friedensprozesses 
In Izmir haben sich 200 Nicht¬ 
regierungsorganisationen und 
Parteien getroffen und eine 
Erklärung zur „Unterstützung 
des Friedensprozesses“ abgege¬ 
ben. 

„Wir haben nur eine Absicht, 
wir wollen den Frieden. Wir 
wollen einen unverfälschten 
und natürlichen Frieden. Wir 
machen Pionierarbeit. Wir sind 
friedenliebende Menschen, wir 
sind Menschen die alle in der 
Türkei lebenden Menschen lie¬ 
ben. Es ist gib keine Ausgren¬ 
zung“, so Pervin Misirhoglu im 
Namen der Organisationen. 
Misirhoglu betonte, dass alle 
Anstrengungen dahin gebracht 
werden müssen, um die Waffen 
zum Schweigen zu bringen: 
„Alle zivilgesellschaftlichen 
Organisationen hier wollen nur 
Frieden. Wir wollen, dass die 
Waffen schweigen. Nur die 
Demokratie kann die Türkei 
voran bringen, sonst nichts.“ 

(ANF, 20.3., ISKU) 

Sert: Über 50.000 Menschen 
feiern Newroz 

In Sert (Siirt) haben über 
50.000 Menschen mit der For¬ 
derung nach „Freiheit für Öca¬ 
lan“ Newroz gefeiert. „Herr 
Öcalan hat das Kurdische Volk 
bis zum heutigen Tag gebracht. 
Er hat die Freiheit mit dem 
Widerstand verbunden“, sagte 
die Co-Vorsitzende der BÜP 
Gültan Ki§anak. Die Menschen 
begannen sich schon in den 
Morgenstunden zu versam¬ 
meln. Immer wieder wurden 
Slogans wie „Es lebe Apo“, 
„Tausende Grüße nach Imrali“ 
und „Die PKK ist das Volk und 
das Volk ist hier“ gerufen. 

Auf der Bühne wurde ein riesi¬ 
ges Transparent mit der Auf¬ 
schrift „Demokratische Lösung 
- Freiheit für Öcalan“ aufge¬ 
hängt. Die Kundgebung 
begann mit einer Schweigemi¬ 
nute, weiße Tauben wurden frei 

f elassen und flogen in den 
limmel. 

Gültan Kifanak und Selim 
Sadak entzündeten das Newroz- 
Feuer. Jugendliche trugen Bil¬ 
der und Fahnen mit dem Bild 
Öcalans, der PKK und des 
Demokratischen Konfödera- 
lismus. (ANF, 20.3., ISKU) 

EJF: Die Türkei versucht Jour¬ 
nalistinnen mit Terrorismus¬ 
beschuldigungen zum Schwei¬ 
gen zu bringen 

Die Europäische Journalistin¬ 
nen Föderation (EJF) und die 


Pressemitteilung zum Tag der politischen Gefangenen am 18. März 2013 

Freilassung der haftunfähigen 
Gefangenen in der Türkei! 




Wie im Jahr 1994 auch 2013 sechs 
Parlamentsabgeordnete in Haft 


Es sind nun 19 Jahre vergangen 
seit die ehemaligen D EP-Abge¬ 
ordneten Hatip Diele, Leyla 
Zana, Mahmut Alinak, Orhan 
Dogan, Sirn Sakik und Ahmet 
Türk in Elaft kamen. Die Sicht¬ 
weise des Staates hat sich bis 
heute nicht geändert, nur die 
Jahreszahl scheint sich geändert 
zu haben. Im Jahr 1994 waren 
sechs Abgeordnete in Elaft, im 
Jahr 2013 sind es wieder sechs 
Abgeordnete und tausende kur¬ 
dische Aktivistinnen. 

Eleute vor 19 Jahren, am 17. 
März 1994 passierte etwas zum 
ersten Mal in der Geschichte der 
türkischen Republik. In dieser 
Zeit der Morde, Entführungen, 
Folter und Gefangenschaft der 
Kurdinnen in jedem Bereich 
ihres Lebens machten die kurdi¬ 
schen Abgeordneten des türki¬ 
schen Parlaments am 17. März 
ihre Aussage. Am 2. März 1994 
nahmen Polizisten die DEP- 
Abgeordneten Orhan Dogan 
und Hatip Diele im Parlament 
fest. Diese Inhaftierung führte 
auch im Ausland zu einem gro¬ 
ßen Aufschrei und war etwas 
Einmaliges in der Geschichte der 
Republik. 

Am 17. März 1994 brachte man 
Hatip Diele, Orhan Dogan, 
Leyla Zana, Ahmet Türk, Sirn 


Sakik und Mahmut Alinak ins 
geschlossene Gefängnis von 
Ankara. Der DEP-Abgeordnete 
Selim Sadak wurde am 1. Juli 
1994 festgenommen und am 12. 
Juli 199T offiziell verhaftet. Das 
Verfahren gegen die sechs inhaf¬ 
tierten D EP-Abgeordneten 

begann am 3. August 1994 und 
am 8. Dezember 1994 wurden 
Diele, Zana, Dogan und Sadak 
aufgrund des Vorwurfs der „Mit¬ 
gliedschaft in einer (terroristi¬ 
schen) Organisation“ zu jeweils 
15 Jahren Haft verurteilt. Am 
26. Oktober 1995 wurde die 
Entscheidung vom 9. Strafge¬ 
richtshof bestätigt. 

Nach der Festnahme der DEP- 
Abgeordneten und der zwangs¬ 
weisen Schließung der Partei 
wurden mehrere Nachfolgepar¬ 
teien gegründet und aus ähn¬ 
lichen Gründen verboten. Am 
14. April 2009 wurde der ehema¬ 
lige DEP-Abgeordnete Hatip 
Diele in der ersten KCK-Opera- 
tionen festgenommen, er wurde 
am 12. Juni 2011 bei der Wahl in 
der Provinz Amed als unabhängi¬ 
ger Abgeordnete wieder gewählt. 
Trotz seiner Wahl als Parlaments¬ 
abgeordneter befindet sich Diele 
seit vier Jahren in Haft. Im Rah¬ 
men der KCK-Operationen 
wurde am 24. Dezember der ehe¬ 


malige DEP-Abgeordnete und 
der derzeitige Bürgermeister von 
Sert, Selim Sadak am 24. Dezem¬ 
ber 2009 festgenommen. Auch 
Mahmut Alinak, ehemaliger 
DEP-Abgeordneter, wurde am 
22. November 2011 im Rahmen 
der KCK-Operationen festge¬ 
nommen und zunächst am 11. 
Strafgerichtshof von Istanbul frei¬ 
elassen und dann am 8. Dezent¬ 
er, aufgrund von Einwänden 
der Staatsanwaltschaft, erneut 
festgenommen. 

Die Frage, wie sich die Annäh- 
rungsweise an kurdische Politi¬ 
kerinnen in den 19 Jahren geän¬ 
dert hat, lässt sich wie folgt 
beantworten: nur einige Jahre 
sind vergangen. Die AKT-Regie- 
rung versucht, die Arbeit der 
kurdischen Politik durch Illegali¬ 
tätsvorwürfe zu manipulieren. 
Die AKP führt dies weiter fort 
und versucht, die kurdische Poli¬ 
tik mit inhaltsleeren Wörtern wie 
„demokratische Öffnung“ hin¬ 
zuhalten. 

Abgeordnete der Nachfolgeorga¬ 
nisation der DEP, der Partei für 
Frieden und Demokratie BDP, 
die am 12. Juni durch den 
Willen des Volkes gewählt wur¬ 
den, befinden sich trotzdem im 
Gefängnis. 

(ANF, 17.3., ISKU) 


Föderation der Journalistinnen 
aus der Schweiz (SJF) haben auf 
einer Konferenz aufgrund des 
Schweiz-Besuchs des türkischen 
Staatspräsidenten Abdullah Gül 
die Repressionen gegen die freie 
Presse in der Türkei verurteilt. 
Der Vorsitzende der EJF, Arne 
König, erklärte, dass die Türkei 
regierungskritische Journalist¬ 
innen mit Terrorismusbeschul¬ 
digungen zum Schweigen zu 
bringen versuche. 

Der Vorsitzende der SJF, Jonas 
Nordling, hat daran erinnert, 
dass die Türkei in Bezug auf 
inhaftierte Journalistinnen an 
erster Stelle stehe. Der Besuch 
Abdullah Güls wurde von Pro¬ 
testen türkischer und insbeson¬ 
dere kurdischer Migrantlnnen 
begleitet. Mit Bildern machten 
sie auf die Ermordung der drei 
kurdischen Revolutionärinnen 
Sakine, Leyla und Fidan in 
Paris und auf das Massaker in 
Roboski aufmerksam und for¬ 
derte eine lückenlose Aufklä¬ 
rung. (ANF 16.3., ISKU) 
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Freilassung der haftunfahigen... 


erklärte hierzu: „Wir fordern 
keine Amnesty. Wir fordern die 
Anwendung des Gesetzes. 
Lebensbedrohlich erkrankte 
Gefangene sollten ihre letzten 
Lebenstage mit ihren Familien 
verbringen können.“ 

Neufassung des 
Strafvollzugsgesetzes 
Kürzlich wurde ein neues Straf¬ 
vollzugsgesetzes vorgelegt, in dem 
es heißt: „Wenn aufgrund einer 
schweren Behinderung oder 
Krankheit das Leben des Gefan- 
enen durch die Inhaftierung 
edroht ist, kann die Haftstrafe 
ausgesetzt werden, soweit festge¬ 
stellt wird, dass der Gefangene 
keine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit darstellt.“ [1] Ange¬ 
sichts der Tatsache, dass in der 
Türkei selbst steinewerfende Kin¬ 
der als Terroristen inhaftiert wer¬ 
den, verschlechtern sich mit dem 
neuen Gesetz die Chancen 
schwerkranker politischer Gefan¬ 
gener auf Haftverschonung. 

Das neue Gesetz schreibt auch 
vor, dass eine abschließende Beur¬ 
teilung der Haftfähigkeit eines 
Gefangenen durch Gerichtsärzte 
vorgenommen wird. 

Zweifelhafte Rolle der Gerichts¬ 
mediziner wird gestärkt 
Nicht nur wegen der Beteiligung 
türkischer Gefängnisärzte an der 
Folterung von Gefangenen 
(besonders in den 1980- und 
1990iger Jahren) bestehen große 


Zweifel an deren Unparteilich¬ 
keit. Erkrankte Gefangene kön¬ 
nen in der Haft oft nicht adäquat 
behandelt werden. Trotzdem ver¬ 
weigern die Justizbehörden oft die 
notwendige stationäre Behand¬ 
lung. Gerichtsmediziner schicken 
Todkranke zurück ins Gefängnis 
und behaupten auch, dass Gefan¬ 
gene eine Behandlung verweigern 
würden. So auch im Falle des 75- 
jährigen Mahmut Karataf, der im 
April 2012 - bereits vollständig 
erblindet - im Gefängnis von 
Bingöl in ein diabetisches Koma 
fiel und verstarb. 

Politische Willkür auch in der 
Frage der Haftverschonung 
Die türkische Justiz hält sich auch 
in der Frage der Haftverschonung 
kranker Gefangener nicht an 
bestehende Gesetze, sondern 
wendet sie willkürlich an. Weil es 
politisch opportun erschien, die 
durch die ÄKP-Politik vergrätzen 
Militärs wieder freundlich zu 
stimmen, verfügte ein Istanbuler 
Gericht im Februar die Haftver¬ 
schonung des schwer herzkran¬ 
ken Ex-Generals Ergin Saygun, 
der letztes Jahr im sogenannten 
"Sledgehammer" -Verfahren 
wegen angeblicher Putschvorbe¬ 
reitung zu 18 Jahren Haft verur¬ 
teilt wurde. 

Der Fall des BDP-Politikers 
Recep Karagül 

Ganz anders behandelt die türki¬ 
sche Justiz Gefangene aus den 


Reihen der linken, kurdischen 
Opposition . Als Beispiel sei der 
Fall des schwerstkranken Recep 
Karagül genannt: Der im Okt¬ 
ober 2011 verhaftete BDP-Vorsit- 
zende von Ümraniye ist schwer 
herzkrank. Der 51-Jährige Politi¬ 
ker wurde nach seiner Verhaftung 
vier Mal ins Krankenhaus einge¬ 
liefert und musste sich im April 
2012 erneut einer Bypass-Opera¬ 
tion unterziehen. Obwohl sich 
der Gesundheitszustand von 
Recep Karagül stetig verschlech¬ 
tert, haben die Gerichstmediziner 
ihn für haftfähig erklärt. 

Am 5. Februar 2013 erlitt Recep 
Karagül im Gefängnis einen 
schweren Herzinfarkt. Sein 
Zustand wird als äußerst kritisch 
bezeichnet. Alle Anträge auf 
Haftentlassung wurden von den 
türkischen Behörden mit Hinweis 
auf die "Schwere der Schuld" 
abgelehnt. 

Freilassung kranker Gefangener 
kann ein erster Schritt des Maa¬ 
tes sein 

Wir schließen uns der Einschät¬ 
zung des IHD-Vorsitzenden 
Oztürk Türkdogan an, der durch 
die anhaltenden Festnahmen kur¬ 
discher Aktivistinnen und militä¬ 
rischer Angriffe den Dialog-Pro¬ 
zess in Gefahr sieht und als ersten 
konstruktiven Schritt des Staates 
die Freilassung der haftunfähigen 
Gefangenen vorsclilägt. 

(DHG, 18.3., ISKU) 


23. März 2013: 

Bundesweite Newroz- 
Demonstration in Bonn 
Zur diesjährigen zentralen 
Newroz-Demonstration wer¬ 
den mehrere zehntausend Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer 
aus ganz Deutschland erwartet. 
Es wird dazu zwei Demonstra¬ 
tionszüge geben: 

1. Demonstrationszug startet 
ab 11.00 Uhr von Fritz-Schroe- 
der-Ufer / Beethovenhalle, 
53111 Bonn 

2. Demonstrationszug ab 11.00 
Uhr von Pützchens Markt, 
53229 Bonn 

Die anschließende Kundge¬ 
bung mit Redebeiträgen und 
einem reichen Kulturpro¬ 
gramm wird auf dem Freizeit¬ 
park, Landgrabenweg, 53227 
Bonn von 12.oo bis 19.oo Uhr 
stattfinden. 
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Selahattin Demirta§ zu der Erklärung Abdullah Öcalans 

Strategische Schritte brauchen 
ein strategisches Angehen 


Der BDP-Co-Vorsitzende Sela¬ 
hattin Demirtaj bewertete die 
Erklärung des KCK-Vorsitzen¬ 
den Abdullah Öcalan bei der 
Diele Haber Ajansi DIHA. 
Demirta$ erklärte, dass „die 
Regierung nun auch das ihrige 
tun müsse“ und fügte hinzu, 
dass für den Rückzug der Gue¬ 
rilla ein juristischer Schritt im 
Parlament verabschiedet werden 
muss. Weiterhin verlangte 
Demirta§ demokratische Refor¬ 
men, damit keine neuen militä¬ 
rischen Gefechte stattfinden 
können. 

Jeder muss das tun, wozu er in 
der Lage ist zu machen 
Selahattin Demirtaj sprach über 
das Newrozfest in Amed und 
über die Erklärung Abdullah 
Öcalans mit den Journalisten. 
Demirta? sagte, dass die Erklä¬ 
rung von Öcalan klar und deut¬ 
lich sei. „Der bewaffnete Wider¬ 
stand, der aufgrund der kurdi¬ 
schen Frage entstanden ist, ist zu 
99 % beendet. Die anderen ein 
Prozent liegen nun an der Regie¬ 
rung. Wenn sie das ihrige tut, 
dann ist der bewaffnete Wider¬ 
stand endgültig vorbei. Für den 
Rückzug der Guerilla muss das 
Parlament ein Gesetz verab¬ 
schieden. Unser Vorschlag ist, 
ein offizielles und inoffizielles 
Komitee für den Rückzug zu bil¬ 
den. Ich betrachte die Erklärung 
von Herrn Öcalan als strate¬ 
gisch. Jeder muss das tun, wozu 


er in der Lage ist. Türkische und 
kurdische Politiker können 
angegriffen werden oder Provo¬ 
kationen anderer Art können 
stattfinden. Es darf aber kein 
Schritt rückwärts gemacht wer¬ 
den“, so Demirta§, „Herr Öca¬ 
lan hat eine entschlossene Erklä¬ 
rung abgegeben und 99 % der 
Verantwortung auf sich genom¬ 
men. Wenn die Regierung mit¬ 
spielt, ist zumindest der militäri¬ 
sche Aspekt geklärt. Es ist nicht 
die Rede der 100%igen Lösung 
der kurdischen Frage. Verschie¬ 
dene Lösungswege sollten 
besprochen werden. Wir wollen 
auch nicht alle Arbeit an die 
Regierung weitergeben. Die 
CHP könnte den Aspekt des 
Parlaments unterstützen. Wir 
sind für eine Unterstützung 
bereit. Die AKP kann das auch 
nicht alleine bewältigen. 

Ein — aus offizieller Sicht gesehe¬ 
ner - Gefangener auf der 
Gefängnisinsel Imrali hat eine 
Erklärung abgegeben. Diese 
Erklärung ist laut türkischem 
Recht nicht legal. Dies muss 
einen rechtlichen Rahmen fin¬ 
den. Welchen offiziellen Status 
hat Herr Öcalan? An welchen 
Status binden sich diejenigen, 
die diesem Aufruf [der Erklä¬ 
rung] folgen? Das Militär kann 
während des Rückzugs ,ihre per 
Gesetz definierte Aufgabe“ erfül¬ 
len. Was passiert dann? Diese 
ganze Sache braucht einen recht¬ 
lichen Rahmen. Wenn dies so 


wird, dann wird es den Men¬ 
schen, die diesen Vorgang unter¬ 
stützen, erleichtert, der Regie¬ 
rung ebenfalls und uns auch. 
Diejenigen, die sich zurückzie¬ 
hen werden, haben einen glaub¬ 
würdigen Grund in diesem Fall. 
(...) Der ganze Rückzug kann 
von einem Komitee des Parla¬ 
ments beobachtet werden. Die 
Aufgaben des Komitees kann in 
den Gesetzen festgehalten wer¬ 
den. Wenn ein Gesetz entworfen 
und verabschiedet wird, das die 
Aufgaben des Komitees regelt, 
ist ae facto auch der Frieden 
beschlossen worden. Es ist 
natürlich nichts leichtes, ein 
100-jähriges Problem soll auf 
demokratische Weise gelöst wer¬ 
den. Die MHP wird dies nicht 
unterstützen, das war von 
Anfang an klar. Aber die CHP 
wird in diesem Prozess, in denen 
die Waffen niedergelegt werden 
(oder nicht) zeigen, ob sie eine 
sozialdemokratische Partei ist 
oder nicht. Meiner Meinung 
nach sollte niemand außen vor 
stehen. Den Frieden müssen wir 
alle zusammen bringen. 

Eine Kommission im Parlament 
kann gebildet werden. Diese 
Kommission überwacht den 
Rückzug und verhindert Provo¬ 
kationen jeglicher Art. Auch 
sorgt sie dafür, dass keine militä¬ 
rischen Gefechte während des 
Rückzugs stattfinden können. 
Dies kann aber nur über ein 
Gesetz geregelt werden. Außer 


Angriffe auf kurdische Institutionsver¬ 
treter/innen und Politiker/innen in 
Europa sind nicht hinnehmbar 


Am 24. März 2013 wurde der 
stellvertretende Vorsitzende der 
Konföderation kurdischer Verei¬ 
ne in Europa (KON-KURD) 
und Mitglied des Kurdistan 
Nationalkongresses (KNK), Yil- 
maz Orkan, am Flughafen von 
Brüssel auf dem Weg zum Welt¬ 
sozialforum nach Tunesien auf 
Ersuch der spanischen Behörden 
fes tgenommen. 

Im Oktober 2012 war bereits 
der bekannte kurdische Diplo¬ 
mat und Mitglied des Exekutiv¬ 
rats des Kurdistan Nationalkon¬ 


gresses (KNK), Adern Uzun, 
mittels eines Komplotts und 
konstruierter Anschuldigungen 
in Frankreich verhaftet worden. 
Mit Bestürzung beobachten wir 
eine Zunahme von Kriminalisie¬ 
rung und Angriffen in Europa 
gegenüber kurdischen Institu¬ 
tionsvertreter/innen und Perso¬ 
nen, die sich im Bereich der 
Diplomatie betätigen. Kurdische 
Politiker/innen werden mit halt¬ 
losen und unwahren Anschuldi¬ 
gungen zum Angriffsziel 
gemacht und inhaftiert. Mit die¬ 


sen Festnahmen wird versucht, 
legale kurdischen Institutionen 
(wie z. B. KON-KURD, KNK) 
in der europäischen Öffentlich¬ 
keit und Politik diskreditieren 
und staatlich kriminalisieren. 
Zugleich soll hierdurch die kur¬ 
dische Diplomatie behindert 
und zurückgedrängt werden. 
Wir sind äußerst besorgt über 
diese negative Entwicklung in 
verschiedenen westeuropäischen 
Staaten. 

Hinter diesen rechtlosen Angrif¬ 
fen gegen kurdische Institutio- 


Meldungen: 

Öcalans Anwältlnnen dürfen 
ihren Mandanten weiterhin 
nicht besuchen 

Ein Antrag vom 26. März von 
Anwältlnnen, ihren Mandan¬ 
ten, den inhaftierten Vorsitzen¬ 
den der PKK, Abdullah Öcalan 
zu besuchen, wurde am folgen¬ 
den Tag erneut abgelehnt. 

Seit dem 27. Juli 2011 wurden 
alle Anträge von Anwältlnnen, 
den seit 1999 auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali inhaftierten Öca¬ 
lan zu besuchen, mit faden¬ 
scheinigen Erklärungen abge¬ 
lehnt. Seit fast zwei Jahren wird 
Öcalan somit jegliche anwältli- 
che Unterstützung untersagt. 
Von den Verantwortlichen wird 
seither, wie bei einer kaputten 
Schallplatte, wiederholt gesagt, 
das Schiff, um nach Imrali zu 
gelangen, sei kaputt, außer 
Betrieb, wird repariert oder ein 
Sturm verhindere die Über¬ 
fahrt. Das diese „Begründun¬ 
gen“ nichts mit der Realität zu 
tun haben zeigt sich schon 
dadurch, dass es BDP-Abgeord- 
neten im Laufe der letzten drei 
Monate drei Mal gestattet war 
Öcalan zu besuchen. 

Heute am 28. März beantragten 
die Anwältlnnen erneut einen 
Besuch. Sollte diesem entgegen 
aller Erwartungen stattgegeben 
werden, wird ein Besuch ver¬ 
mutlich Morgen möglich sein. 

DIHA, 28.3., ISKU 

Amed: Über 70 Festnahmen 
Laut Nuce TV wurden am 26. 
März in Amed (Diyarbakir) bei 
zeitgleichen Razzien über 70 
Personen, darunter Führungs¬ 
mitglieder der BDP, festgenom¬ 
men. Die Operationen wurden 
in den Morgenstunden in den 
Bezirken Baglar, Yenijehir und 
Sur durchgeführt. Die Festge¬ 
nommen wurden ins Polizeiprä¬ 
sidium von Amed gebracht. 

ANF, 26.03., ISKU 

Bundesregierung nimmt 
Todesdrohungen lediglich „zur 
Kenntnis“ 

„Anstatt kurdische Exilpolitiker 
weiter als potentielle Gefahr für 
die innere Sicherheit zu behan¬ 
deln, sollte die Bundesregierung 
ihrer Schutzverantwortung 

f egenüber diesen als politischen 
lüchtlingen hier lebenden 
Menschen nachkommen. Trotz 
der Ankündigung türkischer 
Regierungspohtiker, es könne 
auch in Deutschland zu Mor¬ 
den an kurdischen Aktivisten 
kommen, sieht die Bundesre¬ 
gierung keine 'konkreten 
Gefährdungssachverhalte'“, 
beklagt die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE 






Selahattin Demirtaf zu der Erklärung Abdullah Öcalans 


dieser Kommission kann eine 
zivile Kommission gebildet wer¬ 
den. Herr Öcalan hat während 
unseres Gesprächs ähnliche Vor¬ 
schläge befürwortet und seine 
Unterstützung ausgesprochen. 
Jeder, der sich gegen diesen Pro¬ 
zess stellt, wird früher oder spä¬ 
ter marginalisiert. Das gilt auch 
für die CHP. Wenn sie sich 
gegen den Wandel stellt, wird sie 
gleichzeitig auf eine große Probe 
gestellt. Der Wandel ist keine 
Spaltung des Landes. Die AKP 
sieht eine Hegemonie vor, dies 
ist aber auch nicht der Fall. Der 
Wandel ist ein Friedens- und 
Projekt für das Zusammenleben. 
Die CHP und andere Parteien 
sollen ihre Entscheidung für die 
Unterstützung aus dieser Sicht 
bewerten. 

Die Türkei kann ihre Probleme 
mit eigenen Methoden lösen. 
Wenn das Parlament das 
genannte Gesetz verabschiedet, 
ist die PKK-Guerilla spätestens 
im August nicht mehr im Staats- 

f ebiet.der Türkei. 

lerr Öcalan macht keinen tak¬ 
tischen Schritt — er empfiehlt 
diesen nicht der PKK — sondern 
fordert eine strategische Verän¬ 


derung. Dieser strategische 
Schritt ist wahrscheinlich ein 
Produkt der Gespräche auf 
Imrali mit Staatsrepräsentanten. 
Die PKK zog sich schon im 
Jahre 1999 zurück und wird es 
höchstwahrscheinlich auch die¬ 
ses Mal tun. Damit die Guerilla 
auch nicht mehr zurückkommt, 
muss das Parlament so schnell 
wie möglich die Initiative ergrei¬ 
fen. Meiner Meinung nach gibt 
es keinen anderen Weg um dies 
zu garantieren. Eine andere Art 
des Rückzugs vollzog sich ja 
1999 schon, der zu keinem 
Ergebnis führte. Dieses Mal 
habe ich aber mehr Hoffnung, 
denn der Staat plant seine 
Schritte größer und mit besse¬ 
rem Überblick. Für die kurdi¬ 
sche Bewegung gilt ähnliches. 
Sie ist mehr denn je eins. 

Man kann ein leichtes Abschre¬ 
cken .wegen des Namens Abdul¬ 
lah Öcalan erkennen. Dies wird 
sich in Zukunft weiter verän¬ 
dern. Wir werden uns gegensei¬ 
tig besser kennenlernen. Unser 
Volk soll keines ihrer Kinder 
mehr beerdigen müssen. Es gibt 
sicherlich Kreise, die sich davon 
gestört fühlen. Das sind diejeni¬ 


gen die jetzt schreiend ihre ,Ein¬ 
wände“ zu Worte bringen. Diese 
wollen, dass die PKK Krieg 
führt. Sie selbst kommen mit 
der AKP nicht klar, deswegen 
wollen sie, dass die PKK dies für 
sie übernimmt. Diejenigen, des¬ 
sen Kinder momentan ihren 
Militärdienst leisten, sollen sich 
mal die CHP und MHP 
anschauen. Es ist ganz klar, dass 
sie Krieg wollen. 

Das, was Herr Öcalan bezüglich 
den verschiedenen Glaubens¬ 
richtungen und den ethnischen 
Gruppen sagt, ist nicht neu. 
Diejenigen die seine Bücher 
gelesen haben wissen das. Seine 
vorgeschlagene .Demokratische 
Moderne“ berücksichtigt alle 
Werte dieses Landes und der 
Region. Dies gilt für Assyrer, 
dem Islam und auch ebenso für 
das Alevitentum. Man sollte sich 
das Gesamtbild anschauen. Herr 
Öcalan verweist auf eine 
gemeinsame Vergangenheit. 
Wenn dies richtig gedeutet wer¬ 
den kann, kann dieser Vorschlag 
das ganze Jahrhundert verän¬ 
dern. 

DIHA 23.3., ISKU 


Angriffe auf kurdische Institutionsvertreter/innen 
und Politiker/innen in Europa sind nicht hinnehmbar 


nen und Persönlichkeiten stehen 
zweifellos die destruktiven und 
antidemokratischen Bündnisse 
zwischen europäischen Ländern 
und der Türkei, die auf der 
Grundlage von wirtschaftlichen 
Interessen geschlossen werden. 
Die jüngsten bilateralen Sicher¬ 
heitsabkommen zwischen euro- 
äischen Staaten und der Türkei 
edeuten neue Angriffe auf kur¬ 
dischen Politiker und Institutio¬ 
nen, wie die jüngsten Festnah¬ 
men zeigen. 

Auch die heimtückischen Morde 
an drei kurdischen Politikerin¬ 
nen am 9. Januar 2013 in der 
französischen Hauptstadt Paris 
stehen in demselben Kontext: 
Die KNK Frankreich Vertreterin 
Fidan Dogan sowie die kurdi¬ 
schen Politikerinnen Sakine 
Cansiz (ebenfalls KNK Mit¬ 
glied) und Leyla §aylemez waren 
in den Räumen des Kurdistan 
Informationszentrum (CIK) 
durch gezielte Kopfschüsse hin¬ 
gerichtet worden. Es ist offen¬ 
sichtlich, dass auch bei diesem 
Angriff kurdische Institutionen 
und die diplomatische Aktivitä¬ 
ten der kurdischen Gemein¬ 
schaft das Angriffsziel waren. 
Zum ersten Mal wurden kurdi¬ 
sche Politikerinnen nun auch in 
Europa zur Zielscheibe von 
Morden „unbekannter Täter“. 
Diese negativen Entwicklungen 
und Angriffe auf kurdische Poli¬ 
tiker/innen in Europa verlaufen 
konträr zu den wichtigen Ent¬ 
wicklungen und Bemühungen 
um Frieden in Kurdistan und 
der Türkei. Wie die internatio¬ 


nale Öffentlichkeit verfolgen 
konnte, deklarierte der kurdi¬ 
sche Volksvertreter Abdullah 
Öcalan, der seit 14 Jahren auf 
der Gefängnisinsel Imrali inhaf¬ 
tiert ist, zum kurdischen Neu¬ 
jahrsfest am 21. März 2013 den 
Beginn einer neuen historischen 
Phase zur Beendigung eines 
langjährigen bewaffneten Kon¬ 
flikts. Daraufhin verkündete die 
kurdische Befreiungsbewegung 
eine Waffenruhe und drückte 
ihre Unterstützung für eine poli¬ 
tische Lösung der kurdischen 
Frage im Rahmen der erneut 
begonnenen Dialogphase zwi¬ 
schen Öcalan und der türki¬ 
schen Regierung aus. 

Die neue Phase des Dialogs hin 
zu einem nachhaltigen Friedens¬ 
prozess ist sowohl in der Türkei, 
in allen Teilen Kurdistans als 
auch weltweit auf große Unter¬ 
stützung verschiedener politi¬ 
scher und gesellschaftlicher 
Gruppierungen gestoßen. Dem¬ 
gegenüber bleibt das Vorgehen 
der europäischen Staaten enttäu¬ 
schend: Anstatt sich produktiv 
in diesen Prozess einzubringen, 
wird das demokratische politi¬ 
sche Engagement von 
Kurd/innen in Europa mit Fest¬ 
nahmen behindert und zuneh¬ 
mend kriminalisiert. Diese poli¬ 
tische Haltung schadet der Frie¬ 
densphase und erweckt den Ein¬ 
druck, dass die EU-Staaten eine 
friedliche, politische Lösung der 
kurdischen Frage verhindern 
wollen. 

Die fortgesetzte Inhaftierung 
von Adern Uzun sowie die Fest¬ 


nahme von Yilmaz Orkan, ent¬ 
sprechen nicht den gegenwärti¬ 
gen politischen Entwicklungen 
und Erwartungen in der kurdi¬ 
schen Frage. Das ist bedenklich. 
Unsere Freunde waren aus¬ 
schließlich im Bereich der Lob¬ 
byarbeit und Diplomatie tätig. 
Sie sind Mitglieder im KNK 
Ausschuss für auswärtige Ange¬ 
legenheiten. Sie wurden auf 
ungerechte Weise mit unhaltba¬ 
ren Anschuldigungen festge¬ 
nommen. Wir erwarten von den 
zuständigen Ländern, dass sie 
ihre ungerechten Angriffe ein¬ 
stellen und unsere Freunde und 
Arbeitskollegen sofort freilassen. 
Auch die verschleppende Hal¬ 
tung und das Schweigen Frank¬ 
reichs bezüglich der Aufklärung 
der Morde an den drei kurdi¬ 
schen Politikerinnen in Paris ste¬ 
hen einer neuen Phase der 
demokratischen Lösung im 
Wege. 

Des Weiteren rufen wir alle 
Kreise, die sich für Frieden, Dia¬ 
log, Demokratie und Menschen¬ 
rechte einsetzen dazu auf, unser 
berechtige Einwände wahrzu¬ 
nehmen und sich mit uns zu 
solidarisieren: Die Morde in 
Paris müssen umgehend und 
lückenlos aufgeklärt werden! 
Unsere Freunde und Arbeitskol¬ 
legen müssen sofort freigelassen 
werden! 

Brüssel, 27. März 2013 

Exekutivrat des Kurdistan 
Nationalkongresses (KNK) 


LINKE, Ulla Jelpke, nach der 
Antwort der Bundesregierung 
auf eine Kleine Anfrage zu 
Attentatsplänen gegen kurdi¬ 
sche Exifpolitikermnen und - 
Politiker (BT-Drucksache 
17/12612). Am 9. Januar waren 
die drei kurdischen Politikerin¬ 
nen Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Leyla Saylemez in 
Paris ermordet worden. Drin- 

f end tatverdächtig ist der in 
Jntersuchungshaft ..sitzende 
türkische Nationalist Ömer G., 
der nach Recherchen kurdi¬ 
scher Journalisten sowohl Kon¬ 
takte zum türkischen Geheim¬ 
dienst wie auch zu den faschi¬ 
stischen Grauen Wölfen unter¬ 
halten hat. Jelpke weiter: 

„Die Bundesregierung gibt an, 
'keine Erkenntnisse über die 
Urheberschaft der Tötungen' 
von Paris zu haben und sich 
nicht an derartigen Spekulatio¬ 
nen' zu beteiligen, heißt es in 
der Antwort. Doch offenbar hat 
die Bundesregierung gar kein 
Interesse an Erkenntnissen, 
obwohl der Tatverdächtige 
Ömer G. nach meinen Infor¬ 
mationen zuvor lange in Bayern 
gelebt hat, die deutsche Staats¬ 
bürgerschaft besitzt und in 
Deutschland wegen Verstoßes 
gegen das Waffengesetz gegen 
ihn ermittelt wurde. Die Aussa¬ 
gen des Vizevorsitzenden der 
türkischen Regierungspartei 
AKP, Mehmet Ali Sah lin, er 
rechne mit ähnlichen Attenta¬ 
ten in Deutschland, sei zwar 
'zur Kenntnis' genommen wor¬ 
den. Doch 'die Bundesregie¬ 
rung oder deutsche Sicherheits¬ 
behörden haben keinen Kon¬ 
takt zu Mehmet Ali Sahin auf- 

f enommen und sehen auch 
eine Notwendigkeit dies zu 
tun', erklärt die Bundesregie¬ 
rung rund zwei Monate nach 
den Morden. (...)“ 

Ulla Jelpke, MdB 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 

Termin: 

Bundesweite Demonstration 
Gegen Rassismus und Aus¬ 
grenzung 

6. April 2013, 14 Uhr 
Hamburg, Hauptbahnhof 
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Kaya: „Wir waren die 
Geiseln des Staates“ 


Bekir Kaya, der kürzlich aus der 
Haft entlassene Bürgermeister 
von Wan, bewertete gegenüber 
der Nachrichtenagentur Diele 
(D1HA) die KClUVerhaftungs- 
wellen des türkischen Staates 
gegen kurdische Aktivistinnen 
und Politikerinnen. „Wir wur¬ 
den als Geiseln des Staates festge¬ 
halten. Nun hat sich ein neuer 
politischer Prozess im Land ent¬ 
wickelt, die Gewalt soll außen 
vor gelassen werden. Deswegen 
haben sie uns freigelassen“, so 
Kaya. 

Die KCK-Operationen wertet 
Kaya, der am dritten Prozesstag 
gegen ihn und 12 weitere Ange¬ 
klagte aus der Haft entlassen 
wurde, als Teil des Versuchs eines 
politischen Genozids. „Diese 
Operationen hatten ausschließ¬ 
lich das Ziel, unsere Partei auszu¬ 
löschen. Zunächst hatten regie¬ 
rungsnahe Kreise noch versucht, 
dies zu vertuschen oder zu 
beschönigen, ab dem Jahr 2010 
allerdings hat niemand mehr, 
vom Ministerpräsidenten bis hin 
zu den Provinz-Gouverneuren, 
einen Hehl daraus gemacht, dass 
es sich bei den Operationen um 
einen Rachefeldzug gegen unsere 
Strukturen gehandelt hat. Die 
Regierungs verantwortlichen 
befehligten die Justiz geradezu. 
Deswegen haben wir dieses 
Gerichtsverfahren von Anfang an 
als illegitim angesehen und auf 
eine juristische Verteidigung ver¬ 
zichtet. Wir wollten nicht den 
Anschein unterstützen, als han¬ 
dele es sich hierbei um ein rechts- 
staatliches Verfahren, denn das 


war und ist es nicht. Der Staats¬ 
anwalt hat offen unter Beweis 
gestellt, dass wir mit unserer Hal¬ 
tung im Recht waren. Es wurde 
gesagt, dass man uns als Geiseln 
genommen habe und dass man 
uns wegen der aktuellen politi¬ 
schen Entwicklungen wieder auf 
freien Fuß setze“, erklärte Kaya. 
Angesprochen auf die zehn 
Monate, die Kaya in Untersu¬ 
chungshaft verbrachte, entgegne- 
te dieser: „Natürlich ist es nicht 
schön, wenn einem die Freiheit 
entrissen wird, wenn man seiner 
Arbeit und seinen Aufgaben 
nicht nachgehen kann. Aber wir 
haben tausende Freundinnen 
und Freunde. Das ist eine gesell¬ 
schaftliche Frage. Bei gesell¬ 
schaftlichen Fragen kann es von 
Zeit zu Zeit passieren, dass man¬ 
che Menschen Opfer bringen 
müssen. Wir haben unsere 
Gefängniszeit aus dieser Perspek¬ 
tive bewertet, ln der Türkei gibt 
es das Problem der F-Typ 
Gefängnisse. Uns ging es im Ver¬ 
gleich zu den Freunden, die in 
diesen Gefängnissen sitzen, noch 
t.“ 

ya unterstrich, dass seine Frei¬ 
lassung in direktem Zusammen¬ 
hang mit dem Widerstand der 
kurdischen Bevölkerung steht. 
Die Bevölkerung habe seit 
Beginn der KCK-Operationen zu 
keiner Zeit stillgehalten und 
ihren Widerstandswillen beim 
diesjährigen Newroz-Fest erneut 
unter Beweis gestellt. 

Bekir Kaya war am 7. Juni 2012 
zusammen mit 12 weiteren Poli¬ 
tikerinnen festgenommen wor¬ 


den, acht von ihnen waren bis 
zum 29. März in Haft. 

In der 710-seitenlangen Anklage¬ 
schrift wurden alle Aktivitäten 
der 13 Politkerlnnen als Verbre¬ 
chen eingestuft. Dies betraf die 
Freitagsgebete (wöchentliche 
Gebete, die nicht von staatsoffi¬ 
ziellen religiösen Imamen organi¬ 
siert werden) und sogar Presseer¬ 
klärungen (wie die zu Newroz 
oder zum Internationalen Frau¬ 
entag am 8. März). 

„Die Beschaffenheit der Anklage 
und der Beweise zeigen klar, dass 
dieses Verfahren nicht wegen 
Gewalthandlungen seitens der 
Angeklagten angestrengt wurde“, 
sagte die BDP. Die Aktivitäten 
der gewählten Bürgermeisterin¬ 
nen und Politkerlnnen, die im 
Zusammenhang mit ihrer offi¬ 
ziellen Funktion stehen, sollten 
nicht zum Gegenstand von Straf¬ 
verfahren werden. 

Trotzdem waren diese Führungs¬ 
kräfte über Monate inhaftiert, 
ohne jemals eine Anklageschrift 
gesehen zu haben. Politikerinnen 
wurden wegen ihrer Beteiligung 
an politischen Aktiviäten verhaf¬ 
tet und strafrechtlich verfolgt, 
Bürgermeisterinnen, weil sie sich 
für Gemeindearbeit engagiert 
und die Politik ihrer Partei umge¬ 
setzt haben.“ 

Tausende Menschen feierten die 
Freilassung der Politiker in der 
Innenstadt von Wan mit Musik 
und Feuerwerk. 

Das Gericht setzte den nächsten 
Verhandlungstag gegen die 13 
Personen auf den 22.April. 

(OG 1.4., ANF, 29.3., ISKU) 


Gedenken an Kizildere-Massaker 


Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) hat 
zum Gedenken an den vor 41 
Jahren Ermordeten türkischen 
Revolutionär Mahir Cayan und 
acht weiterer seiner Freunde eine 
Erklärung veröffentlicht. In der 
Erklärung heißt es, dass man des 
Widerstands Mahirs für die 
Geschwisterlichkeit der Völker 
und eine freie Zukunft geden¬ 
ken werde. 

„Der kolonial-faschistische tür¬ 
kische Staat hat vor 41 Jahren in 
Kizildere die Anführer der türki¬ 
schen Revolution Mahir Cayan 
und seine acht Freunde ermor¬ 
det. Ohne mit der Wimper zu 
Zucken ist Mahir Cayan für die 
Geschwisterlichkeit des türki¬ 


schen und kurdischen Volkes 
und für die Freiheit in den Tod 
gegangen. Er hat einen großen 
Widerstandskampf geführt. (...) 
Der Widerstand Mahir Cayans 
und die Überzeugungen seines 
Freiheitskampes, welche einen 
historischen Wendepunkt für 
die revolutionäre Geschichte der 
Türkei darstellte, haben auch 
den Weg unserer Bewegung 
erhellt. 

Der Widerstand Mahir Cayans 
und seiner Freunde wird mit 
dem Freiheitskampf Kurdistans 
weitergeführt. Der Vorsitzende 
Apo hat immer wieder erklärt, 
dass ihr Andenken den Freiheits¬ 
kampf Kurdistan entwickelt hat 
und dass unser Widerstand für 


die Wiederbelebung ihrer Ideen 
geführt wird. Der Widerstand 
dieser ehrlichen Volkshelden 
erhellt immer noch den Weg des 
revolutionären patriotischen 
Kampfes. Wir betonen, dass wir 
besonders Mahir Cayan, dem 
Geist des revolutionären Kamp¬ 
fes der Türkei in den 1971er Jah¬ 
ren (gemeint ist die Studenten¬ 
bewegung mit Deniz Gezmis, 
Mahir Cayan und Ibrahim Kay¬ 
pakkaya) und allen revolutionä¬ 
ren Märtyrern verbunden blei¬ 
ben und den von ihnen begon¬ 
nen Widerstand für die 
Geschwisterlichkeit der Völker 
und eine freie Zukunft geden¬ 
ken werden.“ 

(ANF, 30.3., ISKU) 


Meldungen: 

Vierte Delegation auf Imrali 
Im Rahmen des von der kurdi¬ 
schen Führungspersönlichkeit 
Abdullah Öcalan initiierten Frie¬ 
densprozesses, hat die vierte 
BDP-Delegation Imrali besucht. 
Die Delegation besteht aus dem 
Co-Vorsitzenden der BDP, Sela- 
hattin Demirta? und den BDP- 
Abgeordneten Pervin Buldan 
und Sirri Süreyya Önder. 
Demirtaf stellte sich nach dem 
Gespräch den Fragen der Presse 
una übermittlte u.a Grüße Öca- 
lans an die Jugend und die Frau¬ 
en. 

Auch widersprach er über die 
Medien verbreiteten Gerüchten, 
Öcalan habe einen „unbewaffne¬ 
ten Rückzug der PKK“ angeord¬ 
net. In dem Gespräch sei es nicht 
um Details eines Rückzugs 
gegangen, Öcalan hat jedoch 
erklärt, dass er einen Brief an die 
BDP verfasst habe, in dem kon- 
retere Schritte behandelt 
werden. Demirtaf rechnet mit 
dem Eintreffen des Briefes in 
den nächsten Tagen. 

(ANF, 3.14.4., ISKU) 


Blutiger März in Syrien: 

6000Tote 

London, Großbritannien - Seit 
den schweren Auseinanderset¬ 
zungen in Syrien in den letzten 
zwei Jahren, war der Monat 
März der blutigste Monat. Nach 
einem Bericht einer syrischen 
Menschenrechtsorganisation 
zufolge haben im März mehr als 
6000 Menschen ihr Leben verlo¬ 
ren. 

Der Vorsitzende der Menschen¬ 
rechtsorganisation, die ihren Sitz 
in London hat, Rami Ebdulrah- 
man gab eine Erklärung ab und 
sagte, dass nach ihren Berichten 
mehr als 6000 Menschen allein 
im März diesen Jahres ihr Leben 
verloren haben. Ebdulrahman 
sagt auch, dass sowohl die syri¬ 
sche Armee als auch die Aufstän¬ 
dischen die Zahl der getöteten 
Menschen verheimlichen. 

Dem Bericht zufolge waren von 
den schweren Auseinanderset¬ 
zungen am meisten die Städte 
Damaskus, Aleppo und Humus 
betroffen. In diesen Städten 
seien am meisten Menschen 
getötet wurden. Nach den Anga¬ 
ben der Menschenrechtsorgani¬ 
sation haben 486 Soldaten und 
1464 Aufständische in Gefech¬ 
ten ihr Leben verloren. Auch 
seien 2008 Zivilisten, darunter 
298 Kinder und 291 Frauen, 
getötet. 

Weiterhin wird im Bericht 
genannt, dass 588 Ausländer in 
den Reihen der Aufständischen 
teilgenommen haben und getö- 



„Ich wünschte, ich wäre ein 
kurdisches Mädchen“ 


Von Beigin Akaltan 

An diesem Punkt der Geschichte 
wünschte ich, ich wäre eine kur¬ 
dische Frau. Warum? Weil ihre 
Zukunft besser aussieht als unse¬ 
re. Irgendwie wird unsere 
Zukunft, die der türkischen Frau¬ 
en, auf Werten, die der Vergan¬ 
genheit angehören, aufgebaut, 
während die Kurden besonders 
für die Frauen neue, zeitgemäße 
Perspektiven entwickelt haben. 
Ich weiß, wovon ich rede. Ich bin 
eine türkische Frau, gebildet, 
urban und berufstätig. Und ich 
sorge mich um meine Zukunft 
und um die meiner Geschlechts- 

enossinnen. 

chaut euch nur um. Die 
Zukunft der türkischen Frauen 
wird darauf reduziert, mittelalter¬ 
liche Kleidung zu tragen und 
mindestens drei Kinder aulzuzie¬ 
hen. Ich suche nach Vorbildern 
für künftige Generationen, die 
desem Bild entsprechen. Warum 
tut ihr das nicht auch? Ich frage 
mich warum, aber ich kann kein 
einziges bedeutendes Beispiel 
einerFrau finden, die mindestens 
drei Kindern hat und Kopftuch 
trägt, und die ich meinen Enkeln 
stolz als Vorbild präsentieren 
könnte. 

Die idealtypische türkische Frau 
der Zukunft hat bedauerlicher¬ 
weise weniger Perspektiven, weni¬ 
ger Rechte und weniger Privile¬ 
gien als unsere Großmütter vor 
70 Jahren hatten. Ich habe zwar 
keine Tochter, aber ich habe 
große Sorge um meine Nichten, 
meine künftige Schwiegertochter 
und um alle Mädchen, die ich 
kenne. Hauptsächlich um die 
nächste Frauengeneration, aber 
ich habe noch viel schlimmere 
Befürchtungen, was meine Enke¬ 
linnen betrifft. Sie werden sich 
entweder der Macht beugen, die 
ihnen veraltete, unreife Werte 
und viele Diskrimierungen auf¬ 
zwingt, oder sie werden sich an 
unangemessenen Kämpfen betei¬ 
ligen. Schaut euch unseren Nach¬ 


barn Iran an. In den 1970ger Jah¬ 
ren erlebten die iranischen Frauen 
nicht die heutigen Einschränkun¬ 
gen. Die heutige iranische Gene¬ 
ration kennt nicht einmal andere 
Optionen oder ist sich darüber 
bewusst, dass man diese Optio¬ 
nen auch in Frage stellen kann. 
Sie wurden in eine Situation liin- 
eingeboren, die ilinen als normal 
erscheint. 

Entschuldigung, das Thema war 
ja die Zukunft der kurdischen 
Mädchen. Lasst mich eines klar¬ 
stellen: Sie, die kurdischen Frau¬ 
en, haben unvorstellbar unter 
dem „Staat“ und unter ihren kur¬ 
dischen Landsleuten gelitten... Sie 
wurden nicht zur Schule ge¬ 
schickt, sodass sie nur Kurdisch 
sprechen können, auch eine Mög¬ 
lichkeit, die Sprache zu schützen. 
Diese Taktik scheint aufgegangen 
zu sein, aber um welchen Preis? 
Viele haben ihr Leben vergeu¬ 
det... Es gab Fälle, in denen kur¬ 
dische Frauen nicht mit ihren 
Kindern sprechen konnten, weil 
die einzige Sprache, die sie 
beherrschten, verboten war. Sie 
wurden Opfer von Morden, Fol¬ 
ter, Diskriminierungen und 
erzwungenen Suiziden im Namen 
der Ehre... Ich möchte das nicht 
fortführen. Sie wurden als nie¬ 
drigste Form menschlichen 
Lebens behandelt, diese Unge¬ 
rechtigkeit kam von allen Seiten, 
oft auch von Seiten der Familie. 
Aber was ist heute? Die armen, 
unterdrückten kurdischen Frauen 
sehen ein helles Licht am Ende 
des Tunnels. 

Ihre Meinungsbildner, politi¬ 
schen Führungspersönlichkeiten, 
Administratoren und NGOs tun 
alles, um sie zu fördern. Seht euch 
um: In fast jeder Initiative, Kom¬ 
mission, politischen und sozialen 
Bewegung gibt es ein weibliches 
neben einem männlichen Mit¬ 
glied. 

Weise Männer und Frauen 
Ich wette, dass die „wise-men“- 
Kommisssion mehr kurdische 


weibliche Mitglieder haben wird 
als türkische, warum sie „Wise¬ 
nten“ [weise Männer] und nicht 
„weise Frauen“-Kommission 
genannt wird, ist ein anderes 
Diskussionsthema. 

Hier ein kurzer Blick auf den 
Bezirk Baglar in der südöstlichen 
Provinz Diyarbakir, wo der Bür¬ 
germeister eine Frau ist: Yüksel 
Baran. Nach einem Interview von 
Banu Tuna in der Tageszeitung 
Hürriyet weist der Bezirk die 
schlechtesten Zahlen in Bezug auf 
Wirtschaft, häusliche Gewalt, 
Migration, Anzahl der Kinder, 
Schulklassenstärke und Büche¬ 
reien (keine) auf. Trotz allem 
wurde Baglar von [dem Umfrag¬ 
einstitut] SONAR 2011 zur 
erfolgreichsten Stadtverwaltung 
gewählt. Es gibt hier ein Frauen¬ 
schutzhaus und zwei Frauenzen¬ 
tren. Es gibt Sprachkurse. Es gibt 
hier heute 12 Busfahrerinnen. Es 

f ibt einen Wochenmarkt, wo nur 
rauen arbeiten. Es gibt Zentren 
zur Bildungsunterstützung von 
Kindern und Jugendlichen. Sie 
bieten Hausaulgabenhilfe an und 
Vorbereitungskurse für die Auf¬ 
nahmeprüfungen an den höheren 
Schulen und Universitäten. Letz¬ 
tes Jahr bestanden 70 von 100 
Schülern diese Prüfungen. 

Versteht Ihr, was ich meine? 

Sie haben eine Identität. Sie 
haben Stolz. Sie haben eine 
Vision. Sagen Sie mir aus tiefsten 
Herzen: Besitzen wir davon heute 
irgendetwas? All unsere Identität, 
Visionen und unser Stolz sind in 
Stücke gerissen. Vielleicht schaf¬ 
fen wir es gemeinsam mit unseren 
kurdischen Schwestern, diese 
Stücke wieder zusammenzufügen. 
Noch einmal, zu diesem Zeit¬ 
punkt wünschte ich mir, ich wäre 
ein kurdisches Mädchen. Wäre 
ich es, würde ich meinen türki¬ 
schen Schwestern in jeder mir 
möglichen Weise helfen, ihre 
immer geringer werdende Stel¬ 
lung zu verbessern. 

(HDN, 30.3., ISKU) 


Massenflucht nach Kämpfen 
in Sheikh Maqsud 


ln dem kurdisch dominierten 
Aleppiner Stadtteil Sheikh Maq¬ 
sud kommt es seit dem 29. März 
zu Kämpfen zwischen der regulä¬ 
ren syrischen Armee und den 
oppositionellen Brigaden der 
Freien Syrischen Armee (FSA). 
Dutzende Zivilisten sind bei den 
Kämpfen getötet worden. Berich¬ 
ten zufolge flüchten hunderte 
Familien des Viertels vor den 
Kämpfen ins sichere Westkurdi¬ 
stan. 

Laut Informationen der in West¬ 
kurdistan ansässigen Nachrichte¬ 
nagentur HAWARNEWS began¬ 
nen die Kämpfe in Cisre Ewarib, 


einem Teil Sheikh Maqsuds. 
Während den Kämpfen hat das 
Regime die östlichen und west¬ 
lichen Teile des Viertels seit Sonn¬ 
tag 2.00 Uhr (Ortszeit) unter 
Granatenbeschuss genommen. 
Nach dutzenden Toten, Verletz¬ 
ten und den härter werdenen 
Kämpfen suchen hunderte Fami¬ 
lien Richtung Efrin und Kobane, 
die nördlich von Aleppo liegen, 
Schutz vor dem Krieg. Familien 
benutzen ihre eigenen Fahrzeuge 
oder mieten sich einen Wagen 
für die Flucht; die Preise für die 
Autos steigen rasant, die Kapa¬ 
zitäten sind begrenzt. Informa¬ 


tionen nach kostet eine Fahrt 
von Aleppo nach Efrin 2.000 
syrische Pfund (ca. 20 Euro), 
eine Menge Geld in Zeiten des 
Bürgerkriegs. 

Kämpfer der FSA sollen Berich¬ 
ten nach im Viertel Esekeni al 
Shebabi, wodurch der Fluchtweg 
geht, einen Kontrollpunkt aufge¬ 
stellt haben und kurdische 
Jugendliche gefangen nehmen, 
unter dem Vorwand, sie seien 
“Soldaten der syrischen Armee”. 
Augenzeuge berichten, dass 
Jugendliche zwischen 18 und 20 
Jahren festgenommen werden. 

(DK/ANF, 31.3., ISKU) 


tet worden sind; 378 davon 
seien in Gefechten getötet wur¬ 
den. 

Seit den Aufständen in Syrien 
haben mehr als 62.544 Men¬ 
schen ihr Leben verloren. 

(DK/ANF, 2.4., ISKU) 


Vergeltungsaktion der 
YPG in Fialep 

Als Vergeltung auf das Bombar¬ 
dement der Assad-Kräfte auf 
kurdische Wohnsiedlungen, 
haben die Volksverteidgungsein- 
heiten YPG Vergeltungsangriffe 
durchgeführt, bei denen 10 Sol¬ 
daten ums Leben kamen. Auf¬ 
grund des Angriffs der syrischen 
Armee auf das überwiegend von 
Kurdinnen bewohnte Viertel 
§eyh Maksud (§ex Meqsüd) in 
Halep (Aleppo), haben bisher 24 
Zivilistinnen ihr Leben verloren. 
Über 100 Zivilistinnen sind ver¬ 
letzt worden. Die seit dem 29. 
März andauernden Bombardie¬ 
rungen der syrischen Armee 
wurden von der YPG mit Ver¬ 
geltungsaktionen beantwortet. 
Einer Erklärung der YPG 
zufolge sind alleine bei einer 
Aktion zehn Soldaten getötet 
worden. 

Hunderttausende Menschen sol¬ 
len sich aufgrund der immer 
gewaltsameren Auseinanderset¬ 
zungen auf die Flucht begeben. 
Der YPG-Kommandant Sipan 
Hamo betont, dass die Angriffe 
des Baath-Regime ein Teil des 
geheimen Planes seien. „Der seit 
drei Monaten in die Praxis 
umgesetzte Plan dauert immer 
noch an. Das Regime hat schwe¬ 
re Verluste erlitten und über 
einen wichtigen Teil Haleps die 
Kontrolle verloren. Zurzeit ist 
mehr als die Hälfte Haleps in 
der Hand der Freien Syrischen 
Armee. Unter der Kontrolle des 
Staates sind einige große Gebie¬ 
te wie Süleymaniye und Xalidiye 
geblieben. Das Regime will diese 
großen Gebiete zu halten, 
indem er die Gefechte auf §ex 
Maksut und Esrefiye verlagert.“ 
(ANF, 3.4., ßKU) 
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Demirta§: Es geht um Selbstvertrauen, 
nicht um Vertrauen in die AKP 


Der Co-Vorsitzende der Partei 
für Frieden und Demokratie 
(BDP) Selahattin Demirtaj traf 
sich am Sonntag mit dem Mini¬ 
sterpräsidenten der Kurdischen 
Regionalregierung (KRG) Ner- 
chivan Barzani. Nach dem Tref¬ 
fen informierte er auf einer Pres¬ 
sekonferenz über den Besuch bei 
der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) in 
den Kandil-Bergen. Der BDP- 
Co-Vorsitzende und der BDP- 
Abgeordnete aus Istanbul Sirri 
Süreyya Onder hatten der KCK 
den an sie adressierten Brief des 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
überbracht. 

Demirtaj sagte, er habe den Ein¬ 
druck, dass „die KCK-Verant¬ 
wortlichen völlig hinter Herrn 
Öcalan und seinen Entschei¬ 
dungen stehen, sie äußerten aber 
ausdrücklich ihre Irritation über 
die Sprache der AKP-Regie- 
rung“. 

Er merkte weiter an, dass sich 
alle angesichts des gegenwärtig 
zerbrechlichen und kritischen 
Prozesses umsichtig verhalten 
und ihren Beitrag leisten sollten. 
Er fügte hinzu: „Die AKP- 
Regierung hat ihre Haltung in 
dieser Sache nicht wesentlich 
verändert. Das ist der Haupt- 

t rund für die Besorgnis der 
ICK-Verantwortlichen. ‘ 


Demirtaj sagte, die KCK-Verant¬ 
wortlichen hätten offen geäußert, 
dass es ihnen schwer lalle, eine 
Entscheidung über den Rückzug 
hinter die türkischen Grenzen zu 
treffen und dass dieses Problem 
erst dann beseitigt werden könne, 
wenn die AKP-Regierung verläss¬ 
liche Aussagen zur gegenwärtige 
Phase mache. 

Demirtaf wies auf die Wichtigkeit 
der Gründung einer Kommission 
der Weisen und anderer Komitees 
im Parlament hin und merkte an, 
dass wichtige Fragen durch 
Rechtsprechung und Verfassung 
abgesichert werden müssten. 
„Eine Unterstützung dieses Pro¬ 
zesses bedeutet nicht, sich auf die 
Seite der AKP oder der BDP zu 
stellen. Es bedeutet, sich hinter 
die Hoffnung des Volkes auf Frie¬ 
den, Demokratie und Geschwi- 
sterlichkeit zu stellen“, betonte er. 
ln Anspielung auf die Haltung 
der GHP (Republikanische 
Volkspartei) und der MHP (Par¬ 
tei der Nationalistischen Bewe¬ 
gung) zu den aktuellen Entwick¬ 
lungen sagte Demirta§: „Diejeni¬ 
gen, denen es an Selbstvertrauen 
mangelt, beurteilen die gegen¬ 
wärtige Phase nur in Bezug auf 
die AKP-Regierung und ihre 
Politik. Sie manövrieren die 
Angelegenheit in eine Sackgasse, 
weil sie nicht über die Diskussion 


um das Vertrauen in die AKP 
und ihre Unzuverlässigkeit hin¬ 
ausgehen. Es geht hier aber um 
Selbstvertrauen und das Vertrau¬ 
en in den eigenen Kampf, nicht 
um das Vertrauen in die AKP.“ 

Er merkte an, es wäre falsch, mit 
Sicherheit zu sagen, dass sich die 
Guerilla hinter die türkischen 
Grenzen zurück ziehen werde: 
„Alles, was ich in dieser Sache 
sagen kann, ist, dass Kandil zur 
Zeit einen Entscheidungsprozess 
durchläuft.“ ln den nächsten 
Tagen werde Kandil auf Öcalans 
Brief antworten; wenn die BDP- 
Delegation den Brief an den 
kurdischen Vorsitzenden erhal¬ 
ten habe, werde sie zuerst nach 
Ankara und danach nach Imrali 
gehen. 

Zu dem Treffen mit Nerchivan 
Barzani sagte Demirtaj, sie hät¬ 
ten Barzani einen Gegenbesuch 
abgestattet, nachdem dieser 
Ende März die BDP in der Tür¬ 
kei besucht habe. Während ihres 
Treffens in Hewler (Erbil) hät¬ 
ten sie über die Entwicklungen 
im Verhältnis zwischen türki¬ 
scher Regierung und der PKK 
(Arbeiterpartei Kurdistans) 
gesprochen. Er unterstrich, dass 
die kurdische Regionalregierung 
und alle hiesigen politischen 
Parteien die Gespräche unter¬ 
stützten. (AUF, 8.4., ISKU) 


Kämpfe zwischen Baath- Regime 
und YPG weiten sich aus 


Das Militär des Baath-Regimes 
setzt seine Angriffe auf den kur¬ 
dischen Stadtteil von Aleppo §ex 
Meqsüd (Sheikh Maqsoud) seit 
dem 29.März fort. Bei den 
Angriffen, die das Militär aus der 
Luft und durch Raketenbeschuss 
durchführt, sind bisher minde¬ 
stens 44 Zivilistinnen getötet 
und 135 weitere verletzt worden. 
Unterdessen hat eine Massen¬ 
flucht der kurdischen Bevölke¬ 
rung aus Aleppo eingesetzt. So 
sollen laut den Angaben der 
Volksräte Westkurdistans allein 
250.000 Menschen aus Aleppo 
in die westkurdische Stadt Afrin 
ausgewandert sein. In Aleppo 
lebten vor Ausbruch des Bürger¬ 
kriegs in Syrien rund 600.000 
Kurdinnen und Kurden, ln Afrin 
befürchten die Mitglieder der 
Volksräte bei ausbleibender 
Unterstützung binnen eines 
Monats eine humanitäre Kat¬ 


astrophe. Die Bevölkerungszahl 
von Afrin und Umland sei von 
600.000 auf mittlerweile rund 
1,5 Millionen angestiegen. 
Neben den kurdischen Flücht¬ 
lingen aus Aleppo erreichen 
Afrin auch große Flüchtlings¬ 
ströme aus anderen umkämpften 
Städten des Landes. Die Nach¬ 
richtenagentur Hawarnews 
berichtet davon, dass eine 
bewaffnete Gruppe mit dem 
Namen Gabhet al Nassera bereits 
am Dienstag zehn LKW mit 
Lebensmitteln und medizini¬ 
schen Hilfsgütern, die für Afrin 
bestimmt waren, an der Errei¬ 
chung ihres Zielortes hinderte. 

Auseinandersetzungen 

zwischen Kurdinnen 

und Assad-Truppen nehmen zu 

Neben den Luft- und Raketen¬ 
angriffen der Assad-Truppen auf 
§ex Meqsüd (Sheikh Maqsoud), 


ist es in Aleppo seit dem 29. 
März auch mehrfach zu direkten 
bewaffneten Auseinandersetzun- 

f en zwischen den kurdischen 
r olksverteidigungseinheiten 
(YPG) und den Soldaten des 
Regimes gekommen. Bei den 
Auseinandersetzungen hatten 
beide Seiten zahlreiche Tote zu 
verzeichnen. Die Angriffe auf 
den kurdischen Stadtteil begrün¬ 
deten die Regimekräfte damit, 
dass Kämpfer der Freien Syri¬ 
schen Armee (FSA) in §ex Meq¬ 
süd eingedrungen seien. Die 
Demokratische Gesellschaftsbe¬ 
wegung Westkurdistans (TEV- 
DEM) verurteilte daraufhin in 
einer schriftlichen Erklärung die 
Angriffe des Baath-Regime auf 
die Zivilbevölkerung in §ex 
Meqsüd und forderte zugleich 
die bewaffneten Gruppen der 
FSA dazu auf, den Stadtteil wie¬ 
der zu verlassen. 

-► 


Meldungen: 

Militärische Operationen 
dauern an 

Trotz des „Friedensprozesses“ 
dauern die militärische Operatio¬ 
nen an. Soldaten, militärische 
Fahrzeuge und weitere militäri¬ 
sche Ausrüstungen wurden in das 
Gebiet Elhi (Batman) transpor¬ 
tiert. 

Die türkische Luftwaffe bombar¬ 
diert mit Kampfflugzeugen mas¬ 
siv und ununterbrochen die 
Gebiete von Oremar. 

(DK/ANF, 10.4., ISKU) 

Kampf im kurdischen Stadtteil 
von Aleppo: 6 Soldaten getötet 
Laut einer Presseerklärung der 
YPG kam es am 7. April im 
Stadtteil §ex Meqsüd, am Ein¬ 
gang zwischen Al-Jazeera und 
Elewarid zu Auseinandersetzun¬ 
gen. Nach Angaben der YPG 
kamen drei Soldaten in Al-Jazee¬ 
ra und drei Soldaten in Elewarid 
ums Leben. Außerdem seien drei 
weitere Soldaten verwundet wor¬ 
den. Zwei Mitglieder der YPG 
sind durch Artilleriefeuer leicht 
verletzt worden. Bashar al-Assads 
Armee bombardiert die Nach¬ 
barschaft seit dem 29. März. 
Mehr als 100.000 Menschen 
flüchteten nach Afrin und Kob- 
ani. Bisher sind in §ex Meqsüd 
fast 40 Zivilistlnnenen aufgrund 
von Bombardierungen ums 
Leben gekommen. Kampfflug¬ 
zeuge haben am 6. April §ex 
Meqsüd zweimal bombardiert. 
Mindestens 15 Menschen star¬ 
ben bei dem Angriff, darunter 10 
Kinder, Dutzende wurden ver¬ 
wundet und in der Nachbar¬ 
schaft wurden schweren Sach¬ 
schäden verursacht. Am selben 
Tag wurden 9 Soldaten bei der 
Vergeltungsaktion der YPG getö¬ 
tet, weil Soldaten des Regimes ins 
Stadtviertel eindringen wollten. 
Die YPG erklärte, dass bei Ver¬ 
geltungsaktionen der YPG seit 
dem 1. April insgesamt 50 Solda¬ 
ten getötet worden sind. 

(ANF, 8.4., ISKU) 

„Kommission der Weisen“ 
ist unzureichend 

Mitglieder der „Kommission der 
Weisen“ haben bei dem ersten 
Treffen mit dem türkischen 
Ministerpräsidenten Erdogan, 
diesen stark kritisiert. Die Aussa¬ 
ge von Erdogan, „die Phase zur 
Beendigung des Terrors“, wurde 
von Zübeyde Teker kritisiert: 
„Wenn ihr dies als ,Terrorismus“ 
definiert, wird euch das kurdi¬ 
sche Volk niemals glauben.“ 

Am Abend des 5. April gab es das 
erste Treffen der Kommission 
mit dem türkischen Ministerprä¬ 
sidenten Erdogan und hochran¬ 
gigen Vertretern wie Bülent Ari£, 




Kurdische Studierende an der 
Diele Universität attackiert 


Die Spannungen auf dem Cam¬ 
pus der Dide Universität in 
Amed (Diyarbakir) halten weiter 
an. Am Montag hat eine Gruppe, 
unter anderem mit Anhängern 
der Hisbollah, die nicht an der 
Universität studieren, patrioti¬ 
sche und linke Studierende ange¬ 
griffen. 

Hunderte von Studierenden ver¬ 
sammelten sich am Dienstag im 
Campus-Bereich, um gegen die 
Attacke zu protestieren. Die Pro¬ 
test-Demonstration, an der auch 
Mitglieder der Egitim-Sen 
Gewerkschaft teilnahmen, wurde 
von der Polizei mit Tränengas 
angegriffen, als die Studierenden 
einen Marsch zur Kongresshalle 
starteten, um dort eine Presse- 
Konferenz abzuhalten. Die Poli¬ 
zei erklärte, sie würde es den 


Demonstrierenden nicht erlau¬ 
ben, eine Erklärung abzugeben 
oder im Campus-Bereich um¬ 
herzuziehen. Tränengas wurde 
untere anderem auch von Polizei- 
Hubschraubern auf die Demon¬ 
strierenden abgeworfen. 

Auch am Mittwoch gingen die 
Auseinandersetzungen auf dem 
Campus weiter. Es wurde gemel¬ 
det, dass bereits vier Personen 
während der Auseinandersetzun¬ 
gen verletzt worden sind. Einige 
wurden bereits von der Polizei, 
die sich nur noch mit gepanzer¬ 
ten Fahrzeugen auf dem Gelände 
bewegt, festgenommen. Es wird 
befürchtet, dass die Zahl der Ver¬ 
letzten und Festnahmen weiter 
steigen wird. 

Die Co-Vorsitzende des Kon¬ 
gresses für eine demokratische 


Gesellschaft (DTK) Aysel 
Tugluk und die Provinz-Co-Vor¬ 
sitzende der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP) Zübey- 
de Zümrüt, die ebenfalls auf 
dem Campus eingetroffen ist, 
um ihre Solidarität mit den Stu¬ 
dierenden zu zeigen, führten 
einige Gespräche mit den Poli¬ 
zeibeamten und den Studieren¬ 
den. 

ln einer Erklärung zu den Aus¬ 
einandersetzungen an der Uni¬ 
versität verurteilte der DTK die 
Angriffe als eine Provokation 
gegen den laufenden Prozess zur 
Lösung der kurdischen Frage. 
Der DTK rief alle fortschritt¬ 
lichen Gruppen dazu auf, dem 
Lösungsprozess gegenüber Fein¬ 
gefühl und Verantwortung zu 
zeigen. (ANF, 9./10.4., ISKU) 


BDP-Delegation zurück in Ankara 


Der Co-Vorsitzende der Partei 
für Frieden und Demokratie 
(BDP) Selahattin Demirtaj und 
Istanbuls Vertreter Sirn Süreyya 
Onder verließen Hewler am 
Montag, nachdem sie .am 5, 
April den zweiten Brief Öcalans 
an die Führungspersonen der 
Gemeinschaften der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) in 
Kandil übergeben haben. 

Nach der Zustellung des Briefes 
und einem Treffen mit den 
BDP-Mitgliedern, übergaben 
die KCK-Führungspersonen am 
Montag der BDP-Delegation 
ihr Antwortschreiben. 

Bevor sie Kandil verließen, sagte 
Demirta§ in einem kurzen State¬ 
ment, dass sie nichts über den 
Inhalt des Briefes, welcher - so 
merkte er an — ihnen in einem 
Umschlag übergeben wurde, 
wissen. Demirtaj sagte, sie wür¬ 
den die Übergabe des Briefes der 


KCK an Abdullah Öcalan durch 
die zuständigen Behörden 
ermöglichen. Er merkte an, dass 
eine BDP-Delegation den fünf¬ 
ten Besuch auf Imrali organisie¬ 
ren könnte, um die jüngsten 
Entwicklungen von Angesicht 
zu Angesicht zu diskutieren 
nachdem Öcalan den Brief 
erhalten hat. 

„Wir erwarten, dass Herr Öca¬ 
lan nach diesem Schriftverkehr 
eine Entscheidung treffen wird. 
Sollte er zufällig einen Ausruf 
tätigen, wird es klarer in der 
nächsten Phase. Ich glaube, die 
Diskussion, die wir in Kandil 
geführt haben, war seitens der 
KCK sehr erfolgreich.“ 

Der BDP-Co-Vorsitzende gab 
an, dass die KCK-Führungsper- 
sonen, die sie in Kandil trafen, 
einige Befürchtungen äußerten, 
welche - so fügte er hinzu - sie 
versuchten während des Treffens 


zu beseitigen, allerdings blieben 
ein paar andere ungemindert. 
Hinweisend darauf, dass die 
Regierung Befürchtungen aus 
Kandil mindern könne, sagte 
Demirtaj: „Um die Hindernisse 
vor dem Prozess zu beseitigen, 
sollte die Regierung im Bezug 
auf die Sprache des Friedens und 
der Lösung mutiger sein und 
nicht Zweifel an den zuverlässi¬ 
gen Schritten, die sie gehen soll¬ 
te, aufkommen lassen. Das ist, 
was wir in Kandil beobachtet 
haben.“ 

Bezüglich der Stimmung in 
Kandil, sagte Demirtas, „aus der 
Türkei heraus wird Kandil wie 
ein Zentrum des Krieges gese¬ 
hen. Jedoch sind alle, die wir 
dort getroffen haben, mehr 
denn je bereit für einen andau¬ 
ernden und würdevollen Frie¬ 
den.“ 

(ANF 9.4., ISKU) 


Kämpfe zwischen Baath- Regime und YPG... 


Fast zeitgleich zu den Ausein¬ 
andersetzungen in Sex Meqsüd 
wurden auch erstmals bewaffnete 
Zusammenstöße zwischen den 
Kräften der YPG und den Trup¬ 
pen des Regimes in der bislang 
ruhigen westkurdischen Stadt 
Qamijlo (Qamischli) vermeldet, 
während in allen anderen Städ¬ 
ten Westkurdistans das Militär 
des Baath-Regimes durch die 
Bevölkerung herausgedrängt 
worden ist, wurde aufgrund der 
strategischen Wichtigkeit der 
Stadt Qamijlo für alle Seiten 
eine Koexistenz Regimestruktu¬ 
ren und des syrischen Militärs 
mit den kurdischen Selbstver¬ 
waltungsstrukturen und den 
Kräften der YPG in der Stadt 
geduldet. Während bislang 
Qamislo vom Bürgerkrieg im 
Rest des Landes verschont blieb, 
werden seit Anfang April auch 


hier immer bewaffnete Ausein¬ 
andersetzungen gemeldet. 

Auch in der nordsyrischen Pro¬ 
vinz Heseke (al-Hasaka) wurden 
am 9. April bewaffnete Ausein¬ 
andersetzungen vermeldet. Dort 
hatten regimenahe bewaffnete 
Gruppen versucht einen Stütz¬ 
punkt der YPG anzugreifen. Bei 
den Gefechten wurden drei Mit¬ 
glieder der angreifenden Grup¬ 
pen getötet. 

Al-Nusra bereitet sich auf 
Angriff in Rimelan vor 
Laut Informationen des PYD 
Europavertreters Hassan Moha- 
med Ali bereitet sich die islamiti¬ 
sche Al-Nusra-Front auf einen 
Angriff auf das von der YPG kon¬ 
trollierte Gebiet im westkurdi¬ 
schen Rimelan (Rumelan)vor. 
Rimelan ist das erdölreichste 
Gebiet Westkurdistans und wird 


seit Anfang März von den Kräften 
der YPG kontrolliert. Auch beste¬ 
he ein erneuter Angriffsversuch 
der zur Al-Qaida gehörenden Al- 
Nusra-Front in Sere Kaniye (Ras 
al-Ain). In Sere Kaniye war es 
bereits in der Vergangenheit 
immer wieder zu starken bewaff¬ 
neten Auseinandersetzungen 
gekommen. Islamistische Grup¬ 
pen, die von der Türkei finanziell 
und militärisch ausgerüstet wur¬ 
den, versuchten immer wieder 
vergeblich die Stadt einzunehmen 
und griffen die Kräfte der YPG 
an. Euerbei nutzten sie die Türkei 
als Rückzugsgebiet für ihre 
Angriffe. Mitte Februar Unter¬ 
zeichnete die YPG und die FSA 
allerdings ein Friedensabkommen 
für Sere Kaniye. Seitdem wurden 
bislang keine bewaffneten Aus¬ 
einandersetzungen vermeldet. 

(CA, 11.4., ISKU) 


Bekir Bozdag und Bejir Atalay, 
dem Justizminister Sadullah 
Ergin, dem Innenminister Mu- 
ammer Güler, dem Kultur- und 
Tourismusminister Ömer (Jelik, 
dem stellvertretenden AKP-Vor¬ 
sitzenden Hüseyin (Jelik und 
Hakan Fidan vom türkischen 
Geheimdienst MIT. Das Treffen 
begann mit einer Rede Erdogans, 
in der er die Bedeutung der 
Kommission im gegenwärtigen 
Prozess erklärte. Immer wieder 
sprach er von einem Terro- 
rismus-Problem. Nach dem 
fünfstündigen Treffen brachten 
die Mitglieder der Kommission 
Celalettin Can, Sprecher der 
78er Initiative, der Vorsitzende 
der KESK Kami __ Özgen, der 
IHD-Vorsitzende Öztürk Türk- 
dogan und die Vorsitzende der 
TUHAD-ED Zübeyde Teker 
ihre Kritik zum Ausdruck. 

Can erklärte, dass die Kommis¬ 
sion eine unzureichende Vertre¬ 
tungsfunktion hätte. Die Anzahl 
der Frauen in der Kommission 
sei zu gering und auch die Alevit- 
Innenen seien nicht vertreten. 

(YÖP, 6.4., ISKU) 

850 Studierende hinter Gittern 

Die Initiative der Solidarität mit 
den inhaftierten Studierenden 
(TÖDI) hat darauf aufmerksam 
gemacht, dass sich zurzeit etwa 
850 Studentenlnnen in türki¬ 
schen Gefängnissen befinden. 
Außerdem kritisierten sie das 4. 
Justizreformpaket, welches zur¬ 
zeit im Parlament diskutiert 
wird, da es diese Problematik 
nicht lösen wird. 

Im Juni des Jahres 2012 hätte 
man einen Bericht über die 
Anzahl der inhaftierten Student¬ 
innen und die Menschenrechts¬ 
verletzungen gegen sie veröffent¬ 
licht. Kurze Zeit später wurde 
das 3. Justizreformpaket verab¬ 
schiedet, in das man damals viele 
Hoffnungen gesteckt hatte. 
Doch es gab keine Veränderun¬ 
gen in der Anzalil der Inhaftier¬ 
ten und den Rechtsverletzungen 
gegen sie. Auch das 4. Justizre¬ 
formpaket sei weit davon ent¬ 
fernt, die Situation der inhaftier¬ 
ten Studierenden zu verändern. 

(YÖP, 6.4., ISKU) 
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„Die kurdische Seite hat getan, was 
in ihrer Verantwortung stand“ 


Duran Kalkan, Mitglied des Exe¬ 
kutivrates der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistan KCK, 
erklärte im Interview mit dem 
kurdischen Fernsehsender Sterk 
TV die Haltung der kurdischen 
Guerillakräfte zu einem mög¬ 
lichen Rückzug. „In den letzten 
Tagen ist in den türkischen 
Medien die Rede davon, dass die 
Guerilla sich unbewaffnet 
zurückziehen werde, oder dass 
der Rückzug unserer bewaffne¬ 
ten Kräfte unter der Aufsicht des 
türkischen Militärs stattfinden 
werde. Diese Szenarien sind völ¬ 
lig aus der Luft gegriffen. Die 
Öffentlichkeit undvor allem die, 
die mit diesen Behauptungen 
um sich werfen, sollte wissen, 
dass die Guerillakräfte nicht 
wirklich gewillt sind, sich 
zurückzuziehen. Eher ist das 
Gegenteil der Fall“, so Kalkan. 
Im gleichen Interview ging Kal¬ 
kan auch auf die Rolle der im tür¬ 
kischen Parlament gegründeten 
„Lösungskommission“ und die 
Aufgaben der Kommission der 
Weisen ein. Im Folgenden geben 
wir die Aussagen Kalkans unter 
Aufführung von Zwischen¬ 
überschriften wieder. 

Die Guerilla befindet sich nicht 
in fertiger Rückzugsposition 

Die Guerillakräfte naben sich 
noch in keinster Weise auf einen 
Rückzug vorbereitet. Die 
enannten Szenarien eines ange- 
lichen Rückzugs entsprechen in 
keinster Weise der Wahrheit. Die 
Guerillakräfte sind alle auf ihren 
Positionen und halten ihre Waf¬ 
fenstillstandsposition ein. Nach 
dem Aufruf unseres Vorsitzenden 
Apo zum diesjährigen Newroz 


hat unser Exekutivratsvorsitz am 
23. März die Guerillakräfte zu 
einem Waffenstillstand aufgeru¬ 
fen. Seitdem befinden sich unse¬ 
re Kräfte in dieser Position. 
Keine unserer Einheiten wurde 
bisher zum Rückzug aufgefor¬ 
dert. Alle Einheiten verteidigen 
ihre Stellungen im Rahmen des 
Waffenstillstandes und verfolgen 
den gegenwärtigen Prozess. 
Unsere Guerillakräfte sind für 
jede Eventualität vorbereitet. 
Ohnehin ist es auch für die Füh¬ 
rungsebene unserer Bewegung 
nicht so einfach, die Guerilla¬ 
kräfte von einem Rückzug zu 
überzeugen. Denn diese Men¬ 
schen sind für gewisse Ziele auf 
die Berge gegangen und haben 
sich der Guerilla angeschlossen. 
Sie sind dort nicht aus Langewei¬ 
le. Und wenn sie keine genügen¬ 
de Sicherheit für die Erfüllung 
ihrer Ziele sehen, werden sie bis 
auf Weiteres auch nicht ihre Stel¬ 
lungen verlassen und sich zurück¬ 
ziehen. Sie fordern die Freilassung 
des Vorsitzenden Apo. Sie for¬ 
dern, dass der Lösungsprozess in 
der kurdischen Frage voranschrei¬ 
tet. Sie fordern die Anerkennung 
der kurdischen Identität, eine 
erechte und gleichberechtigte 
tellung der Kurden. Wenn sie 
nicht die Möglichkeit einer Erfül¬ 
lung dieser Forderungen sehen, 
wird es selbst für die Führungs¬ 
ebene unserer Bewegung kaum 
möglich sein, sie von einem 
Rückzug zu überzeugen. 

Zwei Bedingungen 
für einen Rückzug 
Damit ein Rückzug durchge¬ 
führt werden kann, müssen kon¬ 
krete Schritte eingeleitet werden, 


oder der Vorsitzende muss eine 
Möglichkeit zur Initiative erhal¬ 
ten, um die Guerillakräfte zu 
überzeugen. Ansonsten glaube 
ich kaum, dass es andere Mög¬ 
lichkeit für einen Rückzug gibt. 
Und niemand sollte sich da 
großartig andere Hoffnungen 
machen. Es wird ein Irrglauben 
verbreitet, als werde die Guerilla 
sich mit großem Vergnügen 
zurückziehen wollen. IJas hat 
mit der Wahrheit nichts zu tun, 
und wenn eines Tages das genaue 
Gegenteil ihre Behauptungen 
eintritt, wird die Öffentlichkeit 
Zeuge ihrer Lügen. Das Verbrei¬ 
ten von Unwahrheiten wie dieser 
hat unserer Ansicht nach wenig 
mit den ethischen Grundsätzen 
journalistischer Arbeit gemein. 

Grund für die Krise sind die 
ungenügenden Schritte der 
Regierung 

Das Fortschreiten des gegenwär¬ 
tigen Prozesses ist an gewisse 
Bedingungen geknüpft. Beide 
Seiten naben hierfür ihre Verant¬ 
wortungen zu tragen. Nur so 
kann dieser Prozess in einem 
Lösungsprojekt münden. Und 
hierfür müssen verschiedene 
Etappen in Angriff genommen 
werden. In der ersten Etappe 
sollten die Bedingungen für den 
Rückzug der bewaffneten Kräfte 

f eschaffen werden. Und auch 
ierfür müssen bestimmte 
Schritte getan werden. Der 
Aktionsplan unseres Vorsitzen¬ 
den, der uns erreicht hat, bein¬ 
haltet diese Schritte. Wir haben 
auf dieser Basis die Lage disku¬ 
tiert und analysiert und haben 
als Organisation unseren 
Beschluss gefasst. Wir haben 


Öcalan: Die Jugend soll sich nicht 
auf Provokationen einlassen 


Abdullah Öcalan hat die Jugend, 
bezugnehmend auf die Aus¬ 
schreitungen an der Diele Uni¬ 
versität in Amed (Diyarbakir), 
dazu aufgerufen, sich dem jetzi¬ 
gen Prozess gegenüber besonders 
sensibel zu zeigen und sich nicht 
auf Provokationen einzulassen. 
Die BDP-Abgeordneten Pervin 
Buldan und Strri Sürreya Önder 
haben am Sonntag Abdullah 
Öcalan auf Imralt besucht. Per¬ 
vin Buldan hat noch am glei¬ 
chen Tag bei Nuce TV über den 
Besuch auf Imralt gesprochen. 


„In Bezug auf die Ausschreitun¬ 
gen an der Diele Universität 
sollte niemand in dieser Phase 
auf die Provokationen eingehen, 
besonders die Jugendlichen sol¬ 
len dabei sehr aufmerksam sein, 
so Öcalan. Denn diese Ausein¬ 
andersetzungen würden dem 
Prozess schaden. Deswegen sagte 
er, dass die Jugendlichen als 
auch alle in der Türkei lebenden 
Völker in dieser Phase wachsam 
sein und sich nicht auf Provoka¬ 
tionen einlassen sollen“, so Bul¬ 
dan. 


Des Weiteren erklärte Buldan, 
dass Abdullah Öcalan die 
Diskussionen zum aktuellen 
Prozess intensiv verfolge und bis 
jetzt sehr zufriedenen damit.sei. 
Buldan richtete im Namen Öca- 
lans Grüße an die Frauen und 
Jugendlichen sowie an die Mit¬ 
arbeiterinnen von Nu^e TV, 
Sterk TV, Ronahi Tv und 
Newroz TV aus und fügte 
hinzu, dass der Gesundheitszu¬ 
stand und die Moral von Herrn 
Öcalan gut seien. 

(ANF, 15.4., ISKU) 


Meldungen: 

Sinn Ebadi: Öcalan muss freige¬ 
lassen werden 

Die iranische Menschenrechtle¬ 
rin und Friedensnobelpreisträ¬ 
gerin §irin Ebadi hat erklärt, das 
für einen positiven Verlauf des 
Friedensprozesses zwischen dem 
türkischen Staat und der PKK 
die kurdische Führungspersön¬ 
lichkeit Abdullah Öcalan freige¬ 
lassen werden müsse. 

Auf einer Konferenz in Stock¬ 
holm teilte Ebadi ihre Ansichten 
über den aktuellen Friedenspro¬ 
zess in der Türkei der Nachrich¬ 
tenagentur ANF mit. Die positi¬ 
ve Antwort des türkischen Mini¬ 
sterpräsidenten Erdogan auf den 
Friedensaufruf des inhaftieren 
Vorsitzenden der PKK, Abdullah 
Öcalan, hätte sie sehr glücklich 
gemacht und sei ein erster Schritt 
für eine friedliche Lösung des 
Problems. Sie äußerte Hoffnung, 
dass das kurdische Volk seine 
Rechte bald bekommen würde. 
Die Friedensnobelpreisträgerin 
betonte, dass für einen schnelle¬ 
ren und gesunderen Verlauf des 
Prozesses Öcalan freigelassen 
werden müsste. 

(ANF, 17.4., ISKU) 

Türkisches Militär startet 
Operation in Dersim 

Das Pressezentrum der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG (BIM) 
verlautbarte, dass das türkische 
Militär am 14. April in Dersim 
eine militärische Öperation auf¬ 
genommen hat. Zugleich hieß es 
in der Erklärung, dass seit dem 
14. April eine Vielzahl von Sol¬ 
daten sowie Waffen und Muni¬ 
tion zum Militärstützpunkt in 
Oremar bei Gever (Yüksekova) 
verlagert worden sind. Bereits am 
13. April wurden von Oremar 
aus Gebiete in Südkurdistan, die 
von der Guerilla geschützt wer¬ 
den, Raketenangriffen ausgesetzt. 

(ANF, 15.4., ISKU) 

Westkurdistan/Syrien: Dorf 
nahe der Stadt Tirbesipl bom¬ 
bardiert: 16 Tote 
Kampfflugzeuge des Baath-Regi- 
mes haben das 30 km von Tirpe- 
sipi entferntes Dorf Hedad 
bombardiert. Unter den 16 getö¬ 
teten Dorfbewohnerinnen befin¬ 
den sich auch vier Kinder; fünf 
weitere wurden verletzt. 

Hedad ist ein kleiner Ort mit ca. 
50 Häusern, der fast ausschließ¬ 
lich von Kurdinnen bewohnt 
wird. (ANF, 14.4., ISKU) 

Verfassungsschutz 
diffamiert YEK-KOM 

Der Vorsitzende der Föderation 
kurdischer Vereine in Deutsch¬ 
land YEK-KOM, Yüksel Koc, 
erklärte gegenüber der Nachrich- 





122 Gefangene an der Schwelle zum Tod 


Der Menschenrechtsverein IHD 
in Diyarbakir (Amed) infor¬ 
mierte am Freitag auf einer Pres¬ 
sekonferenz über die Situation 
der kranken Gefangenen in tür¬ 
kischen Gefängnissen. 

Vor dem E-Typ-Gefängnis von 
Diyarbakir erinnerte der hiesige 
Vorsitzende Raci Billici daran, 
dass nach dem aktuellsten IHD- 
Bericht in türkischen Gefängnis¬ 
sen zur Zeit 411 kranke Gefan¬ 
genen inhaftiert seien. 122 von 
ihnen befänden sich an der 
Schwelle zum Tod, 108 benötig¬ 
ten dringend medizinische 
Behandlung außerhalb des 


Gefängnisses, 115 werde die 
notwendige Behandlung von der 
Gefängnisverwaltung verweigert 
und 68 seien mehrfach erkrankt. 
Der IHD berichtete im April 
2012, dass in den letzten 10 Jah¬ 
ren über 900 Gefangene in der 
Haft gestorben sind. Zuletzt 
waren am 8. Februar der KCK- 
Gefangene Yücel §ehabettin an 
Lungenkrebs, und am 31. März 
Haci Nasir an Kehlkopfkrebs 
verstorben. 

Billici kritisierte, dass Justizmi¬ 
nisterium und die Regierung die 
Situation der kranken Gefange¬ 
nen ignorierten und den Forde¬ 


rungen der Gefangenen kein 
Gehör schenkten. Er rief das 
Justizministerium und die ande¬ 
ren zuständigen Behörden dazu 
auf, die dringend notwendige 
Freilassung kranker Gefangener 
zu ermöglichen und andere 
Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Tod weiterer Gefangener zu 
verhindern. Billici rief auch die 
Öffentlichkeit und Institutio¬ 
nen, Intellektuelle, Schriftstel¬ 
lerinnen und Wissenschaftlerln- 
nen dazu auf, ihre Stimme gegen 
diesen Angriff auf die Mensch¬ 
lichkeit zu erheben. 

(ANF/DhG, 12.4., ISKU) 


Wurden in §ex Meqsüd 
chemische Waffen eingesetzt? 


Der kurdische Stadtteil von 
Halep (Aleppo) §ex Meqsüd 
(Sheikh Maqsoud) wurde in den 
frühen Morgenstunden des ver¬ 
gangenen Samstag durch das 
syrische Militär aus der Luft 
angegriffen. Bei den Luftangrif¬ 
fen verloren zwei Kinder und 
eine Frau ihr Leben, 15 weitere 
Menschen wurden vergiftet. Es 
besteht der Verdacht, dass bei 
den Luftangriffen auch chemi¬ 
sche Waffen zum Einsatz 
gekommen sein könnten. 


Die Luftangriffe ereigneten sich 
gegen 3 Uhr in der Nacht. Auf¬ 
nahmen der Nachrichtenagentur 
Firat (ANF) zeigen Bilder der ver¬ 
gifteten Personen, auf denen diese 
anhaltend zittern, sich in einem 
halb bewusstlosen Zustand befin¬ 
den und eine weiße Flüssigkeit 
aus ihrem Mund und ihrer Nase 
fließt. Die Ärzte gehen davon aus, 
dass bei den Luftangriffen Cyani¬ 
de verwendet wurden. Augenzeu¬ 
gen berichten, dass bei den Luft¬ 
angriffen Bomben abgeworfen 


wurden, welche die Form von 
Konservendosen hatten. 

Seit dem 29.März versuchen die 
Regimekräfte in die kurdischen 
Stadtteile von Halep einzudrin¬ 
gen. Allein bei den Angriffen auf 
den Stadtteil §ex Meqsüd sind 
seitdem rund 50 Zivilistinnen 
getötet und etwa 150 verletzt 
worden. Hunderttausende Men¬ 
schen haben sich bereits auf die 
Flucht aus §ex Meqsüd in Rich¬ 
tung Westkurdistan gemacht. 

(ANF, 13.4., ISKU) 


t,Die kurdische Seite hat getan, was...“ 


zum Ausdruck gebracht, dass wir 
mit unserem Vorsitzenden 
gleicher Meinung sind und mit 
ihm gemeinsam diesen Weg 
beschreiten werden. Auf Gruncf- 
lage dessen hat unser Vorsitzen¬ 
der Apo zu Newroz seinen histo¬ 
rischen Aufruf getätigt und unse¬ 
re Bewegung hat zwei Tage dar¬ 
auf mit der Verkündung des 
Waffenstillstands reagiert. Wir 
als kurdische Seite haben also in 
dieser Etappe das getan, was in 
unserer Verantwortung stand. Im 
Gegenzug sollten der Staat und 
die Regierung die Bedingungen 
für einen Rückzug schallen, sie 
wollten den rechtlichen und 
politischen Rahmen dafür 
erschaffen. Aber an dieser Stelle 
wird nicht genügend getan und 
daraus resultiert die Krise. Das 
Problem liegt also nicht bei uns, 
sondern bei der Regierung. Das 
Parlament scheint beispielsweise 
nicht gewillt, eine Entscheidung 
zu fällen. Es geschehen keine 
Fortschritte. Es soll jetzt eine 
Kommission für den Rückzug 
im Parlament gebildet werden. 
Aber diese Kommission ers¬ 
cheint uns sehr unzureichend. 

Öcalan muss direkt die 
Guerilla ansprechen können 
Eine Bedingung für den Rück¬ 
zug ist, dass unser Vorsitzender 
direkt die Guerillakräfte anspre¬ 
chen können muss. Hierfür 
muss ein Kommunikationsweg 
ermöglicht werden. Alle denken, 
dass sich die Guerilla mit Freude 


zurückziehen will. Das ent¬ 
spricht nicht der Wahrheit. Zur¬ 
zeit ist eher das Gegenteil der 
Fall. Die Guerillakräfte aus Süd¬ 
kurdistan wollen auch in den 
Norden Kurdistans. Es ist mehr 
als unwahrscheinlich, dass selbst 
die Führung unserer Bewegung, 
vorausgesetzt sie wollte es, die 
Guerillakräfte von einem Rück¬ 
zug unter den gegebenen 
Umständen überzeugen kann. 
Wenn wir wollen, dass dieser 
Prozess erfolgreich weitergeführt 
werden kann und die Guerilla¬ 
kräfte sich im Rahmen dieses 
Prozesses zurückziehen sollen, so 
muss die Politik der Türkei sich 
dem Konflikt wirklich anneh¬ 
men, eine Garantie für die politi¬ 
sche Lösung dieser Frage und für 
die Demokratisierung der Türkei 
geben und den direkten Kom¬ 
munikationsweg unseres Vorsit¬ 
zenden zur Guerilla eröffnen. 

Funktion der Kommission der 
Weisen bisher unzureichend 

Über die Kommission der Wei¬ 
sen denken wir, dass die Anzahl 
und die Qualität der Mitglieder 
zureichend sind. Sie scheinen 
ihre Aufgabe auch ernst zu neh¬ 
men. Deswegen lehnen wir sie 
auch nicht ab und geringschät¬ 
zen sie auch nicht. Aber wenn 
wir gefragt werden, ob die Kom¬ 
mission unserer Meinung nach 
in dieser Form hätte arbeiten sol¬ 
len, würden wir dies verneinen. 
Ihre Zielsetzung hätte anders 
sein müssen, so bleibt es sehr ein¬ 


dimensional. Ihre Aufgaben wer¬ 
den sehr schwammig gehalten. 
Es wird ihnen gesagt, sie sollen in 
ihre Regionen gehen, dort Infor¬ 
mationen sammeln und Berichte 
verfassen. Das sollte unserer 
Meinung nach nicht das Ziel 
solch einer Kommission sein. So 
wie die Politik den politischen 
Prozess mit Beschlüssen und 
Gesetzen lenken sollte, so hätte 
die Kommission der Weisen im 
Namen der Gesellschaft eine 
ähnliche Verantwortung für die¬ 
sen Prozess übernehmen sollen. 
Sie hätten das Herz und das 
Gewissen der Gesellschaft sein 
müssen. Sie hätten diejenigen 
Teile der Gesellschaft in diesem 
Prozess mitnehmen müssen, die 
kein Vertrauen mehr gegenüber 
der Politik haben. Durch ihre 
Unabhängigkeit hätte sie ein 
Vertrauen in der Gesellschaft für 
diesen Prozess erzeugen können. 
Deswegen glauben wir, dass die 
Arbeit der Kommission in ihrer 
jetzigen Form unzureichend 
bleibt. Es ist zunächst einmal 
wichtig und als positiv zu bewer¬ 
ten, dass der Beschluss zur Grün¬ 
dung solch einer Kommission 
gefallen ist. Aber sowohl ihre 
Zusammensetzung als auch ihre 
Funktion müssen erneut zur 
Diskussion gestellt werden kön¬ 
nen, damit sie ihrer Rolle gerecht 
werden kann. Nur eine Kommis¬ 
sion, die zum Gewissen der 
Gesellschaft wird, kann diesen 
Prozess führen. 

(ANF, 13.04.2013) 


tenagentur ANF, dass die legiti¬ 
me Arbeit der YEK-KOM durch 
den Verfassungsschutz als illegal 
dargestellt werde. 

Die Föderation, welche 65 Verei¬ 
ne umfasst, hatte am 13-/14. 
April seinen 19. Kongress in der 
Stadt Hagen abgehalten. Hun¬ 
derte Delegierte diskutierten 
über die Arbeiten der Organisa¬ 
tion, die Situation der Kurden in 
Deutschland, die Politik 
Deutschlands gegenüber den 
kurdischen Vereinen und über 
den aktuellen Friedensprozess. 
Koc erklärte, dass die Arbeiten 
der kurdischen Vereine unter 
Beobachtung des Verfassungs¬ 
schutzes stehen würden. „Alle 
unsere politischen und kulturel¬ 
len Arbeiten werden als illegal 
dargestellt und unsere Führungs¬ 
mitglieder als Schuldige, wir 
haben, um dies zu stoppen, vor 
einiger Zeit mit einer Gruppe 
von Anwälten Klage gegen diese 
Praxis des Verfassungsschutzes 
eingereicht. (...) Alle unsere 
Arbeiten laufen im Rahmen der 
Gesetze“, so Koc. 

Koc unterstrich, dass auch die 
Unterschriftenkampagne für die 
Anerkennung der kurdischen 
Identität im Jahr 2012, welche 
von 250 Organisationen unter¬ 
stützt wurde, von Seiten des Ver¬ 
fassungsschutzes als Vergehen 
angesehen wurde; YEK-KOM 
söffe den Befehl dafür von der 
PKK erhalten haben. 

(ANF, 14.4., ISKU) 

Anfrage zum PKK-Verbot 

Die Bundestagsabgordnete der 
Partei Die Linke, Ulla Jelpke, hat 
auf ihrer Webseite die Antwort 
der Bundesregierung auf ihre 
Kleine Anfrage "Maßnahmen 
gegen die Betätigung der Arbei¬ 
terpartei Kurdistan veröffent¬ 
licht. Im Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung erneuerte 
Jelpke die Forderung nach Auf¬ 
hebung des PKK-Verbots, insbe¬ 
sondere im Zusammenhang mit 
den aktuellen Entwicklungen in 
der Türkei. 

Anfrage und Antwort sind auf 
www.idla-jelpke.de einzusehen. 
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Kurdische Frauen beschließen Aktions¬ 
plan zur Unterstützung des Friedens¬ 
und Demokratisierungsprozess 


Die kurdische Frauenbewegung 
diskutiert intensiv über ihre Rolle 
und Aufgaben im Rahmen des 
Dialogs, der zwischen der türki¬ 
schen AKP-Regierung und dem 
inhaftierten kurdischen Reprä¬ 
sentanten, Abdullah Öcalan, im 
November 2012 begonnen hatte. 
(...) Anfang April wurden eine 
Kommission zur „Bewertung des 
Lösungsprozesses“ im türkischen 
Parlament sowie ein „Rat von 
Weisen“ zur Einbeziehung und 
Anhörung verschiedener Gesell¬ 
schaftskreise in den Friedens- und 
Demokratisierungsprozess ge¬ 
gründet. Die Frauenbewegung 
DÖKFI sowie progressive Kräfte 
in der Türkei kritisierten die 
Zusammensetzung des „Rates der 
Weisen“, in dem Frauen sowie 
AKP-kritische unabhängige Per¬ 
sönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens stark unterrepräsentiert 
sind. Demgegenüber ist die kur¬ 
dische Frauenbewegung ent¬ 
schlossen, in dieser Phase eigene 
Initiativen für die Verwirkli¬ 
chung demokratischer Rechte, 
für das Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen und allen Bevölke¬ 
rungsgruppen voranzutreiben. 
Aur dem 2. Treffen kurdischer 
Frauen des „Kongresses für eine 
demokratische Gesellschaft“ 
(DTK) am 14. April 2013 wurde 
beschlossen, einen „Rat weiser 
Frauen“ für den eingeleiteten 
„Lösungs- und Verhandlungspro¬ 
zess“ zu gründen. Außerdem sol¬ 
len Frauen bei der Erstellung 
einer neuen Verfassung in der 
Türkei maßgeblich mitwirken. 

In der Abschlusserklärung des 
Treffens heißt es: „Im Gebiet Kur¬ 
distan wird die Geschichte der 
Befreiung neu geschrieben. Als 
kurdische Frauen sind wir Zeu¬ 
ginnen eines Neubeginns. Das 
kurdische Volk kämpft seit 40 
Jahren und musste in diesem 
Kampf einen hohen Preis zahlen. 
Beim Aufbau einer demokrati¬ 
schen Moderne als Gegenpol zur 
bestehenden kapitalistischen 
Moderne nimmt es eine Füh¬ 
rungsrolle ein. Gleichzeitig keimt 
durch die kurdischen Frauen im 
Mittleren Osten die Aussicht auf 
ein Jahrhundert der Frauen. 
Ebenso wie die kurdische Frage 
eine internationale Angelegenheit 
ist, kann sie nicht unabhängig 
von den politischen Entwicklun¬ 
gen in Vergangenheit und Gegen¬ 
wart im Mittleren Osten betrach¬ 
tet werden. Beginnend mit den 
Volksaufständen in Tunesien bis 


zur Revolution in Syrien-Süd¬ 
westkurdistan, die Ergebnis eines 
40-jährigen Kampfes ist, ist in 
Nordkurdistan zuletzt durch den 
von 10.000 Gefangenen geleiste¬ 
ten Widerstand im Hungerstreik 
und vor allem durch das Epos, 
welches seit 14 Jahren auf Imrali 
geschrieben wird, eine Phase der 
demokratischen Befreiung und 
eines freien Lebens eingeleitet 
worden. Diese neue Zeit, in der 
Ideen, Ideologie und demokrati¬ 
sche Politik im Vordergrund ste¬ 
hen, bedeutet, wie auch der kur¬ 
dische Volksvertreter Herr Abdul¬ 
lah Öcalan in seiner Botschaft an 
die Newrozfeier in Amed erklärt 
hat, „nicht das Ende, sondern 
einen Neube gin n“. 

Das zweite Treffen kurdischer 
Frauen des DTK hat auf Aufruf 
der Demokratischen Freien Frau¬ 
enbewegung und des Frauenrats 
des Kongresses für eine demokra¬ 
tische Gesellschaft mit der Ziel¬ 
setzung stattgefunden, die neuen 
Entwicklungen aus Frauensicht 
zu diskutieren und aktiv daran 
mitzuwirken. Teilgenommen 
haben 64 Frauen von 34 Einrich¬ 
tungen, die ihre Meinung und 
ihre Vorschläge eingebracht 
haben. 

Unsere Versammlung begann mit 
einer Gedenkminute für die revo¬ 
lutionären Gefallenen. Zugleich 
wurden ein weiteres Mal die 
Morde in Paris [am 9. Januar 
2013], die am 14. April 2009 
begonnenen KCK-Operationen, 
der Enfal-Genozid [gegen Kurd¬ 
innen durch das Saddam-Regi¬ 
me] und das Massaker in Robo- 
ski [durch die türkische Armee] 
verurteilt, wobei darauf hinge¬ 
wiesen wurde, dass die Geschich¬ 
te der Frauen noch nicht 
geschrieben sei. Nach einer Ein¬ 
leitung unserer Co-Vorsitzenden 
Aysel Tugluk begann die Diskus¬ 
sion zum Thema „Die Rolle von 
Frauen in Verhandlungsprozessen 
und Beteiligung von Trauen bei 
der Ausarbeitung einer demokra¬ 
tischen Verfassung“. 

Gründung eines „Rates weiser 
Frauen“ als Alternative 
Auf der Versammlung bildete sich 
zunächst ein Konsens darüber, 
dass der von Herrn Abdullah 
Öcalan eingeleitete Prozess, bei 
dem wir noch ganz am Anfang 
stehen, nicht unter gleichberech¬ 
tigten Bedingungen stattfindet. 
In der Diskussion wurde hervor¬ 
gehoben, dass die AKP nach eige¬ 


nem Gutdünken einen Lösungs¬ 
und Verhandlungsprozess voran¬ 
treiben will und Trauen aktiv in 
die Entwicklungen eingreifen 
sollten. Wie die AKP an diesen 
Prozess herangeht, wird aus Frau¬ 
ensicht an der mangelnden Ver¬ 
tretung von Frauen in der Kom¬ 
mission weiser Menschen deut¬ 
lich, [die die Zivilgesellschaft in 
den Friedensprozess einbeziehen 
soll]. Desweiteren verdeutlichen 
die andauernden Militäroperatio¬ 
nen, der Bau neuer Gefängnisse 
und Militärposten, neu eingestell¬ 
te Dorfschützerinnen, die stei¬ 
gende Anzahl von Frauenmorden 
und die Deckung der Mörder, die 
Umweltzerstörung, die Vertu¬ 
schung von Massakern wie in 
Roboski oder dem Mord an Cey- 
lan Önkol, bei denen die Täter 
längst bekannt sind, die Haltung 
der AKP. 

Die Teilnehmerinnen des Treffens 
betonten, dass wir Frauen das 
größte Leid im Krieg erfahren 
haben und folglich auch Garantie 
für einen würdevollen Frieden 
sind. Deshalb ist es für uns 
grundlegendes Prinzip, dass Frau¬ 
en an der Erstellung einer neuen 
Verfassung beteiligt werden, dass 
eine gleichberechtigte Vertretung 
gewährleistet wird und dass eine 
Frauenpolitik, die gegen eine 
geschlechterdiskriminierende, 
militaristische und sexistische 
Politik kämpft, gesetzlich gesi¬ 
chert wird. Weiterhin ist es ange¬ 
sichts des Entwicklungsstandes, 
an dem wir uns befinden, zwin¬ 
gend notwendig, dass kulturelle 
Fdentitäten anerkannt, das Recht 
auf Muttersprache gesetzlich fest¬ 
gelegt und die Kommunalverwal¬ 
tungen gestärkt werden. Auf 
unserer Versammlung wurde die 
Entschlossenheit zum Ausdruck 
gebracht, den gegenwärtigen Ent¬ 
wicklungsprozess als kurdische 
Frauen parteilich zu lenken, vor¬ 
anzutreiben und zu kontrollieren. 
Durch den Kriegund die Vertrei¬ 
bung aus den Dörfern wurden 
zahllose Menschen in eine Notla¬ 
ge gebracht; Produzierende wur¬ 
den zu Konsumentinnen ge¬ 
macht. Auf unserer Versammlung 
wurde festgehalten, dass die Ver¬ 
antwortung für die Aufhebung 
dieser Notlage der betroffenen 
Bürgerinnen beim Staat liegt, 
während die Initiative für die Lei¬ 
tung des Prozesses bei den Frauen 
sein muss. Weiterhin wurde 
diskutiert und beschlossen, dass 
Frauen bei einem möglichen 
---► 


Meldungen: 

YPG: Die Kurdinnen sollen in 
den Krieg gezogen werden 
Die Volksverteidigungseinheiten 
Westkurdistans (YPG) haben zu 
den gestrigen Bombardierungen 
der syrischen Regimekräfte auf 
die IJörfer Ziyaret und Mezin 
nahe Efrin und den andauern¬ 
den Angriffen auf die Stadt 
Halep eine schriftliche Erklä¬ 
rung veröffentlicht. „Das Regi¬ 
me will die Kurdinnen in den 
schmutzigen Krieg hineinzie¬ 
hen“, heißt es dort unter ande¬ 
rem. Durch die Bombardierung 
der Dörfer sei ein neunjähriges 
Kind getötet und Dutzende 
Menschen verletzt worden. Die 
Bewohner der Dörfer sind in die 
Zentren von Kimar, Berad, 
Kürzel und Efrin geflüchtet. Die 
Bombardierung der Dörfer Ziy¬ 
aret und Mezin sei als ein Fort¬ 
gang der Angriffe auf die kurdi¬ 
sche Viertel §ex Meqsüd und 
Efrefiye zu sehen. „Die Angriffe 
auf die Dörfer zeigen das 
Gesicht des Regimes. Das Regi¬ 
me versucht seit drei Monaten, 
Unordnung in die kurdischen 
Gebiete zu bringen, sie versu¬ 
chen, die Kurdinnen in den 
schmutzigen Krieg hineinzuzie¬ 
hen“, heißt es in der Erklärung. 

(YÖP, 24.4., ISKÜ) 

PAJK ruft zur Solidarität mit 
den Hungerstreikenden in 
Tekirdag auf 

Die Partei der freien Frauen 
Kurdistans (PAJK) hat dazu auf¬ 
gerufen, sich mit den 21 Häft¬ 
lingen, die sich seit über 30 
Tagen gegen die unmensch¬ 
lichen Haftbedingungen im 
Gefängnis von Tekirdag im 
Hungerstreik befinden, zu soli¬ 
darisieren. 

Der unbefristete Hungerstreik 
im F-Typ-Gefängnis von Tekir¬ 
dag, der nun schon seit 30 
Tagen andauert, nimmt Züge 
vom großen 12. September 
Hungerstreik an. 

Der Hungerstreik wird von 19 
Mitgliedern der PKK und zwei 
Mitgliedern der Devrimci-Karar- 
gah (Revolutionäres Haupt¬ 
quartier) durchgefuhrt. 

Laut Berichten der Angehörigen 
des Hungerstreikenden Ferdi 
Celik, der im wöchentlichen 
Telefonkontakt mit seiner Fami¬ 
lie steht, verschlechtert sich der 
Gesundheitszustand der Hun¬ 
gerstreikenden von Tag zu Tag. 
Fn der Erklärung der PAJK wird 
auf die provokativen militäri¬ 
schen Operationen, die Aufrü¬ 
stung der Dorfschützer und die 
Unterdrückung in den Gefäng¬ 
nissen, trotz des aktuellen 
demokratischen Friedensprozes¬ 
ses aufmerksam gemacht. 




Europarat unterstützt Friedenprozess 


Anfang dieser Woche hat die Par¬ 
lamentarische Versammlung des 
Europarates einen "Post-Monito- 
ring-Bericht" zur Türkei verab¬ 
schiedet. Sie fordert darin von der 
Türkei weitere Schritte der 
Demokratisierung. U.a. bezüg¬ 
lich der Verfassungsreform und 
der Überarbeitung des Strafge¬ 
setzbuches sowie bei der Gewähr¬ 
leistung der Meinungsfreiheit 
sollten nun weitere Schritte voll¬ 
zogen werden. 

In Bezug auf die kurdische Frage 
begrüßen die Parlamentarierln- 
nen des Europarats vor allem 
Fortschritte,, die durch den von 
Abdullah Öcalan angestoßenen 
Friedensprozess zwischen der tür¬ 
kischen Regierung und der PKK 
ausgelöst wurden. 

Die Parlamentarische Versamm¬ 
lung hofft in diesem Rahmen auf 
eine politische Lösung für die ca. 
10000 kurdischen politischen 
Gefangenen. Sie unterstützt den 
Anfang des Jahres begonnen Frie¬ 
densprozess sowie die Gespräche 


zwischen der Türkei und dem 
PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan. Indem sie die PKK nicht 
mehr als Terrororganisation 
brandmarkt, sondern in ihrem 
Bericht neutral von "PKK-Aktivi- 
sten" spricht, trägt sie zur Ent¬ 
spannung der Situation bei. Nur 
durch die Anerkennung der in 
bewaffnete Konflikte involvierten 
Akteure können Friedensprozesse 
erfolgreich sein. Das wurde z.B. 
in den Friedensprozessen in 
Nordirland, mehreren südameri¬ 
kanischen Ländern und Südafrika 
deutlich. 

Als nächster konsequenter Schritt 
sollte die PKK von der EU Ter¬ 
rorliste gestrichen werden. Auch 
in der Bundesrepublik könnte das 
Vorgehen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats als 
Vorbild genommen werden. Um 
den Friedensprozess in der Türkei 
zu stützen sollte das PKK Verbot 
aufgehoben und die Kriminalisie¬ 
rung der kurdischen Exilpoliti¬ 
kerinnen sofort beendet werden. 


Schritte in diese Richtung wären, 
die sofortige Einstellung der § 
129b Verfahren gegen kurdische 
Exilpolitikerinnen, die Aufhe¬ 
bung von Politikverboten und 
das Beenden der Anquatschver¬ 
suche des Verfassungsschutzes 
gegenüber kurdischen Jugend¬ 
lichen. Positive Impulse könnten 
durch die Anerkennung der kur¬ 
dischen Identität, wie sie z.B. im 
Rahmen einer jüngst beim Peti¬ 
tionsausschuss des Bundestags 
eingereichten Petition gefordert 
wurde und die Einbeziehung des 
Dachverbandes YEK-KOM in 
die Integrationsbeiräte des Bun¬ 
des und der Länder gegeben wer¬ 
den. Jetzt ist es an der Zeit, die 
Terrorstigmatisierung der kurdi¬ 
schen Bevölkerung zu beenden, 
die legitimen Widerstand gegen 
Assimilation und Unterdrückung 
leistet und seit mehr als 10 Jahren 
in der Türkei und weltweit inten¬ 
siv für Demokratisierungen und 
Frieden wirkt. 

(YEK-KOM, 24.4., ISKU) 


183 Minderjährige in der 
Regierungszeit der AKP getötet 


Eine Realität, die das letzte Vier¬ 
tel-Jahrhundert der Türkei prägt, 
sind die Morde an Kindern und 
Jugendlichen. Die türkische 
Regierung, die vorgibt, die kur¬ 
dische Frage lösen zu wollen, 
wird auch mit annähernd 570 


getöteten Kindern, wie Ugur 
Raymaz, Enes Ata und Ceylan 
Önkol, konfrontiert. 

Nach den Angaben der Zweig¬ 
stelle des Menschenrechtsvereins 
IHD in Amed sind während der 
Regierungszeit der AKP 183 


Kinder und Jugendliche ermor¬ 
det worden. Im Jahr 2012 waren 
es Zehn. Die Verantwortlichen 
für die Morde sind trotz klarer 
Beweise niemals zur Rechen¬ 
schaft gezogen worden. 

(ANF, 23.4., ISKU) 


—^Kurdische Frauen beschließen... 


Rückzug der Guerilla für die 
Sicherheit sorgen, dass zur 
Bekämpfung von möglicherweise 
auftretenden Problemen bei der 
Dorfrückkehr Beobachtungs¬ 
kommissionen gegründet werden 
und - wenn notwendig - Aktio¬ 
nen geplant werden. Außerdem 
wurde an das Gewissen aller 
Dorfschützer und insbesondere 
an die Dorfschützerinnen in Der- 
sim appelliert, die Waffen nieder¬ 
zulegen und die Regierung dazu 
aufgerufen, das Dorfschützersy¬ 
stem aulzulösen.“ 

Auf der Versammlung wurden 
folgende Beschlüsse gefasst: 

1. Die Bildung einer Abordnung 
weiser Frauen für den Lösungs¬ 
und Verhandlungsprozess sowie 
im Rahmen eines gemeinsamen 
Programms die Zusammenarbeit 
von Frauen aus Kurdistan und 
der Türkei; das Arbeitsprogramm 
der Abordnung weiser Frauen 
umfasst die Gründung von 

A - Beobachtungskommissionen 
B - Parallelkommissionen 
C - Zeuginnenkommissionen 
D - Beratungskommissionen 
sowie 

E- die parteiliche Beteiligung von 
Frauen im Erstellungsprozess 
einer neuen Verfassung. 

2. Auf der Versammlung wurde 
eine Kommission zusammenge¬ 
stellt, die die Dorfrückkehr beob¬ 


achtet und überwacht sowie die 
kommunale Wirtschaftspolitik 
von Frauen umsetzt; diese Kom¬ 
mission beginnt sofort mit ihrer 
Arbeit. 

3. ln den zu gründenden Kom¬ 
missionen sind Angehörige von 
Guerillakämpferinnen und Sol¬ 
daten, vertriebene Familien, die 
Samstagsmütter, die Familien aus 
Roboski, LGBT-Individuen, 
Frauen und Frauenbewegungen 
als aktive Subjekte des Prozesses 
definiert worden; es wurde die 
Bildung einer gemeinsamen 
Kampflinie von Frauen aus Kur¬ 
distan und der Türkei sowie deren 
Organisierung unter einem Dach 
beschlossen. 

4. Die Delegierten für die Frauen¬ 
konferenz der „Fraueninitiative 
für Frieden“ am 4. Mai wurden 
festgelegt. Die Fraueninitiative 
wird dazu aufgerufen, Delegierte 
zum 3. Kurdischen Frauentreffen 
zu entsenden, zu dem die Demo¬ 
kratische Freie Frauenbewegung 
DÖKH und der Frauenrat des 
DTK noch aufrufen werden. 

5. Es wurde ein Komitee gebildet, 
das für die Beteiligung an den 
aktuell stattfindenden Treffen der 
verschiedenen ethnischen und 
Glaubensgruppen in Kurdistan 
zuständig ist. Mit der Bildung 
dieses Komitees wurden die Frau¬ 
enräte von DTK und [des Demo¬ 
kratiekongress der Völker] HDK 


sowie SKM [Sozialistische Frau¬ 
enräte] und [das Kulturzentrum] 
Tango Med beauftragt. 

6. Es wurde die Bildung einer 
Frauendelegation für einen 
Besuch in Rojava [Südwestkurdi¬ 
stan/Syrien] beschlossen. 

7. Es wurde ein eintägiger Solida¬ 
ritätsbesuch bei den Familien [der 
Opfer des Massakers] in Roboski 
beschlossen. 

8. Um die Dorfschützerinnen in 
Dersim davon zu überzeugen, 
ihre Tätigkeit einzustellen, wird 
eine Frauenabordnung, in der u. 
a. die Friedensmütter und [der 
Angehörigenverein] Meya-Der 
vertreten sind, nach Dersim fah¬ 
ren. 

9. Es wird eine Frauenkommis¬ 
sion gegründet, die zu den Erfah¬ 
rungen von Frauen in Friedens¬ 
verhandlungen weltweit recher¬ 
chiert. 

10. Die militaristische Denkweise 
betrachtet Frauen als Kriegsbeute. 
Die in diesem Rahmen stattge- 
fündenen Übergriffe, Vergewalti¬ 
gungen und alle Frauenmorde 
werden als Kriegsverbrechen 
behandelt. 

11. Es wurde beschlossen, sich an 
der Tagung des BDP-Frauenrats 
am 28. April 2013 sowie an der 
Konferenz des HDK-Frauenrats 
am 11. und 12. April 2013 zu 
beteiligen. 

(ANF, AMED 15.4., Ceni) 


ln den Gefängnissen, besonders 
im F-Typ-Gefängnis von Tekri- 
dag, dauern die Unterdrük- 
kungs- und Folterpraktiken 
gegen kurdische Häftlinge wei¬ 
ter an. Diese werden an den 
Händen gefesselt zum Arzt 
gebracht, nackt ausgezogen und 
dann durchsucht, gefoltert und 
zusammengeschlagen. Trotz des 
aktuellen Friedensprozesses sind 
daher 21 Häftlinge seit 30 
Tagen gegen diese Praktiken in 
den Gefängnissen im Hunger¬ 
streik. (ANF, 24.4., ISKU) 

Wir trauern um unsere 
Freundin Lilo Wolf 

(...) Am Dienstag, den 23. April 
2013, ist unsere Freundin und 
politische Weggefährtin Lilo 
Wolf um 6 Uhr früh nach kur¬ 
zer schwerer Krankheit in einer 
Klinik in Guatemala City 
gestorben. Lilo war die Mutter 
unserer Freundin und Genossin 
Andrea Wolf. Wir kannten sie 
seit Jahrzehnten als Mutter von 
Andrea, als mutige, engagierte 
und politisch aktive Frau, die 
seit 1987 in Guatemala lebte 
und dort zahlreiche soziale und 
bildungspolitische Projekte für 
arme Frauen und Kinder mit 
Tatkraft aufbaute; in einem 
Land, in dem die Mehrheit der 
Menschen seit Jahrzehnten von 
Militärdiktaturen in Zusam¬ 
menarbeit mit der herrschenden 
Oberschicht und internationa¬ 
len Konzernen unterdrückt und 
ausgebeutet werden. (...) 

Der Freundinnenkreis Andrea 
Wolf wird gemeinsam mit den 
Angehörigen von Andrea und 
Lilo Wolf die Anklage gegen 
den Mörder von Andrea mit 
Nachdruck und allen juristi¬ 
schen Mitteln fortsetzen und 
politisch dafür kämpfen, dass 
die verantwortlichen Täter end¬ 
lich zur Rechenschaft gezogen 
werden. Das haben wir Lilo ver¬ 
sprochen. 

Auf unserem langen Weg in eine 
bessere Welt werden uns Andrea 
und Lilo Wolf immer begleiten! 

Freundinnenkreis 
von Andrea Wolf 
München, Frankfurt und Mann¬ 
heim am 23. April 2013 
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Erklärung Öcalans zum 1. Mai in Zürich 

Wir vertrauen auf das Zusammenleben 
der Völker in Frieden und Würde 


Das Zürcher 1. Mai-Komitee 
hatte den Repräsentanten des kur¬ 
dischen Volkes Abdullah Öcalan 
als Gastredner für die 1. Mai 
Demonstration nach Zürich ein¬ 
geladen. Da Abdidlah Öcalan 
noch immer auf der Gefdngnisin- 
sel Imrali gefangenen gehalten 
wird, schickte er eine Grußbot¬ 
schaft, die auf der Demonstration 
verlesen worden ist: 

Eines vereint all diejenigen, die 
aufstehen und auf die Straßen 
und Plätze strömen, um für ihre 
Würde zu kämpfen: die Hoff¬ 
nung. Gerade deshalb hat die 
kapitalistische Moderne immer 
und immer wieder versucht, uns 
dort zu treffen, wo Hoffnung 
aufkeimte. Hoffnung war nie 
etwas, das das Volk in der Ferne 
suchen musste. Denn dies hat 
unser Widerstand, der schon 
lange die Grenzen unseres Vol¬ 
kes überwunden hat, mit den 
Kämpfen in Mexiko oder auf 
dem Tahrir-Platz gemeinsam: 
das Volk findet die Hoffnung 
bei sich selbst. Vielleicht ist die 
beste Botschaft, die wir heute, 
am 1. Mai, den Völkern der 
Welt senden können, unser Ver¬ 
trauen, dass wir alle gemeinsam 
in Frieden und Würde leben 


können. Vergangenheit und 
Gegenwart lehren uns, dass eta- 
tistische und elitäre Gemein¬ 
schaften auf der Welt in der 
Minderheit sind und wir, die 
Mehrheit, in Wort und Tat 
Keime des Aufstands tragen. 
Mit Eurer Einladung unter¬ 
stützt Ihr den Kampf des kurdi¬ 
schen Volkes für Gleichheit und 
Frieden. Wir werden auf diese 
Botschaft antworten, indem wir 
unsere Region aus den Händen 
der Eliten befreien und anstelle 
der Ungleichheit eine egalitäre, 
demokratische Moderne auf¬ 
bauen. Jeder Schlag gegen die 
Werktätigen in einem Land 
irgendwo auf der Welt verwun¬ 
det uns alle mit gleicher Heftig¬ 
keit. So war es stets in der 
Geschichte. Unser politischer 
Kampf, den wir mit langem 
Atem geführt haben, zeigt 
jedoch auf, wie ein Volk sein 
Schicksal ändern kann, wenn es 
im Denken und Handeln geeint 
ist. 

Aufgrund meiner gegenwärti¬ 
gen Situation kann ich heute 
nicht bei Euch sein. Das heißt 
jedoch nicht, dass der kurdische 
Aufstand nichts mit Euch zu 
tun hat. Ganz im Gegenteil: es 


zeigt wie notwendig es ist, dass 
die Arbeiterinnen und Arbeiter 
und alle politischen Bewegun¬ 
gen der Welt, die auf der Seite 
der Werktätigen stehen, ge¬ 
meinsam und solidarisch han¬ 
deln. Der Kapitalismus und der 
Nationalstaat sind verantwort¬ 
lich für zahlreiche Massaker und 
Genozide. Der beste Weg, diese 
Geschichte zu beenden, ist es, 
den Kampf dagegen gemeinsam 
und frei auf die Straßen und 
Plätze der Welt zu tragen. Ich 
möchte daran erinnern dass die¬ 
ser Kampf viele Bereiche 
umfasst und der Weg noch weit 
ist; vom Kampf für Frauenbe¬ 
freiung und die Gleichheit der 
Geschlechter, Migrantenrechte 
und bessere Arbeitsbedingun¬ 
gen bis zum Kampf gegen 
Arbeitslosigkeit, Leiharbeit und 
den Rassismus. Ihr seid heute 
freiwillig auf den Plätzen, um 
der Geschichte des Kapita¬ 
lismus, der Massaker, Genozide 
und des überkommenen Natio¬ 
nalstaats eine radikale Wende zu 
geben und eine neue Geschichte 
zu schreiben. Ich grüße Euch 
alle an diesem 1. Mai im Geiste 
des Widerstands. 

Abdullah ÖCALAN 


Meldungen: 

KCK-Komitee: Noch radikale¬ 
rer Widerstand gegen das 
Finanzkapital 

Das Arbeiterlnnen-Komitee der 
Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans (KCK) hat eine 
Erklärung zum 1. Mai veröf¬ 
fentlicht, ln dieser heißt es unter 
anderem: „Dies ist keine Phase, 
in der die türkischen Arbeiterin¬ 
nen und Unterdrückten abwar- 
ten und zuschauen, es ist eine 
Phase des noch radikaleren 
Widerstandes gegen die Herr¬ 
schaft des Finanzkapitals und 
gegen antidemokratische Ten¬ 
denzen.“ 

Für einen noch radikaleren 
Widerstand bedarf es laut dem 
Arbeiterlnnen-Komitte der 
KCK einer noch intensivere 
Organisierung, ln der schrift¬ 
lichen Erklärung gratuliert die 
KCK allen Arbeiterinnen und 
erklärt, dass mit dem 1. Mai 
2013 für die Völker der Türkei 
der ersehnte Friede kommen 
wird. Zudem heißt es in der 
Erklärung, dass Abdullah Öca¬ 
lan mit seinem Paradigma der 
Demokratischen Autonomie 
den sozialistischen Kampf auf 
eine neue Ebene gebracht habe. 

(YÖP, 30.1., ISKU) 

Tekirdag: Hungerstreik der 
Gefangenen nach 36 Tagen 
beendet 

Der Hungerstreik im Gefängnis 
von Tekirdag war am 25. März 
von Gefangenen der PKK 
begonnen worden. Im Verlauf 
des Hungerstreiks schlossen sich 
weitere Gefangene der Organi¬ 
sationen MLKP, TKP/ML und 
Gefangene aus dem Prozess um 
Devrimci Karargah unterstüt¬ 
zend an. 

Zuletzt bemühte sich eine Dele¬ 
gation des Meschenrechtsvereins 
der Türkei IHD und des Unter¬ 
stützungsvereins für Angehörige 
der Gefangenen (TUAD) um 
Vermittlung zwischen Gefange¬ 
nen und Gefängnisleitung bzw. 
Staatsanwaltschaft. Die Gefan¬ 
genen, die mit ihrem Hunger¬ 
streik eine Verbesserung ihrer 
Haftbedingungen forderten, 
haben nach Anerkennung ihrer 
Forderungen, ihren seit 36 
Tagen geführten Hungerstreik 
für beendet erklärt. 

(ANF, 29.4., ISKU) 

Mit dieser Verfassung kann es 
keine Lösung geben 

Das Mitglied des Komitees der 
Weisen, Prof. Yücel Sayman hat 
in einem Gespräch mit der 
Nachrichtenagentur ANF 
erklärt, dass die Entscheidung 
der Gemeinschaft der Geself- 


Türkei/Nordkurdistan: Abzug der 
Guerillakräfte beginnt am 8. Mai 


Auszüge der Presseerklärung der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK), die vom Exe¬ 
kutivratsvorsitzenden der KCK 
Murat Karayilan am 25.4.2013 
während einer Pressekonferenz 
in den Kandil-Bergen verlesen 
worden ist: 

„Unser Vorsitzender [Anm.: 
Abdullah Öcalan] hat die Ergeb¬ 
nisse der Gespräche und Ver¬ 
handlungen mit dem Staat sowie 
seine Gedanken hierzu sowohl 
durch die BDP-Delegationen als 
auch mit zwei an den Vorstand 
unserer Bewegung gerichteten 
Briefen übermittelt. Als KCK- 
Vorstand sowie jegliche zugehö¬ 
rige Organe haben wir die not¬ 
wendigen Bewertungen ge¬ 
macht, die Briefe schriftlich 
beantwortet und auf diesem Weg 
die Gedanken und Vorschläge 
unserer Bewegung an unseren 
Vorsitzenden übermittelt. Auf 
Grundlage der diesem Mei¬ 
nungsaustausch und konkreter 
Entwicklungen folgenden Kon¬ 


kretisierung und der erreichten 
Ergebnisse hat unser Vorsitzen¬ 
der Apo uns mit einem auf den 
14. April datierten dritten Brief 
dazu aufgerufen, unsere Gueril¬ 
laeinheiten rückzuziehen. Der 
Vorstand unserer Bewegung hat 
diesen Ausruf als bindende Per¬ 
spektive und Befehl erörtert und 
ist entschlossen, der ihr zukom¬ 
menden Verantwortung gerecht 
zu werden.“ 

Sechs Punkte, die für 
den Rückzug wichtig sind: 

1. Unsere Guerillakräfte werden 
auf Eigeninitiative und ohne den 
Raum für Gefechte zu bieten 
den Rückzug auf den von ihr 
davor genutzten Wegen durch¬ 
führen. (...) 

2. Der Rückzug wird mit dem 8. 
Mai 2013 beginnen. Der Rück¬ 
zug wird gruppenweise auf 
Grundlage der Praxis der Gueril¬ 
la erfolgen. (...) 

3. Bei dem Rückzugsraum unse¬ 
rer Kräfte handelt es sich um 


Südkurdistan (Kurdistan-Irak). 
Wir erwarten von den betreffen¬ 
den Kräften, allen voran der 
Regierung des Föderativen Kur¬ 
distans, dass unseren sich zurück¬ 
ziehenden Guerillakräften Ver¬ 
ständnis entgegengebracht wird. 

4. Während des Rückzuges 
haben die Kräfte der türkischen 
Armee mit Sensibilität und 
Ernsthaftigkeit zu agieren. Sollte 
es zu Angriffen, Operationen 
oder Bombardierungen jeglicher 
Art auf unsere sich zurückzie¬ 
henden Guerillakräfte kommen, 
wird der Rückzug umgehend 
gestoppt und unsere Kräfte wer¬ 
den auf der Basis der legitimen 
Selbstverteidigung von ihrem 
Recht auf Vergeltung gebraucht 
machen. 

5. Während des Rückzuges der 
Guerillakräfte haben die Kräfte 
des türkischen Staates keinerlei 
Anstrengungen zu unternehmen, 
die zu militärischen Aktivitäten 
und Gefechten führen könnten 
und einen Platz für eigennützige 

--► 




Neuer „KCK-Prozess“ in Istanbul begonnen 

BDP: KCK-Operationen 
müssen beendet werden 


Vor dem 22. Hohen Strafge¬ 
richtshof in Istanbul begann am 
Dienstag der Prozess gegen 21 
Personen, die der Mitgliedschaft 
in der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) 
beschuldigt werden, unter ihnen 
auch die stellvertretende Co- 
Vorsitzende der BDP Fatma 
Kurtulan und das Parteiratsmit¬ 
glied Tuncer Bakirhan. 

Während einer Pressekonferenz 
vor dem Gerichtsgebäude sagte 
die Co-Vorsitzende der Partei 
für Frieden und Demokratie 
(BDP) Gültan Kijanak: "Wir 
möchten, dass im gegenwärtigen 
Prozess zur Beseitigung der 
Hemmnisse für eine demokrati¬ 
sche Politik als erstes die KCK- 


Verfahren eingestellt werden 
und die Verhaftungen auf¬ 
hören". 

Kijanak erinnerte daran, dass in 
den sogenannten KCK-Verfah¬ 
ren seit 2009 Tausende von Poli¬ 
tikerinnen, Journalistinnen, Ge- 
werkschafterlnnen und Anwält- 
Innen festgenommen wurden 
und betonte, dass sich diese Ver¬ 
fahren gegen demokratische 
Politikformen richten. "Für die 
Verhaftungen dieser Leute wur¬ 
den auf unrechtmäßige, illegale 
Weise Begründungen und Ent¬ 
schuldigungen erfunden, die je¬ 
der Gerechtigkeit widerspre¬ 
chen", sagte sie. 

Zur im Januar 2012 gestarteten 
KCK-Operation sagte Kijanak, 


diese hätte sich gegen Verant¬ 
wortliche der BDP-Zentrale 
gerichtet und sollte ein Partei¬ 
verbot erwirken. Sie wies darauf 
hin, dass durch diese politischen 
Operationen etliche Personen 
aus dem politischen Geschehen 
entfernt werden sollten. 

"Der wichtigste Schritt für den 
Beginn eines neuen Prozesses 
muss darin bestehen, demokrati¬ 
sche Politik zu ermöglichen und 
die Bedingungen dafür zu schaf¬ 
fen. Da angesichts des gegen¬ 
wärtigen Prozesses die KCK- 
Operationen und Verhaftungen 
hinfällig geworden sind, fordern 
wir die Freilassung unserer 
Freundinnen", fügte sie hinzu. 

(ANF, 30.4.2013, ISKU) 


schäften Kurdistans KCK zum 
Rückzug einen wichtigen Bei¬ 
trag für den Lösungsprozess dar- 
stelle. 

„Ich studiere die kurdische 
Frage seit langem. Lassen wir 
mal die Rechte des kurdischen 
Volkes vor 1990 außen vor, man 
hat ihre Existenz verleugnet. Zu 
sagen ,Es gibt Kurden“ war ver¬ 
boten. Man verbrannte Dörfer 
und tötete Menschen. Heute 
hat sich das geändert. Heute 
spricht man über die Rechte der 
Kurden und es gibt einen 
Widerstand“, sagte Sayman. Er 
erinnerte zudem daran, dass 
viele Menschen für die Lösung 
dieses Problems im Gefängnis 
gesessen haben und viel Leid 
erfahren mussten. 

Sayman erklärte, dass die Ursa¬ 
che des Problems die Verfassung 
sei. Man müsse auf die Forde¬ 
rungen der Völker eingehen um 
den Prozess zum Fortschritt 
bringen zu können. 

(YÖP, 30.4., ISKU) 

Auseinandersetzungen an der 
Universität ODTÜ: 15 Verletzte 
In den Abendstunden des 
24.4.2013 kam es zwischen 
fortschrittlich linken Studieren¬ 
den und Anhängern der Verei¬ 
nigung der Jugend der Türkei 
(TGB) auf dem Campus der 
Technischen Universität des 
Nahen Ostens (ODTÜ) in 
Istanbul zu gewalttätigen Aus¬ 
einandersetzungen. Mehrere 
Anhänger der TGB wurden bei 
der zweistündigen Auseinander¬ 
setzung verletzt. 

Nachdem die Anhänger der 
TGB den Campus verlassen 
hatten, drangen gepanzerte Poli¬ 
zeiwagen aur den Campus ein 
und griffen die linken Student¬ 
innen mit Gasgranaten und 
Wasserwerfern an. Hunderte 
Studierende verteidigten sich 
mit Steinen und Molotowcock- 
tails. Es wurden Parolen wie 
„Hoch die revolutionäre Solida¬ 
rität“, „Hoch lebe die Geschwi- 
sterlichkeit der Völker“, „Es lebe 
der Vorsitzende Apo“ und „Die 
PKK ist das Volk und das Volk 
ist hier“ gerufen. 

(ANF, 24.4., ISKU) 
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YPG fordert umgehende Freilassung 
entführter Bischöfe 


Die kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG fordern die 
sofortige Freilassung von zwei 
Bischöfen, die am 22. April 2013 
von der Freien Syrischen Armee 
(FSA) entführt worden sind. 
Nachdem zunächst unklar schien 
von welcher Seite aus der grie¬ 
chisch-orthodoxe Bischof von 
Aleppo und Antakya Pavlo Yazici 
und der syrisch-orthodoxe 
Bischof von Aleppo Yuhhana 
Ibrahim entführt worden waren, 
ergaben Untersuchungen der 


Demokratischen Bewegung 
(TEVDEM) sowie der YPG, dass 
die Bischöfe von einer zur Freien 
Syrischen Armee (FSA) gehören¬ 
den Gruppe verschleppt worden 
sind. 

Die Kommandantur der YPG 
richtete eine Forderung an die 
FSA und an die oppositionelle 
Syrische Nationalkoalition, in 
der sie die umgehende Freilas¬ 
sung der Bischöfe fordern. Die 
YPG bewertet dieses Vorgehen 
als einen Schlag gegen die Revo¬ 


lution von Syrien. Zudem forder¬ 
te die YPG die Syrische National¬ 
koalition dazu auf, sich bei der 
christlichen Gemeinschaft von 
Syrien dafür zu entschuldigen. 
Sollten die Bischöfe nicht umge¬ 
hend freigelassen werden, werden 
die Kräfte der kurdischen Volks¬ 
verteidigungseinheiten aktiv wer¬ 
den, um die Bischöfe zu befreien, 
so die warnenden Worte in Rich¬ 
tung der FSA seitens der Kom¬ 
mandantur der YPG. 

(ANF, 28.4., ISKU) 


Türkei/Nordkurdistan: Abzug der 
Guerillakräfte beginnt am 8. Mai 


Vorgehensweisen bieten. Es ist 
von besonderer Wichtigkeit, 
den Punkten, die wir in den 
Briefen an unseren Vorsitzenden 
genannt haben und von denen 
auch der Staat weiß, besondere 
Achtung zu schenken, damit die 
Rückzugsphase positiv und er¬ 
folgreich verläuft. 

6. Unabhängige Delegationen, 
die diese Phase überwachen und 
fehlerhafte Verhaltensweisen bei¬ 
der Seiten überprüfen, werden 
dazu beitragen, dass die Phase 
eine positive Entwicklung 
nimmt. 

Drei Etappen zur Lösung 

ln der KCK-Erklärung heißt es, 
die Phase der demokratischen 
Lösung bestünde aus drei Etap¬ 
pen: „Neben dem andauernden 
Waffenstillstand bedeutet ein 
erfolgreicher Rückzug unserer 
Guerillaeinheiten das Ende der 
ersten und den Beginn der zwei¬ 
ten Etappe.“ Bei der zweiten 
Etappe handelt es sich um die 
Sture, in der vordergründig der 
Staat und die Regierung ihren 
Pflichten für die langfristige 


Lösung des Problems nachkom- 
men: „Mit Reformen im Rah¬ 
men einer verfassungsrecht¬ 
lichen Lösung werden die 
Bedingungen für die wahre 
Demokratisierung der Türkei 
und die Lösung der kurdischen 
Frage entstehen. Notwendig sein 
wird die Aufhebung jeglicher 
Spezialkriegsstrukturen, wie bei¬ 
spielsweise das Dorfschützersy¬ 
stem, Spezialeinheiten und die 
Schaffung einer der Geisteshal¬ 
tung der demokratischen Zivil- 
gesälschaft entsprechenden 
Atmosphäre.“ 

Die dritte Etappe wird folgender¬ 
maßen definiert: „Bei der dritten 
Etappe handelt es sich um eine 
Normalisierungsphase. Dies ist 
die Phase des nachhaltigen Frie¬ 
dens, der gesellschaftlichen Ver¬ 
söhnung, Freiheiten und Gleich¬ 
heit. In dieser Phase, in der jeder, 
unser Vorsitzender Apo mit ein¬ 
geschlossen, seine Freiheit 
wiedererlangen wird, wird die 
vollständige Beendigung des 
bewaffneten Kampfes und die 
Entwaffnung der Guerilla auf die 
Tagesordnung kommen.“ 


Unterstützung 
internationaler Kräfte 
„Bei der kurdischen Frage handelt 
es sich nicht nur um ein regiona¬ 
les, sondern um ein internationa¬ 
les Problem. Internationale Kräfte 
haben eine große Rolle bei der 
Förderung der die Kurdinnen 
leugnenden Politik, welche zu 
Genozid, Massakern und großen 
Tragödien in Kurdistan geführt 
hat, gespielt. Um diese Ungerech¬ 
tigkeiten zu überwinden und das 
Problem zu lösen, kommt auch 
diesen internationalen Kräften 
eine wichtige Rolle zu. Aus die¬ 
sem Grund rufen wir die interna¬ 
tionalen Kräfte, allen voran die 
USA, die EU und Russland dazu 
auf, diesen Weg für die Lösung 
der kurdischen Frage zu unter¬ 
stützen.“ 

Die KCK rief in ihrer Erklärung 
auch zur Abhaltung von Konfe¬ 
renzen in Amed (Diyarbakir), 
Hewler (Erbil), der Türkei und 
Europa auf. Diese von politischen 
Parteien und NGOs zu veranstal¬ 
tende Konferenzen sollen der 
Lösung dienen. 

(ANF 25.4., ISKU) 
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HPG bestätigen Abzug ab 8. Mai und 
warnen vor militätischen Provokationen 


Das Hauptquartier der kurdi¬ 
schen Volksverteidigungskräfte 
(HPG) gab eine Erklärung zum 
Rückzug der Guerilla ab und 
erklärte, dass der Aufruf von 
Abdullah Öcalan am kurdischen 
Neujahrsfest Newroz die Einlei¬ 
tung einer neuen Phase sei. Die 
Mitglieder der HPG würden 
nach dem Aufruf Ocalans und 
dem Beschluss der Führung der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans KCK ab dem 8. Mai 
mit dem Rückzug beginnen. 

In der schriftlichen Erklärung des 
Hauptquartiers der HPG heißt 
es: 

„Nach dem Aufruf unseres Vor¬ 
sitzenden zur Lösung, der kurdi¬ 
schen Frage und zurTDemokrati- 
sierung der Türkei hat unsere 
Bewegung den Rückzug außer¬ 
halb der Grenzen [der Türkei] 
diskutiert und die Entscheidung 
zum Rückzug getroffen. Diese 
Entscheidung der KCK-Führung 
wurde am 25. April..bei einer 
Pressekonferenz der Öffentlich¬ 


keit mitgeteilt. Unsere Guerilla¬ 
einheiten werden dem Aufruf 
unserer Bewegung folgen. Die 
Vorbereitungen für einen Rück¬ 
zug unserer Guerillakräfte sind in 
vollem Gange. Damit unsere 
Guerillaeinheiten sich erfolgreich 
zurückziehen können und es 
nicht zu Provokationen kommt, 
wurde ein detaillierter Plan aus¬ 
gearbeitet. Unsere Guerillakräfte 
werden nach den vorliegenden 
Bedingungen und Umständen ab 
dem 8. Mai mit dem Rückzug 
beginnen. Unsere Kräfte werden 
sich in die Medya-Verteidigungs- 
ebiete nach Südkurdistan 
ewegen. Die ersten Gruppen 
werden nach einer Woche Sud¬ 
kurdistan erreichen. Der Abzug 
wird organisiert und planmäßig 
verlaufen. Damit diese Phase 
erfolgreich verlaufen kann, wer¬ 
den wir uns an die sechs Punkte 
der KCK-Führung und den Auf¬ 
ruf unseres Vorsitzenden halten 
und dementsprechend agieren.“ 
Im weiteren Verlauf der schrift¬ 
lichen Erklärung betonte die 


HPG, dass einseitige Schritte 
nicht zu einer Lösung führen 
werden und fuhr wie folgt fort: 
„Besonders seit der Verkündung 
der Waffenruhe ist es besorgniser¬ 
regend, dass in Nordkurdistan 
neue Staudämme und Militär¬ 
stützpunkte gebaut werden. Der 
Einsatz von Kampfflugzeugen, 
die Militäroperationen und die 
Stationierung von neuen Solda¬ 
ten und militärischer Aufrüstung 
verzögert den Rückzug der Gue¬ 
rillakräfte. Damit sich unsere 
Kräfte schneller zurückziehen 
können, müssen diese Hinder¬ 
nisse aus dem Weg geschafft wer¬ 
den. Wir als HPG werden am 8. 
Mai 2013 mit dem Rückzug 
unserer Kräfte beginnen und 
werden alles Notwendige tun, 
damit diese Phase erfolgreich 
verlaufen kann. Damit diese 
Phase voranschreiten kann, 
müssen unser Volk, alle zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
und alle demokratischen Kräfte 
ihre Rolle darin spielen.“ 

(ANF, 7.5., ISKU) 


Meldungen: 

Rat der Weisen trifft sich mit 
inhaftierten Abgeordneten und 
Bürgermeistern 

Der Rat der Weisen traf sich am 
vergangenen Freitag mit den 
inhaftierten Abgeordneten und 
Bürgermeistern der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
im Typ-D-Gefängnis von Amed 
(Diyarbakir). Die Inhaftierten 
haben ihre Unterstützung für 
den Friedensprozess bekundet. 
Das Mitglied des Rates Prof. Dr. 
Fazil Hüsnü Erdem erklärte, dass 
man im Rahmen der Besuche die 
BDP-Abgeordneten aus Sirnak, 
Faysal Sariyildiz und Selma 
Irmak, den Abgeordneten aus 
Riha (Urfa) Ibrahim Ayhan und 
den Abgeordneten aus Wan 
(Van) Kemal Akta? sowie Hatip 
Diele und zahlreiche ehemalige 
Bürgermeisterinnen und Abge¬ 
ordnete getroffen habe. 

Laut Prof. Dr. Fazil Hüsnü 
Erdem seien die inhaftierten 
Politikerinnen sehr hoffnungs¬ 
voll, was den positiven Ausgang 
des Prozesses betrifft. Zudem 
hätten die inhaftierten Politiker¬ 
innen keine individuellen Wün¬ 
sche, sondern brachten die Situa¬ 
tion der schwer kranken Gefan¬ 
genen auf die Tagesordnung. 70 
politische Gefangene seien dem¬ 
nach schwer, krank, aber dies 
werde der Öffentlichkeit ver¬ 
heimlicht. (ANF, 5S, ISKU) 

Taksim: Arbeiterinnen mit 
Schlagstöcken angegriffen 
Textilarbeiterinnen wollten 
gegen ihre Entlassung vom Tak¬ 
sim Platz zum Galatasaray-Gym- 
nasium demonstrieren. Die Poli¬ 
zei griff die Protestierenden an 
und verletzte mehrere Personen. 
Die gekündigten Textilarbeiter 
von Hey und Kazova versammel¬ 
ten sich am vergangenen Samstag 
an der Taksim Straßenbahnhalte¬ 
stelle, um zum Galatasaray Gym¬ 
nasium zu demonstrieren. Der 
Gouverneur hatte angekündigt, 
dass es verboten ist dort zu 
demonstrieren. Die Polizei hat 
daraufhin ohne Vorwarnung die 
Arbeiterinnen mit Wasserwer¬ 
fern und Schlagstöcken angegrif¬ 
fen. (ANF, 5.5., ISKU) 

Istanbul: Wird Erdogan Taksim 
für Demonstrationen verbieten? 
Der Ministerpräsident Recep 
Tayip Erdogan, der für die Poh- 
zeigewalt am 1. Mai die Medien 
und die Kinder als Verantwortli¬ 
che sieht, hat angedeutet, dass 
Taksim in Zukunft für Demon¬ 
strationen nicht mehr genutzt 
werden darf 

Erdogan hat die 1. Mai Ereig¬ 
nisse bewertet, bei denen über 
200 Menschen verletzt und viele 


Krebskranker politischer Gefangener gestorben 

"Gleichgültigkeit der 
Regierung verantwortlich" 


Irfan Eskibag starb am Dienstag 
im Gefängnis von Sincan an 
Krebs. Medizinische Gutachter 
hatten die Haftentlassung des 
41-Jährigen gefordert, die 
Behörden haben bis zuletzt 
nicht darauf reagiert. Dies geht 
aus einer Stellungnahme des 
Menschenrechtsvereins der Tür¬ 
kei (IHD) hervor. 

Der seit 10 Jahren inhaftierte 
PKK-Gefangene Irfan Eskibag 
hatte im Juni 2011 die Diagnose 
Bauchspeicheldrüsenkrebs erhal¬ 
ten und wurde danach viele Male 
zur Chemotherapie in Kranken¬ 
häuser gebracht, das letzte Mal 
für die Dauer von drei Tagen. 
Ärztinnen hatten ein medizini¬ 
sches Gutachten erstellt, in dem 
sie die Haftentlassung von Irfan 
Eskibag forderten; dieses Gut¬ 
achten wurde jedoch vom 
Gerichtsmedizinischen Institut 
von Istanbul drei. Monate lang 
zurückgehalten. Irfan Eskibag 
starb am 7. Mai, nach der offi¬ 
ziellen Autopsie wurde sein 
Leichnam der Familie überge¬ 
ben. 


Die prokurdische Partei für Frei¬ 
heit und Demokratie (BDP) 
sprach der Familie ihr Beileid 
aus. Sie erklärte, die Krebser¬ 
krankung Eskibags sei zu spät 
diagnostiziert worden und die 
Gleichgültigkeit des Justizmini¬ 
steriums sei für seinen Tod ver¬ 
antwortlich. Die gerichtsmedizi¬ 
nischen Institute [denen im 
Zuge des 4. Justizreformpakets 
die abschließende Bewertung 
der Haftfähigkeit von Gefange¬ 
nen obliegt] dürften Anträge auf 
Haftverschonung nicht weiter 
verschleppen, sonst würden sich 
die Todesnachrichten aus den 
Gefängnissen häufen. 

Der IHD forderte in einer Stel¬ 
lungnahme wirksame Gesetzes¬ 
änderungen, die es schwerkran¬ 
ken Gefangenen ermöglichen, 
mit ihren Familien zusammen 
zu sein. IHD-Mitglieder prote¬ 
stierten gemeinsam mit dem 
BDP-Abgeordneten Hüsamettin 
Zenderlioglu vor dem türki¬ 
schen Parlament. 

Eskibags Bruder Riza erklärte 
gegenüber der Firat Nachrichte¬ 
nagentur (ANF), dass es der letz¬ 


te Wunsch seines Bruders gewe¬ 
sen sei, seine Familie zu sehen. 
"Der letzte Wunsch meines Bru¬ 
ders war, bei seinem letzten 
Atemzug mit seiner Familie 
zusammen zu sein. Nicht einmal 
das haben sie ihm gestattet", 
sagte Riza Eskibag. 

Gerichtsmediziner verweigern 
notwendige Behandlung kran¬ 
ker Gefangener 

Mit dem Tod von Irfan Eskibag 
ist die Situation der kranken 
Gefangenen wieder auf die 
Tagesordnung gekommen. 
Abdulsamet Cjelik, der im glei¬ 
chen Gefängnis wie der verstor¬ 
bene Eskibag inhaftiert ist, 
befindet sich nach Angaben sei¬ 
nes Bruders Abdurrahman Celik 
in einem kritischen gesundheit¬ 
lichen Zustand. 

Celik erklärte, dass sein Bruder 
seit 18 Jahren inhaftiert sei. Vor 
6 Jahren wurde bei ihm Kno¬ 
chenmarkkrebs festgestellt. Er 
wurde zur medizinischen 
Behandlung vom h'TfP' 
Gefängnis in Kiriklar ins F-Typ- 
Gefängnis von Sincan verlegt. 

-► 




Das Schweigen über das Dersim- Massaker und andere 
Massenhinrichtungen in der Türkei muss gebrochen werden! 

Dersim 1937/38 - 76 Jahre danach 


Am 4. Mai 2013 jährte sich 
zum sechsundsiebzigsten Mal 
das Massaker an Kurdischen 
Alewiten in Dersim, der letzte 
und größte der Aufstände, in 
dem das kurdische Volk sich 
gegen die Unterdrückungs- und 
Assimilierungspolitik durch den 
kemalistischen Staat erhob. Ca. 
80.000 Menschen, überwiegend 
Frauen und Kinder, wurden auf 
grausamer Weise getötet, über 
100.000 Menschen zur Depor¬ 
tation gezwungen. Die Aner¬ 
kennung und Aufarbeitung des 
Massakers auf staatlicher Ebene 
und in der Gesellschaft ist bis 
heute jedoch noch nicht vollzo¬ 
gen worden. 

Die türkische Geschichte ist 
zugleich eine Geschichte der 
Massaker 

Das kurdische Volk leidet seit 
der Gründung der republikani¬ 
sche Türkei 1923 unter Mustafa 
Kemal Atatürk an einem physi¬ 
schen und systematischen 
Genozid ihrer nationalen Spra¬ 
che, ihrer Geschichte, ihrer 
Identität, ihrer Geografie, ihrer 
Kunst und Kultur. 

Mit dem Abkommen von Lau¬ 
sanne vom 23. Juli 1923 wurde 
Kurdistan auf den Iran, den 
Irak, die Türkei und Syrien auf- 
eteilt. Vor allem in der Türkei 
egann die nationalistische 
Staatsideologie eine grausame 
Vertreibungs- und Assimila¬ 
tionspolitik in den kurdischen 
Gebieten. Schon wenige Mona¬ 
te nach Unterzeichnung des 
Lausanner Vertrages wurde der 
Gebrauch der kurdischen Spra¬ 
che, Vereinigungen und Publi¬ 
kationen verboten. Die Dorfna¬ 
men in Kurdistan wurden zu 
90% turkisiert. Das türkische 
Parlament, in dem kurdische 


Repräsentanten vertreten 
waren, wurde aufgelöst. 

Infolge der zunehmenden Re¬ 
pressionen, politischen und 
militärischen Umklammerung 
der Region brach unter Füh¬ 
rung von Seyid Riza 1937 der 
Dersim-Aufstand aus, nach¬ 
dem durch das Umsiedlungsge¬ 
setz - das "Tunceli-Gesetz' - 
die Region umbenannt, unter 
Militärverwaltung gestellt und 
der Ausnahmezustand verhängt 
wurde. 

Die Forderung zur Abschaffung 
der "Tunceli"-Gesetze und 
Gewährung einer Verwaltungs¬ 
reform und nationaler Rechte 
wurden mit Einmarsch der tür¬ 
kischen Armee geantwortet. Ein 
kurdisches Verhandlungsange¬ 
bot wurde abgelehnt. Am 18. 
November 1937 wurden Seyid 
Riza und zehn seiner Gefolgs¬ 
leute hingerichtet. 

Nach der Ermordung Seyid 
Rizas ging der Widerstand aber 
weiter. Daraufhin marschierte 
die türkische Armee mit über 
100.000 Mann in Dersim ein, 
um den Aufstand niederzuwer¬ 
fen. Tausende Kurden, darunter 
viele Frauen und Kinder, wur¬ 
den Opfer der türkischen Bom¬ 
ben, Granaten und von Giftgas, 
hunderte wurden zur Flucht 
gezwungen 

Heute sind die iragodie des 
Dersim-Aufstandes noch in 
deutlicher Erinnerung. Die 
Wunde ist immer noch nicht 
geheilt. Der türkische Staat hat 
dieses Massaker bis jetzt weder 
anerkannt noch sich entschul¬ 
digt. 

Ungelöste kurdische Frage - Teil 
der türkischen Staatsideologie 

Wir stellen fest, dass die Staatside¬ 
ologie in der Türkei gegenüber 


den Kurden sich nicht viel geän¬ 
dert hat. Dass die verübten Mas¬ 
saker nicht aufgearbeitet werden, 
hat mit Nichtanerkennung der 
kurdischen Identität und des ein¬ 
hergehenden bewaffneten Wider¬ 
standskampfs der PKK um die 
Rechte der Kurdinnen zu tun. 
Die kurdische Frage wird heute, 
erst nach 80 Jahren, in die öffent¬ 
liche Debatte gebracht, nachdem 
die AKP-Regierung auf die Frie- 
densapelle von A.Ocalan reagiert 
hat. 

Auch das jüngste Massaker 
von Roboski darf nicht 
vergessen werden! 

Im Dezember 2011 verübte das 
türkische Militär ein Massaker in 
Roboski. 34 Kurdische Jugendli¬ 
che, die meisten noch im Kindes¬ 
alter, wurden diesmal mit Flug¬ 
zeugen aus der Luft mit Bomben 
angegriffen und starben infolge 
dessen. Die Aufklärung dieses 
Massakers wird von der AKP- 
Regierung verschleppt, die Schul¬ 
digen im Militär durch Minister¬ 
präsident Erdogan gedeckt. 

Wie das Dersim-Massaker wartet 
auch das Roboski- Massaker und 
das Massaker an Armeniern auf 
Gerechtigkeit. Es ist notwendig, 
die Massaker kritisch aulzuarbei¬ 
ten, sich für ihre Anerkennung 
einzusetzen. 

Wir hoffen, dass der neu begon¬ 
nene Demokratisierungsprozess 
den Weg für die Aufarbeitung der 
verübten Massaker freimacht. 
Diesen Weg müssen wir alle kri¬ 
tisch begleiten. 

Wir müssen uns für die interna¬ 
tionale Anerkennung dieser Mas¬ 
saker einsetzen und durch unse¬ 
ren Zusammenarbeit und Solida¬ 
rität zum Erfolg bringen. 

YEK-KOM, Mai 2013 


-^"Gleichgültigkeit der Regierung.. 


Doch trotz dieser Verlegung hätte 
man seinen Bruder dort nicht 
behandelt. Celik erklärte, dass 
man seinen Bruder in einem 
Krankenhaus in Ankara behan¬ 
deln würde, doch auf die Ein¬ 
wände der behandelnden Arzte, 
dass eine Behandlung unter die¬ 
sen Umständen nicht möglich 
sei, habe die Gerichtsmedizin 
nicht reagiert. Obwohl sich der 
Gesundheitszustand von Abdul- 
samet (Jelik zunehmend ver¬ 
schlechtere, habe das gerichtsme¬ 
dizinische Institut lediglich 
erklärt, dass „dieser Kranke im 
Gefängnis leben kann". Sie hät¬ 
ten erfahren, dass eine erste 
Behandlung im Medical Park 
Krankenhaus in Antalya möglich 
wäre, doch eine Behandlung in 
spezialisierten Krankenhäusern 
werde [von den Behörden] nicht 
genehmigt. Diese sei erst nach 
seiner Freilassung möglich. 


Abschließend erklärte Celik: 
„Wir erwarten von den Beam¬ 
ten Menschlichkeit. Wir erwar¬ 
ten, dass sie sich wenigstens in 
unsere Situation hinein versetz¬ 
ten. Damit es keine Toten gibt, 
muss die Öffentlichkeit auf¬ 
merksam sein." 

Nach einem Bericht des IHD 
sind in türkischen Gefängnissen 
über 411 Gefangene mit 
gesundheitlichen Problemen 
inhaftiert, 230 sind schwerkrank 
und müssen sofort freigelassen 
werden. 122 von ihnen müssen 
als medizinische Notfälle 
betrachtet werden und stehen an 
der Schwelle zum Tod. 

Der IHD berichtete im April 
2012, dass in den letzten 10 Jah¬ 
ren über 900 Gefangene in der 
Haft gestorben sind. Zuletzt 
waren am 8. Februar der KCK- 
Gefangene Yücel §ehabettin an 


Lungenkrebs, und am 31. März 
Haci Nasir an Kehlkopfkrebs 
verstorben. 

Online-Petition: Freilassung 
der kranken Gefangenen 
In der Türkei wurde einen Tag 
nach dem Tod von Irfan Eskibag 
eine Online-Petition initiiert. 
Dort heißt es u.a.: 

"Wartet man auf dem Tod der 
kranken Gefangenen, bevor sie 
entlassen werden? 

Wir, die Unterzeichner dieser 
Kampagne, fordern mit der 
Stimme unseres Gewissens, dass 
alle kranken Gefangenen entlas¬ 
sen werden. 

Wir werden zu den Todesmel¬ 
dungen nicht schweigen!" 
ZurPetition (in türkischer Spra¬ 
che): http:llim.za. la/hasta-tutsa- 
klara-ozgurluk 

(ANF/DIHA/HDN, 8.5., ISKU) 


Menschen verhaftet worden 
sind. Er hat hierbei die Polizei 
verteidigt und die Gewerkschaf¬ 
ten und Medien beschuldigt. 
„Bittend habe ich ihnen (den 
Gewerkschaften) gesagt, dass die 
Regierung davor nicht einmal 
den 1. Mai als Feiertag aner¬ 
kannt hat. Hier kann ich kein 
Risiko eingehen. Der 1. Mai darf 
nicht in Taksim stattfinden. Ich 
weiß es besser als sie. 

Ich sagte, geht nach Kazlicesme. 
Vielleicht wird Taksim in 
Zukunft für derartige Veranstal¬ 
tungen nicht mehr zur Verfü¬ 
gung stehen. Ihr könnt nicht 
sagen, wir gehen nach Taksim, 
obwohl es verboten ist! Dies ist 
ein Rechtsstaat.“ 

Erdogan hat sich in die Justiz 
eingemischt, indem er erklärte, 
dass die Steine werfenden Prote¬ 
stierenden nicht freigelassen wer¬ 
den dürfen. Erdogan sagte dazu: 
Wenn die Justiz diese Menschen, 
die mit Steinen und Eisenstan¬ 
gen auftreten, ohne weiteres frei¬ 
lasst, dann wird der Terrorismus 
in diesem Land ansteigen. Dies 
beeinträchtigt die Lösungsphase. 

(ANF, 5.5., ISKU) 

Isolation im Gefängnis von 
Gebze erneut verschärft 
Nach dem Hungerstreik der tür¬ 
kischen Linken gegen die Isola¬ 
tionsgefängnisse wurde den poli¬ 
tischen Gefangenen allgemein 
ein Recht 'auf Umschluss' (mit 
Gefangenen aus anderen Zellen) 
von 10 Stunden pro Woche ein¬ 
geräumt. Das ist in Gebze für die 
politischen Frauen schon länger 
auf nur 2,5 Stunden begrenzt. 
Als mehrere gefangene Frauen 
zum Umschluss zusammenka¬ 
men, versuchte die Gefängnislei¬ 
tung, das Gespräch mittels 
Kamera aufzuzeichnen. Die 
betroffen Frauen akzeptierten 
das nicht. Zuerst wurde dem 
stattgegeben. Später wurde 
jedoch noch erneut versucht, das 
Gespräch aufzuzeichnen, was die 
Frauen erneut ablehnten. Dar¬ 
aufhin stürzten ca. 30 Personen 
vom Wachpersonal in den 
Gesprächsraum und zerrten die 
Frauen zurück in die Zellen. 

(ANF, 9.5., ISKU) 
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Rückzug der Guerillakräfte: 
Erste Gruppe erreicht Kandil 


Sechs Tag nach der Ankündi¬ 
gung des Rückzugs der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG aus Nord- 
kurdistan/Türkei haben die 
ersten 15 Kämpferinnen die 
Meder-Verteidigungsgebiete 
erreicht. Die Gruppe aus dem 
Gebiet Wan erreichte am 
Dienstag gegen 6.30 Uhr ihr Ziel 
und wurde von einer Vielzahl 
von Medienvertretern begrüßt. 


Im Namen der Gruppe hielt 
Cigerxwin Firat eine kurze Rede, 
in der erklärte, dass die Gruppe 
einen siebentägigen Marsch hin¬ 
ter sich habe, „wir sind im Rah¬ 
men des von unserem Vorsitzen¬ 
den angestoßenen Prozess zu¬ 
rückgekehrt. Allerdings wurde 
unsere Rückkehr durch die per¬ 
manenten Flüge der Drohnen 
und durch die militärischen 


Bewegungen deutlich erschwert. 
Eigentlich hatte sich auch unsere 
Gruppe auf einen Krieg in diesem 
Jahr vorbereitet. Aber die Worte 
unseres Vorsitzenden sind für uns 
bindend“, so Firat. 

Begleitet wurde die Ankunft der 
ersten Guerillagruppe von zahl¬ 
reichen Nachrichtenagenturen, 
Fernsehsendern und Zeitungen. 

(ANF, 14.5., ISKU) 


Reportage mit Bahoz Erdal über 
den Rückzug der Guerilla 


Der Journalist FFasan Cemal hat 
sich für eine Reportage, die am 
14.05.2013 in der unabhängigen 
Internetzeitung T24 veröffent¬ 
licht wurde, mit dem führenden 
Kommandanten der Volksver- 
teidgungskräfte (FIPG) Bahoz 
Erdal getroffen. 

FFasan Cemal: Warum haben Sie 
sich der PKK angeschlossen? 
Bahoz Erdal: Weil sie uns betro¬ 
gen haben! Früher gab es hier im 
Osmanischen Reich keine Gren¬ 
zen. Die Kurdinnen pendelten 
zwischen dem Norden und dem 
Süden hin und her. Die Grenzen 
wurden später gezogen. Wie in 
Syrien, Irak und der Türkei... 
Wir waren keine Staatsangehöri¬ 
ge in diesen Länder. In unseren 
Papieren in Syrien stand, 
„Migranten aus der Türkei“. 
Una die Türkei nennt mich 
„syrischer Terrorist“ ... 

Ich spreche mit ihm über den 
Rückzug. Bahoz Erdal, der für 
den Rückzug der bewaffneten 
Kräfte der PKK aus dem türki¬ 
schen Staatsgebiet verantwort¬ 
lich ist, sagte, dass sie die Phase 
sehr ernst nehmen, es jedoch 
einige Bedenken gebe. Erdal 
erklärte: Es gibt keinerlei Papie¬ 
re, die von Seiten des Staates 
unterzeichnet wurden. Es gibt 
keine Einigung oder einen 
Beschluss des Parlaments. Zwei 
bewaffnete Kräfte haben sich 29 
Jahre lang bekämpft. Jetzt, wo 
der Rückzug begonnen hat, gibt 
es ein hohes Risiko, dass Gefech¬ 
te zwischen diesen beiden 
bewaffneten Kräften aufflam¬ 
men könnten. Der Staat hat kei¬ 
nen Waffenstillstand verkündet 
... Wir haben als PKK, sowohl 
über Instrumente, als auch 
schriftlich unseren Kadern 
gesagt: „In der Phase des Rück¬ 
zugs wird geplant, organisiert 


und zielstrebig keine einzige 
Kugel abgefeuert“. Es gab bis 
jetzt keine Gefechte. Aber die 
Guerilla zeigt sich sehr umsich¬ 
tig. Damit es zu keinen Gefech¬ 
ten kommt, werden eigentlich 
einstündige Wege in den Bergen 
auf bis zu 3 bis 4 Stunden ver¬ 
längert. Diesen Prozess hat unser 
Vorsitzender initiiert. Wir unter¬ 
stützen diesen. Nicht, weil wir 
dem Staat vertrauen. Wir 
bewegen uns nachts, denn wir 
wollen das Risiko von Gefechten 
auf ein Minimum reduzieren. 
Bahoz Erdal ist jemand, der 
emotional und gestenreich redet 
und diskutiert. Er erklärt weiter: 
Wir tragen unseren Teil bei. Ich 
rede jeden Tag über das Radio. 
Das türkische Militär ist ange¬ 
spannt. Bei einer falschen Bewe¬ 
gung würde seine Geduld plat¬ 
zen. Daher müssen wir sehr vor¬ 
sichtig sein! 

Bahoz Erdal hat bezugnehmend 
auf diesen Punkt einige Kritik¬ 
punkte an die türkische Seite. Er 
fasst diese unter vier Punkten 
zusammen: 

1. Das Ausspionieren durch 
Drohnen über den Bergen ... 

2. Das Ansteigen der Ahzahl der 
Dorfschützer ... 

3. Der beschleunigte Ausbau von 
Militärposten ... 

4. Das deutliche Ansteigen mili¬ 
tärischer Einheiten und Aktivitä¬ 
ten 

Bahoz Erdal erklärte, dass diese 
vier Punkte auf ihrer Seite „Ner¬ 
vosität“ erzeugen und fuhr wie 
folgt fort: Es sollte nicht so viele 
Drohnen geben. In Amed haben 
48 und in Dersim 22 Bauarbei¬ 
ten für Militärposten begonnen. 
All diese Punkte haben das 
Potential, uns zu provozieren. Es 
gibt eine Waffenruhe. Warum so 
viele Militärposten? Warum so 


viele Drohnenflüge? Warum so 
viele Dorfschützen (...) 

Während des Gesprächs über 
1999 kommt Bahoz Erdal auf 
den Rückzug von 1999 zu spre¬ 
chen: Wir werden nicht erlau¬ 
ben, dass etwas wie 1999 wieder 
assiert. Wir werden nicht erlau- 
en, dass es zu Situationen 
kommt mit Potentialen von 
Gefechten. Ab schauen Sie, die 
eine Seite verlässt den Kriegs¬ 
platz und die andere nicht. (...) 
wenn die Guerilla sich nicht in 
Bewegung befände, wäre das 
Risiko von Gefechten sehr 
gering. Es ist im Moment 10.30 
Uhr abends und dutzende Gue¬ 
rillas befinden sich in Bewegung 
von Norden nach Süden. Daher 
muss man aufpassen, damit die 
Phase des Rückzugs nicht unter¬ 
brochen wird. 

Auf meine Frage, wann der 
Rückzug abgeschlossen sein 
wird, antwortet er wie folgt: Falls 
der Staat die Waffenruhe beibe¬ 
hält, wird der Rückzug der 
bewaffneten Einheiten der PKK 
weitgehend in zwei Monaten 
abgeschlossen sein. Falls jedoch 
die oben genannten Punkte 
weitergehen, wird der Rückzug 
bis zum Flerbst dauern. 

Hasan Cemal: Sind sie glücklich 
über diese Phase? 

Bahoz Erdal: Wir sind glücklich 
über den Frieden. Aber nicht 
weil wir dem Staat vertrauen, 
sondern weil wir unseren eige¬ 
nen Kraft vertrauen. 

Bahoz Erdal betonte, dass die 
Kurden in der Türkei 90 Jahren 
lang betrogen worden sind: 

90 Jahre lang wurden Kurdinnen 
und Kurden betrogen, assimi¬ 
liert, turkisiert und massakriert. 
Nun fragen Sie, wie sie der PKK 
vertrauen sollen. Doch es 
herrscht das genaue Gegenteil: 

---► 


Meldungen: 

HPG: Hinterhalte der 
türkischen Armee in Elke 
Das Presse- und Informations¬ 
zentrum der Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG-BIM) hat 
erklärt, dass die türkische Armee 
im Bezirk Elke (Beytü^ebap) 
militärische Operationen durch¬ 
geführt hat. ln den Gebieten 
Cjeme Pir und Pirzare versuchte 
sie Hinterhalte gegen die sich im 
Rückzug befindlichen Guerilla¬ 
kräften zu legen. 

Nach örtlichen Quellen konn¬ 
ten am 14. Mai ähnliche Versu¬ 
che des Militärs auch in der Pro¬ 
vinz Elih (Batman) beobachtet 
werden. (ANF, 15.5., ISKU) 


„Wir mussten Mühen aufbrin¬ 
gen, um nicht in Gefechte 
verwickelt zu werden!“ 

Die zweite Guerillaeinheit hat 
am 15. Mai aus dem Botan- 
Gebiet kommend das Meder- 
Verteidigungsgebiet erreicht 
und damit den Rückzug aus 
Nordkurdistan erfolgreich 
absolviert. 

Der Sprecher der Gruppe Seyda 
Gabar gab bekannt, dass die 
Gruppe große Mühen aufge¬ 
bracht hat, um nicht in 
Gefechtssituationen verwickelt 
zu werden. Laut Gabar gibt es 
große Truppenbewegungen des 
türkischen Militärs und der 
Dorfschützer in dem Gebiet. 
Aufgrund dessen habe der Rük- 
kzug der Gruppe, der eigentlich 
hatte sechs Tage dauern sollen, 
sich auf insgesamt neun Tage 
ausgedehnt. (ANF, 15.5., ISKU) 

Halep: Ein YPG-Mitglied und 
fünf Soldaten getötet 

Bei Gefechten zwischen Solda¬ 
ten des Assad-Regimes und 
Kämpfern der Volksverteidi- 

f ungseinheiten YPG in dem 
urdischen Viertel §eyh Meksud 
der syrischen Stadt Fialep (Alle- 
po) sind laut einer schriftlichen 
Erklärung des Pressezentrums 
der YPG ein YPG-Kämpfer und 
fünf Soldaten der syrischen 
Armee ums Leben gekommen. 
„Die Angriffe des Baath-Regi- 
mes auf Zivilisten werden wir 
nicht unbeantwortet lassen“, 
hieß es außerdem in der Erklä¬ 
rung der YPG. 

(ANF 14.5., ISKU) 


Nechirvan Barzani 
unterzeichnet die 
Petition Freiheit für Öcalan 

Die Unterschriftenkampagne 
Freiheit für Öcalan, die vor 
mehr als einem Jahr von der 
Internationalen Initiative ins 
Leben gerufen wurde, hat sich 
über die ganze Welt ausgeweitet. 
Auch in Südkurdistan wurde 





»Ankara ist unglaubwürdig« 


Die von der türkischen Regie¬ 
rung in die Welt gesetzte 
Behauptung, für die Anschläge 
in der Grenzstadt Reyhanli am 
vergangenen Samstag seien linke 
türkische Gruppen verantwort¬ 
lich, ist »absolut unglaubwür¬ 
dig«. Das erklärte Günter Meyer, 
Nahost-Experte an der Univer¬ 
sität in Mainz, am Montag im 
Deutschlandfunk. »Denen zu 
unterstellen, daß die ausgerüstet 
worden sind vom syrischen 
Geheimdienst, würde bedeuten, 
daß Damaskus ein Interesse an 
einem Bombenanschlag hier hat. 
Aber genau das ist nicht der 
Fall!« Für Damaskus wäre es 
»absolut kontraproduktiv«, sich 
mit Ankara anzulegen, »denn das 
sind genau die Signale, auf die 
die Aufständischen, auf die die 
Opposition wartet, um ihren 
Druck im Hinblick auf Waffen¬ 
lieferung und Flugverbotszone 
zu stärken«, so Meyer weiter. Die 
türkische Führung wiederum 
versuche mit den Androhungen 
von »Gegenschlägen« auf Syrien 
die NATO-Staaten vom Bünd¬ 
nisfall zu überzeugen. 

Auch die Behauptungen Erdo- 
gans in einem NBCffnterview, 


der türkische Geheimdienst habe 
die Reste von mehr als 200 
Geschossen gefunden, an denen 
sich Sarin-Gasreste befänden, 
und diese seien von seiten 
Syriens eingesetzt worden, hält 
Meyer für unglaubwürdig. Wenn 
diese 200 Geschosse zum Einsatz 
gekommen sein sollten, wären 
sie Massenvernichtungswaffen 
gewesen. »Es hätte Plünderte, 
Tausende von Toten gegeben, 
wenn tatsächlich das Regime 
diese Waffen eingesetzt hat«, so 
Meyer im Deutschlandfunk wei¬ 
ter. Davon könne überhaupt 
nicht die Rede sein. »Es hat 
einen Vorfall gegeben, wo etwa 
15 Tote in einer Siedlung nörd¬ 
lich von Aleppo festgestellt wor¬ 
den sind, aber das ist eine Sied¬ 
lung, die auf Seiten des syrischen 
Regimes stand. Es leben dort 
Schiiten, die von den sunniti¬ 
schen Dschihadisten und Rebel¬ 
len angegriffen werden.« Die 
Strategie, Damaskus Giftwaffen¬ 
einsatz zu unterstellen, ziele nur 
darauf ab, ein Eingreifen in 
Syrien zu rechtfertigen. 

Bis Dienstag hatte die Polizei 13 
Tatverdächtige festgenommen, 


die der Revolutionären Volksbe- 
freiungspartei-Front (DFFKP-C) 
und der seit Anfang der 80er 
Jahren nicht mehr in Erschei¬ 
nung getretenen Türkischen 
Volksbefreiungspartei-Front 
(Acilciler) angehören sollen. Die 
DHKP/C bestreitet jede Ver¬ 
wicklung in das »Massaker« und 
erklärte in einer am Montag ver¬ 
breiteten Stellungnahme: »Reine 
revolutionäre Organisation, die 
sich marxistisch-leninistisch 
nennt, kann eine derartige 
Aktion, die dem Volk schadet, 
durchführen oder gutheißen.« 
Auch der seit dem Militär¬ 
putsch von 1980 in Syrien 
lebende, von der türkischen 
Justiz gesuchte frühere Anfüh¬ 
rer der Acilciler, Mihrac Ural, 
wies jegliche Schuld von sich. 
Über Soziale Netzwerke erklär¬ 
te Ural, der in Syrien eine regi¬ 
metreue Miliz gegen die aus der 
Türkei in das Fand eindringen¬ 
den Dschihadisten komman¬ 
diert, am Montag, daß »der 
Massenmord in Reyhanli von 
der selben Hand begangen 
wurde, die in Damaskus und 
Aleppo gemordet hatte«. 

(jW, 15.5., ISKU) 


-^Reportage mit Bahoz Erdal 


ln diesem Land wurde den Kur¬ 
dinnen und Kurden ihre Sprache 
verboten, wer will diesem Land 
vertrauen? Viertausend Dörfer 
wurden niedergebrannt und zer¬ 
stört. Wir mussten all dies erlei¬ 
den. Wir müssten eigentlich fra- 
en: Wie sollen wir solch einem 
taat vertrauen? 

Zum diesem Thema fährt Bahoz 
Erdal wie folgt fort: Wird denn 
geglaubt, dass muttersprach- 
ticker Unterricht die Türkei spal¬ 
ten wird und die Assimilations¬ 
und Verleugnungspolitik sie 
zus ammenb ringt ? 

Nach unserem nächtlichen 
Gespräch mit Bahoz Erdal im 
Haus eines Dorfes haben wir am 
nächsten Morgen in einem 
PKK-Camp, einem Guerilla¬ 
stützpunkt im Metina-Gebiet, 
unsere Diskussion fortgeführt. 
Meine Frage an Bahoz Erdal 
richtete sich auf einen möglichen 
Abbruch des Friedensprozesses: 
Hasan Cemal: Wenn die AKP in 
Hinblick auf die Demokratisie¬ 
rung keine genügenden Schritte 
tätigt, wenn sie keine Basis für 
einen Frieden schaffen, wird 
dann der bewaffnete Kampf zu 
einer Alternative? 

Bahoz Erdal antwortete mit einer 
Aufzählung: 

1. Für unseren Vorsitzenden ist 
der Prozess von einer langfristig 
strategischen Bedeutung. Es han¬ 
delt sich also um kein taktisches 
Vorhaben. Auch der Staat sollte 
den Prozess auf dieselbe Weise 
bewerten. 

2. Beide Seiten sollten den gegen¬ 
wärtigen Prozess weder als einen 
persönlichen Sieg über die andere 


Partei noch als eine persönliche 
Niederlage bewerten. Ein 
Lösungsprozess käme hingegen 
einem Erfolg für beide Seiten 
leich. 

. Ich denke auch, dass weder 
eine zu optimistische Grundhal¬ 
tung noch eine pessimistische 
Einstellung gegenüber dem Pro¬ 
zess angebracht sind. Beide Hal¬ 
tungen gibt es allerdings sowolil 
auf kurdischer als auch auf türki¬ 
scher Seite. 

4. Gegenüber der PKK sollte 
nicht gesagt werden, „sie sind wie 
1999 aut und davongegangen“. 
Damals wurden vier Jffire ver¬ 
schwendet. Es ist in jener Zeit 
[nach dem Rückzug 1999] nichts 
geschehen. Das darf sich nicht 
wiederholen. Wenn der Staat sich 
erneut einbildet, die PKK spalten 
oder gar eliminieren zu können, 
dann werden wir die Reaktion 
unserer Bevölkerung hierauf nicht 
aufhalten. 

5. Der gegenwärtige Prozess war 
und ist für unsere Seite mit 
Schwierigkeiten verbunden. 
Unsere Rräfte davon zu überzeu¬ 
gen, aus Nordkurdistan hierher 
zu kommen, ist nicht einfach 

f ewesen. Wenn Sie hier an den 
unkgeräten gewesen wären, hät¬ 
ten sie das mitverfolgen können. 
Die häufigste Frage, die uns 
gestellt wird, ist, wie es um unse¬ 
ren Vorsitzenden stehen wird. 
Das ist für die Guerilla ein sehr 
sensibles Thema. Sie wollen 
natürlich ihren Vorsitzenden, 
vielleicht über den Weg des Haus¬ 
arrests, in Freiheit sehen. 

Schauen Sie, wir tun alles, was in 
unserer Hand liegt. Ein Waffen¬ 


stillstand ohne Bedingungen, ein 
Rückzug ohne Bedingungen ... 
Der Staat sollte das auch sehen 
... Jetzt aber die Forderung nach 
Niederlegung der Waffen anzu¬ 
führen, wäre der falsche Zeit¬ 
punkt. Das zu diesem Zeitpunkt 
zu fordern, kommt einer Auffor¬ 
derung zur Selbstaufgabe gleich. 
Und sagen wir, die PKK würde 
dem Nachkommen, ohne dass 
die kurdische Frage gelöst wird. 
Dann versichere ich Ihnen, dass 
andere Organisationen entstehen 
würden, die vielleicht zehn Mal 
so radikal wie die PKK sind und 
sich diesem Kampf annehmen 
würden. Es geht also nicht 
darum, die Waffen niederzule¬ 
gen, es geht um die Lösung der 
kurdischen Frage. Es geht also 
darum, die Ursachen dafür, dass 
die Menschen in die Berge gehen 
und die Waffe in Hand nehmen, 
aus der Welt zu schaffen.“ 

Als wir auf den türkischen 
Nationalismus zu sprechen 
kommen, gibt es von Bahoz 
Erdal einiges an Kritik, die er 
mit folgenden Worten zum Aus¬ 
druck bringt: In diesem Land 
[Türkei] gibt es mindesten 20 
Millionen Kurdinnen und Kur¬ 
den. Was wollt ihr nun machen? 
Ihr konntet diese Kurden nicht 
assimilieren. Der türkische 
Nationalismus baut auf der 
Feindschaft zu den Kurden auf. 
Der Staat hat dies seit 80 Jahren 
gefördert. Die offizielle Ge¬ 
schichtsschreibung hat dies 
niedergeschrieben und manife¬ 
stiert. Hier bedarf es eines ernst¬ 
haften Mentalitätswechsels. 

(t24.com, 14.5., ISKU) 


damit begonnen, Unterschriften 
für die Freilassung des inhaftier¬ 
ten kurdischen yolksrepräsen- 
tanten Abdullah Öcalan zu sam¬ 
meln. Eli Mehmud, Mitglied 
der Kampagne in Südkurdistan, 
sprach mit der kurdischen 
Wochenzeitung Rüdaw und gab 
bekannt, dass auch der Mini¬ 
sterpräsident der kurdischen 
Autonomieregion Nechirvan 
Barzani am Mittwoch seine 
Unterschrift unter die Petition 
für die Freilassung des kurdi¬ 
schen Volksrepräsentanten 
Abdullah Öcalan gesetzt hat. 
Die Unterschriftenkampagne 
wurden schon von Prominenten 
wie Immanuel Wallerstein, Nor¬ 
man Peach und Noam Choms¬ 
ky unterzeichnet. Das Ziel der 
Rampagne ist die Freiheit des 
kurdischen..Volksrepräsentanten 
Abdullah Öcalan. Bisher wur¬ 
den schon mehr als sechs Milli¬ 
onen Unterschriften weltweit 
gesammelt. 

(Ru/DK/ANF, 15.5., ISKU) 


500 Tage nach dem Massaker 
von Roboski: Wer gab den 
Schießbefehl? 

Die Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) hat in einer 
schriftlichen Erklärung darauf 
aufmerksam gemacht, dass nun 
genau 500 Tage seit dem Robo- 
ski-Massaker vergangen sind, 
bei dem 34 Kurden, überwie¬ 
gend Jugendliche, durch die tür¬ 
kische Luftwaffe getötet worden 
sind. Die Verantwortlichen für 
diese Tat sind noch immer nicht 
ausfindig gemacht worden. 
Diese müssten sich aber vor der 
Bevölkerung und der Geschich¬ 
te verantworten. 

In den 500 Tagen die bisher ver¬ 
gangen sind, habe die Republik 
Türkei nichts getan, um dieses 
Massaker aufzuklären. Unbe¬ 
antwortet steht die Frage im 
Raum, wer den Schießbefehl 
gegeben hat. 

Die BDP kündigte an, weiter 
für die Aufklärung des Massa¬ 
kers einzutreten. 

(ANF, 11.5., ISKU) 


Quellen: 
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Notizen zum Rückzug 
der Guerilla 


Zwei Guerillaeinheiten aus 
Nordkurdistan haben zwischen 
dem 14. und 15. Mai Kandil in 
Südkurdistan erreicht. Was 
haben diese Gruppen während 
ihres Rückzugs erlebt, was 
haben sie gefühlt, als sie die 
Nachricht vom Rückzug das 
erste Mal gehört haben und wie 
waren ihre ersten Reaktionen? 
Die Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) 
hatte am 12. Mai in einer Erklä¬ 
rung Pressevertreterinnen für 
den 13. Mai in die Meder-Ver¬ 
teidigungsgebiete eingeladen, 
damit diese die sich zurückzie¬ 
henden Guerillaeinheiten beob¬ 
achten können. Am nächsten 
Tag erschien trotz des Dauerre¬ 
gens die erste Guerillaeinheit 
um 6:30 Uhr. Es gibt keinen 
Zweifel, dass die wichtigsten 
Akteure in dieser Phase die sich 
zurückziehenden Guerillas sind. 
Diese nennen den Rückzug: 
demokratischer Lösungsmarsch. 
Die erste Guerillaeinheit, die 
Kandil erreichte, bestand aus 
sechs weiblichen und neun 
männlichen Mitgliedern der 
Guerilla. Sie kamen aus der Pro¬ 
vinz Wan (Van) und waren sie¬ 
ben Tage unterwegs. Der Kom¬ 
mandant der ersten Guerillaein¬ 
heit Cigerxwin Firat erklärte, 
wie sie zum ersten Mal vom 
Rückzug gehört haben: „Wir 
haben dies zum ersten Mail im 
TRT-Radio gehört. Wir waren 
offen gesagt auf solch eine Ent¬ 
scheidung nicht vorbereitet und 
waren überrascht. Wir haben 
dies zuerst als psychologische 
Kriegspropaganda bewertet. Es 
gab viele Diskussionen darüber. 


Denn wir hatten uns für den im 
2012 begonnen Revolutionären 
Volkskampf vorbereitet. Wir 
hatten den Winter über die 
Praktiken des vergangenen Jah¬ 
res reflektiert und intensive 
Schulungen für eine Verstär¬ 
kung des Kampfes im Jahr 2013 
erhalten. Niemand von uns 
hatte so etwas vorhergesehen." 
Der Exekutivratsvorsitzende der 
KCK Murat Karayilan hatte vor 
kurzem in einer Reportage 
erklärt, dass es nicht leicht ge¬ 
wesen sei, die Guerillakämprer- 
Innen vom „Rückzug“ zu über¬ 
zeugen. Savufka Siirt, eine Gue¬ 
rillakommandantin, erklärte 
zum Beginn des aktuellen Pro¬ 
zesses: „Wir waren nicht auf 
solch einen Prozess vorbereitet. 
Als wir es zum ersten Mal hör¬ 
ten, haben wir es nicht ganz ver¬ 
standen. Es gab viele Freundin¬ 
nen, die nicht mitkommen 
wollten. Wir haben hier dutzen- 
de Freundinnen verloren. Solch 
eine Entscheidung schockierte 
uns, denn wir dachten daran, 
den Kampf 2013 zu verstärken. 
Wir waren erst überzeugt, als 
die Bewegung uns später mit¬ 
teilte, dass es wirklich zum 
Rückzug kommen werde.“ 

Ohne Zweifel war der PKK- 
Vorsitzende Abdullah Öcalan 
ein wichtiger Faktor für die Rei¬ 
fung des Prozesses. Sowohl die 
erste als auch die zweite Gruppe 
unterstrichen gemeinsam: 
„Hätte es nicht die Entschei¬ 
dung des Vorsitzenden und den 
Befehl der Partei gegeben, wäre 
es nicht zum Rückzug gekom¬ 
men.“ 


Öcalans Aussage, dass in der 
neuen Phase in Nordkurdistan 
und der Türkei eine demokrati¬ 
sche Politik ohne Waffen ent¬ 
wickelt werden müsse, wurde 
intensiv bei der Guerilla disku¬ 
tiert. Der Verlauf des Prozesses 
wurde über Funk und über 
andere Möglichkeiten von der 
Parteiführung nach Nordkurdi¬ 
stan weitergeleitet. Berwar 
§ervan von der ersten Gruppe 
erzählte folgendes zu den 
Diskussionen: „Natürlich dach¬ 
ten wir als wir das erste Mal 
davon hörten, dass es Vereinba¬ 
rungen gebe. Später verstanden 
wir, dass es keine Vereinbarung 
gab. Wir fragten, warum wir 
uns zurückziehen sollen. Es gab 
auch 1999 einen Rückzug und 
der türkische Staat hatte über¬ 
haupt keinen Schritt getan. Wir 
fragten: .Wegen was ziehen wir 
uns in dieser Phase zurück“. Wir 
hatten aufgrund der weiten Ent¬ 
fernung und den Winter- und 
Kriegsbedingungen keine gro¬ 
ßen Möglichkeiten, die Ent¬ 
wicklungen nah zu verfolgen. 
Wir verlangten von der Organi¬ 
sation daher Antworten auf 
unsere Fragen. Auch wenn wir 
nicht viel über die Details des 
Prozesses erfahren konnten, ist 
es für uns essenziell, die Ent¬ 
scheidung der Partei und den 
Befehl des Vorsitzenden in die 
Tat umzusetzen. Wir haben uns 
in diesem Rahmen bewegt. 
Zudem vertrauen wir unserer 
Organisation, unserem Vorsit¬ 
zenden und uns selbst.“ 

Die beiden Guerillagruppen 
machten auf die anhaltenden 
Aufklärungsflüge der türkischen 


Meldungen: 

BDP-Delegation bereitet sich 
auf Imrali-Besuch vor 

Die BDP wird in dieser Woche 
einen Antrag beim Justizmini¬ 
sterium für eine Besuchserlaub¬ 
nis auf Imrali bei dem inhaftier¬ 
ten PKK-Vorsitzenden Abdul¬ 
lah Öcalan einreichen. Die 
BDP-Abgeordnete Pervin Bul- 
dan, die Teil der Delegation sein 
soll, erklärte, dass sie während 
des Besuches mit Öcalan über 
die politischen Entwicklungen 
hinsichtlich des Lösungs¬ 
prozesses in den vergangenen 
vier Wochen sprechen und 
mögliche nächste Schritte 
diskutieren und abstimmen 
wollen. 

Neben Buldan wollen der BDP- 
Co-Vorsitzende Selahattin De- 
mirta§ und der BDP- 
Abgeordnete Sirri Süreyya 
Önder die Fahrt nach Imrali 
antreten. Sollte das Justizmini¬ 
sterium die Erlaubnis für den 
Besuch erteilen, wäre dies die 
sechste BDP-Delegation auf 
Imrali seit Januar diesen Jahres. 

(ANF, 22.5., ISKU) 

Militärische Aktivitäten der 
türkischen Armee dauern an 
Obwohl sich die Mitglieder der 
Volksverteidigungskräfte HPG 
weiter vom türkischen Staatsge¬ 
biet zurückziehen, dauern die 
Operationen und Bombardie¬ 
rungen der türkischen Armee 
weiter an. Nach einer Meldung 
des Presse- und Informations¬ 
zentrums der HPG (HPG- 
BiM) kam es zu Aktivitäten der 
türkischen Streitkräfte im 
Gebiet um Oramar in der Pro¬ 
vinz Colemerg (Hakkari). Bei 
dem Angriff am 20. Mai wurde 
das Gebiet Sehit Rahime zwi¬ 
schen 3.00 Uhr und 4.30 Uhr 
mit schwerer Artellerie beschos¬ 
sen. Die türkische Armee hat 
zudem das Rückzugsgebiet der 
Guerilla, die Meder-Verteidi¬ 
gungsgebiete, bombardiert. Das 
HPG-BiM erklärte, dass die 
Guerilla auf diese Angriffe zwi¬ 
schen dem 17. und 18. Mai 
geantwortet hätte. „Die Kobra¬ 
kampfhubschrauber waren auf¬ 
grund des Widerstands unserer 
Guerilla gezwungen, sich 
zurückzuziehen“, so die Presse¬ 
stelle der HPG. 

(YÖP, 21.5., ISKU) 

Silopi: Vier Festnahmen 

ln der Nacht zum Dienstag sind 
nach Hausdurchsuchungen in 
Silopi vier Personen festgenom¬ 
men worden. Unter den Festge¬ 
nommenen befindet sich auch 
ein Mitglied des Rates der 
Stadtverwaltung von Cizire 
Heybet K. sowie Murat D., ein 


Duran Kalkan: Die Versprechen 
müssen gehalten werden 


Duran Kalkan, Mitglied des Exe¬ 
kutivrats der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans 
(KCK), hat in einer Sendung 
von Nuce TV einige Aussagen 
zum gegenwärtigen Prozess 
getroffen. Zum momentanen 
Rückzug der Guerilla in die 
Meder-Verteidigungsgebiete 
erklärte er: „Unsere Bewegung 
hat ihr Versprechen gehalten. Sie 
hat gezeigt, dass sie eine Bewe¬ 
gung ist, die ihren Worten treu 
bleibt.“ 


Die erste Etappe des Lösungs¬ 
prozesses sei beendet und man 
sei in die zweite Etappe überge- 

f angen. „Die Gefechte sind 
eendet, es gibt keinen Krieg 
mehr (...). In diesem Sinne ist 
die an Newroz erklärte erste 
Etappe der Phase abgeschlos¬ 
sen. Es fällt jedem zu, seine 
Worte nun in Taten umzuset¬ 
zen. Nun müssen sich einige 
Kräfte in Bewegung setzten. 
Die PKK, die Kurdinnen haben 
ihr Versprechen eingehalten. 


Jeder muss nun sein Verspre¬ 
chen erfüllen. (...) In der zwei¬ 
ten Etappe müssen nun die 
Schritte zur Demokratisierung, 
die demokratisch politische 
Lösung der kurdischen Frage 
und die dafür notwendigen ver¬ 
fassungsrechtlichen Regelungen 
geschaffen werden. Schauen 
wir, wie weit die Versprechun¬ 
gen erfüllt werden, wie weit die 
notwendigen Schritte gehen 
werden“, so Kalkan. 

(YÖP, 21.5., ISKU) 




Internationale Aktivisten 
blockieren Ilisu Baustelle 


Vertreter aus Südamerika, Afri¬ 
ka, Europa, USA und dem 
Mittleren Osten protestierten 
am Dienstag auf der Ilisu Bau¬ 
stelle und blockierten zwischen¬ 
zeitlich die Zufahrt zur Baustel¬ 
le. Sie forderten ein Ende der 
Bauarbeiten am Ilisu Stau¬ 
damm, der Hasankeyf, eine der 
ältesten Städte der Welt, unter 
Wasser setzen und die Mesopo- 
tamischen Sümpfe im Süden 
des Irak trocken legen würde. 
Die 25 Personen, darunter auch 
Megaron Txucarramae, einer 
der wichtigsten Sprecher der 
Kayapo Indios vom Xingu in 
Brasilien, hielten Banner in 
Englisch und Türkisch mit 
“Rivers Unite — Dams Divide: 
Stop Ilisu and Belo Monte 
Dams”. Erstmals fand damit 
eine Protestaktion direkt an der 
Baustelle statt. Die Aktion ver¬ 
lief friedlich und wurde nach 30 
Minuten beendet. 

„Unsere Aktion soll zeigen, dass 
unser Widerstand weitergehen 
wird, selbst wenn der Bau schon 
fortgeschritten ist. Außerdem ist 
unsere Aktion der Beginn für 


einen internationalen Zusam¬ 
menschluss von Umweltgrup¬ 
pen aus aller Welt sowie von 
Menschen, die von Staudamm¬ 
projekten betroffen sind, “ so 
Ulrich Eichelmann von River- 
watch, der an der Aktion teil¬ 
nahm. 

Die Protestierenden hatten 
zuvor am 18.5. in Istanbul an 
der „International Rivers Con¬ 
ference“ teilgenommen, eine 
Konferenz im Rahmen der 
DAMOCRACY Bewegung. 
DAMOCRACY soll eine welt¬ 
weite Initiative gegen den Bau 
von Staudämmen werden. 
Riverwatch ist zusammen mit 
Doga Dernegi (Türkei), Ama- 
zonWatch (Brasilien/USA) und 
International Rivers (USA) eine 
der Gründerorganisationen. 
Mehr als 5.000 große Staudäm¬ 
me sind weltweit im Bau oder in 
Planung, so viele wie noch nie 
zuvor. Diese bedrohen selbst die 
letzten Naturgebiete der Erde, 
wie das Amazonasgebiet, Meso¬ 
potamien, Patagonien, Alaska, 
den Mekong, das Kongobecken 
oder den Balkan. An den Flüs¬ 


sen zwischen Slowenien und 
Albanien sind 570 Wasserkraft¬ 
werke geplant. 

Der Belo Monte in Brasilien 
und der Ilisu in der Türkei zei¬ 
gen, wie verheerend die ökologi¬ 
schen, sozialen und kulturellen 
Folgen der Staudämme sind. 
Weltweit leiden 750 Millionen 
Menschen unter den Folgen 
bestehender Dämme. Werden 
Ilisu und Belo Monte fertigge¬ 
stellt, kommen viele dazu: 
75.000 würden in der Türkei 
und Brasilien ihre Eleimat ver¬ 
lieren. Viele weitere kämen im 
Irak dazu, deren Lebensgrundla¬ 
ge der Tigris ist. Vermutlich 
wären es Fiundertausende. 
“Unser Kampf, den Xingu in 
Amazonien zu erhalten und den 
Bau des Belo Monte Staudamm 
zu stoppen ist der gleiche wie 
am Tigris gegen den Ilisu Stau¬ 
damm. Gemeinsam sagen wir 
“Nein” zu unseren Regierungen. 
Man darf keinen Fluss umbrin- 

f en, der Menschen und deren 
lultur erhält”, sagt der Kayapo 
Chef Megaron Txucarramae. 

(rw, 21.5., ISKU) 


Kranker Gefangener nach 
Schlaganfall gestorben 


Am Montag starb Gürgin Kurt 
(63) im Gefängnis von Ahlat an 
den Folgen eines Schlaganfalls. 
Kurt litt schon lange unter Blut¬ 
hochdruck und einer halbseitigen 
Lähmung. Er war unter dem Vor¬ 
wurf der "Mitgliedschaft in einer 
verbotenen Organisation" verhaf¬ 
tet und vor vier Monaten vom E- 


Typ-Gefängnis in Mu$ ins 
geschlossene Gefängnis Ahlat in 
Tatvan (Bitlis) verlegt worden. 
Erst einen Tag nach seinem 
Schlaganfall war Gürgin Kurt ins 
Krankenhaus verlegt worden, er 
sprach aber nicht mehr auf die 
Behandlung an und ist Montag 
verstorben. Sein Sohn Sinan kün¬ 


digte an, er werde eine Klage 
gegen diejenigen anstrengen, die 
für den Tod seines Vaters verant¬ 
wortlich seien, weil sie ihm eine 
Behandlung verweigert hatten. 
Sinan Kurt sagte, das Justizmini¬ 
sterium habe alle Anträge auf 
medizinische Behandlung abge¬ 
lehnt. (ANH 21.5., ISKU) 


Friedensmütter besuchen Grab 
von Sakine Cansiz 


Friedensmütter aus Amed (Diy- 
arbakir) und Istanbul, die für die 
Unterstützung der Initiative 
„Demokratische Befreiung und 
demokratische Lösung“ nach 
Dersim gekommen sind, haben 
das Grab des ermordeten Grün¬ 
dungsmitglieds der PKK, Sakine 
Cansiz besucht. Am 9. Januar 
2013 ist Sakine Cansiz gemein¬ 


sam mit Fidan Dogan und Leyla 
Saylemez in den Räumen des 
Kurdischen Informationsbüros 
in der Nähe des Pariser Nord¬ 
bahnhofes heimtückisch ermor¬ 
det worden. Die Friedensmütter 
besuchten auch weitere Gräber 
von gefallenen Kämpferinnen 
der Volksverteidigungskräfte 
FIPG. Auf Initiative der Demo¬ 


kratischen Freien Frauenbewe¬ 
gung (DOKH) wurde auf dem 
zentralen Platz der Stadt Dersim 
ein Zelt aulgeschlagen. Man 
möchte die Bevölkerung über 
den aktuellen Friedensprozess 
aulklären und gleichzeitig den 
Abzug der Guerillakräfte vom 
türkischen Staatsgebiet verfol¬ 
gen. (ANF, 18.5., ISKU) 


Notizen zum Rückzug der Guerilla 


Armee mit Drohnen aufmerk¬ 
sam und erzählten in gleicher 
Weise ihre Gefühle beim Verlas¬ 
sen Nordkurdistans: „Der Nor¬ 
den ist in Bezug auf unseren 
Widerstand ein sehr wichtiger 
Ort. Es ist das Gebiet, in dem 
der Kampf begann. Wir haben 
unsere ersten großen Komman¬ 
danten dort verloren. Es gibt 
starke Bindungen mit der 


Bevölkerung. Auch sie fragten 
uns, warum wir gehen, auch sie 
hatten große Bedenken. Sie 
waren überzeugt als wir ihnen 
erklärten, dass dies die Entschei¬ 
dung des Vorsitzenden ist. 
Trotzdem war diese Trennung 
sehr schwer.“ 

Der Kommandant der ersten 
Gruppe Cigerxwin Firat erklärte 
in Bezug auf die endgültige 


Niederlegung der Waffen: 
„Solange unser Vorsitzender 
und das kurdische Volk nicht 
frei sind, wird es dies niemals 
geben. Als HPG (Volksverteidi- 
ungskräfte) sind wir die Vertei- 
igungskraft eines Volkes. Das 
kurdische Volk leistet immer 
noch seinen Widerstand für die 
Freiheit.“ 

(ANF, 22.5., ISKU) 


Zeitungsausträger der kurdisch¬ 
sprachigen Tageszeitung Aza- 
diya Welat. Die Namen der 
anderen beiden Personen waren 
noch nicht bekannt. Es liegen 
auch noch keine Angaben über 
den Grund der Festnahmen 
vor. Alle vier sind auf die Poli¬ 
zeistation von Silopi gebracht 
worden. (ANF, 21.5., ISKU) 


Journalisten zu langjährigen 
Haftstrafen verurteilt 
Ibrahim Güvenc, ehemaliger 
Chefredakteur der kurdisch¬ 
sprachigen Wochenzeitung 
Azadiya Welat, ist am Mitt¬ 
woch in Amed (Diyarbakir) zu 
einer Haftstrafe von zehn Jah¬ 
ren und drei Monaten verurteilt 
worden. Ihm wurde die „Ver¬ 
breitung von Progaganda für 
eine illegale Organisation“ vor¬ 
geworfen. 

Auch der jetzige Chefredakteur 
der Zeitung, Aydin Atar, steht 
derzeit wegen des gleichen Vor¬ 
wurfs in Amed vor Gericht. 

In Istanbul wurde zeitgleich der 
Sprecher der „Plattform für die 
Solidarität mit den inhaftierten 
Journalistinnen“, Necati Abay, 
zu einer Haftstrafe von 11 Jah¬ 
ren und drei Monaten wegen 
„Mitgliedschaft in einer illega¬ 
len Organisation“ verurteilt. 
Abay machte in einer nach dem 
Urteil verbreiteten Erklärung 
Ministerpräsident Erdogan für 
die Verhängung der Fiaftsrafe 
verantwortlich: „Erdogan hat 
im März 2012 unsere Plattform 
beschuldigt, eine gefälschte 
Liste der zum damaligen Zeit¬ 
punkt 105 inhaftierten Journa¬ 
listinnen zu verbreiten. Ich 
glaube, dass diese Verleumdung 
Erdogans direkten Einfluss auf 
das Urteil gegen mich hat.“ 

Er erklärte weiter, dass er nie¬ 
mals aufhören werde, für 
Gerechtigkeit einzutreten und 
dass die wahren Gründe für 
seine Verurteilung seine Einga¬ 
ben vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrech¬ 
te gegen folternde Polizeibeam¬ 
te und den türkischen Staat 
seien. (ANF, 22.5., ISKU) 
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§akran, 


Im Februar vergangenen Jahres 
wurde öffentlich, dass im M- 
Typ-Gefängnis von Pozanti bei 
Adana aus politischen Gründen 
inhaftierte Minderjährige vom 
Gefängnispersonal und erwach¬ 
senen Insassen der Anstalt verge¬ 
waltigt, sexuell belästigt und 
gefoltert wurden. 

Nun berichteten am 27.5.2013 
mehrere türkische Nachrichten¬ 
portale, wie zum Beispiel die tür¬ 
kische Zeitung „Milliyet“ oder 
die unabhängige Internetzeitung 
T24, von einem Bericht des 


f roßten Anwaltsvereins der 
’ürkei CHD (CJagdaj Hukuk- 
cular Dernegi - Zeitgenössische 
Juristenvereinigung) über ähnli¬ 
che Übergriffe gegen inhaftierten 
Minderjährigen im §akran- 
Gefängnis in Izmir. 

In einer Pressekonferenz der 
Izmir-Abteilung des CHD wurde 
erklärt, dass die Minderjährigen 
im §akran-Gefängnis mit Folter 
und unmenschlichen erniedri¬ 
genden Praktiken seitens des 
Gefängnispersonals konfrontiert 
werden. Das Vorstandmitglied 
des Vereins Nergis Tuba Aslan, 
die mit einer Kommission das 
Gefängnis besuchte, erklärte dort 
im Namen des Vereins unter 
anderem: „Die inhaftierten Min¬ 
derjährigen haben uns erzählt, 
dass sie permanenter Gewalt 
durch den Gefängnisdirektor 
und die Gefängniswärter ausge¬ 
setzt seien. Sie haben erklärt, dass 
die Gefängniswärter sie mit Pla¬ 
stikschellen an Händen und 
Füßen gefesselt in Gummizellen 


das zweite 

bringen, dort die Kameras aus- 
schalten und sie dann brutal 
zusammenschlagen. “ 

Aslan erklärte während der Pres¬ 
sekonferenz zudem, dass der 
Kodirektor des Gefängnisses die 
Minderjährigen mit einem 
Schlauch schlage. Bei ihrem 
Besuch im Gefängnis, erzählte 
ihr einer der Minderjährigen, I. 
A., dass der Direktor auf ihn 
minutenlang mit einem 
Schlauch eingeschlagen hätte. 
Nach den Schlägen mit dem 
Schlauch waren die Arme und 
Beine des Minderjährigen ge¬ 
schwollen und blau angelaufen“, 
erklärte Aslan. 

Zudem sei I. A. vor seiner 
Gefangennahme aufgrund eines 
Unfalls an einem seiner Augen 
verletzt gewesen. Da er vor seiner 
Gefangenahme in Behandlung 
war, konnte er mit dem Auge 
noch etwas sehen. Doch nach 
seiner Gefangenahme wurde 
seine noch nicht abgeschlossene 
Behandlung beendet und die 
Forderung, die Behandlung im 
Gefängnis fortzuführen, nicht 
beachtet. Er sehe nun nichts 
mehr mit seinem verletzten 
Auge. 

Nach den Prügelattacken der 
Gefängnisangestellten werden 
die Minderjährigen — auf Ent¬ 
scheidung des Direktors - in den 
sogenannten „Sicherungs- bzw. 
Beobachtungsraum“ verlegt. 
Dies sind drei Quadratmeter 
große Zellen, ausgestattet mit 
einem Bett, WC und Wasser¬ 
hahn. Insgesamt gebe es von die- 


Pozanti? 

sen Zellen 22 Stück, die immer 
belegt seien. Die Minderjährigen 
würden tagelang, manchmal 
sogar monatelang in diesen Zel¬ 
len festgehalten. 

S. D., ein weiterer inhaftierter 
Minderjähriger, hätte vor einem 
Monat zudem versucht, auf¬ 
grund der in Haft erlebten Folter 
mit der Einnahme von Wasch¬ 
mittel Selbstmord zu begehen. 
Man hätte ihn nach vier Tagen 
im staatlichen Krankenhaus wie¬ 
der zurück ins Gefängnis 
gebracht. Wenn eine Delegation 
die Minderjährigen besuchen 
komme, lasse der Gefängnisdi¬ 
rektor die Zellen räumen und 
alle in die Gemeinschaftszellen 
bringen. 

Aslan fuhr fort, dass die verant¬ 
wortliche Gefängnisleitung, die 
Gefängniswärter und die Jandar- 
ma Hand in Hand diese Folter¬ 
praxis an den inhaftierten Min¬ 
derjährigen an wenden und 
durch das Rechtssystem 
geschützt werden. Die Izmir- 
Abteilung der Anwalts Vereini¬ 
gung werde dagegen Strafanzeige 
stellen. 

Das Justizministerium der Türkei 
hat am 28. Mai zu dem Bericht 
des CHD mit den Vorwürfen 
von Folter gegenüber inhaftierten 
Minderjährigen im Sakran- 
Gefängis Stellung bezogen. In der 
Erklärung heißt es unter ande¬ 
rem, dass der Vorwurf, dass Maß¬ 
nahmen aufgrund der „ethni¬ 
schen Herkunft“ (kurdisch) 
gegen die Minderjährigen ange¬ 
wandt werden, „haltlos sei“. 


KCK-Hauptverfahren von 
Istanbul fortgesetzt 


Der Prozess im KCK-Hauptver- 
fahren gegen insgesamt 205 Per¬ 
sonen, von denen sich 111 in 
Untersuchungshaft befinden, 
wurde am 28. Mai in Istanbul 
fortgesetzt. Am fünften Verhand¬ 
lungstag hielt Mustafa Avci, Vor¬ 
standsmitglied der BDP, 
zunächst die politische Verteidi¬ 
gungsrede für alle Angeklagten 
und nahm anschließend zu den 
egen ihn erhobenen Vorwürfen 
tälung. 

Avci erklärte in seiner Verteidi- 
ungsrede, dass der türkische 
taat durch die Ungleichbehand¬ 
lung seiner Bürger seine Legiti¬ 
mität einbüße. Während der 
gesamten Geschichte der türki¬ 
schen Republik sei die kurdische 


Bevölkerung der Assimilations¬ 
politik des Staates ausgesetzt 
gewesen. Avci erklärte, dass er 
dennoch die Hoffnung auf ein 
baldiges Ende der Unter¬ 
drückungspolitik nicht verloren 
habe. Avci ging anschließend mit 
folgenden Worten auf die Situa¬ 
tion der Angeklagten ein: "Uns 
wird seit 20 Monaten die Mög¬ 
lichkeit verwehrt, uns zu vertei¬ 
digen. Wir können auch nicht 
einschätzen, wie das Gericht von 
nun an agieren wird. Allerdings 
wissen wir, dass diejenigen, die 
uns beschuldigen, ihre Vorwürfe 
auch beweisen müssen. Ja, wir 
sind Aktivistinnen und Aktivi¬ 
sten. Allerdings sind wir Aktivi¬ 
sten in legalen Organisationen 


wie der BDP, dem DTK oder 
von GÖQDER." 

Der Verhandlungstag wurde mit 
der Verteidigung des BDP- 
Mitglieds Ejref Yafar fortgesetzt. 
Ya§ar erklärte unter anderem, 
dass die AKP die KCK-Opera- 
tionen als Teil ihrer integrierten 
Strategie, an dem die Polizei, die 
Justiz und die Regierung betei¬ 
ligt sind, umgesetzt habe. "Ziel 
der integrierten Strategie ist es, 
den 29. Aufstand des kurdischen 
Volks zu unterdrücken", so Yajar. 
Noch bevor der Angeklagte seine 
Verteidigung abschließen konn¬ 
te, beendete das Gericht den Ver¬ 
handlungstag und setzte den Fol¬ 
getermin auf den 30.Mai an. 

(DIHA/ANF, 28.5., ISKU) 


Meldungen: 

Sechste Guerillagruppe 
erreicht Kandil 

Die sechste Guerillaeinheit mit 
16 Kämpferinnen hat im Rah¬ 
men des Rückzugs der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG aus 
Nordkurdistan/Türkei die 
Meder-Verteidigungsgebiete 
erreicht. Die Gruppe aus dem 
Gebiet Botan hat am Montag 
um 7.00 Uhr morgens ihr Ziel 
erreicht und wurde von den 
Kommandanten der HPG 
empfangen. Der Kommandant 
der Gruppe erklärte, dass der 
Rückzug, wie bei den vorheri¬ 
gen Gruppen auch, durch die 
permanenten Flüge der Aufklä¬ 
rungsdrohnen und durch die 
Bewegungen der türkischen 
Armee deutlich erschwert 
wurde. (ANF, 27.5., ISKU) 

Militärische Operationen 
in Ginn ^in 

Obwohl sich die bewaffneten 
Kräfte der HPG gegenwärtig 
im Rückzug aus der Türkei 
befinden, hat das türkische 
Militär in der Region Gimgim 
(Varto, Provinz Muf) unter 
Einsatz von gepanzerten Fahr¬ 
zeugen und zahlreichen Solda¬ 
ten eine großangelegte Opera¬ 
tion gestartet. Das Operations¬ 
gebiet befindet sich im Dreieck 
von Müf (Mu§)> Amed 
(Diyarbakir) und Cewlig 
(Bingöl). Bei der Operation 
handelt es sich um die größte 
Militäraktion der letzten 
Monate. Augenzeugen berich¬ 
ten, dass sich eine Vielzahl von 
Militärhubschraubern des Typs 
Kobra über dem Operationsge¬ 
biet befinden. 

(ANF 29.5., ISKU) 

Unbefristeter Hungerstreik 
im Gefängnis von Wan 
Dem unbefristeten Hunger¬ 
streik im F-Typ Gefängnis von 
Wan haben sich zwölf weitere 
PKK-Gefangene angeschlos¬ 
sen. Bereits am 13. Mai waren 
die ersten zwölf PKK-Gefange¬ 
nen aufgrund unmenschlicher 
Gefängnisumstände und 
schlechter Behandlung durch 
die Gefängniswärter in einen 
unbefristeten Hungerstreik 
getreten. 

Unterdessen blieben die Ver¬ 
mittlungsversuche verschiede¬ 
ner zivilgesellschaftlicher Orga¬ 
nisationen und des BDP-Abge- 
ordneten von Wan Özdal Ufer 
erfolglos. Die nun 24 Hunger¬ 
streikenden machten deutlich, 
dass sie ihre Aktion bis zur 
Erfüllung ihrer Forderungen 
fortsetzen werden. Ahmet 
Aygün, Vorsitzender der 
Zweigstelle Wan des TUYAD- 





Friedenskonferenz in Ankara 


Die erste Friedenskonferenz auf 
Aufruf des . PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Ocalan wurde am 
Samstag in Ankara abgehalten. 
Die kurdische Führungspersön¬ 
lichkeit hatte in seiner histori¬ 
schen Newroz-Botschaft am 21. 
März 2013 erklärt, dass vier Kon¬ 
ferenzen abgehalten werden soll¬ 
ten, um den „aktuellen demokra¬ 
tischen Lösungsprozess zu disku¬ 
tieren, ein Bewusstsein zu schaf¬ 
fen und Beschlüsse zu fassen“. Bis 
zu 400 Intellektuelle, Künstlerin¬ 
nen, Schriftstellerinnen, Gewerk- 
schafterlnnen, Frauenaktivistin¬ 
nen und Vertreterinnen aus zivil¬ 
gesellschaftlichen Organisationen 
sind auf dieser Konferenz 
zusammengekommen, in der 
auch die Botschaften von Yajar 
Kemal, Vedat Türkali, Murathan 
Mungan und Orhan Pamuk ver¬ 
lesen wurden. Vedat Türkali 
erklärt in seiner Botschaft: „Zum 
ersten Mal fließt kein Blut mehr; 
deshalb empfinde ich für Ocalan 

f roße Zuneigung.“ Auch viele 
olitikerlnnen waren anwesend, 
unter anderem die BDP-Kovorsit- 
zenden Selahattin Demirta? und 
Gültan Ki$anak, die Kovorsitzen- 
de des Kongresses für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft DTK Aysel 
Tugluk, die. Kovorsitzenden von 
HDP und ÖDP sowie die Vorsit¬ 
zenden der EMEP und SDP. 
Besonders auffällig zu beobachten 
war, dass es auf dieser „Konferenz 
des Friedens und der Demokra¬ 
tie“ keine großen Sicherheitsmaß¬ 
nahmen gab. Es gab keine Prote¬ 
sten von anderen Gruppierungen. 
In einer ruhigen Atmosphäre sind 
Vertreterinnen aus islamischen 
Kreisen, alevitischen Organisatio¬ 
nen, linken Gruppen, Vertreter¬ 
innen verschiedener Ethnien und 
hohe Funktionäre der CFFP sowie 
viele namenhafte Persönlichkei¬ 
ten der Türkei, zusammengekom¬ 
men. Die Beschlüsse der Konfe¬ 
renz, die am Sonntag endete, wer¬ 
den an den türkischen Minis¬ 
terpräsidenten Erdogan und den 
Repräsentanten des ..kurdischen 
Volkes Abdullah Öcalan ge¬ 
schickt. Im Juni wird eine weitere 
Friedenskonferenz in Amed (Diy- 
arbakir) stattfinden. Danach fol- 

f en Konferenzen in Brüssel und 
lewler (Erbil). Die Eröffnungs¬ 
rede der Konferenz wurde von 


dem BDP-Abgeordneten aus 
Istanbul Sirn Süreyya Onder 
abgehalten, der erklärte, dass man 
für einen dauerhaften Frieden 
zusammengekommen sei. 

„Lasst uns alle zusammen 
die Zukunft aufbauen“ 

Die BDP-Kovorsitzende Gültan 
Kifanak erklärte in ihrer Rede, 
dass die Menschen in den Phasen 
der bewaffneten Kämpfe viel Leid 
erfahren mussten. Sie machte dar¬ 
auf aufmerksam, dass die Ver¬ 
handlungen einen historischen 
Charakter haben und es kein 
Zurück mehr gebe. Jeder müsse 
seinen Teil für diesen Prozess 
geben. 

Die Rolle der Frau 

„Ohne die Frauen kann es keinen 
Frieden geben“, 1 erklärte Prof. Dr. 
Nükhet Sirman. Nur so könne 
sich der Frieden in der gesamten 
Gesellschaft ausbreiten. Wenn die 
gesellschaftliche Ordnung nicht 
verändert wird, werden die Frau¬ 
en nicht in ihre Lläuser zurück¬ 
kehren. 

Die kurdische und 
armenische Sprache 
Der Anwalt Mehmet Emin Aktar 
sagte auf Kurdisch in seiner Rede, 
dass die Hoffnungen auf den 
Frieden mit dem neuen Prozess 
erstarkt seien. Danach folgte eine 
armenische Rede von Garo Pay- 
lan. Die Professorin §ebnem 
Korur Fincanci bedankte sich bei 
dem kurdischen Volk für dessen 
Widerstand, äußerte aber Beden¬ 
ken hinsichtlich des Friedenspro¬ 
zesses. Sie betonte, dass die Kon¬ 
ferenz ein Schritt zum Frieden sei. 

Es braucht eine neue Verfassung 
Prof. Dr. Genjay Gürsoy erklärte, 
dass die Absicht der Konferenz 
ein dauerhafter Friede sei. Eine 
30-jährige blutige Phase neige 
sich dem Ende zu. „Das leise und 
unauffällige Zurückziehen der 
PKK-Guerillas steigert unser Ver¬ 
trauen in die Friedensphase. 
Doch wir wissen alle, dass es für 
einen dauerhaften Frieden und 
eine Lösung der kurdischen Frage 
eine Verfassung braucht, die eine 
pluralistische, egalitäre, patizipati- 
ve, libertäre, dezentrale soziale 
Ordnung möglich macht.“ 


Große Unterstützung 
der Phase in Qers (Kars) 

Die Ostanatolien-Delegation 
der „Kommission der weisen“ 
hat sich in Quers (Kars) mit tau¬ 
senden Menschen getroffen und 
mit der dortigen Bevölkerung 
über den laufenden Prozess 

f esprochen. „Seit drei bis vier 
Fonaten gibt es keine neuen 
Märtyrer mehr. Die Mütter wei¬ 
nen nicht. Als ein CHPler verur¬ 
teile ich die Annährungsweise 
von Kihfdaroglu und meiner 
Partei“, erklärte ein CHP-Sym- 
pathisant gegenüber der Delega¬ 
tion. Ein Soldat, der sich zurzeit 
im Urlaub befindet, erklärte der 
Delegation: „Ich bitte euch, dass 
keine Mutter mehr weinen 
muss. Das Blutvergießen soll 
aufhören. Geschwister erschie¬ 
ßen sich gegenseitig.“ Anschlie¬ 
ßend ist man im Stadtzentrum 
zusammengekommen. In bei¬ 
den Versammlungen wurden die 
Forderungen nach Bildung in 
der eigenen Muttersprache und 
die Freiheit für alle politischen 
Gefangenen einschließlich Ab¬ 
dullah Öcalans geäußert. Die 
Delegation machte sich am 
SamstagAbend auf den Weg 
nach Erdexan (Ardahan). 

Das Volk will Frieden 
und Freiheit 

An den Volksversammlungen 
zum laufenden Prozess in dem 
Bezirk Stewr (Savur) in der Pro¬ 
vinz Merdin (Mardin), die von 
der BDP und der DTK organ- 
siert werden, haben tausende 
Menschen teilgenommen. Die 

f emeinsamen Forderungen der 
Fenschen waren die Freiheit 
Abdullah Öcalans und die Aner¬ 
kennung der Grundrechte des 
kurdischen Volkes. 

Aktionen der Frauen dauern an 

Die Demokratische Freie Frau¬ 
enbewegung (DÖKH) führt die 
Initiative „Demokratische 
Befreiung und Lösung“ mit dem 
Aufstellen von Zelten in Der- 
sim, Colemerg (Hakkari) und 
Sirnex (§irnalc) fort. Tausende 
Menschen haben sich in Dersim 
zur Volksversammlung getrof¬ 
fen, die von der BDP-Abgeord¬ 
neten Emine Ayna besucht 
wurde. (ÖG, 26.5., ISKU) 


—► §akran, das zweite Pozanti? 


Bezugnehmend auf die Beschrei¬ 
bung des Sakran-Gefängnisses als 
„zweites Pozanti“ durch den 
BDP-Abgeordneten von Mersin, 
Ertugrul Kürk^ü heißt es, dass 
vor kurzer Zeit eine Menschen¬ 
rechts-Kommission des türki¬ 
schen Parlaments das Gefängnis 
besucht habe und dieses als „ Vor- 
zeige-Gefängnis“ bewertet hätte. 
Auch die Vorwürfe, dass die Min¬ 
derjährigen in den Gummi-Zel¬ 
len vor ausgeschalteten Kameras 
zusammengeschlagen worden 
sind, oder dass sie mit Plastik¬ 
schellen gefesselt worden seien, 


werden vom türkischen Justizmi¬ 
nisterium bestritten. 

§akran-SkandaI im 
türkischen Parlament 

Die Abgeordnete der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
aus Batman, Ayla Akat Ata, hat 
den Bericht bezüglich der Folter- 
fällle ins türkische Parlament 
getragen. Akat Ata forderte eine 
Untersuchung der Vorfälle und 
strafrechtliche Maßnahmen 
gegen die Verantwortlichen. 

Im Antrag wird darauf hingewie¬ 
sen, dass der Staat verantwortlich 


sei für die Aufsicht und den 
Schutz der im Gefängnis inhaf¬ 
tierten. Diese Verantwortung sei 
bei minderjährigen Gefangenen 
noch größer. 

Das türkische Justizministerium 
vermeldete inzwischen, dass zu 
den Vergewaltigungsfällen im L- 
Typ Gefängnis von Antalya 
Untersuchungen eingeleitet wor¬ 
den sind. Hierzu wurden zwei 
Inspekteure im Namen des 
Ministeriums in das Gefängnis 
gesandt, deren Untersuchungen 
vor Ort weiter anhalten. 

(T24/MUANF, 28.129.5., ISKU) 


DER (Verein zur Unterstüt¬ 
zung der Angehörigen von 
Inhaftierten) erklärte, dass er 
gegenwärtig mit der Staatsan¬ 
waltschaft von Wan und der 
Gefängnisleitung Gespräche 
hinsichtlich der nachhaltigen 
Verbesserung der Haftbedin¬ 
gungen führe. 

(ANF, 24.5., ISKU) 

Mindestens 100 Menschen 
auf der Strecke zwischen Afrin 
und Aleppo entführt 

In den Morgenstunden des 23. 
Mai sind auf der Strecke zwi¬ 
schen Afrin und Aleppo rund 
100 Zivilisten durch die Mit¬ 
glieder einer bewaffneten 
Gruppe, die zur Freien Syri¬ 
schen Armee gehören soll, ent¬ 
führt worden. Etwa zehn Busse 
wurden auf dem Weg gestoppt 
und mehr als 100 Männer ent¬ 
führt; Frauen und Kinder sind 
freigelassen worden. Es gibt 
derzeit keine Informationen 
darüber, was mit den entführ¬ 
ten Männern geschehen ist 
und wohin sie gebracht wor¬ 
den sind. (ANF 23.5., ISKU) 

Roboski-Demonstranten zu 
37 Jahren Haft verurteilt 

Sechs Menschen, die an einer 
Demonstration gegen das Mas¬ 
saker von Roboski teilgenom¬ 
men hatten, sind in Izmir zu 
jeweils 37 Jahren und 25 Tagen 
Haft verurteilt worden. Ihnen 
wurde „Propaganda für eine 
illegale Organisation“ sowie 
Sachbeschädigung während 
einer Demonstration am 30. 
Dezember 2011 in Ortaklar 
vorgeworden. 

Das Urteil basiert ausschließ¬ 
lich auf Aussagen von Polizei¬ 
beamten, obwohl es zwei ver¬ 
schiedenen unabhängigen Gut¬ 
achtergruppen nicht gelungen 
war, die Verächtigen auf den 
Videoaufnahmen der Polizei zu 
identifizieren. 

(ANF 28.5, ISKU) 
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Solidarität aus Kurdistan mit 
dem Widerstand in Taksim 


Aus Solidarität zu den landeswei¬ 
ten Protesten gegen die AKP, die 
vom Gezi Park in Istanbul ausgin- 

f en, haben in den vergangenen 
ägen auch zahlreiche Aktionen 
in Kurdistan stattgefunden. So 
waren in Amed (Diyarbakir) am 
3. Juni von zahlreichen Demon¬ 
stranten die Parolen „Rücktritt 
AKP, Rücktritt AKP“ zu hören. 
Die Demonstration wurde getra¬ 
gen von einer Vielzahl von Par¬ 
teien und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen der Stadt. Der 
stellvertretende Vorsitzende der 
Partei ESP erklärte, dass sich Tak¬ 
sim nun zum Tahrir Platz verwan¬ 
delt habe. In den weiteren Reden 
wurde immer wieder betont, dass 
es bei den Demonstrationen 
nicht mehr um die Rettung von 
einigen Bäumen im Gezi Park 
gehe, sondern ein Volksaufstand 
egen die autoritäre AKP ausge¬ 
rochen ist. 

Auch in Dersim marschierten am 
3. Juni hunderte Menschen aus 
Solidarität mit dem Gezi-Auf- 
stand in Richtung der Polizeizen¬ 
trale. Die Demonstration wurde 
allerdings von der Polizei mit 
Wasserwerfern und Gasgranaten 
angegriffen und aufgelöst. 
InMerdin (Mardin) organisierten 
die Gewerkschaften und NGOs 
der Stadt aus Solidarität mit dem 
Aufstand in Taksim Gezi-Park 
eine Demonstration. Ebenso 
wurde an der Universität von Sert 
(Siirt) eine Solidemo organisiert, 
ln der Kreisstadt Cizir (Cizre) 
haben Jugendliche aus Solidarität 


mit dem Aufstand von Gezi die 
Hauptstraße der Stadt blockiert 
und Barrikaden errichtet. Sie lie¬ 
ferten sich daraufhin Straßen¬ 
schlachten mit der Polizei, bei 
denen sie ein gepanzertes Fahr¬ 
zeug der Polizei in Brand setzten. 

Vorläufige Bilanz des 
türkischen Innenministeriums 

In einer ersten Stellungnahme gab 
der türkische Innenminister an, 
dass bei den Protesten insgesamt 
1730 Menschen festgenommen 
worden sind. Insgesamt sollen in 
67 Städten 235 Aktionen stattge¬ 
funden haben, bei denen ein 
Schaden von rund 20 Mio. Lira 
(ca. 8 Mio. Euro) entstanden sein 
soll. 

Zwei Todesfälle 

Nach den bisherigen Informatio¬ 
nen sind bei den landesweiten 
Protesten insgesamt zwei Men¬ 
schen ums Leben gekommen. 
Der erste Todesfall ereignete sich 
im Stadtteil Ümraniye von Istan¬ 
bul. Dort hatten Demonstranten 
die Autobahn blockiert. Ein ver¬ 
dächtiges Auto fuhr hierbei den 
20-jährigen Mehmet Ayvahta§ an, 
wobei er ums Leben kam. 

Der zweite Todesfall ereignete 
sich in der Stadt Hatay. Dort 
wurde der 22-jährige Abdullah 
Cömert laut Augenzeugenberich¬ 
ten durch eine Polizeikugel getö¬ 
tet. Gegen 23.55 Uhr hatten Poli¬ 
zisten aus einem gepanzerten 
Fahrzeug in Richtung der 
Demonstranten Schüsse abgege¬ 


ben. Cömert wurde dadurch am 
Kopf schwer verletzt und erlag 
später im Krankenhaus seinen 
Verletzungen. Die Regierung 
dementierte in einer ersten Stel¬ 
lungnahme, dass Cömert durch 
Polizeikugeln getötet worden sei 
und gab an, dass der Fall weiter 
untersucht werde. 

KESK im Streik, 

Unterstützung der DTK 

Am Mittwoch begann der zwei¬ 
tätige Streik des „Dachverbandes 
von Gewerkschaften des öffent¬ 
lichen Dienstes“ (KESK) zur 
Unterstützung des Widerstands 
auf dem Taksim-Platz. In dem 
Aufruf wird die AKP dazu auf¬ 
gefordert, „die Racheangriffe zu 
stoppen“. __Zudem werden die 
brutalen Übergriffe seitens der 
Polizei scharr verurteilt. Der 
Streik beinhaltet die Forderun¬ 
gen „ein menschliches Leben, 
sichere Arbeit und eine demo¬ 
kratische Türkei“. 

In der Erklärung der KESK wird 
auf die miserablen Arbeitsbedin¬ 
gungen der Lohnabhängigen in 
der Türkei hingewiesen und eine 
demokratische Lösung (der kur¬ 
dischen Frage), ein freiheitliches 
Leben und eine demokratische 
Türkei gefordert. 

Die Arbeitsgruppe Arbeitsmi¬ 
gration und Armut des Kongres¬ 
ses für eine Demokratische 
Gesellschaft (DTK) hat erklärt, 
dass sie den Streik der KESK 
unterstützt. 

(YÖP/ANF/ÖG ; 4.6., ISKU) 


In Afirin verschlechtern sich die 


Lebensbedingungen 


Die anhaltenden Auseinanderset¬ 
zungen in Affin begannen am 25. 
Mai nach den Angriffen bewaff¬ 
neter Gruppen auf die Dörfer 
Ziyaret und Akibe bei §erawa 
(Affin). Die bewaffneten Grup¬ 
pen, die von der Gruppe Liwa El 
Tewhid geführt werden, haben 
schon große Verluste gegenüber 
der YPG erlitten. Nach Angaben 
der YPG ist die Bilanz am 3.Juni 
folgendermaßen: Innerhalb von 
neun Tagen sind neun Mitglieder 
der bewaffneten Gruppen ums 
Leben gekommen, zwei wurden 
gefangen genommen, zwei Panzer 
und viele militärische Fahrzeuge 
wurden vernichtet. Bei diesen 
Gefechten kamen auch sechs 
YPG-Kämpfer ums Leben . 


Auch in der Nähe des Dorfes 
Basile kam es am 2. Juni zu einer 
Auseinandersetzung. Nach ört¬ 
lichen Quellen sollen zwei Mit¬ 
glieder der bewaffneten Gruppen 
ums Leben gekommen und viele 
verletzt worden sein. 

Am 2. Juni soll ein Gespräch zwi¬ 
schen den bewaffneten Gruppen 
und der YPG stattgefunden 
haben. Die YPG erklärte, dass sie 
Widerstand leisten werden, bis 
diese sich aus den Dörfer und 
Gebieten der YPG entfernt 
haben. Da die Gespräche erfolg¬ 
los endeten, haben einige Grup¬ 
pen die YPG erneut zu einem 
Gespräch gebeten. Dies deutet 
darauf hin, dass keine Einigkeit 
zwischen den Gruppen herrscht. 


Von Quellen, die der YPG nahe 
stehen, wurde erfahren, dass die 
Gruppen, die an den Gesprächen 
teilnahmen, ihre Namen nicht 
bekannt geben wollen. Informa¬ 
tionen über den weiteren Inhalt 
der Gespräche gibt es noch nicht. 
Das Embargo, welches die 
bewaffneten Gruppen durch die 
Blockade der Wege nach Affin 
verhängen, hat negative Auswir¬ 
kungen auf das Leben der 
Bewohnerinnen. Die Schwarz¬ 
händler nutzen die Gelegenheit 
und verkaufen Bedarfsartikel zu 
überhöhten Preisen. Die Bevölke¬ 
rung von Affin gab bekannt, dass 
sie auf die Straßen gehen wird, 
um gegen diese Bedingungen zu 
protestieren. (ANF, 4.6., ISKU) 


Meldungen: 

Protest gegen Erdogan in 
Tunesien: Wir essen nicht 
zusammen mit Despoten! 

Die größte Oppositionskraft in 
Tunesien, die Volksfront, hat 
gegen den Besuch des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten 
Recep Tayyip Erdogan zum 
Boykott aufgerufen. Der Vor¬ 
sitzende und Sprecher der 
Volksfront Fiamma Fiammami 
erklärte: „Wir wurden zum 
Abendessen mit Erdogan ein¬ 
geladen und haben dies aber 
abgelehnt, da wir nicht mit 
Despoten und Verschwörern 
zusammen am Bankett teilneh¬ 
men wollen.“ 

Der türkischen Zeitung Evren- 
sel zufolge hat Fiammami zum 
Massenprotest vor der türki¬ 
schen Botschaft in der tunesi¬ 
schen Hauptstadt aufgerufen. 
Der Protest soll die Botschaft 
vermitteln, dass Erdogan auf 
tunesischen Boden uner¬ 
wünscht ist und er ein Führer 
einer rückständigen und 
repressiven Regierung ist. Der 
tunesischen Regierung werde 
der Protest das Versagen der 
Islamisten in Bezug auf die 
Formulierungen des Westens 
vom „demokratischen Islam“ 
zeigen. (Ra, 5.6., ISKU) 

Gefechte bei Roboski: 

Ein Soldat verletzt 

Bei einem kurzzeitigen Gefecht 
zwischen dem türkischen Mili¬ 
tär und den Kräften der Volks¬ 
verteidigungskräften HPG im 
Grenzgebiet in der Nähe von 
Roboski ist ein Soldat verletzt 
worden. Die Auseinanderset¬ 
zung ereignete sich in den 
Morgenstunden des 3. Juni 
und war die erste bewaffnete 
Auseinandersetzung seit dem 
Beginn des Rückzugs der 
HPG-Kräfte in Richtung Kan- 
dil (Südkurdistan). 

Laut örtlichen Quellen hat das 
türkische Militär das Feuer auf 
die Guerillakräfte, die sich hin¬ 
ter der türkischen Grenze 
befanden, eröffnet. Die HPG- 
Kräfte beantworteten das 
Feuer, woraufhin ein Soldat 
verletzt worden ist. ln einer 
Stellungnahme bestätigte das 
türkische Militär die Gefechte 
und gab an, dass danach ein 
Militärhubschrauber des Typs 
Kobra die Region bombardiert 
hat. 

Unterdessen machte sich die 
Beobachterkommission aus 
Sirnex (Sirnak), bestehend aus 
Mitgliedern des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, der BDP 
und des Frauendachverbands 
DÖKH auf dem Weg in das 
Operationsgebiet, um mögli- 



KCK-Erklärung zu den 
Protesten in der Türkei 


Behdinan, Südkurdistan - Der 
Exekutivrat der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans (KCK) 
nahm in einer schriftlichen Erklä¬ 
rung Stellung zu dem gesellschaft¬ 
lichen Widerstand und der Pro¬ 
testwelle in der Türkei. Die KCK 
rief das kurdische Volk auf, die 
Initiative zu ergreifen und sich 
mit demokratischen Kräften der 
Türkei zusammenzuschließen, 
um gemeinsam zu agieren und 
bezeichnete die Proteste als „die 
Botschaft für eine neue demokra¬ 
tische Türkei“. Dieser Widerstand 
sei ein wichtiger Schritt für die 
Demokratisierung der Türkei. 
Gleichzeitig warnte die KCK 
auch diejenigen Kräfte, die die 
Phase der Demokratisierung 
sabotieren wollen und rief alle 
demokratischen Kräfte und zivil- 
gesellschaftlichen Organisation 
auf, den Friedens- und Demokra¬ 
tisierungsprozess in der Türkei 
und Nordkurdistan auszuweiten, 
ln der Erklärung der KCK heißt 
es: „Die Proteste, die vor neun 
Tagen für den Erhalt des Gezi- 
Parks begannen und sich landes¬ 
weit in der Türkei ausgebreitet 
haben, sind ein entscheidender 
Schritt für die Demokratisierung 
der Türkei. Das gewaltsame Vor- 

f ehen der Polizei mit Tränengas, 
fefferspray und Wasserwerfern 
zeigt die antidemokratische Hal- 
tung des türkischen Staates. Die¬ 
ses brutale Vorgehen der Polizei 
kennt das kurdische Volk am 
besten, denn es erlebt dies seit 


Jahren. Dieses gewaltsame Vorge¬ 
hen der Polizei geschieht unter 
dem Befehl der AKP-Regierung 
und gegen eine demokratische 
Lösung. 

Der Prozess der Demokratisie¬ 
rung dient nicht nur der Lösung 
der kurdischen Frage, sondern 
beinhaltet einen Prozess zur 
Demokratisierung der gesamten 
Türkei. Demokratisierung bedeu¬ 
tet den Aufbau einer zivilen 
Gesellschaft. Aber die AKP hat 
das Militär bewusst in den 
Hintergrund gedrängt und die 
Polizei in den Vordergrund 

f esteilt und verteidigt das brutale 
'brgehen der Polizei. Spontane 
Aktionen und zivilgesellschaftli- 
che Bewegungen, die sich 
zusammenschließen und für die 
Erhaltung der Natur des Lebens 
agieren, sind von großer Bedeu¬ 
tung. Gegen diesen demokrati¬ 
schen Protest stellt das gewaltsa¬ 
me Vorgehen der Polizei neue 
Probleme auf 

Bei allen gesellschaftlichen The¬ 
men muss die Meinung des Vol¬ 
kes eingeholt werden. Genau dies 
hat zu den Protesten für den 
Gezi-Park geführt. Die Nichtbe¬ 
achtung der gesellschaftlichen 
Interessen und die zunehmende 
Gewalt führen dazu, eine poten¬ 
zielle Volksbewegung aulzubau¬ 
en. Diese Situation Kat auf dem 
Weg zur Demokratisierung der 
Türk ei entscheidende Schritte 
hervorgebracht. Der zivilgesell¬ 
schaftliche Widerstand, der im 


Gezi-Park begonnen wurde, hat 
die Botschaft einer neuen demo¬ 
kratischen Verfassung und einer 
neuen demokratischen Türkei 
aufgezeigt. Für die Gegenwart 
und die Zukunft der Türkei muss 
die zivilgesellschaftliche Botschaft 
dieses Widerstands berücksichtigt 
werden. Die türkische Regierung 
muss zuerst die Forderungen der 
Solidaritätsplattform für Taksim 
erfüllen. 

Es gibt aber faschistisch-nationa¬ 
listische Kräfte, die diesen Protest 
als Chance sehen, den Friedens¬ 
und Demokratisierungsprozess in 
der Türkei zu sabotieren. Demo¬ 
kratische Kräfte und zivilgesell¬ 
schaftliche Organisationen, die 
die Führungsrolle bei diesem 
wichtigen Prozess spielen, dürfen 
diesen nationalistischen Kräften 
keinen Raum geben. Der Prozess 
der Demokratisierung muss aus- 

f eweitet werden. Das kurdische 
hlk muss in diesem Prozess nicht 
Zusehen sondern Initiative ergrei¬ 
fen und sich mit demokratischen 
Kräften zusammenschließen, um 
den Prozess in die richtige Rich¬ 
tung zu lenken. Diese demokrati¬ 
schen Kräfte müssen sich ihrer 
Verantwortung bewusst werden. 
Die demokratischen Kräfte in der 
Türkei müssen diese gesellschaft¬ 
liche Kraft mit dem in Kurdistan 
begonnenen Freiheitskampf ver¬ 
binden und zusammen die kurdi¬ 
sche Frage lösen und eine Demo¬ 
kratisierung der Türkei anstre¬ 
ben.“ (ANF/DK, 5.6., ISKU) 


Die Gefängnisse bluten ... 


Der kurdische minderjährige 
Gefangene M. L. B., welcher vor 
einem Monat aus dem L-Typ 
Gefängnis von Antalya entlassen 
wurde, und S. Ö., der vom Poz- 
anti-Gefängnis nach Antalya ver¬ 
legt wurde, haben erklärt, dass die 
inhaftierten kurdischen Minder¬ 
jährigen systematischer Folter 
und Vergewaltigung von Gefäng¬ 
niswärtern und Mithäftlingen 
ausgesetzt waren. Eine Abgeord¬ 
netendelegation der Republikani¬ 
schen Volkspartei (CITP), beste¬ 
hend aus Veli.Agbaba, Nurettin 
Demir und Özgür Özel haben 
mit den betroffenen Minderjähri¬ 
gen im Gefängnis von Antalya 
gesprochen. Im Report der Dele¬ 
gation wird darauf aufmerksam 
gemacht, dass die Folter und 
sexuelle Belästigung unter der 
Aufsicht der Gefängnisleitung 
geschieht. Zudem wird festge¬ 
stellt, dass beide Minderjährige 
aufgrund der Erlebnisse im 
Gefängnis psychische Störungen 
erlitten hätten. 

Ein minderjähriges Vergewalti- 
ungs- und Folteropfer erzählt, 
ass es in seinem dreimonatigen 
Aufenthalt in der Krankenstation 
in Antalya keine Sonne gesehen 


und mit niemandem gesprochen 
habe. Seine Verlegung in die 
Krankenstation wurde dazu 
genutzt, die Vergewaltigungsfälle 
unter den Teppich zu kehren und 
ihn vor der Öffentlichkeit abzu¬ 
schotten. Zudem erklärte der 
Minderjährige, dass das Gutach¬ 
ten des Arztes nicht die Tatsachen 
widerspiegelt. Im Report der 
CHP-Delegation wird betont, 
dass die Umstände im L-Typ- 
Gefängnis von Antalya den Poz- 
anti-Skandal übertreffen. Es hätte 
brutalere und grausamere Folter 
und Vergewaltigungen gegen die 
inhaftierten Minderjährigen gege¬ 
ben. Sie seien starkem Druck aus¬ 
gesetzt gewesen damit sie schwei- 

E en und befänden sich in einer 
ilflosen Situation. Abschließend 
wird im Report festgestellt, dass 
die minderjährigen Opfer sofort 
in ein anderes Gefängnis verlegt 
werden müssten und das Justiz¬ 
ministerium Untersuchungen 
einleiten müsse. 

Kürkcü: Die Kinder sind 
Grausamkeiten ausgesetzt 
Das Mitglied der parlamentari¬ 
schen Menschenrechtskommis¬ 
sion, der BDP-Abgeordnete von 


Mersin, Ertugrul Kürkcü, war 
Teil in einer Delegation des CHD 
(Zeitgenössischer Anwaltsverein), 
die aas Kinder- und Jugend- 
efängnis Sakran in Aliaga (Izmir) 
esucht hat. Die inhaftierten 
Minderjährigen seien dort mit 
Folter und unmenschlichen 
erniedrigenden Praktiken kon¬ 
frontiert. Nach dem Besuch hielt 
Kürkcü eine Pressekonferenz ab, 
in der er betonte, dass er mit dem 
verantwortlichen Staatsanwalt 
und ca. 40 Minderjährigen 
gesprochen habe. 

„Traurig muss ich sagen, dass 
unsere gestrige Erklärung zu den 
Vorfällen nur die Spitze des Eis¬ 
bergs war. Wir stehen einem noch 
vief tiefergehenden und schwerem 
Problem gegenüber (...). Die Kin¬ 
der sind sowohl seitens der 
Gefängnisleitung als auch seitens 
der Krankenstationsangestellten 
sowie der Jandarma Gewalt aus¬ 
gesetzt“, erklärte Kürkcü. Er kriti¬ 
sierte auch die Erklärung des 
Justizministeriums, in der alle 
,Anschuldigungen als realitäts¬ 
fern“ bezeichnet worden sind: 
„Ich denke, dass das Justizmini¬ 
sterium ein realitätsfernes Mini¬ 
sterium ist.“ (YÖP, 30.5., ISKU) 


che weiter Gefechte zu stop¬ 
pen. Als lebende Schutzschilde 
begaben sie sich in einer Grup¬ 
pe von insgesamt 600 Men¬ 
schen in die Berge und stellten 
insgesamt 15 Kontrollpunkte 
auf Sie gaben an, dass sie ihre 
Kontrollpunkte bis zum Mor¬ 
gengrauen halten werden. 

(ANF, 3.6, ISKU) 

Deutsches PKK-Verbot 
angeblich auf dem Prüfstand 

Deutsche Sicherheitsbehörden 
überprüfen derzeit eine Aufhe¬ 
bung des seit 1993 bestehen¬ 
den Verbots der Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK). Das melde¬ 
te das Magazin Focus unter 
Berufung auf Regierungskreise 
am Montag. Der zuständige 
Unterabteifungsleiter des 
Bundesinnenministeriums, 
Hans-Georg Engelke, sei kürz¬ 
lich mit leitenden Beamten des 
Verfassungsschutzes und des 
Bundeskriminalamtes bei der 
türkischen Generalsicherheits¬ 
direktion in Ankara gewesen, 
um über den zukünftigen 
Umgang mit den kurdiscKen 
Rebellen zu beraten. »Die Tür¬ 
kei verlangt für ihren neuen 
Kurs gegenüber der PKK von 
Deutschland flankierende 
Maßnahmen«, erklärte ein 
hoher Staatsschutzbeamter 
dem Magazin. Zur Unterstüt¬ 
zung des Friedensprozesses mit 
der PKK, die derzeit ihre Gue¬ 
rillakämpfer aus der Türkei 
abzieht, werde von deutscher 
Seite erwartet, daß diese mit 
der PKK »gnädiger« umgehe. 
Das Bundesinnenministerium 
wies diese Meldung nach Pres¬ 
seanfragen »klar« zurück. Eine 
Aufhebung des PKK-Verbots 
stünde nicht auf der Tagesord¬ 
nung. (jW, 6.6, ISKU) 
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DTK: Nichts wird so wie früher sein 


In der Sitzung des Demokrati¬ 
schen Gesellschaftskongresses 
(DTK) am letzten Sonntag wur¬ 
den Schritte von der Regierung 
zur Beseitigung der Unsicherhei¬ 
ten und der Beschleunigung des 
demokratischen Lösungsprozes¬ 
ses gefordert. Außerdem wurde 
festgestellt, dass angesichts des 
Gezi-Park- Aufstandes „nichts 
mehr wie früher sein wird“. 

Im Namen des DTK wurde eine 
Abschlusserklärung verabschie¬ 
det, in der unter anderem das 
Einleiten von Schritten durch die 
Regierung zum Fortschreiten des 
von der kurdischen Führungsper¬ 
sönlichkeit Abdullah Öcalan 
initiierten demokratischen Lö¬ 
sungsprozesses gefordert wird. 

Im folgenden einige Aussagen aus 
der Abschlusserklärung: „Die 
kurdische Frage in der Türkei 
und im Nahen Osten, die zu 
einem Thema der weltweiten 
Tagesordnung geworden ist, stellt 
mit dem von der kurdischen 
Führungspersönlichkeit Herrn 
Öcalan initiierten neuen demo¬ 
kratischen und friedlichen 
Lösungsprozess, durch die neuen 
Dialoge, dem Schweigen der 
Waffen und dem Rückzug der 
Guerilla hinter die Grenzen, eine 
Entwicklung historischer Bedeu¬ 
tung dar. 

Die AKP-Regierung trägt bezüg¬ 
lich der Beschleunigung des 
Lösungsprozesses der kurdischen 
Frage eine große Verantwortung. 
(...) Es entstehen Fragezeichen in 
den Köpfen, da trotz des 
Abschlusses der ersten Etappe 
immer noch keine demokratische 
Gesetzgebung durch die AKP- 
Regierung angebracht worden 


Nach den Angriffen bewaffneter 
Gruppen auf mehrere Dörfer im 
Gebiet Affin, haben die Volks¬ 
verteidigungseinheiten YPG 
eine breitangelegte Operation 
gestartet, mit der die bewaffne¬ 
ten Gruppen aus den Dörfern 
vertrieben werden konnten. In 
einer Erklärung der YPG wird 
erklärt, dass die einzige Bedin- 
ung für einen Waffenstillstand, 
ass Verlassen der Dörfern 
durch die bewaffneten Gruppen 
sei. 

Seit 15 Tagen dauern die 
Gefechte zwischen der YPG und 
den bewaffneten Gruppen an, 
die Resultat der Angriffe der 
bewaffneten Gruppen auf die 
Dörfer Ziyaret und Akibe in 
Affin (Westkurdistan) sind. Um 
die Gruppen nun zu vertreiben 
hat die YPG breitangelegte Ope- 


ist. Für einen noch gesunderen 
Verlauf des Prozesses, seiner 
Beschleunigung und um einen 
noch größeren Einfluss Öcalans 
auf den Prozess zu ermöglichen, 
müsse ihm PKK-Vertreter, 
Demokratische Kräfte, zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
und Intellektuelle beitreten kön¬ 
nen. (...) Die nationale Einheit 
des kurdischen Volkes hat in die¬ 
sen Tagen des historischen Pro¬ 
zesses eine noch größere Bedeu¬ 
tung als sonst. In dieser Phase der 
Freiheit der Kurdinnen hat auch 
die Einheit und die Geschwister- 
lichkeit der Kurdinnen unterein¬ 
ander eine wichtige Bedeutung. 
Die in Amed (Diyarbakir) statt¬ 
findende Lösungs- und Einheits¬ 
konferenz Nordkurdistans vom 
15. bis 16. Juni muss als Chance 
zur Stärkung der demokratischen 
Einheit des kurdischen Volkes 
betrachtet werden. (...) Einer der 
wichtigsten Punkte auf der Tages¬ 
ordnung der Türkei ist zu dem 
der von uns gegrüßte Gezi-Park- 
Aufstand. (...) Der Gezi-Park- 
Aufstand zeigt uns, dass nichts 
mehr so wie früher sein wird.“ 

Aufruf der Kurdistan Volksiniti¬ 
ative zum Gezi-Aufstand 
In einer schriftlichen Erklärung 
begrüßte Kurdistan Volksinitiati¬ 
ve die revolutionäre Stimmung 
des Gezi-Aufstands und rief die 
kurdische Bevölkerung zu einer 
noch aktiveren Partizipation am 
Aufstand auf. Zugleich warnte 
die Kurdistan Volksinitiative vor 
nationalistischen Ergenekon- 
Anhängern, die den Volksauf¬ 
stand für ihre Zwecke zu instru¬ 
mentalisieren versuchen: 


ration begonnen. Es wurden 
demnach dutzende Angreifer 

f etötet und mehrere militärische 
ahrzeuge zerstört. Bei den 
Gefechten verloren sieben YPG- 
Kämpferlnnen ihr Leben. 

Zu den Vorwürfen, dass die 
YPG eine Vereinbarung mit dem 
Baath-Regime getroffen habe, 
erklärten die YPG: „Wie allge¬ 
mein bekannt ist, dauert der 
Widerstand der YPG gegen das 
syrische Baath-Regime, der 
2004 begonnen worden ist, bis 
heute an. Aus diesem Grund 
werden immer noch dutzende 
unsere Kader und Sympathisan¬ 
ten in den Gefängnissen des 
Baath-Regimes festgehalten. 

Seit dem Beginn der revolutio¬ 
nären Phase in Syrien haben wir 
gegen das Regime hunderte 
Menschen verloren. In diesen 


„Dieser Volkswiderstand für 
mehr Demokratie und Freiheit 
nahm seinen Anlauf durch eine 
Gruppe von Naturschützer im 
Gezi Park, weitete sich aber 
schnell aus und entwickelte sich 
zu einem demokratischen Reflex 
der Völker gegen die staatliche 
und machtzentrierte Mentalität 
der Herrschenden. 

Das kurdische Volk, die am stärk¬ 
sten Betroffenen der Staatsge¬ 
walt, nehmen bei diesem Auf¬ 
stand eine Vorreiterrolle ein. Aber 
gewisse Kreise, die bis gestern 
noch selbst Teilhaber der Staats¬ 
macht waren und keinen Bezug 
zum Widerstand haben, versu¬ 
chen den Aufstand in ihre Rich¬ 
tung zu kanalisieren und führen 
Lynchaktionen gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung durch. Diese 
Provokateure gehören zu den 
Kreisen der nationalistischen 
Ergenekon. Ihr Ziel ist es, den 
demokratischen Widerstand als 
Gelegenheit zu nutzen, um die 
Staatsmacht zurückzuerlangen. 
Wir als die kurdische Bevölke¬ 
rung führen seit Jahren einen 
Kampf für die Befreiung Kurdi¬ 
stans und die Demokratisierung 
der Türkei. Und unser Kampf für 
diese Ziele wird sich in Kurdistan 
ausweiten und Stärke gewinnen. 
Wir werden weiterhin als Kurd¬ 
innen und Kurden mit unseren 
Farben und unserer Identität eine 
Vorreiterrolle im Gezi-Aufstand 
einnehmen, ln diesem Sinne 
rufen wir als Kurdistan Volksin¬ 
itiative die Bevölkerung Kurdi¬ 
stans dazu auf, an diesem Volks¬ 
aufstand noch aktiver zu partizi¬ 
pieren.“ 

(ANF, 6./10.6., ISKU) 


Tagen gibt es intensive Gefechte 
zwischen unseren Einheiten und 
dem Militär des Regimes. Daher 
sollten alle wissen, dass unsere 
Kräfte keine Vereinbarung und 
kein Bündnis mit dem Regime 
schließen wird.“ 

In der Erklärung wird zudem 
darauf hingewiesen, dass 
Gefechte um das Gebiet Affin 
nicht von den YPG begonnen 
worden sind. Man habe bereits 
früher darauf hingewiesen, dass 
es nur eine einzige Bedingung 
für eine Waffenruhe gebe: „Die 
bewaffneten Gruppen sollen 
nicht in die Dörfer und Gebiete, 
die von der YPG kontrolliert 
werden, eindringen. Wenn die 
letzten Angreifer das Dorf Ziya¬ 
ret verlassen haben, werde man 
wieder in einen Dialog treten“, 
so die YPG. (ANF, 8.6., ISKU) 


Meldungen: 

101 Gerichtsprozesse gegen 
BDP-Mitglied Gökkan 

2009 wurde Frau Ay$e Gökkan 
bei den Regionalwahlen von 
Nisebin (Nusaybin) zur Bürger¬ 
meisterin gewällt. Sie beteiligte 
sich mit den Frauen an vielen 
sozialen Aktivitäten. Durch ihre 
Frauenarbeiten wurde Nisebin in 
kurzer Zeit äs Stadt der Frauen 
bezeichnet. Aufgrund ihrer Akti¬ 
vitäten wurde innerhäb von 4 
Jahren 101-mä ein Gerichtspro¬ 
zess gegen sie eingeleitet. 

In der Türkei wird wegen Initia¬ 
tiven für demokratische und legi¬ 
time Rechte immer wieder 
Anklage erhoben. Gökkan 
betonte, dass Frauen häufiger 
betroffen sind. Frauen werden 
doppelt benachteiligt, da sie sich 
für die Frauenrechte und für die 
gesellschaftlichen Rechte einset- 
zen. Die Anklagen diesbezüglich 
sind fern jeglichem Demokratie¬ 
verständnis. 50 Anklagen gegen 
die Bürgermeisterin betreffen 
allein Frauenaktivitäten. 

(YÖP, 8.6, ISKU) 

YPG-Kräfte gewinnen 
Kontrolle über das Dorf Basile 

Die Kräfte der Volksverteidi¬ 
gungseinheiten YPG haben 
gegen die bewaffneten Gruppen 
im Dorf Basile bei Affin eine 
Operation durchgefiihrt, bei der 
alle bewaffnete Gruppen aus 
dem Dorf vertrieben werden 
konnten. Am 26. Mai hatten die 
bewaffneten Gruppen, die der 
Freien Syrischen Armee zuge¬ 
rechnet werden, die Dörfer Ziya¬ 
ret, Akibe und Basile bei Affin 



en zwischen der YPG und den 
ewaffneten Gruppen. 

Die YPG-Kräfte konnten diese 
bewaffneten Gruppen aus den 
Dörfern Ziyaret und Akibe ver¬ 
treiben, jedoch im Dorf Basile 
stieg die Anzahl der bewaffneten 
Kräfte. In der Nacht auf den 7. 
Juni begann die YPG nun auch 
eine Operation in Basile, bei der 
die bewaffneten Gruppen ver¬ 
trieben werden konnten. Nach 
erhätenen Informationen sollen 
die YPG-Einheiten wieder die 
Kontrolle über das Dorf Basile 
gewonnen haben. 

(ANF, 7.6., ISKU) 

Guljilav Frauenzentrum 
vergibt Zertifikate 

Die Nisebin Gemeinde von Mer- 
din organisierte mit dem 
Gul$ilav Trauenzentrum zusam¬ 
men einen 12-wöchigen Semi¬ 
narkurs für Frauen zum Thema 
„das soziale Geschlecht und 
Frauengesundheit“. Alle 14 Teil¬ 
nehmerinnen erhielten zum 


YPG verdrängen bewaffnete Gruppen 



Kurdischer Aktivist in Berlin verurteilt 


Am Dienstag, den 11. Juni, 
wurde der Kurde Vezir T. vom 
Kammergericht Berlin wegen 
Mitgliedschaft in einer ausländi¬ 
schen terroristischen Organisa¬ 
tion nach § 129b StGB zu einer 
Freiheitsstrafe von 3 Jahren verur¬ 
teilt. Das Gericht folgte damit 
dem Antrag der Bundesanwalt¬ 
schaft in voller Höhe. Der Haft¬ 
befehl gegen den Angeklagten 
bleibt allerdings wie bisher bis zur 
Erlangung der Rechtskraft des 
Urteils gegen Meldeauflagen aus¬ 
gesetzt. 

Das Gericht sah es als erwiesen 
an, dass Vezir T. im Zeitraum von 
2007 bis 2008 als PKK-Gebiets¬ 
verantwortlicher für die Großre- 

f ion Sachsen tätig gewesen sei. 

tzir T. war bereits im Mai 2000 
wegen seiner politischen Aktivitä¬ 
ten zu einer Freiheitsstrafe von 2 
Jahren und 6 Monaten wegen 
Mitgliedschaft in einer kriminel¬ 
len Vereinigung (§129 StGB) ver¬ 
urteilt worden. 

ln seiner mündlichen Urteilsbe- 
ründung würdigte das Gericht 
ie jahrzehntelange Unter¬ 
drückung der kurdischen Sprache 
und Kultur als mitverantwortlich 
für militärische Auseinanderset¬ 
zungen in den kurdischen Gebie- 
ten.TDie exzessive Gewalt des tür¬ 
kischen Militärs in Form von 
Dorfzerstörungen und illegalen 
Hinrichtungen habe erheblich 


zur Eskalation beigetragen. Eine 
Rechtfertigung für den bewaffne¬ 
ten Kampf der PKK ergäbe sich 
daraus aber nicht. Laut Gericht 
hätten sich große Teile der kurdi¬ 
schen Bevölkerung „aus purer 
Verzweiflung“ der autoritären 
und vom Personenkult um 
Abdullah Öcalan geprägten PKK 
angeschlossen. 

Auf d ie wesentliche Frage, ob die 
PKK einen rechtmäßigen Befrei¬ 
ungskampf im Sinne des interna¬ 
tionalen Völkerrechts führe, ging 
das Gericht wie schon in dem 
vorhergegangenen Prozess gegen 
Ali Ihsan K. in Hamburg mit 
lediglich zwei Sätzen ein: Die 
PKK hätte keinen Kombattan¬ 
tenstatus als bewaffnete Konflikt¬ 
partei, da dieser Status von nie¬ 
mandem anerkannt sei, sondern 
sich im Gegenteil die PKK auf 
den Terrorlisten verschiedener 
Institutionen befände. Die in der 
Türkei von der PKK begangenen 
Anschläge zeigten, dass diese als 
eine auf,,Totsclilag“ ausgerichtete 
Gruppe nach § 129a zu betrach¬ 
ten sei, auch wenn sie politische 
Ziele verfolge. 

Als strafmildernd sah das Gericht 
die hohe Mitschuld des türki¬ 
schen Staates an der Eskalation 
der Gewalt im kurdischen Kon¬ 
flikt. Ebenfalls stellte das Gericht 
dem Angeklagten in Rechnung, 
dass er aus ideeller Überzeugung 


und nicht wegen persönlicher 
Vorteile gehandelt habe. Des wei¬ 
teren käme eine Art „Vertrauens¬ 
schutz“ in Betracht, da Vezir T. 
für den für die Klage relevanten 
Zeitraum von 2007 - 2008 
davon ausgehen konnte, „nur“ als 
Mitglied einer kriminellen Verei¬ 
nigung nach §129 StGB verfolgt 
zu werden. Daher sei das Gericht 
beim Strafmaß von 3 Jahren auch 
im Rahmen dessen geblieben, was 
bei vorherigen Prozessen gegen 
kurdische Aktivisten verhängt 
worden sei. Die Verteidigung 
kündigte an, gegen dieses Ürtefl 
Revision einzufegen. 

Als Azadi kritisieren wir, dass ent¬ 
gegen den Anträgen der Verteidi- 
ung auch in diesem Prozess 
eine objektiven wissenschaft¬ 
lichen Gutachten zur Beurteilung 
des kurdischen Konflikts hin¬ 
sichtlich seiner historischen, poli¬ 
tischen und völkerrechtlichen 
Dimension eingeholt wurden. 
Maßgeblich waren wieder subjek¬ 
tive Einschätzungen von BKA- 
Beamten, die diesen Konflikt seit 
Jahren nur durch die Brille der 
deutschen Strafverfolgung be¬ 
trachten. Bei der mündlichen 
Urteilsbegründung hinterließ der 
Richter zudem den Eindruck, 
seine persönliche politische Ein¬ 
schätzung der Lage zum Maßstab 
der Realität zu erheben. (...) 

{AZADI e. V, 11.6.) 


Schweigt die französische Regierung, 
weil sie schuldig ist? 


Am 9. Januar wurden unsere 
Freundinnen Sakine Canstz, 
Fidan Dogan und Leyla §aylemez 
in Paris ermordet. Alle drei waren 
mutige kurdische Frauen, die für 
eine demokratische Lösung der 
kurdischen Frage genauso kämpf¬ 
ten wie für die Frauenbefreiung. 
Sakine Cansiz war eine Frau, die 
als eine der ersten Führungsper¬ 
sönlichkeiten der PKK gegen die 

G esamten Grausamkeiten des tür- 
ischen Staates 37 Jahre lang ent¬ 
schlossen Widerstand geleistet 
hat. Für die kurdische Bevölke¬ 
rung und insbesondere für uns 
Frauen ist sie ist ein Vorbild und 
eine Heldin. 

Der Kampf der kurdischen Bevöl¬ 
kerung sowie der Widerstand von 
10.000 politischen Gefangenen 
in Nordkurdistan und der Türkei 
hatte die AKP-Regierung im Jahr 
2012 in eine ausweglose Lage 
gebracht. Alle Angriffe der türki¬ 
schen Armee liefen aufgrund der 
starken Position der kurdischen 
Guerillakräfte ins Leere. Infolge¬ 
dessen sah sich der türkische Staat 
Ende 2012 gezwungen, bezüglich 
einer politischen Lösung der kur¬ 
dischen Frage erneut Gespräche 
mit dem Repräsentanten der kur¬ 
dischen Bevölkerung, Abdullah 
Öcalan, aufzunehmen. Die Kräf¬ 
te, die hinter den Morden in Paris 
stehen, hatten bemerkten, dass 
der Dialogprozess voranschritt. 
Mit diesem Verbrechen wollten 


sie den kurdischen Repräsentan¬ 
ten Abdullah Öcalan und die 
PKK einschüchtern und den Frie¬ 
densprozess sabotierten. (...) 

Aus der jüngsten Gescliichte wis¬ 
sen wir als Kurdinnen in Europa 
nur zu genau, dass die PKK jedes 
Mal dann ernsthaft angegriffen 
wurde, wenn sie für eine friedli¬ 
che Lösung der kurdischen Frage 
strategische Beschlüsse fasste. 6 
Monate nachdem die PKK ihren 
ersten Waffenstillstand 1993 ver¬ 
kündet hatte, wurde die PKK in 
Deutschland verboten. Kurz 
nachdem die PKK iJtre Strategie 
des politischen Kampfes erklärt 
hatte, wurde sie 2002 auf die EU- 
Liste der terroristischen Organisa¬ 
tionen gesetzt. 2013, als sich die 
PKK auf einen Kampf für die 
Demokratisierung der Türkei zur 
Lösung der kurdischen Frage vor¬ 
bereitete, wurde sie am 9. Januar 
mit den erschütternden Morden 
in Paris konfrontiert. 30 Jahre 
lang hat der türkische Staat gegen 
das Kurdische Volk jede Form des 
Völkermords ausprobiert. Als 
NATO-Mitglied wurde die Tür¬ 
kei bei ihrer Völkermordpolitik 
gegen die Kurdinnen militärisch, 
politisch, ökonomisch und diplo¬ 
matisch von internationalen Kräf¬ 
ten unterstützt. 

Obwohl seit den Morden bereits 
fünf Monate vergangen sind, 
haben die zuständigen französi¬ 
schen Behörden diese Hinrich¬ 


tungen immer noch nicht aufge¬ 
klärt. Dabei wissen wir, dass Staa¬ 
ten sehr wolil dazu in der Lage 
sind, Morde innerhalb von weni¬ 
gen Tagen aufzuklären, wenn sie 
es wollen. Deshalb stellt sich für 
uns die Frage: Schweigt Frank¬ 
reich zu den Morden, um seine 
Schuld zu vertuschen? 

Gegenüber dem Versuch, den 
Frieden durch die Morde in Paris 
zu sabotieren, erklärte der kurdi¬ 
sche Repräsentant Abdullah Öca¬ 
lan am 21. März 2013 eine 
demokratische Strategie zur 
Lösung der kurdischen Trage in 
der Türkei. Die Aufklärung der 
Morde sehen wir als eine Garantie 
für den Fortschritt des Friedens¬ 
prozesses. Auch um ähnlichen 
politischen Verbrechen in der 
Zukunft vorzubeugen, ist die 
Feststellung der Täter notwendig. 
Denn solange dies nicht 
geschieht, werden dunkle Kräfte 
zu weiteren mörderischen Taten 
ermutigt. Aus diesem Grund for¬ 
dern wir von den Verantwort¬ 
lichen des französischen Staates, 
die Auftraggeber dieser Morde 
aufzudecken und zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen. Ansonsten steht 
Frankreich bezüglich der Morde 
selbst unter Verdacht. Wir werden 
unseren Kampf für Gerechtigkeit 
weiterführen, bis die Mörder 
unserer drei Genossinnen gefasst 
wurden. (TJKE - Kurdische 
Frauenbewegung in Europa, 9.6.) 


Abschluss im Rahmen einer 
Absclilussfeier ein Zertifikat. Die 
Mitarbeiterin des Frauenzen¬ 
trums und Soziologin Sadiye 
Aksoy erklärte auf der Abschluss¬ 
feier, dass das Frauenzentrum mit 
der Bildung zum Thema „das 
soziale Geschlecht“ eine Stärkung 
der Frau, die Erweiterung ihres 
Horizonts, die Solidarität unter 
Frauen und den Kampf um die 
soziale Geschlechterfrage zum 
Ziel hat. Desweiteren soll die 
Frau ihr Bewusstsein für das 
Geschlecht stärken und sich in 
einer demokratischen, ökologi¬ 
schen sowie gesclilechtergleichen 
Gesellschaft frei äußern können. 

(ÖG, 7.6., ISKU) 

»Taksim ist überall, 
überall ist Widerstand!« 

Mehr als 5000 Menschen haben 
sich am Sonntag bei einer 
Demonstration in Berlin mit den 
Protesten in der Türkei gegen 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan solidarisiert. Auf Trans¬ 
parenten und Schildern forder¬ 
ten die Demonstranten die Ein¬ 
haltung von Menschenrechten, 
Meinungsfreiheit, die Erhaltung 
des Gezi-Parks sowie den Rück¬ 
tritt der Regierung und des 
Regierungschefs. Gedacht wurde 
auch der Opfer der Polizeigewalt. 
Unter dem Motto »Taksim ist 
überall, überall ist Widerstand! 
Her Yer Taksim, Her Yer Dire- 
nis!« versammelten sich die 
Demonstrantlnnen am frühen 
Nachmittag am Hermannplatz 
zur Auftaktkundgebung. Etwas 
später zogen die vielen Versamm¬ 
lungsteilnehmerinnen über 
Graefestraße und Kottbusser 
Damm zum Oranienplatz. Dort 
fand am frühen Abend die 
Abschlußkundgebung statt. Die 
Manifestation verliefweitgehend 
friedlich und ohne besondere 
Zwischenfälle. Zu den Protesten 
aufgerufen hatte die »Berliner 
Initiative zur Solidarität mit Tak¬ 
sim«, ein breites Bündnis aus tür¬ 
keistämmigen Migrantlnnenver- 
bänden, kurdischen Vereinen, 
alevitischen Gemeinden, politi¬ 
schen Parteien, Gewerkschaftern 
und antifaschistischen Gruppen. 

(jW, 11.6, ISKU) 
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Karayilan: Der Staat sabotiert den Prozess 


Murat Karayilan, Vorsitzender des 
KCK-Exekntivrats, bewertete in 
einem Interview der mit der Nach¬ 
richtenagentur Firat (ANF) die 
neusten Entwicklungen in der Tür¬ 
kei und Kurdistan, als auch den 
gegenwärtigen Friedensprozess. Wir 
geben das Gespräch nachfolgend 
stark gekürzt wieder. 

Nachdem Besuch der BDPler letzte 
Woche erklärten Sie, dass Sie mit 
dem Fortschritt des Prozesses nicht 
zufrieden seien. Warum sind Sie 
nicht zufrieden.? 

Seit 2-3 Wochen diskutieren wir 
unter uns ernsthaft darüber. 
Denn die Annäherungsweise des 
Staates und der Regierung führt 
bei uns immer mehr zu Besorgnis. 
Wir haben gesehen, dass unser 
Vorsitzender erhebliche Besorgnis 
bezüglich des Prozesses trägt-wie 
wir. Wir wollen zu dieserEtappe 
nichts präzises und klares sagen, 
nur, dass es ein ernsthaftes Pro¬ 
blem ist, dass es trotz der großen 
Verantwortung des Vorsitzenden 
Apo und mehrerer Schwierigkei¬ 
ten, unter denen wir hier die Ent¬ 
scheidung und die praktischen 
Schritte durchsetzten mussten, es 
keine vertrauensgebende Schritte 
seitens des türkischen Staates und 
der türkischen Regierung zur 
Lösung des Problems gegeben 
hat. 

Es gibt seit zwei Monaten, de 
facto aber seit drei Monaten bis 
heute, eine offizielle Waffenruhe. 
Es gibt die Freilassung die von 
uns gefangenen Staatsbeamten. 
Es gibt eine Phase in der es die 
Entscheidung des Rückzugs unse¬ 
rer Kräfte gibt und dies auch 
praktisch umgesetzt wird. 

Dieser Prozess ist nicht zufällig, 
sondern ein Prozess, der auf 
Grundlage von ideologischer, 
hilosophischer und politischer 
icht entwickelt worden ist. Diese 
Essenz hat der Vorsitzende Apo in 
seiner an Newroz verkündeten 
Botschaft zum Ausdruck ge¬ 
bracht. Der Geist des Prozesses 
hat ein neues Zeitalter, eine neue 
Türkei und eine neue Region 
zum Ziel. Nun basiert die Lösung 
von Problemen nicht mehr auf 
Gewalt und Unterdrückung, son¬ 
dern auf menschlichen Mitteln, 
Dialog und Diskussion. Dies ist 
der Geist des Prozesses. Auf dieser 
Grundlage hat er zum Ziel, die 
kurdische Frage nicht mehr auf 
Basis von Gewalt, sondern durch 
Dialog zu lösen. Man sprach von 
"Kampf der Ideen", "nicht mehr 
die Waffen, sondern die Ideen sol¬ 
len sprechen; auf politischer 
Ebene soll der Widerstand 
geführt werden". Obwohl wir all 
unsere Aufgaben für die Ent¬ 


wicklung des Prozesses erfüllt 
haben, tut die türkische Seite 
nichts und wendet gewalttätige 
und unterdrückerische Praktiken 
an, die Besorgnis erregen. 

Zum Beispiel müsste die Anzahl 
der Militärposten und Bataillo¬ 
nen hinsichtlich des Rückzugs der 
Guerilla aus den Bergen Nord¬ 
kurdistans reduziert werden, oder 
zumindest auf gleichem Niveau 
bleiben. Doch wir sehen, dass sie 
mit der Einstellung "Das ist unse¬ 
re Chance" neue Projekte zum 
Aufbau von Militärstationen 
durchsetzen. 

Die Geographie Kurdistans ist 
regelrecht von Militärkasernen 
durchsetzt und die meisten 
Gebiete sind regelrechte Minen¬ 
felder. Jetzt, wo die Guerilla die 
Rückzugsphase begonnen hat, 
waren denn die neuen Militär¬ 
projekte notwendig? Es werden 
jetzt in §emzinan neue Militär¬ 
posten aufgebaut. Sie versuchen 
nun auch, welche in Gebieten 
aufzubauen, wo es noch Freiräu¬ 
me gab. In Dersim werden bei¬ 
spielsweise neue Militärposten 
aufgebaut und neue militärische 
Projekte entwickelt. Was soll, 
damit bezweckt werden! Wäh¬ 
rend wir unsere Kräfte zurückzie¬ 
hen, füllen sie die Gebiete mit 
Soldaten. 

Ein weiterer Punkt: mit dem 
Geist des Prozesses muss eine 
zivil-demokratische Gesellschaft 
zum Ziel genommen werden. 
Eine zivile, demokratische 
Gesellschaft, ohne Gewalt und 
Waffen. Es ist gegenüber dem 
Verständnis einer zivilen Gesell¬ 
schaft falsch, einen Teil der 
Bevölkerung mit Waffen auszu¬ 
rüsten. Zudem kann eine Fami¬ 
lie, die mit Waffen ausgerüstet 
ist, diese gegen eine andere Fami¬ 
lie als Herrschaftswerkzeug nut¬ 
zen. Das Dorfschützersystem ist 
also für eine normale harmoni¬ 
sche Entwicklung der Gesell¬ 
schaft hinderlich. Wenn nun aber 
der Krieg endet und eine neue 
Phase beginnt und der demokra¬ 
tische Lösungsprozess auf der 
Tagesordnung steht, muss das 
Dorfschützersystem abgeschafft 
werden. 

Wir wollen folgendes verstehen: 
Wie ist die Denkweise der AKP? 
Wird sie das Dorfschützersystem 
abschaffen, oder nicht? Denn es 
ist eine Struktur, die aufgrund des 
Kriegs entwickelt worden ist. 
Jetzt, wo der Krieg endet, wird sie 
diese Struktur fortführen oder 
nicht? Zu diesem Thema warten 
wir auf eine Erklärung. Wie ist 
die Sichtweise des Staates und der 
Regierung im Hinblick auf das 
Dorfschützersystem? Warum wer¬ 


den, trotz unseres Rückzugs, neue 
Dorfschützer rekrutiert. Das ist 
eine sehr ernste Situation. 

Immer noch dauern die Droh¬ 
nenflüge an. Drohnenflüge deu¬ 
ten aur Aktionsvorbereitung hin 
und auf Luftangriffe. Wenn es 
keine schlechten Absichten gibt, 
warum werden diese dann durch¬ 
geführt? Wir hatten bereits früher 
erklärt, dass dies den Rückzug 
verlangsamen wird. 

Was bedeutet dies? 

Mit diesen Vorbereitungen ver¬ 
sucht die Regierung alles Mögli¬ 
che zu unternehmen, um die 
Phase zu sabotieren. Sie bereiten 
sich auf den Krieg vor, dass ist klar 
ersichtlich. Das fuhrt bei uns zu 
ernsthaften Problemen. Es gibt 
große Besorgnis. Und ich sehe, 
unsere Bevölkerung hat die glei¬ 
che Besorgnis. Jeden Tag gehen 
dem Frieden und ihrer Heimat 
verbundene Menschen und 
demokratische Institutionen in 
die Berge, um Auseinanderset¬ 
zungen zu verhindern. Wenn die 
AKP wirklich den Frieden will, 
soll sie erklären, was sie mit so vie¬ 
len Operationen in Kurdistan 
erreichen will. 

Was muss der Staat in 
dieser Stufe tun? 

Wie gesagt in der zweiten Stufe 
fallen die meisten Aufgaben dem 
Staat und der Regierung zu. Zu 
den dringenden Schritten gehört 
beispielsweise die Aufhebung der 
Isolation unseres Vorsitzenden. 
Ohne dass dies geschieht, wird 
der Prozess nicht voranschreiten 
können. Hinsichtlich der Dorf¬ 
schützer und des Baus von neuen 
Militärkasernen muss der Staat 
eine eindeutige Haltung an den 
Tag legen und glaubwürdige 
Schritte tätigen. Während ich 
diese Punkte aufzähle, will ich 
niemanden bedrohen und auch 
nicht dem Staat ein Ultimatum 
stellen. Aber wir wollen unserer 
Bevölkerung und der gesamten 
Öffentlichkeit mitteilen, dass wir 
als KCK und PKK im Zuge des 
Lösungsprozesses die Aufgaben, 
die uns zufallen, erfüllt haben 
und weiterhin erfüllen werden. 
Allerdings muss der Staat nun 
auch seiner Verantwortung 
gerecht werden. 

von nun an hängt der Prozess 
vom Verhalten der AKP-Regie- 
rung ab. Wir haben nämlich alle 
Schritte unternommen, die uns- 
bisher im Rahmen einer Lösung 
möglich waren. Und wenn der 
Staat hierauf nicht reagiert, müs¬ 
sen wir die Situation reflektieren 
und unser weiteres Vorgehen neu 
bestimmen. (ANF, 19.6., ISKU) 


Meldungen: 


Hexenjagd nach Gezi- 
Besetzung hat begonnen 

Die türkische Polizei hat, nach¬ 
dem sie den Taksim Platz und 
den Gezi Park mit brutaler 
Gewalt geräumt hat, nun ihre 
Festnahmewellen gegen die 
Aktivistinnen des Protests 
begonnen. Am Morgen des 18. 
Juni setzte die Polizei zu groß¬ 
angelegten Razzien und Haus¬ 
durchsuchungen in Istanbul, 
Ankara und Eski§ehir an. Ziel 
der Razzien waren vor allem 
Mitglieder der Sozialistischen 
Partei der Unterdrückten 
(ESP), des freien Radios, der 
Nachrichtenagentur Etkin 
(ETHA) und der Zeitung Ati- 
lim. So wurden laut Medienbe¬ 
richten in Istanbul rund 70 
Menschen festgenommen, in 
Ankara beträgt die Zahl bisher 
etwa 30 Personen. Laut der tür¬ 
kischen Tageszeitung Radikal 
befinden sich unter den Festge¬ 
nommenen auch Menschen, die 
sich noch in ärztlicher Untersu¬ 
chung aufgrund von Verletzun¬ 
gen befanden, die sie bei der 
Räumung des Taksim Platzes 
am 15. Juni erlitten hatten. In 
Eskijehir griff die Polizei 
Demonstranten an, die in der 
Nacht vom 17. auf den 18. Juni 
mehrere Straßen blockiert hat¬ 
ten. Mindestens 13 Menschen 
wurden dabei festgenommen. 

In der AKP-Fraktionssitzung 
vom 18. Juni verteidigte der 
türkische Ministerpräsident Er¬ 
dogan erneut das brutale Vorge¬ 
hen der Polizei gegen die 
Demonstranten von Taksim. 
Erdogm erklärte, dass die türki¬ 
sche Polizei gegen gewaltsame 
Demonstranten eine Demokra¬ 
tieprüfung erfolgreich bestan¬ 
den habe. Während er mit kei¬ 
nem Wort auf die insgesamt 
fünf getöteten Demonstranten 
durch die Angriffe der Polizei 
einging, verlautbarte Erdogan, 
dass der Gebrauch von Gasgra¬ 
naten das natürlichste Recht der 
Polizei sei. Zudem kündigte 
Erdogan nach den Aufständen 
von Gezi, die er als eine Weiter¬ 
führung des Anschlags von Rey- 
hanli bezeichnete, an, dass die 
türkische Polizei in jeglicher 
Hinsicht gestärkt werden wird, 
ln der türkischen Grenzstadt zu 
Syrien Reyhanli wurden Mitte 
Mai bei Anschlägen insgesamt 
52 Menschen ermordet. 

(ANF, 18.6, ISKU) 

Die Stadt Afrin befindet 
sich im Widerstand 

Erneute Auseinandersetzungen 
begannen, nachdem bewaffnete 
Gruppen der FSA zwei Dörfer 




Besuch von lateinamerikanischen 
Frauen in Amed 


Lateinamerikanische Frauen tra¬ 
fen kurdische Frauen in Amed 
(Diyarbaktr), um ihre Erfahrun¬ 
gen im Kampf für ihre Rechte 
auszutauschen und um den 
Ffauptprozess der KCK zu verfol¬ 
gen. 

Ein durch die Internationale 
Linke Plattform und den Ekin- 
Ceren-Frauenverein organisiertes 
Projekt brachte lateinamerikani¬ 
sche und kurdische Frauen in 
Amed zusammen, die in verschie¬ 
denen Kontinenten und Regio¬ 
nen für Frauenrechte kämpfen. 
Zunächst wurde ein Kennenlern- 
treffen zu Beginn des einwöchi- 
en Programms in der Frauenbi- 
liothek des Ekin Park in Amed 
abgehalten. Am Donnerstag 
wurde die erste Phase des Projek¬ 
tes mit dem Besuch von zivilge¬ 
sellschaftlichen Initiativen und 
Frauenorganisationen beendet. 
Die Frauen aus Schweden und 
Lateinamerika, unter denen auch 
Plazo de Mayo Frauen waren, die 
sich den Samstagsmüttern in 
Amed anschlossen, unterstützten 
ebenfalls die KCK-Gefangenen, 
als sie den Prozess besuchten. 
Camren Quecho aus Peru: „Wir 
Ureinwohner Lateinamerikas 
legen wie das kurdische Volk viel 
Wert auf die Natur. Wir verstehen 
uns ebenfalls als ein Volk der 
Berge und haben auch viel Unter¬ 
drückung ertragen müssen.“ 

Frauen erzählten von ihren 
Kämpfen um ihre Rechte 

Die Frauen tauschten ihre 
Geschichte, Sprachen, Religio¬ 
nen, Kulturen und ihre Kämpfe 
um ihre Rechte in Vorträgen und 
Panels aus und kamen zur Über¬ 
einstimmung, dass „Frauen in 
demokratischen Rechtsorganisa¬ 


tionen gegen hegemoniale 
Machtstrukturen eine führende 
Rollen spielen“. 

Mapuco Millaray Painemal aus 
Chile und Concepcion Jimenez, 
Vertreterin des Aymara Volkes aus 
Peru berichteten von ihren Erfah¬ 
rungen. Gilda Cordova Osoria, 
Silvia Leiva Gomez und Carmen 
Blanco Valer nahmen als Mitglie¬ 
der der schwedischen Linkspartei 
und als Frauen in Schweden, die 
sich für die Rechte der Mapuco, 
Quechua und Aymara Völker ein- 
setzen, an der Konferenz teil. 
Kurdische Frauen teilten ebenfalls 
ihre Erfahrungen im Kampf für 
die Rechte der kurdischen Frauen 
mi. Figen Aras Kaplan vom Ekin- 
Ceren-Frauenverein, Rufen Sey- 
daoglu, die Bürgermeisterin von 
Nisäün (Nusaybin) Ayse Gökkan 
und BDP-Parlamentarierin und 
Mitglied der Verfassungskommis¬ 
sion Ayla Akat Ata waren Teil des 
Projektes. In ihrer Eröffnungsrede 
erläuterte Sevtap Sehirli, Mitar¬ 
beiterin des Ekin Ceren Frauen¬ 
vereins: „Dieses Treffen ist wich¬ 
tig, um die Ähnlichkeiten in den 
Erfahrungen der Unterdrückung 
von lateinamerikanischen und 
kurdischen Frauen trotz der 
unterschiedlichen Geographien 
ans Licht zu bringen“. 

Die internationale Linksplatt¬ 
form und der Ekin-Ceren-Trau- 
enverein bewerten das Projekt fol¬ 
gendermaßen: „In zwei verschie¬ 
denen Regionen kämpfen Frauen 
für ihre Frauen- und Völkerrech¬ 
te. Sowohl kurdische Frauen als 
auch Frauen lateinamerikanischer 
Völker kämpfen für die Unab¬ 
hängigkeit ihrer Völker und für 
kulturelle, wirtschaftliche und 
olitische Rechte. Obwohl sie 
eine eigenen, unabhängigen 


Staaten haben, kämpfen sie für 
die Autonomie una ihre Aner¬ 
kennung. Ihr Kampf für die 
Rechte der Frauen beeinflusst den 
Kampf für individuelle Rechte in 
der Gesellschaft und die Entwick¬ 
lung der Gesellschaft als Ganzes. 
Eine aktive Rollen in den jeweili¬ 
gen Organisationen einzuneh¬ 
men und diese Organisationen 
versuchen zu beeinflussen, ist 
einer der wichtigsten Bereiche des 
Kampfes. Diese Organisationen 
bleiben sonst oft unberührt, 
wenn es um die besonderen 
Rechte der Frauen geht.“ 

„Aus diesem Grund beinhalten 
die Kämpfe der kurdischen und 
lateinamerikanischen, indigenen 
Frauen hinsichtlich Klassen¬ 
kämpfen, ethnischen Zugehörig¬ 
keiten, Geschlechtern, des Alters, 
und vieler anderer Formen der 
Unterdrückung eine Vielzahl an 
Fronten. Dass Trauen aus so ver¬ 
schiedenen Geographien Ähn¬ 
lichkeiten in ihren Kämpfen für 
die Rechte der Frauen aufzeigen, 
fanden wir höchst interessant und 
entschieden uns, durch dieses 
Projekt eine Begegnung zu ver¬ 
wirklichen.“ 

Das Projekt, das sich außerdem 
mit ökologischen Veränderungen 
und deren Auswirkungen auf das 
Leben der Frauen befasste, 
besuchte auch den Umwelt¬ 
schutzverein von Elih (Batman). 
Hierbei besuchten die Frauen 
Heskif (Hasankeyf) und erhielten 
Informationen über das Stau¬ 
damm-Projekt. Die Frauen 
besuchten ebenfalls den Kongress 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft (DTK), sowie die Frauen- 
Kooperative Baglar und die Frie¬ 
densmütter. 

(Ji/Bia, 14./18.6., ISKU) 


KCK-Verfahren gegen Journalistinnen 


Der KCK-Prozess gegen insge¬ 
samt 46 Journalistinnen, von 
denen sich 24 weiterhin in 
Untersuchungshaft befinden, 
wurde am 18. Juni mit dem 5. 
Verhandlungstag fortgesetzt. An 
diesem Verhandlungstag sollten 
unter anderem die Angeklagten 
Haydar Tekin, Selahattin Aslan 
und Dilek Demiral ihre Vertei¬ 
digungen vor dem 15. Strafge¬ 
richtshof von Istanbul vortra¬ 
gen- 

Tekin erklärte in seiner Verteidi¬ 
gung unter anderem, dass dieses 
Verfahren nicht bloß gegen sie 
als Journalistinnen und Journali¬ 
sten, sondern gegen die Presse- 
und Meinungsfreiheit an sich 
gerichtet ist. Deswegen werde 
dieses Gerichtsverfahren auch 
als „Verfahren gegen die freie 
Presse“ in die Geschichte einge- 
hen. Zugleich könne das Verfah¬ 
ren nicht losgelöst von der kur¬ 
dischen Frage betrachtet wer¬ 
den. Es sei auch der Verdienst 
der freien Presse, die trotz großer 


Opfer nie davon abgerückt sei, 
die kurdische Frage aus der Fin¬ 
sternis ans Licht der Öffentlich¬ 
keit gebracht zu haben, so Tekin. 
Nach Tekin sollte Selahattin 
Aslan seine Verteidigung vortra¬ 
gen. Er lehnte allerdings ab und 
gab an, die Legitimität des 
Gerichts nicht anzuerkennen. Er 
sei wegen seiner Gedanken 
angeklagt und diese würden 
sich, ganz egal wie das Verfahren 
ausgehen möge, nicht ändern. 
Aslan erklärte, dass das Gericht 
seine kurdische Identität nicht 
akzeptiere. Das werde aus der 
Anklageschrift ersichtlich, in der 
ausschließlich von „vermeint¬ 
lichen Kurden” die Rede ist. 
Anschließend erklärte die Ange¬ 
klagte Demirel in ihrer Verteidi¬ 
gung ebenfalls, dass dieses 
Gericht gegen die Tradition der 
freien Presse gerichtet ist. Sollte 
das Gericht tatsächlich vor 
haben, die freie Presse zu verur¬ 
teilen, so erkläre sie sich selbst 
für schuldig, so Demirel. 


Der türkische Journalist Cengiz 
Candar, der als Zuhörer das Ver¬ 
fahren beobachtet, forderte im 
Gespräch mit ANF, dass die 
Regierung, wenn sie wirklich eine 
gerechte Lösung mit den Kurdin¬ 
nen und Kurden im Sinn habe, 
sofort die verhafteten Journalisten 
freilassen müsse. (Jandar erklärte, 
die Vorwürfe in der Anklage¬ 
schrift seien eine Farce. So seien 
im Zuge der Ankündigung des 
PKK-Rückzugs alle möglichen 
türkische Journalistinnen und 
Journalisten in die PKK-Gebiete 
nach Kandil gereist, um dort 
Gespräche mit der PKK-Führung 
zu fuhren und darüber zu berich¬ 
ten. Gegen keinen dieser Journa¬ 
listen werde der Vorwurf laut, sie 
würden Propaganda für eine Ter¬ 
ror-Organisation machen. Dem¬ 
gegenüber würden bei den KCK- 
Verfahren Journalistinnen verur¬ 
teilt, deren Berichterstattung 
noch nicht einmal ein Zehntel 
dessen ausmachen würde, so 
gandar. (ANF, 18.6, ISKU) 


in der Nähe von Afrin angrif- 
fen. Die Kräfte der YPG, die 
über die Kontrolle in Afrin ver¬ 
fügen, konnten die Angreifer 
daraufhin zurück schlagen. 
Laut Angaben der YPG wurden 
allein bei den Gefechten am 18. 
Juni mehr als zehn Mitglieder 
der Gegenseite getötet. Die 
Mitglieder der FSA kontrollie¬ 
ren hingegen die wichtigsten 
Zufahrtsstraßen nach Afrin und 
blockieren dadurch alle Lebens¬ 
mittel- und Medikamentenlie- 
ferungen in die Stadt. Die Ein¬ 
wohner von Afrin geben an, 
dass die Lebensmittelsituation 
immer dramatischer wird. So 
soll es derzeit einen starken 
Mangel an Kindernahrung und 
Milch in der Stadt geben. Auch 
die Flüchtlingsströme aus der 
weiterhin umkämpften Stadt 
Aleppo in Richtung Afrin tra¬ 
gen zu einer weiteren Verknap¬ 
pung der Versorgungsgüter bei. 
So gibt der Kovorsitzende der 
kurdischen Partei PYD Salih 
Müslim an, dass aus Aleppo 
mittlerweile zwischen 500.000 
und 600.000 Menschen in 
Richtung Afrin geflüchtet sind. 
Dadurch habe sich die Einwoh¬ 
nerzahl Afrins auf 1,1 Mio. 
Menschen verdoppelt. 

(ANlf 18.6, ISKU) 

Regimekräfte bombardieren 
Dorf bei Afrin 

Die Luftwaffe des Baath-Regi- 
mes hat am 18. Juni das Dorf 
Bene bei Afrin, in welchem sich 
Mitglieder der Freien Syrischen 
Armee verschanzt hatten, bom¬ 
bardiert. Bei dem Luftangriff 
sind mindestens sechs Zivilisten 
verletzt worden. Die Bevölke¬ 
rung von Bene demonstrierte 
nach dem Luftangriff gegen die 
Präsenz der FSA und versuchte 
sie aus ihrem Dorf herauszu¬ 
drängen. Allerdings sollen sich 
die Mitglieder der bewaffneten 
Gruppen unter der Androhung 
von Waffengewalt wieder 
Zugang zum Dorf Bene ver¬ 
schafft naben. 

(ANF, 18.6, ISKU) 
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Friedensprozeß stockt 


Kurdische Politiker und Guerilla¬ 
kommandanten fordern von der 
türkischen Regierung Schritte zur 
Entspannung und zur Demokrati¬ 
sierung des Landes 

Von Nick Brauns 

Drei Monate nach dem Aufruf 
des Vorsitzenden der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans PKK, Abdul¬ 
lah Öcalan, die Guerilla zugun¬ 
sten einer politischen Lösung 
aus der Türkei zurückzuziehen, 
beklagen kurdische Politiker 
und Guerillakommandanten ein 
Stocken des Friedensprozesses. 
Mit dem seit dem 8. Mai laufen¬ 
den und noch bis Herbst andau¬ 
ernden Rückzug der Guerilla aus 
der Türkei habe die kurdische 
Seite den ersten Schritt getan. 
»Die zweite Etappe ist nun die 
Aufgabe der Regierung«, erklärte 
der Vorsitzende der prokurdi¬ 
schen Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP), Selahattin 
Demirtas am Wochenende 
gegenüber der Presse. Die BDP 
fordert Gesetzesinitiativen für 
eine Demokratisierung des Lan¬ 
des wie die Abschaffung der 
Zehn-Prozent-Hürde bei Wah¬ 
len und Verfassungsgarantien für 
den Gebrauch der kurdischen 
Sprache. Bei einem Treffen mit 
der BDP-Fraktion sicherten 
Regierungsvertreter in der ver¬ 
gangenen Woche lediglich zu, 
daß sie an Verfassungsänderun¬ 
gen arbeiten, Details wollten sie 
aber nicht nennen. 

»Mit einer Mentalität, die der 
demokratischen Politik keine 
Luft zum Atmen läßt, können 
wir keinen Weg gemeinsam 
bestreiten«, beklagt Demirtas 
unter Verweis auf die Polizeige- 


Das 6. Hohe Strafgericht in 
Amed (Diyarbakir) Tat neun 
Angeklagte im KCK-Verfahren 
(Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans) von Dihe (Eruh) 
zu einer Haftstrafe von insge¬ 
samt 105 Jahren und acht 
Monaten sowie einer Geldstrafe 
vom 74 880 Türkischen Lira (ca. 
30 000 Euro) verurteilt. Das 
Verfahren lief seit 2010. 

Das Gericht verurteilte die neun 
Angeklagten zu jeweils sechs 
Jahren und drei Monaten Haft 
wegen angeblicher „Begehung 


walt gegen die von der BDP 
begrüßten Massenproteste gegen 
die islamisch-konservative AKP- 
Regierung in den letzten 
Wochen. Die BDP kritisiert 
zudem, daß die Isolationshaft 
von Öcalan, der seit fast zwei 
Jahren seine Rechtsanwälte auf 
der Gefängnisinsel Imrali nicht 
mehr empfangen durfte, ebenso 
andauert, wie die »Geiselpolitik« 
des Staates bezüglich der seit 
Jahren in Untersuchungshaft sit¬ 
zenden rund 8000 kurdischen 
Politiker, darunter Bürgermeis¬ 
ter, Parlamentsabgeordnete und 
Stadträte. Im Zuge der derzeit in 
Istanbul und Diyarbakir laufen¬ 
den Massenprozesse gegen pro¬ 
kurdische Journalisten, Rechts¬ 
anwälte und Politiker kamen 
vergangene Woche lediglich sie¬ 
ben Ahwälte Öcalans aus der 
Untersuchungshaft frei. 

»Es ist an der Zeit, praktische 
Schritte einzuleiten«, forderte 
auch der Vorsitzende des Exeku¬ 
tivrates des PKK-Dachverban- 
des der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans 
(KCK), Murat Karayilan, im 
Interview mit der Agentur Firat 
Gegenleistungen des Staates 
zum Rückzug der Guerilla. »Der 
Prozeß kann nicht auf einem 
Bein vorankommen.« Die PKK 
erwartet als Zeichen der Ernst¬ 
haftigkeit der Regierung noch 
vor der parlamentarischen Som¬ 
merpause eine Justizreform, 
durch die zumindest die über 
400 kranken politischen Gefan¬ 
genen freikommen, von denen 
nach Angaben des Menschen- 
rechtsvereins IHD 122 an der 
Schwelle zum Tod stehen. Die 
jüngsten Verhaftungswellen 
gegen Mitglieder der Sozialisti- 


einer Straftat im Namen einer 
verbotenen Organisation, deren 
Mitglieder sie nicht sind“, drei 
Jahren wegen „Besitzes von 
gefährlichen Materials“, und zu 
zwei Jahren und sechs Monaten 
Haft wegen „Beschädigung 
öffentlichen Eigentums“. Alle 
Angeklagten wurde zur Zahlung 
einer Geldstrafe von 8 320 Tür¬ 
kischen Lira (3 300 Euro) verur¬ 
teilt. 

Von den 23 Personen, die im 
KCK-Verfahren von Dihe vor 
Gericht standen, wurden acht 


sehen Partei der Unterdrückten 
(ESP) und der Partei der Soziali¬ 
stischen Demokatie (SDP) im 
Zusammenhang mit den Mas¬ 
senprotesten gegen die AKP- 
Regierung in Istanbul und 
Ankara bewerte die PKK »wie 
einen Angriff gegen uns«. 

»Wenn sie an ihrer Verleug¬ 
nungspolitik, an ihrer kolonia¬ 
len Politik festhalten wollen, ist 
das für uns ein Grund zum 
bewaffneten Widerstand«, warn¬ 
te Karayilan die Regierung. Ver¬ 
gangene Woche wurde nach 
Angaben der Armeeführung ein 
Kampfhubschrauber in der Pro¬ 
vinz Hakkari von PKK-Kämp- 
fern unter Beschuß genommen. 
Dies war der zweite bewaffnete 
Zwischenfall seit Beginn des 
durch Militäroperationen 
immer wieder behinderten 
Rückzuges der Guerilla. Die 
PKK sicherte eine Aufklärung 
des Vorfalls zu, warnte aber vor 
einer »Sabotage« des Friedens¬ 
prozesses. »Wahrend wir unsere 
Kräfte zurückziehen, füllen sie 
die Gebiete mit Soldaten«, 
erklärte Karayilan unter Verweis 
auf den Neubau von Militär¬ 
stützpunkten in den kurdischen 
Landesteilen und die Rekrutie¬ 
rung neuer Dorfschützermili¬ 
zen. »Die Regierung bereitet sich 
auf den Krieg vor«. Am Sonntag 
beteiligten sich in der Provinz 
Sirnak Tausende Menschen trotz 
zahlreicher mit Panzerwagen 
aufgefahrener Soldaten an einem 
Protestmarsch der BDP gegen 
den Neubau von Militärstütz¬ 
punkten. Die Partei hat zudem 
Beobachterzelte in den Bergen 
errichtet, um so einen ungestör¬ 
ten Rückzug der Guerilla abzusi¬ 
chern. (jW, 25.6, ISKU) 


nach der ersten Anhörung vor 
dem 8. Hohen Strafgericht von 
Amed am Dienstag entlassen. 
Unter den Angeklagten, von 
denen 19 in Halt blieben, sind 
auch Studierende und Mitglie¬ 
der der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP). Da das 
Gericht kurdische Übersetzer 
bestellt hatte, konnten die Ange¬ 
klagten ihre Aussagen auf Kur¬ 
disch machen. 

Die nächste Verhandlung wurde 
für den 10. September angesetzt. 

(ANE 26.6 ; ISKU) 


Meldungen: 

BDP-Delegation konnte 
Öcalan besuchen 
Am 24. Juni hat die siebte BDP- 
Delegation, mit Selahattin 
Demtrta? .und Pervin Buldan, 
Abdullah Öcalan auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali besuchen können. 
Der BDP-Kovorsitzender Sela¬ 
hattin Demirta§ erklärte, dass die 
gesundheitliche Verfassung Öca¬ 
lans gut sei. 

Die BDP-Zentrale gab die Bot¬ 
schaft Öcalans an die Öffent¬ 
lichkeit weiter: 

„Zunächst richtige ich allen 
meine Grüße aus. Aus unserer 
Sicht dauert der Prozess, in dem 
wir uns befinden, weiter an. 
Wir haben dem Staat in schrift¬ 
licher Form unsere Vorschläge 
für ein richtiges Funktionieren 
der zweiten Phase übergegeben. 
Ich persönlich bin dafür, dass 
jede einzelne Etappe transpa¬ 
rent verläuft. Ich hoffe, dass 
unsere Vorschläge zur zweiten 
Etappe vom Staat richtig bewer¬ 
tet werden und richtige Ergeb¬ 
nisse erzielt werden. 

Dieses Problem ist ein seit 100 
Jahren währendes Problem. Die 
Realitäten sind an historische 
und materielle Tatsachen ange¬ 
lehnt. Jeder muss sich mit dieser 
Ernsthaftigkeit annähern. 

Die Vorschläge die wir überge¬ 
ben haben, sind Ergebnisse 
einer Arbeit, die die gemeinsa¬ 
men Interessen von vielleicht 
90 % der Bevölkerung der Tür¬ 
kei repräsentieren. 

Trotz der Hindernisse durch 
einige Kräfte bin ich dazu ent¬ 
schlossen, diesen Prozess fortzu¬ 
führen. Ich glaube daran, dass 
wir erfolgreich sein werden. 
Wenn die Möglichkeiten gege¬ 
ben wären,, würde ich jede 
Woche die Öffentlichkeit infor¬ 
mieren wollen. 

Die Diskussionen über die 
zweite Etappe haben nun 
begonnen, fch wünsche, dass 
alle die für Demokratie, eine 
Lösung und Frieden stehen, 
ihren Beitrag in dieser Diskus¬ 
sion leisten, ln diesem Rahmen 
richtige ich allen meine Grüße 
aus." (ANE 25.6, ISKU) 

Cewlig: Antrag auf die Fest¬ 
nahme der Vergewaltiger abge¬ 
lehnt 

Vier Unteroffiziere der türki¬ 
schen Armee, die wegen Verge¬ 
waltigungsvorwürfen an einer 
Minderjährigen festgenommen 
worden sind, wurden am 18. 
Juni wieder entlassen. Insge¬ 
samt acht Soldaten sollen wah¬ 
rend ihrer Dienstzeit in Cewlig 
(Bingöl) seit dem Jahr 2011 die 
damals 14-jährige E. A. mehr¬ 
fach vergewaltigt haben. Der 


9 KCK-Gefangene zu Haftstrafen von 
jeweils 11 Jahren und 9 Monaten verurteilt 



Erdogan: Wir haben kein Reformpaket, 
die Wahlhürde wird nicht abgeschafft 


Am 26. Juni traf sich der türki¬ 
sche Ministerpräsident Erdogan 
mit der Kommission der Wei¬ 
sen. Bei dem Treffen sei 
Erdogan nicht auf den Lösungs- 
rozess eingegangen. „Wir 
aben keine Arbeiten zum mut¬ 
tersprachlichen Unterricht“, 
erklärte Erdogan, die Wahlhür¬ 
de werde nicht abgeschafft und 
auch der Bau von Militärposten 
und Staudämmen werde fortge¬ 
setzt. Auf dem Treffen soll 
Erdogan zudem nur den Vorsit¬ 
zenden der Kommission ein 
Rederecht eingeräumt haben. 


Erdogan rechtfertigte den 
beschleunigten Bau von Militär¬ 
posten, dass dies mit der 
„Sicherheitspolitik“ der Türkei 
Zusammenhänge. Und falls der 
Ausbau der Staudämme einge¬ 
stellt werden würde, werde es in 
der Türkei in Zukunft einen 
Wassermangel geben. 

Außerdem soll es keine Berück¬ 
sichtigung von Muttersprachen 
bei den Arbeiten zur neuen Ver¬ 
fassung geben. „Die einzige offi¬ 
zielle Sprache ist die türkische 
Sprache; Kurdisch haben wir ja 
als Wahlfach angeboten“, so 


Erdogan im Elinblick auf kur¬ 
dischsprachigen Unterricht. 
Erdogan betonte während des 
Treffens, dass es im Rahmen des 
Lösungsprozesses kein Reform¬ 
paket geben werde. „Unsere 
Reformarbeiten laufen weiter, 
aber wir haben noch kein 
Reformpaket entwickelt“, sagte 
Erdogan. Auch gebe es keinen 
Plan, die Wahlhürde abzuschaf¬ 
fen. „Sie (die Parteien) sollen 
arbeiten und so die Hürde über¬ 
winden“, erklärte Erdogan. 

(ANF, 26.6., ISKU) 


„Wenn es einen Diktator gibt, 
dann ist es die Wahlhürde“ 

Pinar Ögünc, Journalistin, Kolumnistin der Zeitung Radikal 


Ich habe diesen Satz in Istanbul, 
im Abbasaga-Park beim ersten 
Treffen der Bevölkerung gehört, 
die sich auf den Park ausgewei¬ 
tet und mehr als 50 Mal stattge¬ 
funden haben. Ein höchstens 
30-jähriger Mann sprach darü¬ 
ber, dass er mit der Bezeichnung 
Diktator nicht einverstanden 
ist, dass Menschen vergänglich 
sind und der eigentliche Punkt 
die Wahlhürde ist. Es ist 
unglaublich, aber in der Nacht 
haben sich auf eigene Initiative 
fast 1000 Personen zusammen¬ 
gefunden. Die Menge hatte 
rasch Methoden zum Z,uhören 
und um Einwände erheben zu 
können entwickelt. Zu später 
Stunde sind aus umliegenden 
Wohnungen Kisir [ein beliebter 
Salat] geschickt worden. Am 
Ende des Treffens ist alles, bis 
zum letzten Zigarettenstummel, 
entsorgt und gereinigt worden. 
Am folgenden Tag bin ich zum 
Forum im Yogurt^u-Park in 
Kadiköy gegangen, habe auch 
von vielen Parks Nachrichten 
erhalten und Notizen gelesen. 
Ich spürte von Anfang an dieses 
Potential, das aus dem Seite an 
Seite zu stehen entstand, ver¬ 
folgte still und voller Achtung, 
Angst mich zu irren oder es 
überzubewerten, diesen neuen 
Geist, der sich im Gezi-Park 
und anderen Parks oder Plätzen 
im Land ausgeweitet hatte. 

Was dann geschehen ist, wisst 
ihr. Wir sind mit der Menge, die 
zusammen Zehntausende sind, 
und dennoch eine begrenzte 
Zahl an Menschen ausmacht, 
unter einem Baum zu tagelang 
andauernden Parktreffen 

zusammengekommen. Und 
auch wenn es nach einer 
bestimmten Schicht von Gesell¬ 
schaftsklasse aussieht, war noch 
vor einem Monat nicht daran zu 
denken. Der Satz, „ich wusste 
nicht, dass ich so liebe Nach¬ 


barn habe“, zeigt einmal mehr 
die emotionale Seite dessen. 
Hinzu kommt, dass dies nicht 
unwichtig ist. Und ich möchte 
hinzufügen, dass ich neben Aus¬ 
tritten aus der Politik gesehen 
habe, wie gesagt wurde: „Ihr 
werdet mir nie im Leben Sport¬ 
schuhe anziehen können, ich 
bin in meinen Lederschuhen 
hier.“ 

Wer e s g eringschätzt, dass jede 
Nacht Tausende Menschen, von 
denen der Großteil junge Men¬ 
schen, aber Menschen jeden 
Alters, über demokratische Poli¬ 
tik, über die zu sprechende 
Sprache zu den anderen 50 % 
und über die Möglichkeiten der 
regionalen Politik spricht, der 
möge es geringschätzen. Es gab 
Menschen, die „ich rede zum 
ersten Mal zu einer Menge“ sag¬ 
ten, die in ihrer Art gegen neoli- 
berale Kommunalpolitik spra¬ 
chen, die Kampangen zum Boy¬ 
kott der Einkaufszentren und 
Unterstützung der Kleinge- 
schäfte, die zu Tauschhandel in 
den Stadtteilen, zu Stadtteil¬ 
kommissionen vorschlugen ... 
Zustimmende ausgestreckte 
Hände ... All dieses bietet eine 
Möglichkeit. Im Kern geht es 
darüber, über Gerechtigkeit, 
Gleichberechtigung und demo¬ 
kratische Politik und die 
Gemeinsamkeiten, Faschismus, 
Militarismus und alle mög¬ 
lichen Symbole zu sprechen. 

„Das ist bereits eine demokrati¬ 
sche Autonomie“ 

„Paragrafen des Antiterrorgeset¬ 
zes, die die Meinungsfreiheit 
einschränken, Reformen im 
Demonstrations- und Ver¬ 
sammlungsrecht, die Aufhe¬ 
bung von Verboten im Presse¬ 
recht, Änderung der Wahlhürde 
im Parteienrecht ...“ Ich weiß, 
dass seit einigen Tagen im Park 
über solche T)inge gesprochen 


wird. Aber all das, was ich auf¬ 
gezählt habe, befindet sich auch 
im der Regierung übergebenen 
Paket, wie der BDP-Kovorsit- 
zenden Selahattin Demirtaf (in 
der Özgür Politika) erklärt hat. 
Es gibt auch eine Erklärung von 
Demirtaj, der über die aus dem 
Park erhobenen Stimmen über 
Demokratie und Forderungen 
über eine stärkere regionale 
Politik sagte: „Das ist bereits 
eine demokratische Autono¬ 
mie.“ 

Auch wenn es mir bereits so 
vorkommt, als sei es sechs 
Monate her, so war die Ende 
Mai in Ankara stattfindende 
„Konferenz für Demokratie und 
Frieden“ eine Einladung der 
Kurden an alle demokratischen 
Kräfte und Linken in der Tür¬ 
kei, sich mit an den Verhand¬ 
lungstisch zu setzen. Könnte es 
sein, dass sich innerhalb eines 
Monats eine Chance in diese 
Richtung ergeben haben könn¬ 
te? 

Ich möchte eine weitere Frage 
stellen: Wäre das alles passiert, 
wenn es den „Friedensprozess“ 
nicht gegeben hätte? In den letz¬ 
ten Tagen werden bei den KCK- 
Verhandlungen nur einzelne 
Menschen freigelassen, in den 
Regionen, aus denen sich die 
PtvK zurückzieht, werden neue 
Militärwachen aufgestellt, wäh¬ 
rend sich die Trauer in Roboski 
verhärtet, überschreiten „Auf¬ 
klärungsflüge“ kilometerweit 
die Grenzen und gesetzliche 
Reformen kommen keinen 
Schritt voran. 

Es wurden große Schritte für 
das Ende dieses Krieges getan. 
Jedwedes Stocken des Friedens¬ 
prozesses, jedwede Sabotage ist, 
im Vergleich zum vorherigen 
Monat, nun die Sache einer 
noch größeren Schicht des Vol¬ 
kes. Ist es nicht so? 

(Radikal, 21.6., ISKU) 


Antrag der Anwältin des Opfers 
auf erneute Festnahme wurde 
abgelehnt. 

Der Vergewaltigungsfall der 
Soldaten an dem Mädchen E. 
A. hat in der breiten Öffentlich¬ 
keit für Aufregung und Kritik 
gesorgt. Canan Cakabay hat als 
die Anwältin des Opfers eine 
Pressemitteilung abgegeben. Sie 
fordert die erneute Festnahme 
der Soldaten sowie die Aufhe¬ 
bung der Geheimhaltung bzw. 
Vertraulichkeit der Ermittlun¬ 
gen. 

Der Antrag auf die Festnahme 
der Soldaten wurde mit der 
Begründung, dass sich die 
Beweise nicht geändert haben, 
abgelehnt. Aufgrund der 
Beweislage sowie Art des Ver¬ 
brechens wurde der Antrag auf 
die Aufhebung der vertrau¬ 
lichen Behandlung der Ermitt¬ 
lungsakte auch abgelehnt, sagt 
Canakabay. {ANF, 23.6, ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 

Termin: 

Demo zum Gedenken an 
unseren Bruder und Wegge¬ 
fährten HALIM DENER! 
(...) 

Deshalb gedenken wirjedes 
Jahr am 29. Juni, am Tatort, 
Steintor Hannover, des Tods 
von Halim Dener und fordern 
als Zeichen der Befürwortung 
und Unterstützung des aktuel¬ 
len Dialog- und Friedenspro¬ 
zesses: 

• Ein Ende der Verfolgung von 
Kurdinnen und Kurden, die 
sich für Freiheit und Frieden in 
Kurdistan einsetzen 

• Die Aufhebung aller Betäti¬ 
gungsverbote der kurdischen 
Freiheits- und Demokratiebe¬ 
wegung 

• Die sofortige Einstellung aller 
Waffenlieferungen an das tür¬ 
kische Militär 

• Den Einsatz aller Kräfte in 
der BRD für eine gerechte 
politische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage in der Türkei 
sowie in allen Teilen Kurdi¬ 
stans - Syrien, Irak und Iran! 

Sa. 29.06.2013/ 12Uhr/ am 
Steintor Hannover 


Kampagne TATORT Kurdistan 
http://tatortkurdistan.blogsport.de 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 
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Dänisches Gericht entzieht dem Meldungen: 


kurdischen Sender Roj TV Sendelizenz 


Das Oberlandesgericht Kopenha¬ 
gen in Dänemark hat beim letz¬ 
ten Verhandlungstag am 3. Juli 
der Mezopotamya Broadcasting 
die Sendelizenz für die Sender 
MMC, Nu ? e TV und ROJ TV 
entzogen. Den Betreibern wurde 
zudem eine Geldstrafe von 5 
Millionen dänischen Kronen, 
umgerechnet etwa 1,35 Millio¬ 
nen Euro, auferlegt. 

„Das Gericht in Kopenhagen 
wirft ,Roj TV‘ in seinem mehr als 
100-seitigen Urteil vor, mit sei¬ 
nen Sendungen die Ziele der 
PKK fördern zu wollen. Und 
diese sei laut Einschätzung von 
UN und EU eine terroristische 
Organisation. Zwar seien reine 
Sympathiebekundungen selbst 
für Terrororganisationen nicht 
strafbar, erklärte der Vorsitzende 
Richter: Aber im Falle ,Roj TV‘ 
gehe es nicht um Sympathie und 
auch nicht um unabhängigen 
Journalismus“, schrieb die taz- 
online am 3.7. zu dem Urteil. 
Schon am 15. August 2011 
wurde in Kopenhagen das Verfah¬ 
ren gegen aen kurdischen Fern¬ 


sehsender ROJ TV eröffnet. Die 
Staatsanwaltschaft wirft dem Sen¬ 
der vor, „Propaganda für eine ter¬ 
roristische Vereinigung“ zu ver¬ 
breiten, weshalb gegen ihn eine 
Geldstrafe zu verhängen und die 
Sendelizenz zu widerrufen sei. 
Wie sich im Laufe der damaligen 
Verhandlung herausstellte, ist die 
Staatsanwaltschaft vor Verfah¬ 
rensbeginn mehrfach in die Tür¬ 
kei gereist, um den türkischen 
Behörden brieflich ihren Dank 
für die gute Zusammenarbeit zu 
überbringen. Die Anwälte der 
Sender bezeichneten diesen Vor¬ 
gang daraufhin als Skandal und 
forderten das Gericht auf, die 
Anklage fallen zu lassen, weil sich 
die Staatsanwaltschaft unglaub¬ 
würdig gemacht habe. Diese For¬ 
derung lehnte das Gericht aller¬ 
dings ab. 

Die Föderation kurdischer Verei¬ 
ne in Deutschland YEK-KOM 
bewertet das Urteil als direkten 
Angriff auch auf die kurdische 
Bevölkerung in Deutschland. 
„Mit diesen Verboten wird ver¬ 
sucht, die Stimme der Kurdinnen 


und Kurden zum Verstummen zu 
bringen. Nuce TV, MMC und 
ROJ TV sind jedoch auch die 
Stimme anderer unterdrückter 
Gruppen des Nahen und Mittle¬ 
ren Ostens“, so YEK-KOM und 
fordert „als Zeichen der Befür¬ 
wortung und Unterstützung des 
aktuellen Dialog- und Friedens¬ 
prozesses: 

Eine sofortige Aufhebung aller 
Lizenzverbote jeglicher Kurdi¬ 
scher Medien 

Ein Ende der Verfolgung von 
Kurdinnen und Kurden, die sich 
für Freiheit und Frieden in Kurdi¬ 
stan einsetzen 

Die Aufhebung aller Betätigungs¬ 
verbote der kurdischen Freiheits¬ 
und Demokratiebewegung 
Die sofortige Einstellung aller 
Waffenlieferungen an das türki¬ 
sche Militär 

Den Einsatz der internationalen 
Staatengemeinschaft für eine 

f erechte politische Lösung der 
urdischen Frage in der Türkei 
sowie in allen Teilen Kurdistans - 
Syrien, Irak und Iran!“ 

(ISKU, 3.7.2013) 


Militär tötet Demonstranten in Lice 


Trotz des Rückzugs der Guerilla¬ 
kräfte aus dem türkischen Staats¬ 
gebiet baut der türkische Staat 
seine militärischen Anlagen in der 
kurdischen Region massiv aus. 
Von der Guerilla verlassene Stel¬ 
lungen werden genutzt, um neue 
Militärbasen zu errichten. Dage¬ 
gen regt sich zivilgesellschaftlicher 
Widerstand. Mit Demonstratio¬ 
nen und Sitzblockaden versucht 
die Bevölkerung, den Ausbau der 
militärischen Infrastruktur zu ver¬ 
hindern. 

Am 28. Juni demonstrierten 
Bewohnerinnen der Region 
Lice/Amed (Diyarbakir) gegen 
den Ausbau des Flezan Kayacik 
Militärstützpunktes. Um den 
Ausbau zu verhindern zerstörten 
sie drei Zelte. Das Militär eröff- 
nete das Feuer auf die 
Demonstrantlnnen und tötete 
dabei Medeni Yildirim, zehn wei¬ 
tere Menschen wurden verletzt. 
Neun Personen werden im Uni¬ 
versitätskrankenhaus in Amed 
behandelt. Unter den Verletzten 
befindet sich auch die 16-jährige 
Ronida Pervane. 

Trotz der Schüsse der Soldaten 
verließ die Bevölkerung das 
Gebiet nicht und begann, sich 
mit Steinen gegen die Angriffe zu 
verteidigen. Das Militär beorderte 
zusätzliche Panzer aus Lice zur 
Unterstützung zum Stützpunkt. 


Spezialeinheiten werden ebenfalls 
in die Region verlegt. Während 
die Auseinandersetzungen andau¬ 
ern, reist eine Delegation von 
Menschenrechtsvereinen und der 
BDP in die Region. 

Auch die Bevölkerung von Der- 
sim ist in den letzten Pagen ver¬ 
mehrt zum Opfer von Angriffen 
von dem Staat nahestehenden 
Kontraeinheiten geworden - so 
riffen mit Kalaschnikows 
ewaffnete Kontras ein Dorf an, 
zerschossen die Fassaden der 
FFäuser und versuchten so die 
Bevölkerung einzuschüchtern. Es 
ist offensichtlich, dass der Staat 
und Paramilitärs den durch den 
Rückzug der Guerilla freigewor¬ 
denen Raum für Provokationen 
und Angriffe auf die Bevölkerung 
zu nutzen scheinen. 

Diese Angriffe kommen zu einem 
krisenhaften Zeitpunkt im Frie¬ 
densprozess. Während die Gueril¬ 
la ihren Abzug aus türkischem 
Staatsgebiet weitgehend abge¬ 
schlossen hat, kündigte am Ver¬ 
tag Ministerpräsident Erdogan 
an, dass keine der Forderungen 
der kurdischen Seite und der ein¬ 
gerichteten „Kommission der 
Weisen“ erfüllt werden; er erklär¬ 
te, es werde „keine Reformen zur 
Lösung der kurdischen Frage 
geben“. Weder soll die Zehnproz¬ 
enthürde gesenkt, noch Unter¬ 


richt in kurdischer Muttersprache 
eingeführt werden. 

Taksim-Proteste 
solidarisieren sich mit Lice 
Nach einem Aufruf des Demo¬ 
kratischen Kongresses der Völker 
(FFDK) versammelten sich tau¬ 
sende Menschen auf dem Taksim 
Platz in Istanbul, um sich mit 
der Bevölkerung von Lice zu 
solidarisieren. Die Demonstran¬ 
ten in Istanbul liefen hinter 
einem Transparent mit der Auf¬ 
schrift „Leiste Widerstand! Lice 
— Taksim ist mit dir“. Bei dem 
Protestzug in Istanbul wurde 
unter anderem immer wieder 
„Das ist erst der Anfang - Der 
Widerstand geht weiter“ und 
„Mörderstaat raus aus Kurdi¬ 
stan“ gerufen. Die BDP-Abge- 
ordnete Sebahat Tuncel erklärte 
in einer Rede während der 
Demonstration, dass der 
Lösungsprozess bei Nicht-Auf¬ 
klärung der Ermordung von 
Medeni Yildirim einen nicht 
gewünschten Verlauf nehmen 
werde. Ein Schweigen gegenüber 
diesem Fall sei gleichbedeutend 
mit einer Mittäterschaft, so Tun¬ 
cel. Zum Abschluss der Demon¬ 
stration wurde auch an die durch 
Polizeigewalt getöteten Men¬ 
schen während des Gezi-Auf- 
stands gedacht. 


Öcalan: Der Prozess kann 
nicht einseitig laufen 
Am Montag wurde der auf der 
Gefängnisinsel Imrali inhaftierte 
Repräsentant des kurdischen 
Volkes Abdullah Öcalan von sei¬ 
nem Bruder Mehmet Öcalan 
besucht. Abdullah Öcalan for¬ 
derte die Regierung dazu auf, 
aufgrund gesundheitlicher Be¬ 
schwerden eine unabhängige 
Ärztedelegation auf die Gefang- 
nisinsel zu senden. 

Öcalan bewertete auch die Ereig¬ 
nisse in Lice, wo auf die prote¬ 
stierenden Bevölkerung das 
Feuer eröffnet wurde: „Das ist 
kein gesunder Ablauf. In Lice 
wurde, wie alle gesehen haben, 
ein Jugendlicher hinterrücks 
erschossen. (...) Ich richte der 
Familie des getöteten Medeni 
Yildirim mein herzliches Beileid 
aus. Auch den Verletzten wün¬ 
sche ich eine schnelle Gene¬ 
sung.“ 

Im Hinblick auf den Friedens- 

C rozess erklärte Öcalan: „Ich 
efinde mich in vier Wänden. 
Ich sehe auch meine Lage. Mehr 
kann ich unter diesen Bedingun- 

f en nicht tun. Ich tue was ich 
ann. Mit wem soll ich kommu¬ 
nizieren. (...) Die erste Etappe 
wurde meines Erachtens am 1. 
Juni abgeschlossen. (...) Der Pro¬ 
zess kann nicht einseitig verlau¬ 
fen. Es ist wahrscheinlich, dass 
nächste oder übernächste Woche 
die BDP-Delegation kommen 
wird. Mit dieser werden wir 
diskutieren und bewerten. Wenn 
der Prozess fortlaufen soll, müs¬ 
sen die Bedingungen geändert 
werden. Ich muss mit jedem 
Kontakt aufnehmen können. Es 
geht nicht, dass nur einmal im 
Monat eine Delegation hierher- 
kommt.“ (...) 

Öcalan erklärte, dass auch die 
Intellektuellen der Türkei etwas 
zum Prozess beitragen müssten. 
Ein einzelner Mensch im 
Gefängnis könne den Prozess 
nicht zum Laufen bringen. Alle 
müssen ihren Beitrag zum Erfolg 
des Prozesses leisten. 

(ANF, 2.7., ISKU) 


Tausende begleiten Medeni 
Yildirim auf seinem letzten Weg 

Tausende Menschen aus 
Lice/Amed (Diyarbakir) nahmen 
am 29. Juni am Trauerzug für 
den durch das Militär ermorde¬ 
ten 18-jährigen Medeni Yildirim 
teil. Im Anschluss an den Trauer¬ 
zug wurde der Leichnam von 
Yildirim auf dem örtlichen Fried¬ 
hof bestattet. Der Trauerzug in 
Richtung Friedhof war begleitet 
von wütenden Menschen, die 
immer wieder Parolen gegen die 
AKP-Regierung riefen und den 





Was passiert in Amude? 


Die Westkurdische Stadt 
Amude erlebte in den letzten 
Tagen gefährliche und ernstzu- 
nehmende Ereignisse. 

In den letzten Tagen haben die 
westkurdischen Sicherheitskräf¬ 
te 7 Personen wegen ihrer Betei¬ 
ligung am Drogenhandel und 
verschiedenen anderen Tatbe¬ 
ständen festgenommen. Drei 
dieser Personen waren Mitglie¬ 
der einer als Yekiti bekannten 
Partei und waren in vorderster 
Reihe an Angriffen auf die 
humanitäre Organisation Heyva 
Sor a Kurd, die PYD und die 
westkurdischen Sicherheitskräf¬ 
te beteiligt. Auf diversen Face- 
bookseiten kursieren Bilder, auf 
denen diese Personen mit ihren 
Waffen prahlen. Für die Freilas¬ 
sung dieser Personen wurde in 
Amude eine Demonstration 
durchgeführt. 

Auf der Demonstration wurden 
Parolen für die „Freie Syrische 
Armee“ und die islamistische Al 
Nusra Front (Al Quaida) glorifi¬ 
ziert, während die Volksräte der 
Zusammenarbeit mit dem 
Assad-Regime beschuldigt wur¬ 
den. Ich war, als die Demonstra¬ 
tion durchgeführt werden sollte, 
in Amude. Die Stimmung in 
der Stadt war äußerst ange¬ 
spannt. 

Am gleichen Tag, dem Abend 
des 27. Juni, war ein Konvoy 
der YPG, der von einer Opera¬ 
tion gegen Banden (von der 
Türkei unterstützte rechte Mili¬ 
zen Anm. d. Üs.) zurückkehrte, 
von einer Gruppe Bewaffneter 
angegriffen worden. Bei dem 


Angriff starb der YPG-Kämpfer 
Isa Gulo. Nach dem Angriff 
führte die YPG eine Operation 
durch, fünf Bandenmitglieder 
starben, fünf weitere wurden 
von türkischen Ambulanzen 
über die Grenze nach Nisebin 
(Nusaybin) gebracht. 

So waren die Ereignisse. Den¬ 
noch verbreitete die südkurdi¬ 
sche und arabische Presse, dass 
die YPG eine zivile Demonstra¬ 
tion angegriffen und ein Massa¬ 
ker verübt habe. Damit noch 
nicht genug, sie schrieben, die 
YPG würde Amude terrorisie¬ 
ren und alles zerstören und 
niederbrennen. 

Im Gegensatz zu den Behaup¬ 
tungen in der südkurdischen 
Presse machten diejenigen, wel¬ 
che die Freilassung der in 
Amude Festgenommenen for¬ 
derten, verschiedene Arten von 
Aktionen. Sie führten einen 
Hungerstreik durch. Sie wurden 
dabei von den kurdischen 
Sicherheitskräften nicht behin¬ 
dert. Nun treffen „zufällig“ an 
jenem Tag diese Demonstranten 
auf einen YPG-Konvoy. Und sie 
greifen die YPG unter Parolen 
wie „Allahu Akbar, Tekbir, Kol¬ 
laborateure“ mit Steinen und 
schließlich auch Schusswaffen 
an. 

Die Menschen aus Amude, die 
ich daraufhin traf, meinten - 
vor allem wegen der Propaganda 
die mit dem Ereignis gemacht 
wurde - dass dies geplant gewe¬ 
sen sei, dass an der türkischen 
Grenze Krankenwagen warteten 
und auf Demonstrationsstrecke 


Heckenschützen positioniert 
waren, weist ihrer Meinung 
nach darauf hin. 

Das was in Amude passiert ist, 
kommt nicht von selbst. Es ist 
klar, dass es geplant war. Es ist 
Teil einer Kampagne, zu der 
auch die Angriffe auf Sere 
Kaniye, Afrin, Til Temir, 
Heseke, §exmeqsud gehören. 
Um diese Angriffe zu unterstüt¬ 
zen hat die KDP den Semalka 
Grenzübergang geschlossen. 
Das, was dort geschehen ist, 
wurde insbesondere im Zagros 
und Rudaw TV in Kurdistan 
und in der arabischen Presse 
extrem verzerrt dargestellt. (...) 
Das westkurdische Volk und 
seine westkurdische Revolution 
wurden zu einem weltweit 
bekannten Thema. Der Kurdi¬ 
sche Hohe Rat ist in der Posi¬ 
tion, über einen Status für die 
kurdische Bevölkerung zu 
reden. Diese Ereignisse stellen 
einen Versuch dar, die Einheit 
der kurdischen Kräfte zu stören, 
um einen Schatten auf die 
Erfolge zu werfen. 

Es wird gesagt, dass hinter die¬ 
sen Ereignissen die Yekiti-Orga- 
nisation steht. Wenn es tatsäch¬ 
lich so sein sollte, wird ihnen 
das die Geschichte und das 
westkurdische Volk nicht verzei¬ 
hen. Wollen die Verantwort¬ 
lichen der KDP denn die 
schmerzhaften Tage der 90er 
Jahre in Westkurdistan wieder 
beleben? Wenn es so ist, dann 
haben sie nichts aus der 
Geschichte gelernt. 

(ANF, 1.7, ISKU) 


-^Militär tötet Demonstranten in Lice 


Reaktionen auf den 
Angriff in Lice 

BDP Co-Vorsitzender Selabattin 
Demirtcq: Weshalb neue Militärsta¬ 
tionen?: „Wir als BDP kritisieren 
die Politik der Regierung. Das 
Versammlungsrecht ist ein 
Grundrecht. Der Staat darf sich 
dem nicht entgegenstellen. Aber 
in Lice haben sie von hinten auf 
demonstrierende Menschen 
geschossen. Wir verstehen auch 
nicht, weshalb die Regierung nun 
Militärstationen bauen will? Die 
Regierung redet davon, dass sie es 
ernst meint mit dem Lösungspro¬ 
zess, aber wir haben bisher keine 
konkreten Schritte von ihr gese¬ 
hen. Stattdessen plant sie den Bau 
von 134 neuen Militärstationen. 
Die Dörfer haben kein Wasser, 
keine Kanalisation. Aber in dem¬ 
selben Dorf werden zwei Militär¬ 
stationen auf einmal gebaut.“ 
BDP Istanbul Abgeordneter Sirn 

f Siireyya Önder: Regierung nicht 
ewillt, ihr Wort zu halten: „Die 
Legierung hat bisher immer 
gesagt, dass sie gewillt ist, eine 
Lösung anzustreben, aber dass ihr 
hierzu die Kraft fehlt. Der Angriff 
von Lice hat aber offenbart, dass 
sie auch nicht gewillt ist, eine 
Lösung anzustreben. Es scheint 
so, als habe sich die Regierung 


mit dem Militär geeinigt und als 
herrsche gegenwärtig ein Einver¬ 
nehmen zwischen diesen beiden 
Gruppen. Das hat sich eigentlich 
schon offenbart, als das Verfahren 
wegen dem Massaker von Robo- 
ski durch die Justiz an ein Militär¬ 
gericht weitergegeben worden ist. 
Ich bezeichne das als eine neo- 
kemalistische Koalition. (...) 

Der Frieden kann nur von den 
Völkern ausgehen. Die Regierung 
kann zwar einen Friedensprozess 
vereinfachen. Aber ein Frieden, 
der allein von der Regierung aus¬ 
geht, kann nicht von nachhaltiger 
Natur sein. Nur der demokrati¬ 
sche Kampf kann die Völker ver¬ 
einen und eine Basis für den Frie¬ 
den schaffen. Gegenwärtig fangen 
das türkische und das kurdische 
Volk an, sich gegenseitig zu ver¬ 
stehen und hierdurch entwickelt 
sich bedeutender Wandel. Das ist 
natürlich nicht einfach, denn das 
Verhältnis der Völker wurde hun¬ 
dert Jahre lang vergiftet. Aber mit 
den Erfahrungen des demokrati¬ 
schen Kampfes wird die Bevölke¬ 
rung diese Vergiftung überwin¬ 
den und den Weg zum Frieden 
ebnen.“ 

KCK-Exekutivratsmitglied Zübeyir 
Aydar: Der Angriff beeinflusst den 
Prozess: „Der Vorfall in Lice ist 


bedenklich. Ein friedlicher Pro¬ 
test wurde mit Waffen niederge¬ 
schlagen. Gezielt wurde das Feuer 
in die Menge eröffnet. (...) Es 
handelt sich um eine Mentalitäts¬ 
sache. Die Umfragen zeigen die 
Unterstützung der überwältigen¬ 
den Mehrheit im Hinblick auf 
den Lösungsprozess. Wenn die 
Regierung dies nicht umsetzt, 
rührt das aus ihrer Mentalität. 
Wir akzeptieren als Bewegung 
keine Täuschungen oder Hinhal¬ 
tetaktiken. 

KCK-Exekutivratsvorsitz: Die 

Regierung wird ihren Aufgaben 
nicht gerecht: „Wir haben die auf 
uns fallenden Aufgaben erfüllt, 
damit der Prozess auf einer richti¬ 
gen Grundlage fortlaufen kann. 
Doch der türkische Staat und die 
Regierung erfüllen ihre Pflichten 
nicht. Auch wenn die Vernich¬ 
tungsoperationen gestoppt wur¬ 
den, dauert der Bau von neuen 
Militärstützpunkten, neuer Stau¬ 
dämme, Erkundungsaktivitäten 
und Einschüchterungsversuche 
gegen die Bevölkerung an. (...) 
Wir versprechen, in Gedenken an 
Medeni Yildirim die Befreiung 
des kurdischen Volkes und den 
Freiheitskampf bis zum Erfolg 
fortzuführen. ‘ 

(ANF/Mi/jW, 28.129.6., ISKU) 


Staat verantwortlich für den 
Mord erklärten. Zahlreiche Ver¬ 
antwortliche der Partei für Frie¬ 
den und Demokratie (BDP) 
nahmen ebenfalls am Trauerzug 
teil. In einer kurzen Rede forder¬ 
te die BDP-Abgeordnete Gültan 
Kifanak die Regierung dazu auf, 
den Fall nicht unter den Teppich 
zu kehren und die Verantwort¬ 
lichen zur Rechenschaft zu zie¬ 
hen. Andernfalls werde die 
Regierung zum Verantwort¬ 
lichen und zum Provokateur, 
falls der Lösungsprozess schei¬ 
tern sollte. 

Medeni Yildirim war bei Prote¬ 
sten gegen den Bau von neuen 
Militärstationen in den kurdi¬ 
schen Gebieten durch Kugeln 
des Militärs getötet worden. 
Während der Gouverneur der 
Region leugnete, dass Soldaten 
in Menge geschossen hätten, 
bestätigten mehrere Augenzeu¬ 
gen das Gegenteil. Durch Schüs¬ 
se aus der Militärstation wurden 
neben Yildirim zehn weitere 
Menschen verletzt. Wie der älte¬ 
re Bruder von Medeni Yildirim 
mitteilte, ist sein Onkel Adnan 
Yildirim schon am 3. Juni 1994 
durch Mitglieder des sogenann¬ 
ten Tiefen Staates ermordet wor¬ 
den. (ANF, 29.6., ISKU) 

Fünf kurdische Jugendliche im 
Iran hingerichtet 

Das iranische Regime hat am 
Mittwoch fünf kurdische 
Jugendliche hingerichtet, die im 
Gefängnis von Urmiye inhaftiert 
waren. Zwei der fünf Jugend¬ 
lichen waren den Berichten 
zufolge Zwillinge. Die Leicfma- 
me der getöteten wurden in der 
Nacht ihren Familien übeigeben. 
Die Jugendlichen, denen Beteili¬ 
gung am Sclimuggel vorgewor¬ 
fen wurde, stammen aus den 
Dörfern Baleka und Mastekawa 
sowie aus der Stadt Mako. 

Allein in dieser Woche sind im 
Iran 30 Menschen zum Tode ver¬ 
urteilt und hingerichtet worden, 
21 davon wurden im Kizil Hisar 
Gefängnis erhängt, die anderen 
vier am Montag im Recai Sehr 
Gefängnis in Kerce. 

(ANF, 4.7., ISKU) 
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Kampagne für eine demokratische Lösung: 

Tausende Menschen bei Sitzstreik in Wan 


Im Rahmen der „Kampagne für 
eine demokratische Lösung“ 
haben in Wan (Van) tausende 
Menschen mit einem Sitzstreik 
die AKP-Regierung aufgefordert 
im Lösungsprozess weitere 
Schritte zu tun. An der Aktion 
nahmen zahlreiche Vertreterin¬ 
nen und Vertreter der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
teil. 

Die erste Stufe ist abgeschlossen, 
nun soll die Regierung handeln 
ln einer Rede mahnte der BDP- 
Kovorsitzende für die Stadt Wan, 
Musa Itah, die Regierung an, nun 
in der zweiten Stufe des Lösungs¬ 
prozesses zu handeln. Er zählte 
die Schritte auf, die die BDP und 
das kurdische Volk von der AKP- 
Regierung erwarten würden. Die 
AlvP müsse folgende Schritte 
angehen: 

• Alle politischen Gefangenen, 
allen voran die kranken Gefan¬ 
gen, aus der Haft entlassen 


In seiner Kolumne in der kur¬ 
dischsprachigen Tageszeitung 
Azadiya Welat rief der Kovorsit- 
zende der Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans, Ce- 
mil Bayik die kurdischen Bevöl¬ 
kerung in den türkischen Metro¬ 
oien sowie in den europäischen 
tädten zur Rückkehr in ihre 
Dörfer auf. Bayik erklärte, dass 
dies ein großer Schritt zur Ver¬ 
wirklichung der demokratischen 
Nation sei. 

Bayik erinnerte daran, dass 
Millionen Kurdinnen und Kur¬ 
den durch den türkischen Staat 
zur Migration in die türkischen 
Metropolen sowie nach Europa 
gezwungen worden seien. Die 
Rückkehr in die verlassenen Ort¬ 
schaften sei jetzt die richtige Ant¬ 
wort auf die Politik der Massaker 
und den kulturellen Völker¬ 
mord. „Die Rückkehr der 
Migrantlnnen würde zu den 
aktuellen laufenden Prozessen 
beitragen und kann als eine Art 
des Aufstandes gesehen werden,“ 
so Bayik. 

Die Herrschaft des Kapitalismus 
in der Türkei habe die Menschen 
gezwungen, ihre Lleimat, ihre 
Wurzeln und Kultur für ein paar 
„Erdnüsse“ zu verlassen und 
Sklaven des Systems zu werden. 
Die Kurdinnen seien verurteilt 


• Stopp des Baus von neuen Mili¬ 
tärstationen, Staudämmen und 
Wasserkraftwerken 

• Ende der Naturzerstörung in 
Kurdistan und der Türkei. Der 
ökologischen Zerstörung sollte 
Einhalt geboten werden 

• Die militärische Mobilisierung 
soll beendet werden; Soldaten, 
Polizisten, Panzer und gepanzerte 
Fahrzeuge sollen aus den Militär¬ 
stationen abgezogen werden 

• Schulunterricht in der Mutter¬ 
sprache soll ermöglicht werden; 
alle rechtlichen fiindernisse für 
die Nutzung der jeweiligen Mut¬ 
tersprache sollen abgeschafft wer¬ 
den 

• Die Anti-Terrorgesetze und 
andere antidemokratische Ge¬ 
setze sollen abgeschafft werden 

• Die Institution des Dorfschütz¬ 
ersystems soll abgeschafft werden 

• Die Wahlhürde soll gesenkt 
werden 

• Alle notwendigen Vorkehrun¬ 
gen zur Unterbindung von 


worden, in den Vororten des 
Kapitalismus der Türkei zu 
leben, lebendig begraben, Opfer 
eines kulturellen Völkermordes. 
Bisher herrsche in den verlasse¬ 
nen, zurückgelassenen Dörfern 
eine düstere Stille, jedoch hat 
sich durch die Rückkehr einiger 
ehemaliger Bewohnerinnen die 
Einwohnerzahl der Dörfer wie¬ 
der erhöht. Wenn die Einwoh¬ 
nerzahlen in den Dörfern eine 
ausreichende Kapazität erreichen 
würden, seien die Voraussetzun¬ 
gen erfüllt, um wieder Viehzucht 
und Landwirtschaft zu betrei¬ 
ben. 

Nach Bayik habe der türkische 
Staat in den 90 Jahren bewusst 
auf die Städte Sivas, Dersim, 
Adiyaman, Meleti sowie Meres 
eingegriffen, um so die Türkisie- 
rung in diesen Gebieten durch¬ 
zusetzen. Die kurdische Bevölke¬ 
rung in dieser Region sei zur 
Flucht gezwungen worden; sie ist 
überwiegend nach Europa ausge¬ 
wandert. Als sei die physische 
Trennung von ihren Wurzeln 
nicht genug, seien auch Massa¬ 
ker an ihnen verübt worden. 
Etwa 5—6 Millionen Kurdinnen 
aus diesen Regionen wurden von 
ihren Dörfern und der Heimat 
getrennt, nicht nur vertrieben, 
sondern auch assimiliert und so 


Gewalt an Frauen sollen getrof¬ 
fen und Gewalttäter gegen Frau¬ 
en sollen bestraft werden 

Regierung wurde ein 
Lösungspaket vorgelegt 
Nach Itah übernahm der BDP- 
Abgeordnete Nazmi Gür das 
Wort. Er erklärte, dass sie der 
Regierung ein Lösungspaket mit 
25 Artikeln vorgelegt haben. 
„Diese Forderungen sind die For¬ 
derungen der Demokratiebewe- 
ung in der Türkei. Es sind diesel- 
en Forderungen, die die Men¬ 
schen vom Gezi-Park gestellt 
haben. Wir haben der Regierung 
erklärt, dass bei Umsetzung dieses 
Pakets der Weg für den Fortgang 
des Lösungsprozess geebnet wer¬ 
den kann, weil so ein gegenseiti¬ 
ges Vertrauen aufgebaut werden 
würde. Leider geht das Parlament 
demnächst in die Sommerpause, 
doch danach muss es sich sofort 
mit diesem Paket befassen", so 
Gür. (ANF, 8.7., ISKU) 


von ihren Wurzeln abgeschnit¬ 
ten. 

„Ist dies nicht ein bewusster Völ¬ 
kermord an dem kurdischen 
Volk?“ so Bayik und wies auf die 
Entwicklung seit 1926 hin, die 
Planung des Genozid an einem 
Volk. Dies betreffe nicht nur die 
kurdische Bevölkerung, sondern 
auch die armenische. 
„Zurückzukehren und den Dör¬ 
fern ihre Werte wiedergeben ist 
von großer Bedeutung, da die 
Menschen so nicht mehr für 
.Erdnüsse“ in verschiedene türki¬ 
sche Regionen gehen müssen, 
die ärmlichen Verhältnis verbes¬ 
sern, weniger Krankheiten sowie 
Unfällen ausgesetzt zu sein, die 
durch die langen Fahrten zur 
Arbeit verursacht werden kön¬ 
nen. Solchen Umständen ausge¬ 
liefert zu sein ist eine große Tra¬ 
gödie für die kurdische Bevölke¬ 
rung, die nun ein Ende finden 
muss,“ so Bayik. Die Rückkehr 
in die Dörfer sei ein wichtiger 
Schritt, um sich von dieser 
Unterdrückungspolitik zu be¬ 
freien. Es sei der erste Schritt, 
um ein freies, demokratisches 
Leben, eine freie Gesellschaft in 
Kurdistan aufzubauen; eine 
Befreiung von der jahrelangen 
Unterdrückung und den Leiden 
des Volkes. (ANF, 97., ISKU) 


Meldungen: 

Einspruch gegen Gerichtsbe¬ 
schluss im Verfahren gegen kur¬ 
dische Sender 

Gegen das Gerichtsurteil des 
Oberlandesgericht Kopenha¬ 
gen, das den Entzug der Sende¬ 
lizenzen für die kurdischen Sen¬ 
der ROT TV, Nu ? e TV und 
MMC beschloss, reichte am 
9.7.2013 der Geschäftsführer 
der drei Sender imdat Yilmaz 
Einspruch ein. Imdat erklärte, 
dass in wenigen Tagen das 
Gericht entscheiden werde, ob 
der Fall vor dem höchsten däni¬ 
schen Gericht neu verhandelt 
werde. Sollte dies der Fall sein, 
könnten die drei Sender minde¬ 
stens bis zum Urteil dieser 
Gerichtsinstanz ihre gewohnten 
Sendeübertragungen fortsetzen. 
Sollte der Einspruch allerdings 
nicht gestattet werden, 
kündigte Yilmaz an, dass sie den 
Fall vor den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrech¬ 
te tragen werden. 

(ANF, 9.7, ISKU) 

Ostkurdistan: Wieder 
Grenzhändler getötet 

Iranische Soldaten eröffneten 
das Feuer auf eine Gruppe kur¬ 
discher Schmuggler in der Nähe 
der Stadt Kirmanjah in Ostkur¬ 
distan (Iran). Nach vorliegen¬ 
den Meldungen wurde ein 
Schmuggler bei dem Angriff am 
Mittwochmorgen getötet. Als 
eine weitere Gruppe zu dem 
Ort kam, sei auc h auf sie das 
Feuer eröffnet worden. Dabei 
kam ein weiterer kurdischer 
Dorfbewohner ums Leben. In 
den letzten beiden Wochen 
wurden bereits sieben Grenz¬ 
händler von iranischen Soldaten 
getötet. 

Nach Angaben des Menschen¬ 
rechtsverein Iran sollen 2012 37 
Menschen in der Grenzregion 
von iranischen Soldaten getötet 
worden sein. 

(ANF 11.7, ISKU) 

51 Gezi-Demonstrantlnnen 
im Hungerstreik 

51 der 60 Menschen, die am 
Montag auf dem Taksim-Platz 
festgenommen wurden, haben 
mit einem Hungerstreik begon¬ 
nen, da sie immer noch im Poli¬ 
zeigewahrsam festgehalten wer¬ 
den. 

Bei dem gewaltsamen Polizeian¬ 
griff am Montag auf Demon- 
strantlnnen in der Istiklal-Stra- 
ße wurden Dutzende Menschen 
festgenommen, unter ihnen 
führende Mitglieder von ver¬ 
schiedenen Gewerkschaften, 
Berufsverbänden und zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen. 
Die Festgenommenen sollten 


Bayik: Kommt zurück 
in eure Dörfer 



Kongra Gel und KCK wählten 
neue Vorsitzende 


Vom 30. Juni bis zum 5. Juli 
hielt der Kurdistan Volkskon¬ 
gress (KONGRA Gel) seine 9. 
außerordentliche Generalver¬ 
sammlung in den Medya-Vertei¬ 
digungsgebieten in Südkurdi¬ 
stan ab. 

162 Delegierte aus allen Teilen 
Kurdistans und dem Ausland 
nahmen teil. Es wurden die Poli¬ 
tik bei der kommenden Wahlpe¬ 
riode und wesentliche Entschei¬ 
dungen über den Demokratisie- 


rungs- und Lösungsprozess und 
die Grundlagen einer demokra¬ 
tischen Selbstverwaltung festge¬ 
legt. 

Abdullah Öcalan wurde von der 
Generalversammlung zum Präsi¬ 
denten der KCK (Gemeinschaft 
der Gesellschaften Kurdistans) 
wiedergewählt. Cemil Bayik und 
Bese Hozat wurden von der Ver¬ 
sammlung als Kovorsitzende der 
KCK, Hacer Zagros und Remzi 
Kartal wurden zu Kovorsitzen- 


den des KONGRA-Gel gewählt. 
Die Delegierten wählten auch 
jeweils zwei stellvertretende Vor¬ 
sitzende für die beiden Organe 
nach dem Prinzip der 
Geschlechtergleichs teil ung. 
Murat Karayilan, ehemaliger 
Vorsitzender des Exekutivrates 
der KCK, wurde zum Oberkom¬ 
mandierenden der kurdischen 
Volksverteidigungskräfte (HPG) 
gewählt. 

(ANF, W.7., ISKU) 


Bevölkerung Rojavas baut 
Demokratische Autonomie weiter aus 


Der Aufbau der Demokrati¬ 
schen Autonomie in Rojava 
(Westkurdistan) dauert an. 
Innerhalb der nächsten drei 
Monate soll eine vorläufige Lei¬ 
tung gewählt und eine vorläufi¬ 
ge Verfassung erstellt werden. 
Nach den Wahlen in sechs 
Monaten sollen dann die Volks¬ 
räte aufgebaut werden. Die 
autonome Leitung soll alle dort 
lebenden Volksgruppen reprä¬ 
sentieren. Sie wird als Teil der 
vor einem Jahr begonnen Revo¬ 


lution gesehen und soll gleich¬ 
zeitig eine Reaktion auf die in 
den letzten Monaten verstärkten 
Angriffe und Provokationen 
sein. Daher hatte die Bewegung 
der Demokratischen Gesell¬ 
schaft (Tev-Dem) allen Ver¬ 
treterinnen kurdischer Parteien 
und der Zivilgesellschaft in 
Rojava den Aufbau solch einer 
vorläufigen Leitung vorgeschla¬ 
gen. Nachdem dieser Vorschlag 
akzeptiert worden ist, haben 
nun die Vorbereitungsarbeiten 


begonnen. Dazu wurden 
Gespräche mit den Vertretungen 
der verschiedenen politischen 
Organisationen, Religions- und 
Volksgruppen aufgenommen. 
Danach soll aus all diesen Krei¬ 
sen ein Komitee gebildet wer¬ 
den, welches in drei Monaten 
eine vorläufige Leitung aufbaut. 
Zudem wird auch eine vorläufi¬ 
ge Verfassung für Rojava erarbei¬ 
tet, über die dann in einem 
Referendum abgestimmt werden 
soll. (ANF, 10.7., ISKU) 


Hamdiye zu einem 

weiteren Jahr Haft verurteilt 


Eine Nachricht vor fünf Jahren 
aus Colemerg (Hakkari) ist der 
Journalistin Hamdiye CJift^i 
zum Verhängnis geworden. 
Damals berichtete (JiftH von 
der Polizeigewalt, welche nach 
dem Newrozfest dem Minder¬ 
jährigen Cüneyt Ertu$ angetan 
wurde. Vor laufender Kamera 
misshandelten Polizisten den 
damals 14 jährigen Cüneyt. 
Doch anstatt die verantwort¬ 
lichen Polizisten, die auf den 
Aufnahmen deutlich zu erken¬ 
nen sind, zu bestrafen, wird die 
Journalistin, die den Fall an die 
Öffentlichkeit brachte bestraft. 
(Jiftfi verbrachte knapp zwei 
Jahre aufgrund eines KCK-Ver¬ 
fahrens in Haft. Sie war im Jahr 
2010 im Rahmen der KCK- 
Operationen festgenommen 
und daraufhin in das E-Typ 


Gefängnis von Bedlis (Bitlis) 
ebracht worden. Erst im April 
012 wurde sie von einem 
Gericht in Wan (Van) freige¬ 
sprochen. 

Nun wurde sie aufgrund eines 
weiteren Verfahrens zu einem 
weiteren Jahr Haft verurteilt. 
Der Journalistin wird die "Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Organisation" vorgewor¬ 
fen. Sie soll "im Sinne der 
Organisation" für die Nach¬ 
richtenagentur DIHA gearbei¬ 
tet haben. Zum Vorwurf wurde 
Cift^i auch gemacht, dass sie 
die Bilder von der Misshand¬ 
lung des 14jährigen Cüneyt an 
die Presse weitergegeben und 
dadurch die verantwortlichen 
Polizisten zur Schau gestellt 
habe. Zudem habe (Jiftcp Fehl¬ 
informationen verbreitet, weil 


sie in ihrer Meldung angab, 
dass der Arm des Jungen bei 
den Misshandlungen gebrochen 
worden sei. Vier ärztliche Atte¬ 
ste würden das Gegenteil 
beweisen, so das Gericht. 

CJift^i erklärte, dass dieses 
Urteil nicht allein gegen sie, 
sonderngegen die Pressefreiheit 
in der Türkei gerichtet sei. Sie 
gab an, dass bereits ein Ein¬ 
spruch gegen das Urteil einge¬ 
legt worden sei. Das Gericht 
schob den Urteilsvollzug dar¬ 
aufhin auf. 

Gegen die Polizisten, die 
Cüneyt Ertuj im Jahr 2008 
misshandelten, wurden hinge¬ 
gen nie ein Verfahren eröffnet. 
Die eingeleiteten Untersuchun¬ 
gen wurden nach kurzer Zeit 
wieder eingestellt. 

(CNN, 11.7., ISKU) 


Gezi-Proteste: Festnahmewelle in Mersin 


Mindestens sieben Menschen 
sind am frühen Donnerstag 
Morgen bei Razzien in Mersin 
festgenommen worden. 

Die Operation, die wie andere 
Polizeioperationen im ganzen 
Land im Morgengrauen begann, 
richtete sich gegen Menschen, die 
seit Juni in Mersin an Protesten 
im Zusammenhang mit dem 
Gezi-Park teilgenommen hatten. 
Es wird vermutet, dass sich die 


Zahl der Festnahmen noch erhö¬ 
hen wird, da die Polizei zehn wei¬ 
tere Menschen nicht angetroffen 
hatte, deren Häuser aber trotz¬ 
dem durchsucht wurden. 

Die Festgenommenen wurden 
nach einer medizinischen Unter¬ 
suchung in einem Krankenhaus 
in das Polizeipräsidium ge¬ 
bracht. 

Auch in der Provinz Koaceli im 
Westen der Türkei wurden vier 


Menschen im Zusammenhang 
mit den Gezi-Protesten festge- 
ommen. 

Bereits am Mittwoch Morgen 
kam es in der Stadt zu achtzehn 
Festnahmen nach Hausdurchsu¬ 
chungen in den frühen Morgen¬ 
stunden. Zehn davon wurden 
vor Gericht gebracht, von denen 
sechs nach ihrer Aussage dort 
wieder entlassen wurden. 

(ANF, 11.7., ISKU) 


am Mittwoch einem Gericht 
vorgeführt werden, nun hat 
aber die Polizei die Verlänge¬ 
rung des Gewahrsams um zwei 
weitere Tage veranlasst. 

Der Gouverneur von Istanbul, 
Hüseyin Avni Mutlu, hatte den 
Gezi-Park am Montag wieder 
für die Öffentlichkeit freigege¬ 
ben, nachdem dieser seit der 
brutalen Räumung durch die 
Polizei am 15. Juni für drei 
Wochen geschlossen war. Nach¬ 
dem der Gouverneur das 
Gebiet am Montagnachmittag 
verlassen hatte, schloss die Poli¬ 
zei den Park erneut und griff 
Protestierende gewaltsam an. 
Der Angriff dauerte bis in die 
Nacht an; zahlreiche Menschen 
wurden zum Teil schwer ver¬ 
letzt und Dutzende festgenom¬ 
men. (ANF, 10.7, ISKU) 

Hohe Haftstrafen gegen kur¬ 
dische Politikerinnen 

Bei den sogenannten KCK-Pro- 
zessen wurden vor dem 9. 
Hohen Strafgericht in Amed 
(Diyarbakir) 13 Personen zu 
jeweils sechs Jahren und sieben 
Monaten verurteilt. Eine Per¬ 
son wurde freigelassen. Die 
Anwältlnnen hatten Freispruch 
für alle Angeklagten gefordert. 
Unter den Verurteilten befin¬ 
den sich Mitglieder und Füh¬ 
rungskräfte der legalen Partei 
für Frieden und Demokratie 
BDP wie die beiden BDP-Ver- 
antwortlichen des Landeskrei¬ 
ses Serekani (Ceylanpinar) 
Cemil Tuncer und Abdulbaki 
Can, der ehemalige Stellvertre¬ 
ter des Bürgermeister von 
Serekani Ahmet Dagtekin, aber 
auch Vertreter der zivilgesell¬ 
schaftlichen Organisation 
MEYA DER, Ibrahim Avci und 
Ecevit Yavuz. 

Die BDP in Serekani kritisierte 
das Gerichtsurteil als Schlag 
gegen die demokratischen 
Bestrebungen des kurdischen 
Volkes. Trotz des derzeitigen 
Prozesses in der Türkei werden 
immer noch kurdische Aktivist¬ 
innen, die für Demokratie und 
Frieden einstehen, zu hohen 
Gefängnisstrafen in den soge¬ 
nannten KCK-Prozessen verur¬ 
teilt. (ANF, 10.7, ISKU) 
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KCK: Unabhängige 
Arztedelegation nach Imrali 


Der Kovorsitz des Exekutivrats 
der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan (KCK) mach¬ 
te darauf aufmerksam, dass es 
von der AKP immer noch keine 
Reaktion auf die Forderung, eine 
Arztedelegation nach Imrali zu 
schicken, gegeben habe. „Der 
Initiator dieses Prozesses ist die 
kurdische Führungspersönlich¬ 
keit [Abdullah Öcalan]. Diese 
unsensible Iderangehensweise 
zum Gesundheitszustand des 
Vorsitzenden wirft Zweifel an der 
Haltung der AKP im Hinblick 
auf den Friedensprozess auf. 
Kann sich eine politische Kraft, 
die die Lösung der kurdischen 
Frage will, sich so verhalten“, 
heißt es unter anderem in der 
schriftlichen Erklärung. 

Das kurdische Volk und die 
demokratischen Kräfte werden in 
der Erklärung dazu aulzurufen, 
ihre demokratischen Aktionen zu 
steigern, damit eine unabhängige 
Gesundheitsdelegation nach 
Imrali gehen könne: „Die Emp¬ 
findlichkeit des kurdischen Vol¬ 
kes im Hinblick auf den Gesund¬ 


heitszustand der kurdischen Füh¬ 
rungspersönlichkeit ist bekannt. 
Das kurdische Volk sieht die 
Gesundheit der kurdischen Füh¬ 
rungspersönlichkeit als ihre eige¬ 
ne an. (...) Dass die AKP-Regie- 
rung bis jetzt keine unabhängige 
Ärztedelegation nach Imrali 
geschickt hat, zeigt ihre unernste 
Annäherungsweise an den von 
der kurdischen Führungspersön¬ 
lichkeit initiierten Prozess. Der 
erste Ansprechpartner für das 
grundlegendste Problem der Tür¬ 
kei, die kurdische Frage, ist die 
kurdische Führungspersönlich¬ 
keit.“ 

Noch immer keine .Antwort des 
Ministeriums auf Öcalans 
Anfrage 

Das türkische Justizministerium 
hat immer noch keine Antwort 
an den Kongress für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft. DTK 
sowie an die Türkische Ärztever¬ 
einigung TTB. gegeben, um eine 
unabhängige Ärztedelegation auf 
Öcalans Anfrage hin nach Imrali 
zu schicken. 


Abdullah Öcalan hatte einen 
Antrag gestellt, um von einer 
unabhängigen Arztedelegation 
untersucht und behandelt werden 
zu können. Dies hatte sein Bruder 
Mehmet Öcalan nach einem 
Besuch bei ihm auf Imrali. am 1. 
Juli mitgeteilt. Abdullah Öcalan 
soll Entzündungen im Hals-, 
Nasen- und Mund-Bereich 
haben. 

Am 8. Juli bat die TTB das 
Gesundheitsministerium darum, 
den PKK-Vorsitzenden in 
Behandlung zu nehmen. Der 
TTB Generalsekretär Beyazit 
Ilhan erklärte, dass sie bisher noch 
keine Antwort vom Ministerium 
erhalten haben. Er erklärte, dass 
sie eine positive Antwort von dem 
Ministerium erwarten und hof¬ 
fen, dass die Delegation schon 
bald nach Imrali gehen kann. 
Auch die Gesundheitsvereinigung 
des DTK hatte sich an das Minis¬ 
terium gewandt, damit eine Arz¬ 
tedelegation nach Imrali reisen 
könne. Bisher haben auch sie 
keine Antwort erhalten. 

(ANF, 15./17.7., ISKU) 


Schwere Gefechte um 


Das Presse- und Kommunika¬ 
tionszentrum der kurdischen 
Volks Verteidigungseinheiten 
(YPG) veröffentlichte in einer 
schriftlichen Erklärung die 
Bilanz der zweitägigen Kämpfe 
mit bewaffneten Banden in 
Serekani. Die YPG gab bekannt, 
dass die Stadt Serekani und der 
Grenzübergang nach Nordkur¬ 
distan unter der Kontrolle der 
YPG stehen würden, 
ln der schriftlichen Erklärung 
der YPG heißt es, dass die 
Angriffe auf die kurdische 
Bevölkerung zu einem Zeit¬ 
punkt erfolgt sind, wo das kur¬ 
dische Volk in Rojava den Jah¬ 
restag der kurdischen Revolu¬ 
tion feierte und fuhr wie folgt 
fort: „Zu einem Zeitpunkt, wo 
der Ausbau der demokratischen 
Autonomie in vollem Gange ist 
und obwohl wir uns vorgenom¬ 
men hatten, im Fastenmonat 
Ramadan Gefechten fernzublei¬ 
ben, begannen einige Kräfte aus 
Eigennutz mit Angriffen auf 
unser Volk.“ 

In der Erklärung wurde 
bekanntgegeben, dass trotz des 
Abkommens von Serekani zwi¬ 
schen der YPG und der Freien 
Syrischen Armee (FSA) bewaff¬ 


nete Banden seit Tagen die Stadt 
ins Chaos treiben. Trotz War¬ 
nungen seitens der YPG haben 
die Banden einen Kämpfer der 
YPG entführt. Aus diesem 
Grunde habe die YPG von 
ihrem Selbstverteidigungsrecht 
Gebrauch gemacht und Vergel¬ 
tungsangriffe gegen die bewaff¬ 
neten Banden gestartet. 

Im weiteren Verlauf der Erklä¬ 
rung heißt es: „Infolge dieser 
Vergeltungsangriffe übernahm 
die YPG die Kontrolle über die 
Stadt Serekani und den Grenz¬ 
übergang zu Nordkurdistan 
(Türkei) und die Stadt wurde 
von den bewaffneten Banden 
befreit. Der Widerstand unserer 
Kämpfer hatten die Mitglieder 
der Banden in die Flucht getrie¬ 
ben und einige haben auch kapi¬ 
tuliert. Viele der Angreifer wur¬ 
den getötet und neun Leichen 
befinden sich in unserer Hand. 
Auch wurden viele Waffen, mili¬ 
tärische Ausrüstung und militä¬ 
rische Fahrzeuge beschlag¬ 
nahmt. 25 bewaffnete Banden¬ 
kämpfer wurden als Geisel 
genommen. Bei den zweitägigen 
Auseinandersetzungen haben 
auch zwei unsere Kämpfer ihr 
Leben verloren.“ 


Serekani 

Die YPG bekräftigte in ihrer 
Erklärung, dass sie weiterhin 
Widerstand gegen bewaffnete 
Banden leisten werde und 
weiterhin die Bevölkerung vor 
Angriffen schützen werde. 

Türkische Armee eröffnet 
Feuer auf Serekani 

Der Generalstab der TSK (tür¬ 
kische Streitkräfte) gab auf sei¬ 
ner offiziellen Webseite 
bekannt, dass das türkische 
Militär am Mittwochnachmit¬ 
tag am Grenzposten das Feuer 
auf die Stadt Serekani eröffnet 
hätte. 

Der Vorsitzende des Generalsta¬ 
bes erklärte, dass auf türkischer 
Seite vier Häuser und die Poli¬ 
zeistation in Serekani (tr.: Ceyl- 
anpinar) in die Gefechte ver¬ 
wickelt wurden. Von wem die 
Schüsse auf die Stadt ausgingen, 
sei nicht bekannt. 

Eine BDP-Delegation versucht 
derzeit, nach Serekani (Ceylan- 
pinar) zu kommen, um die Vor¬ 
fälle vor Ort zu untersuchen. 
Das Gebiet wurden auf türki¬ 
scher Seite bereits von Armee 
und Polizei gesperrt. 

(ANF, 17./18.7., 
DK, 18.7, ISKU) 


Meldungen: 


Neun kurdische Politiker zu 
hohen Haftstrafen verurteilt 

Im Rahmen der sogenannten 
KCK-Operationen fand die 
Anhörung am Dienstag vor 
dem 5. Hohen Strafgericht in 
Colemerg (Hakkari) statt. 

Die neun kurdischen Politiker 
wurden vor 13 Monaten ver¬ 
haftet. Zurzeit befinden sich 
sechs von ihnen in Haft. 

Ihre Rechtsanwälte forderten 
ihre Freilassung und erläuter¬ 
ten, dass die Beweisaufnahmen 
der Polizei Fälschungen seien. 
Die Anwälte kritisierten das 
Vorgehen des Gerichtes. 

Der Gerichtshof verurteilte 
Daveti Tan, Cemil Akis, Abdul¬ 
hakim Kaya, Lokman Abi 
(Mitglied des Gemeinderates 
der Provinz Colemerg (Hakka¬ 
ri) .. und Medine Duran 
(DÖKH-Aktivistin) zu jeweils 
sechs Jahren und drei Monaten 
Haft; Mehmet Siddik Yildirim, 
Sait Gezer, Necman Öner und 
Seyfettin Temel zu je sieben 
Jahren und fünf Monaten Haft. 

(ANF, 17.7., ISKU) 

18 entführte kurdische 
Jugendliche wieder frei 
18 kurdische Jugendliche, die 
letzte Woche in der Stadt Elzer- 
ba im Bezirk Aleppo von 
bewaffneten Banden entführt 
worden sind, sind freigelassen 
worden. 

Die bewaffneten Mitglieder, 
der religiösen Gruppe Arte§ 
Azad hatten am 13. Juli 18 kur¬ 
dische Jugendliche, an einem 
Checkpoint bei dem Dorf 
Elzerba im Bezirk Aleppo ent¬ 
führt. 

Die Jugendlichen sind während 
ihrer Gefangenschaft von ihren 
Entführern misshandelt und 
gefoltert worden. 

(ANF, 17.7., ISKU) 

Al-Nusra entführt 19 
kurdische Studierende 
Mitglieder der Al-Nusra-Front 
haben am Mittwoch 19 kurdi¬ 
sche Studierende entführt, die 
auf dem Rückweg von der Stadt 
Humus nach Heseke waren. 

Die Studierenden befanden 
sich zur späten Abendstunde 
auf den Heimweg, als es auf der 
Straße zwischen Til.Temir und 
Heseke zu dem Überfall der 
bewaffneten Bande kam. Der 
Aufenthaltsort der Entführten 
ist derzeit unbekannt. 

(ANF, 18.7., ISKU) 

Fünf Verletzte bei Explosion 
in Baglar/Amed 
Der Bezirksbürgermeister Dur- 
sun Balaban von Baglar, einem 



Human Rights Watch drängt auf Einstellung 
der rechtswidrigen Nutzung von Tränengas 


In einem Bericht über zehn 
dokumentierte Fälle, bei denen 
die türkische Polizei Tränengas 
gegen Gezi-Park-Demonstrie- 
rende eingesetzt und dadurch 
Personen verletzt hat, drängt 
Human Rights Watch (HRW) 
die türkischen Behörden, unver¬ 
züglich Richtlinien einzuführen, 
in welchem Falle die Benutzung 
von Tränengas erlaubt ist, sowie 
ein Verbot zu verhängen, das 
Gas in geschlossenen Räumen 
einzusetzen oder auch direkt auf 
Personen abzufeuern. Laut 
HRW sollten die türkische 
Behörden die Anforderungen 
durchsetzen und Polizisten, die 
dagegen verstoßen, zur Rechen¬ 
schaft ziehen. 

"Diese Tränengasgranaten kön¬ 
nen einen Menschen ernsthaft 
verwunden oder gar tödlich 
sein, wenn sie direkt auf Perso¬ 
nen abgefeuert werden. Und 
dies hat sich im Gezi-Park 
wiederholt ereignet" so Emma 
Sinclair-Webb, die Türkei 
Expertin von HRW. „Die Polizei 
und ihre Befehlshaber, die diese 
Granaten so unverantwortlich 
einsetzen, sollten zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden. ” 

Am 16. Juli 2013 stufte der 
Europäische Gericht den Fall, 
bei dem ein 13-jähriger Junge 
von Angriffen der Polizei lebens- 
bedrohfich verletzt wurde, als 
unsachgemäße Benutzung von 
Tränengas ein und rief zu stren¬ 
geren Sicherheitsrichtlinien auf, 
um die Nutzung von Tränengas 
und somit das Risiko von Tod 
und Verletzung zu minimieren. 
HRW bemerkte hierzu, dass die 
Proteste im Gezi-Park friedlich 
waren, die türkische Polizei 
jedoch trotzdem eingriff und 
Tränengas sowie Wasserwerfer 
gegen die Demonstranten ein¬ 
setzte. Durch die Nutzung von 
Tränengas wurden im Laufe der 


Demonstrationen viele Personen 
verletzt und vier Demonstranten 
und ein Polizist getötet, sagte die 
Organisation und betonte, dass 
die Türkei sich an internationa¬ 
len Richtlinien sowie UN-Prin- 
zipien zu halten habe, die 
Anwendung von Gewalt und 
Schusswaffen nur in verschärf¬ 
ten Situationen erlaubt. 

HRW wies auf die Nutzung von 
Tränengas gegen Gebäude wie 
Hotels, Krankenhäuser, Klini¬ 
ken sowie anderen geschlosse¬ 
nen Räumlichkeiten während 
der Gezi-Proteste hin: "Sie setz¬ 
ten Pfefferspray gegen Personen 
ein, von denen keine Bedrohung 
ausging oder auch gegen Kran¬ 
ken} läuser und Hoteleingänge." 
HRW liegt eine Kopie der 
Richtlinien des Innenministeri¬ 
ums über die Anwendung von 
Gewalt gegen illegale Demons- 
trantlnnen sowie den Einsatz 
von Tränengas vom 26. Juni vor. 
Darin wird gesagt, dass die Poli¬ 
zei die Demonstranten warnen 
müsse, bevor sie Tränengas 
gegen diese einsetzen könne, 
und man vor dem Einsatz von 
Tränengas die Demonstranten 
mit Wasserwerfern vertreiben 
solle. Ferner soll Tränengas nicht 
in geschlossenen Räumlichkei¬ 
ten wie Schulen, Krankenhäu¬ 
ser, Pflegeheime und nicht 
gegen Personen, die nichts mit 
denen Demonstrationen zu tun 
haben, eingesetzt werden. Das 
direkte Abfeuern von Tränengas- 

f ranaten aus nächster Nähe, ein 
lauptgrund für die schwersten 
Verletzungen, wird hier jedoch 
nicht untersagt. 

Als Antwort auf die Berichte von 
HRW erklärte ein Sprecher der 
Polizeigewerkschaft Emniyet- 
Sen, dass die Polizei ausreichend 
in der Benutzung von Tränengas 

f eschult sei und dass die fehler- 
afte Nutzung „keine Frage der 


Ausbildung, sondern der fehler¬ 
haften Situationsanalyse“ sei. 
Laut HRW sagte der Sprecher 
auch, dass die langen Arbeitszei¬ 
ten, mangelnde Erfahrung sowie 
Befehle von ranghöheren Offi¬ 
zieren und Behörden zum Miss¬ 
brauch von Tränengas beigetra¬ 
gen haben. 

Basierend auf Interviews mit 
Opfern, Augenzeuginnen, 
Anwältlnnen und Medizinerin¬ 
nen über die Tränengaseinsätze 
dokumentierte HRW 10 Fälle 
von schweren Verletzungen, die 
durch Polizeikräfte, die Gas 
gegen die Demonstranten ein¬ 
setzten, verursacht worden sind. 
In der Türkei wurden bislang 
kaum Sicherheitskräfte für Miss¬ 
brauch, exzessiven Gewaltein¬ 
satz, Folter, unrechtmäßige 
Tötungen und ähnliches zur 
Verantwortung gezogen, wie 
HRW wiederholt dokumentiert 
hat. 

Insbesondere im Kontext fried¬ 
licher Proteste hat der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte zu mindestens drei Anläs¬ 
sen seine Bedenken bezüglich 
des Gebrauchs von Tränengas 
und Pfefferspray ausgedrückt. Er 
hat in jedem dieser Falle die Tür¬ 
kei für die entstandenen Verlet¬ 
zungen verantwortlich gemacht 
una eine Verletzung des Verbots 
von unmenschlicher und herab¬ 
würdigender Behandlung festge¬ 
stellt. 

„Nach den Gezi-Protesten muss 
es eine vollständige Untersu¬ 
chung der Polizeitaktiken, der 
Entscneidungsftndung und der 
Befehlskette geben — bis ganz 
nach oben.“, so Sinclair-Webb. 
„Das Verfolgen von Verstößen 
einzelner Polizisten reicht nicht 
aus, um die Polizei davon abzu¬ 
halten, sich in Zukunft wieder 
genau so zu verhalten.“ 

(ANF, 17.7., 1SKU) 


Vorbereitungen zur Konferenz in Hewler 


Die Vorbereitungen für die natio¬ 
nale Konferenz in Hewler, zu der 
Kurdinnen aus allen Teilen Kur¬ 
distans erwartet werden, schreiten 
voran. Es wird erwartet, dass Ver¬ 
treterinnen kurdischer politischer 
Parteien Mitte der Woche in 
Hewler eintreffen werden. Zuvor 
sind bereits - auf Vorschlag der 
kurdischen Führungspersönlich¬ 
keit Abdullah Öcalan - in Anka¬ 
ra, Amed und Brüssel Konferen¬ 
zen abgehalten worden. Seit Jah¬ 
ren steht eine kurdische nationale 
Konferenz auf der Tagesordnung. 
Doch aufgrund verschiedener 
Gründe konnte diese bis heute 
nicht verwirklicht werden. 

Nun konnten sich auf Initiative 
Öcalans die Vorbereitungsarbei¬ 
ten für die nationale Konferenz in 
Hewler intensivieren. Nach Infor¬ 
mationen der Nachrichtenagen¬ 
tur D1HA gibt es Mitte der 
Woche im Rahm en der Vorberei¬ 


tungsarbeiten in Hewler eine 
Zusammenkunft. In dem von der 
kurdischen Autonomieregion 
organisierten Treffen werden Ver¬ 
treterinnen politischer Parteien 
aus allen vier Teilen Kurdistans 
teilnehmen. Noch gibt es keine 
detaillierten Informationen, 
wann genau das Treffen und die 
national Konferenz abgehalten 
werden. Es heißt, dass das jetzige 
Treffen der Vorbereitung dient 
und dort der Termin für die Kon¬ 
ferenz bestimmt werden soll. 
Auch der Kovorsitzende der Par¬ 
tei für Frieden und Demokratie 
(BDP), Selahattin Demirta§, wird 
zu diesem Treffen erwartet. 

Die Arbeiten zur Konferenz lau¬ 
fen seit langen hinter den Kulis¬ 
sen; nach Informationen, die an 
die Öffentlichkeit gelangten, ist 
der Hauptpunkt der Konferenz 
die nationale und politische Ein¬ 
heit der Kurdinnen. Bisher blo¬ 


ckierten die Demokratische Partei 
Kurdistans (PDK) und die Patrio¬ 
tische Union Kurdistans (YNK) 
die Konferenz. 

Zur Durchsetzung der nationalen 
Konferenz traf sich jüngst eine 
Delegation aus Mitgliedern des 
Exekutivrats der Gemeinschaft 
der Gesellschaften Kurdistans 
(KCK) mit Mitgliedern des Polit¬ 
büros der YNR und dem Vorsit¬ 
zenden der Tevgera Goran, Now- 
sirvan Mustafa. Außer einer 
Erklärung der PDK, in der die 
Absicht der Teilnahme geäußert 
wird, gibt es noch keine klare 
Haltung dieser Partei. Jedoch 
heißt es von der KCK-Delega- 
tion, die seit einiger Zeit in der 
kurdischen Autonomieregion 
diplomatische Arbeiten durch¬ 
führt, dass die PDK-Vertreter von 
ihrer Haltung gegen die Konfe¬ 
renz abgerückt seien. 

(ANF, 14.7, ISKU) 


Stadtviertel von Amed (Diyar- 
bakir), gab gegenüber der Fres¬ 
se bekannt, dass fünf Personen 
durch eine Explosion verletzt 
worden sind. Die Verwundeten 
wurden ins öffentliche Kran¬ 
kenhaus sowie in die Diele- 
Universitätsklinik gebracht. 
Der Bürgermeister erklärte, 
dass die Untersuchungen zu 
dem Fall weiterhin anhalten 
und sobald ausführliche 
Ermittlungen der Polizei ver¬ 
fügbar sind, diese der Öffent¬ 
lichkeit mitgeteilt werden. 
Augenzeugen des Vorfalls hat¬ 
ten sofort die Ambulanz 
benachrichtigt. Laut Augen¬ 
zeugen soll es sich bei den Ver¬ 
letzten zumeist um Kinder und 
Jugendlich handeln. 

(ANF, 16.7., ISKU) 

An der Grenze bei Qilaban 
laufen Vorbereitungen für eine 
Operation 

Nordkurdistan/Türkei - Durch 
örtliche Quellen wurde 
bekannt, dass bei der Gülyazt- 
Tugay-Kommandatur an der 
Grenze zu Südkurdistan bei 
Qilaban (Uludere) Vorberei¬ 
tungen für eine militärische 
Operation getroffen werden. 

Im Rahmen der Vorbereitun¬ 
gen sollen an die Brigade ver¬ 
schiedene Einheiten geschickt 
worden sein. Es sei geplant, in 
den kommenden Tagen die 
höheren Regionen mit Kobra- 
Kampfhubschraubern und 
Artilferie anzugreifen. 

Bereits vor zwei Monaten sol¬ 
len Anweisungen erhalten wor¬ 
den sein, um Vorbereitungen 
für diese Operation zu führen. 
Nach den ersten Angriffen soll 
das Militär in die Gebiete Vor¬ 
dringen. Vorher sei dies wegen 
der Existenz der Guerilla in der 
Region nicht möglich gewesen. 
Die Operation soll der Grenzsi¬ 
cherung zwischen Nord- und 
Südkurdistan (Türkei/Irak) 
dienen. (ANF, 18.7, ISKU) 
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Öcalan: Die Regierung soll 
Bedingungen schaffen, damit 
ich meine Rolle spielen kann 


Am 21. Juli traf sich eine Dele¬ 
gation der Partei für Frieden 
und Demokratie (BDP), beste¬ 
hend aus den Abgeordneten 
Selahattin Demirtaf und Pervin 
Buldan, mit dem auf der 
Gefängnisinsel Imrali inhaftier¬ 
ten Repräsentanten des .kurdi¬ 
schen Volkes Abdullah Öcalan. 
Dieser übergab ihr eine schriftli¬ 
che Botschaft für die Öffentlich¬ 
keit der Türkei: 

„Zunächst einmal richte ich 
allen meine Grüße und meine 
Liebe aus. 

Der Prozess läuft in all seiner 
Bedeutung, Ernsthaftigkeit und 
Tiefe weiter. Die Treffen und der 
Dialog mit der Staatsdelegation 
konzentrieren sich weiterhin auf 
eine Lösung. 

Ich möchte zum Lösungsprozess 
mehr als bisher beitragen. Doch 
leider sind die Möglichkeiten 
hier auf ein Minimum begrenzt. 
Die Regierung muss konkrete 
Maßnahmen ergreifen, um mir 
bessere Kommunikationsbedin- 
ungen zu schaffen. Ich möchte 
etonen, dass mir die begrenzten 


Möglichkeiten Unbehagen 
bereiten. 

Während rund um die Türkei 
zahlreiche Aufstände lodern, ist 
die Schaffung von Bedingungen, 
die gewährleisten, dass ich 
meine Rolle für die Lösung spie¬ 
len kann, eine Selbstverständ¬ 
lichkeit. 

Gäbe es z. B. die Möglichkeit 
eines Pressetreffens auf Imrali, 
um die Öffentlichkeit angemes¬ 
sen zu informieren, könnte ich 
einen ernsthaften Beitrag zur 
Weiterentwicklung des Prozesses 
leisten. 

Die Regierung darf bei solchen 
einfachen Maßnahmen nicht 
zögerlich sein. Schließlich versu¬ 
chen wir, auf einem 40-jährigen 
Konflikt, in dem 50.000 unserer 
Menschen gestorben sind, einen 
Frieden aurzubauen. 

Ich beabsichtige, die zweite 
Etappe [des Prozesses] bis Anfang 
September größtenteils abzu¬ 
schließen und zu den Diskussio¬ 
nen über die dritte Etappe, die 
wir als Normalisierung bezeich¬ 
nen, überzugehen. Ich habe 
zwar meine Floffnung jetzt noch 
nicht aufgegeben, ich spreche 


auch nicht von einem Stocken 
oder einer Nichtlösung [des Pro¬ 
zesses], Doch die Regierung 
muss sich, auch im Hinblick auf 
die Entwicklungen im Mittleren 
Osten, sicherlich schneller 
bewegen. Zur nahenden Parla¬ 
mentseröffnung werden von der 
Regierung nun konkrete, prakti¬ 
sche Schritte erwartet. Ich wün¬ 
sche, dass die Große National¬ 
versammlung in diesem 
Zusammenhang einen histori¬ 
schen Beitrag zu einer Lösung 
leistet. Schließlich werden die 
nötigen Schritte im Interesse der 
gesamten Türkei liegen. 

In der Zwischenzeit bitte ich die 
Parteien, von ihrer Haltung, die 
den Prozess erschweren könnte, 
tunlichst Abstand zu nehmen. 
Meinem nicht gravierend beein¬ 
trächtigten Gesundheitszustand 
und den Bedingungen, denen 
ich unterliege, zum Trotz bemü¬ 
he ich mich um eine gemeinsa¬ 
me Zukunft unserer Völker 
unter dem Dach des Friedens. 
Nochmals versichere ich alle 
meiner aufrichtigsten Zunei¬ 
gung und sende ihnen meine 
Grüße.“ (ANF, 21.7„ ISKU) 


Rojava 

Die Auseinandersetzung zwi¬ 
schen den von der Türkei unter¬ 
stützten Gruppierungen und 
den Volksverteidigungseinheiten 
YPG dauern seit mehreren 
Tagen an. Die bewaffneten 
Gruppen, die große Verluste 
gegen die YPG einstecken mus¬ 
sten, greifen die Zivilbevölke¬ 
rung an. 

Die Auseinandersetzungen von 
(Jelaxa bei Girke Lege, haben 
sich auch auf die Stadt Gire Spi 
ausgeweitet. Bewaffnete Grup¬ 
pen wie Eli Axa und El Nusra 
griffen die kurdischen Gebiete 
mit schweren Waffen an. Dabei 
nahmen sie hunderte Einwoh¬ 
ner als Geisel fest. Auch die kur¬ 
dische Gruppe El Ekrad setzte 
sich zur Wehr und. nahm den al- 
Qaida-Chef fest. Örtliche Quel¬ 
len berichten, dass am Tag zuvor 
80 Djiadisten ihr Leben verloren 
haben. 

Am 20. Juli, dem fünften Tag 
der Auseinandersetzungen, 


leistet Widerstand 


eröffneten die YPG eine breit 
angelegte Operation. Von El- 
Nusra besetzte Dörfer sowie 
Kontrollpunkte wurden von den 
YPG-Kämpfern eingenommen 
und von den bewaffneten Grup¬ 
pen befreit. 

Intensive Auseinandersetzung 
in Gire Spi 

Die Auseinandersetzungen 
intensivierten sich in der Stadt 
Gire Spi (Tel Abyad), als al- 
Qaida/El-Nusra-Gruppen das 
Volkshaus in Gire Spi umzingel¬ 
ten und dessen Schließung 
durchsetzen wollten. Die 
Gespräche zwischen dem Vertre¬ 
ter der Kurden und der Gruppe 
Ahrar El §am kamen zu keinem 
Ergebnis. 

Nach Berichten der Nachrich¬ 
tenagentur ANF gehen die am 
Samstag begonnenen Angriffe 
der El Nusra auf kurdische 
Gebiete in Gire Spi weiter. Sie 
riefen auf, die Kurden zu ermor¬ 


den, die Orte wo sie Leben, ihr 
Eigentum und ihre Frauen zu 
plündern. Daraufhin begannen 
Plünderungen in mehreren kur¬ 
dischen Gebieten. 

Es konnte beobachtet werden, 
wie vier mit Waffen beladene 
Fahrzeuge über die Türkei nach 
Gire Spi gekommen sind. Sie 
errichteten Kontrollpunkte und 
beschossen die kurdischen 
Gebiete. Daraufhin reagierte die 
El Ekrad mit Gegenangriffen. 
Diese Auseinandersetzungen 
dauerten den ganzen Tag lang 
an. Viele von ihnen wurden 
getötet, Verletzte von ihnen wur¬ 
den über die Grenze von Gire 
Spi nach Ak^ale transpotiert, um 
dort behandelt zu werden. 

Die Auseinandersetzungen in 

g elaxa dauerten gestern an 
ie Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen der YPG und El Nusra 
und weiteren Gruppierungen 
dauern in dem Gebiet (Jelaxa 


Meldungen: 

Journalistinnen beantragen 
Besuch bei Öcalan 
Journalistinnen der Nachrich¬ 
tenagentur DIHA, Ibrahim 
Aslan, Ömer (Jelik und Pinar 
Ural haben beim Justizministe¬ 
rium der Türkei einen Antrag 
auf ein Treffen mit Abdullah 
Öcalan auf der Gefängnisinsel 
Imrali beantragt. Dieses Treffen 
sei Notwendig, da Abdullah 
Öcalan eine wichtige Persön¬ 
lichkeit und ein Ffauptakteur 
des jetzigen (Friedens)prozesses 
sei. 

Zuvor schon hat Ömer §ahin, 
Journalist der Tageszeitung 
Radikal, einen Antrag für ein 
Treffen mit Öcalan gestellt. 

Antrag der Anwältlnnen 
abgelennt 

Ein Antrag der Anwältlnnen 
Abdullah Öcalans auf Konsulta¬ 
tion mit ihrem Mandanten ist 
ein weiteres Mal abgelehnt wor¬ 
den. Das letzte Treffen der 
Anwältlnnen mit Öcalan hat 
vor fast genau zwei Jahren, am 
27. Juli 2011, stattgefunden. 
Hunderte Ablehnung wurde 
immer mit den gleichen 
Begründungen abgelehnt: Die 
Fähre sei defekt, in Reparatur 
oder die Wetterverhältnisse 
seien zu schlecht. 

(ANF, 24.7., ISKU) 

Fünf Personen in Cizire festge¬ 
nommen 

In der Nacht vom 24. auf den 
25. Juli wurden mehrere Häuser 
und Wohnungen in den Stadt¬ 
teilen Yafes, Sur und Nur von 
Cizire von Spezialeinheiten und 
der zivilen Polizei durchsucht. 
Fünf Personen wurden darauf¬ 
hin festgenommen. Über den 
Grund der Razzien wurden 
keine Angaben gemacht. 

(DIHA, 25.7., ISKU) 

Die Anwälte von Hatip Diele 
fordern die Freilassung der kur¬ 
dischen Abgeordneten 

Die Anwälte des ehemaligen 
Vorsitzenden der DEP (Demo¬ 
kratie Partei) und BDP-Abge- 
ordnete Hatip Diele fordern die 
Freilassung alle kurdischen 
Abgeordneten. Ihnen wird vor¬ 
geworfen, Propaganda für terro¬ 
ristische Organisationen betrie¬ 
ben zu haben. 

Dicles Anwälte lenkten die Auf¬ 
merksamkeit auf die jüngsten 
Entwicklungen. Außerdem 
seien die Abgeordneten bereits 
seit über vier Jahren inhaftiert. 
Der Gerichtshof hat die Anträ¬ 
ge zur Bearbeitung an sich 
genommen. (ANF, 19.7., ISKU) 




Trotz ärztlich bescheinigter Haftunfähigkeit 

keine Freilassung 


Ruken Adali, Istanbul - Der 
kranke Gefangene Hakan 
Gölünc verfügt über ein Attest, 
nicht im Gefängnis bleiben zu 
können. Trotzdem wird er nicht 
aus der Haft entlassen. Weil die 
notwendigen Untersuchungen 
nicht durchgeführt wurden, 
wurde sein Gehirntumor nicht 
diagnostiziert. Der kranke 
Gefangene wartet nun auf den 
Bericht der Rechtsmedizin. 
Gölürn^ ist seit 2006 inhaftiert 
und gehört zu denen, die drin- 

f end entlassen werden müssen. 

eit die Ärzte den Tumor bei 
Gölürn^ festgestellt haben, wurde 
er bereits zwölf Mal operiert. 
Am 20. September 2012 hatte 
der Tumor eine Größe von 
17x11 mm. Aufgrund des 
Tumors ist Gölün^ auf dem 
rechten Auge vollständig erblin¬ 
det, das linke Auge hat seine 
Sehkraft um 24 % eingebüßt. 
Nach der Tumor-Operation 
erkrankte Gölüni^ zusätzlich an 
Epilepsie. Die Antiepileptika 
müssen regelmäßig eingenom¬ 
men werden. Weil die Gefäng¬ 
nisleitung diese jedoch nicht 
rechtzeitig aushändigt, treten 
immer wieder Krampfanfälle 
auf. 

Zusätzlich leidet Gölün^ an den 
Folgen von Bandscheibenvorfäl¬ 
len, sowohl im Bereich der Hals¬ 
ais auch der Lendenwirbelsäule, 
hat blutigen Urin unbekannter 
Ursache, er leidet an einer fort- 

f eschrittenen Gastritis mit 
Magengeschwüren, Sehnentzün- 
dung, Sensibilitätsstörungen an 
den Fingern, Tinnitus, Brust¬ 
schmerzen, wiederkehrendem 
Erbrechen und Durchfall. 

Wenn du ohnmächtig wirst, fall 
nicht auf die linke Hüfte 

Eigentlich benötigt Gölün^ eine 
Prothese an der linken Hüfte. 
Doch aufgrund der Haftbedin¬ 
gungen empfehlen die Ärzte 


solch einen komplizierten Ein¬ 
griff nicht. Die Empfehlung des 
Chirurgen lautet deshalb, dass 
Gölürn^ im Rahmen von 
Krampfanfällen nicht auf seine 
linke Hüfte fallen sollte. 

Gölünc schreibt in einem Brief 
an seinen Anwalt: „Ich überlege, 
wie ich im Rahmen eines 
Krampfanfalls nicht auf meine 
linke Seite falle. Ehrlich gesagt, 
habe ich noch keine Lösung 
hierfür gefunden. 

Gölünc verfügt über ein Attest, 
dass er nicht im Gefängnis blei¬ 
ben kann 

Gölünc, der täglich 20 Tabletten 
einnimmt, wird trotzdem nicht 
frei gelassen. Er verfügt sogar 
über ein entsprechendes ärztli¬ 
ches Attest. Laut ärztlichem 
Gutachten der Rechtsmedizin 
der Universitätsklinik von 
Kocaeli hätte Gölün^ am 22. 
April 2013 aus der Haft entlas¬ 
sen werden müssen. In dem von 
Ärzten der Fachdisziplinen Inne¬ 
re Medizin, Allgemeinchirurgie, 
Orthopädie, Unfallchirugie, 
Neurochirurgie, Urologie, 
HNO und Rechtsmedizin 
Unterzeichneten Gutachten 
heißt es: „Neben diversen 
gesundheitlichen Problemen 
wurde bei der Person ein Menin¬ 
geom diagnostiziert. Auch wenn 
dieses gutartig ist, kann es durch 
fortschreitendes Wachstum zu 
Schäden der umgebenden 
Gehirnareale führen. Die daraus 
resultierenden neuen Probleme 
können lebensbedrohlich wer¬ 
den. Die Fortdauer der Haft 
birgt vor dem Hintergrund der 
Haftbedingungen ernsthafte 
Risiken. Aus diesem Grund ist 
für eine (umfassende) Fortfüh¬ 
rung der internistisch-chirurgi¬ 
schen Therapie die Aussetzung 
der Haft erforderlich.“ 


Foltermethode Verlegungstran¬ 
sport 

Nach diesem Bericht muss 
Gölünc auch ohne Gutachten 
des staatlichen Instituts für 
Rechtsmedizin freigelassen wer¬ 
den. Doch stattdessen wurde er 
am 15. Mai 2013 vom F-Typ- 
Gefängnis in Tekirdag mit 
Handfesseln für ein entspre¬ 
chendes Gutachten in das Insti¬ 
tut im Instanbuler Stadtteil 
Yeni-Bosna gebracht. Er musste 
stundenlang warten, erhielt über 
Stunden kein Essen. 

Die augenärztliche Untersu¬ 
chung dauerte nicht einmal zwei 
Minuten. Zur genauen Diagno¬ 
stik, insbesondere des Augenhin¬ 
tergrundes, hätten ihm eine halbe 
Stunde vor der Untersuchung 
pupillenerweiternde Augentrop¬ 
fen verabreicht werden müssen. 
Dies erfolgte jedoch nicht. 

Das skandalöse Attest 
Auch das Lehrkrankenhaus 
Istanbul hat am 1. Juli ein skan¬ 
dalöses Attest ausgestellt. 

Am 27. Juni wurde eine Kern¬ 
spinuntersuchung des Schädels 
durchgeführt. Da diese nicht 
fachgerecht erfolgte, wurde der 
am 20. September 2012 diagno¬ 
stizierte Tumor von 17x11 mm 
nicht gefunden. Die Einstich¬ 
stelle der Verweilkanüle an der 
rechten Hand entzündete sich. 

Der Bericht der staatlichen 
Rechtsmedizin steht aus 

Hakan Gölünc, der sich sei 
Anfang Juni im Gefängnis von 
Metris befindet, wartet auf den 
Bericht der staatlichen Rechts¬ 
medizin. In dem Brief an den 
Rechtsanwalt erklärt er, keinen 
Beschluss für seine Freilassung 
zu erwarten: „Ich glaube nicht, 
dass ich freigelassen werde, 
bevor stärkere Schäden auftreten 
oder ich im Sterben liege.“ 

(ANF, 18.7., 1SKU) 


Rojava leistet Widerstand 


zwischen Qamijlo und Tirbe- 
spiye weiter an. Zwischen den 
Dörfern Girhok und Ali Aga 
wurden die Kämpfer der bewaff¬ 
neten Gruppen umzingelt und 
bis zur Grenze zum Irak 
gedrängt. Bis zum jetzigen Zeit¬ 
punkt sollen mehrere YPG- 
Kämpfer ums Leben gekommen 
sein. 

Raketenbeschuss auf Serekaniye 
Die Gruppen, die der Irak Islam 
Devletii und Biladi §am nahe¬ 
stehen, haben vom Dorf Til 
Halaf den Beschuss auf Serekan¬ 
iye mit Raketen gestartet. Dabei 
wurde der 80-jährige Ebdulqe- 
har Hisen getötet, der 50-jährige 
Cemal Kenas wurde verletzt. 
Weitere Gruppen, die al-Qaida 
nahestehen, sollen Angriffe mit 
Raketen auf Ceylanpinar gestar¬ 


tet haben. Nachdem diese Grup¬ 
pen aus Serekaniye verdrängt 
worden sind, kam es zu Ausein¬ 
andersetzungen in den Dörfern 
Til Halaf und Esfer Necar. 

100 Jugendliche aus Qamsilo 
treten der YPG bei 
Hundert kurdische Jugendliche 
in der westkurdischen Stadt 
Qamislo haben sich am Sonntag 
den Volksverteidigungseinheiten 
YPG sowie den Frauenverteidi¬ 
gungseinheiten YPJ angeschlos¬ 
sen. 

Die Kämpferinnen bezeichnen 
sich selbst als die Verteidigerin¬ 
nen der kurdischen Bewohne¬ 
rinnen. Sie hätten sich den YPG 
angeschlossen, um die kurdi¬ 
schen Viertel in Tal Abyad, die 
Stadt, die zum Schauplatz der 
starken Gefechte zwischen der 


YPG und der al-Qaida gewor¬ 
den sind, zu verteidigen. 

Zehn YPG-Kämpfer verloren 
ihr Leben 

Das YPG-Pressezentrum hat die 
Namen von fünf getöteten YPG- 
Kämpfern veröffentlicht, die bei 
der Auseinandersetzung in Siwe- 
dike ums Leben gekommen 
sind. Die Namen lauten Reber 
Salih (geb. in Derik), Cebar 
Birahim Derwej (geb. in Derik), 
Mihyeldin Zinar (geb. in Derik), 
Egid Sadiq (geb. in Derik) und 
Xebat Derik (geb. in Derik). Sie 
wurden zusammen mit den am 
17. Juli in (Jelaxa getöteten 
YPG-Kämpfern Ciwan Efrin, 
Demhat C.ilaxa, Goran Derik, 
ilan Cüdi und Murad Qamijlo 
estattet. 

(YÖP, 22.7, ISKU) 


Massengrab bei Bedlis entdeckt 

Ein weiteres „Grab mit den 
sterblichen Überresten von 
sechs Mitgliedern der kurdi¬ 
schen Guerilla wurde bei Bedlis 
gefunden. In der Provinz wur¬ 
den bisher Hunderte Leichen in 
Dutzenden Massengräbern 
gefunden 

Nach den Angaben des IHD 
Bedlis sind die sechs Guerillas 
in der Nähe des Dorfes Yukan 
Olek im August 1993 von der 
dortigen Bevölkerung unter 
Beobachtung der türkischen 
Armee begraben worden. 

Der IHD versucht nun die 
Identität der Getöteten heraus¬ 
zufinden. Ihre Guerillanamen 
seien bekannt. Familienangehö¬ 
rige sollen sich an den IHD 
Bedlis wenden. 

(ANF, 20.7, ISKU) 

16-Jähriger nach mehr als einer 
Woche an seinen schweren Ver¬ 
letzungen gerstorben 
Der 16-jährige Ahmet Gündüz 
ist am Donnerstag aufgrund 
seiner schweren Verletzungen 
nach über einer Woche auf der 
Intensivstation des Kranken¬ 
hauses von Serekani (Ceylanpi¬ 
nar) verstorben. Am 16. Juli 
traf ihn eine verirrte Kugel in 
den Kopf. Die Kugel ist aus 
dem westkurdischen/syrischen 
Teil der Stadt abgefeuert wor¬ 
den. 

Ein weiterer Jugendlicher war 
dort bereits vor einer Woche 
ums Leben gekommen. Ihn traf 
eine verirrte Kugel in die Brust 
und verletzte ihn tödlich. 

(ANF, 25.7, ISKU) 

Politische Gefangene rufen zur 
Solidarität mit der Revolution 
in Rojava auf 

Im Namen der PKK- und 
PAJK-Gefangenen in den türki¬ 
schen Gefängnissen hat Deniz 
Kaya zur Solidarität mit dem 
Kampf in Rojava aufgerufen 
und die Solidarität der politi¬ 
schen Gefangenen mit den 
Kämpfen in Westkurdistan 
erklärt. (YÖP, 22.7, ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


In der Türkei deutet sich eine neue Strategie 
gegenüber den Kurdinnen in Syrien an 


Die islamistische Al-Schabaab hat 
sich am Montag zu einem Bom¬ 
benanschlag auf die türkische 
Botschaft in der somalischen 
Hauptstadt Mogadischu bekannt, 
bei dem ein türkischer Polizist 
und drei Islamisten getötet wor¬ 
den waren. Der Anschlag war 
nach Ansicht türkischer Analyti¬ 
ker eine Warnung des Al-Qaida- 
Netzwerks an die türkische Regie¬ 
rung, nachdem diese ihre bisheri¬ 
ge Unterstützung dschihadisti- 
scher Gruppen im syrischen Bür¬ 
gerkrieg auf den Prüfstand stellt. 
In den vergangenen zwei Wochen 
war es endang der syrisch-türki¬ 
schen Grenze zu schweren Kämp¬ 
fen zwischen den zu Al-Qaida 
gehörenden Verbänden der Al- 
Nusra-Front und des »Islami¬ 
schen Staats im Irak und Syrien« 
mit kurdischen Milizen gekom¬ 
men. Die über die türkische 
Grenze hinweg mit Panzern 
angreifenden Dschihadisten 
konnten ihre Verwundeten in tür¬ 
kischen Krankenhäusern behan¬ 
deln lassen, während die türkische 
Armee kurdische Stellungen jen¬ 
seits der Grenze beschoß. Durch 
die Granaten wurden auch meh¬ 
rere Zivilisten auf der türkischen 
Seite der Grenze getötet. Die kur¬ 
dischen Kämpfer fügten den isla- 
mistischen Angreifern, die hun¬ 
derte Zivilistinnen als Geiseln 
nahmen, schwere Verluste zu und 
übernahmen die Kontrolle über 
die Grenzstadt Serekaniye (Ras 


Al-Ain). In Sichtweite der türki¬ 
schen Militärs wurde die Fahne 
der kurdischen Partei der Demo¬ 
kratischen Union (PYD), einer 
Schwesterorganisation der in der 
Türkei aktiven Arbeiterpartei 
Kurdistans (PKK), aufgezogen. 
Für Panik sorgte in Ankara auch 
die Ankündigung der PYD, eine 
Übergangsregierung für die als 
Rojava bezeichneten kurdischen 
Siedlungsgebiete in Syrien zu bil¬ 
den, die seit einem Jahr von 
Volksräten kontrolliert werden. 
Die faschistische MHP-Opposi- 
tion forderte gar einen Militärein¬ 
marsch in das Nachbarland. 
Doch dann reiste überraschend 
Ende letzter Woche der PYD- 
Vorsitzende Salih Muslim auf 
Einladung des türkischen Außen¬ 
ministers Ahmet Davutoglus 
nach Ankara. Geheimdienstver¬ 
treter hätten diesen vor der Aus¬ 
rufung einer Autonomie gewarnt, 
beschrieb der türkische Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan 
das Ziel des Treffens. Der PyD- 
Chef seinerseits machte daraufhin 
deutlich, daß keine territoriale 
Autonomie, sondern lediglich die 
Bildung einer provisorischen Ver¬ 
waltung geplant sei, um die Ver¬ 
sorgung der Bevölkerung sicher¬ 
zustellen. »Bis es eine politische 
und dauerhafte Lösung in Syrien 
gibt, wollen wir uns in Rojava 
selbst verwalten«, erklärte Muslim 
und sicherte zu, außer den Kur¬ 
dinnen auch die anderen in der 


Region lebenden Bevölkerungs¬ 
gruppen wie Araberinnen, Turk¬ 
meninnen und Assyrerlnnen in 
den bis zu 100 Mitglieder zählen¬ 
den provisorischen Regierungsrat 
einbeziehen zu wollen. 

Somit zeichnet sich ein Strategie¬ 
wechsel Ankaras gegenüber den 
syrischen Kurdinnen ab. Nach¬ 
dem es der türkischen Regierung 
nicht gelungen ist, die kurdischen 
Selbstverwaltungsstrukturen mit 
Hilfe der Dschihadisten zu zerstö¬ 
ren, will sie nun offenbar die syri¬ 
schen Kurdinnen mit Verspre¬ 
chen zum Anschluß an die vom 
Westen und den Golfmonarchien 
unterstützten Aufständischen 
bewegen. »Regierungsvertreter 
haben mir erklärt, daß sie eine 
kurdische Autonomie in Syrien 
anerkennen würden, wenn der 
Hohe Kurdische Rat eine solche 
erst nach einer Einigung mit dem 
Syrischen Nationalkongreß aus¬ 
ruft«, erklärte Salih Muslim. 
Doch bislang lehnt dieses von den 
Muslimbrüdern dominierte 
Bündnis das Selbstbestimmungs¬ 
recht der syrischen Kurdinnen ab. 
Zu Ankaras unerwarteter Ge¬ 
sprächsbereitschaft mit der PYD 
dürfte auch das Stocken der Frie¬ 
densverhandlungen mit der PKK 

f eführt haben. So hatte diese ein 
hde der von der Türkei unter¬ 
stützten Angriffe auf die syrischen 
Kurdinnen als Bedingung für 
eine Fortsetzung des Friedenspro¬ 
zesses benannt. (jW, 30.7., ISKU) 


Meldungen: 

DTK zum 

Gesundheitszustand Öcalans 

Die Kovorsitzenden des Kongress 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft (DTK) Aysel Tugluk und 
Ahmet Türk haben sich wegen 
des Gesundheitszustands Abdul¬ 
lah Öcalans mit einem Brief an 
den türkischen Justizminister 
Sadullah Ergin gewandt. In dem 
auf den 25. Juli datierten Schrei¬ 
ben wird betont, dass Öcalan 
sowohl über die Delegation der 
BDP als auch über Familienan¬ 
gehörige, die ihn besucht hatten, 
den Besuch einer unabhängigen 
Gesundheitskommission gefor¬ 
dert hat. Öcalan klagt über eine 
Reihe von gesundheitlichen Pro¬ 
blemen und benötigt deshalb 
eine unabhängige ärztliche 
Untersuchung, ln dem Brief der 
DTK wird auch gefordert, den 
Bericht über Öcalans Gesund¬ 
heitszustand zu veröffentlichen. 
Der Justizminister hat bislang 
nicht auf Öcalans Anfragen rea¬ 
giert. (ANF, 28.7, ISKU) 

Anwälte Öcalans: Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens 
Die Anwälte Abdullah Öcalans 
haben beim 11. Strafgerichtshof 
in Ankara einen Antrag auf eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens 
gegen ihren Mandanten vorge¬ 
legt. Die Anwälte Rezan Sanca, 
Cengiz Yürekli und Mazlum 
Din^ beziehen sich hierbei auf 
den Artikel 21 des vierten 
Reformpakets bezüglich der 
Wiederaufnahme von Gerichts¬ 
verfahren. (ANF, 26.7, ISKU) 


Keine Freilassung trotz Haftunfähigkeit 


Der kranke Gefangene Hakan 
Gölünc verfügt über ein Attest, 
nicht im Gefängnis bleiben zu 
können. Trotzdem wird er nicht 
aus der Haft entlassen. Weil die 
notwendigen Untersuchungen 
nicht durchgeführt wurden, 
wurde sein Gehirntumor nicht 
diagnostiziert. Der kranke Gefan¬ 
gene wartet nun auf den Bericht 
der Rechtsmedizin. Gölünq: ist 
seit 2006 inhaftiert und gehört zu 
denen, die dringend entlassen 
werden müssen. 

Seit die Arzte den Tumor bei 
Gölün^ festgestellt haben, wurde 
er bereits 12 mal operiert. Am 20. 
September 2012 hatte der Tumor 
eine Größe von 17x11 mm. Auf¬ 
rund des Tumors ist Gölün^ auf 
em rechten Auge vollständig 
erblindet, das linke Auge hat seine 
Sehkraft um 24% eingebüßt. 
Nach der Tumor-Operation 
erkrankte Gölün^ zusätzlich an 
Epilepsie. Die Antiepileptika 
müssen regelmäßig eingenom¬ 


men werden. Weil die Gefängnis¬ 
leitung diese jedoch nicht recht¬ 
zeitig aushändigt, treten immer 
wieder Krampfanfälle auf. 
Zusätzlich leidet Gölüni^ an den 
Folgen von Bandscheibenvorfäl¬ 
len, sowohl im Bereich der Hals- 
als auch der Lendenwirbelsäule, 
hat blutigen Urin unbekannter 
Ursache, er leidet an einer fortge¬ 
schrittenen Gastritis mit Magen- 
eschwüren, Sehnentzündung, 
ensibilitätsstörungen an den 
Fingern, Tinnitus, Brustschmer¬ 
zen, wiederkehrendem Erbrechen 
und Durchfall. 

‘Wenn du ohnmächtig wirst, fall 
nicht auf die linke Hüfte' 

Eigentlich benötigt Gölürn^ eine 
Prothese an der linken Hüfte. 
Doch aufgrund der Haftbedin¬ 
gungen empfehlen die Ärzte solch 
einen komplizierten Eingriff 
nicht. Die Empfehlung des Chir¬ 
urgen lautet deshalb, dass Gölüni^ 
im Rahmen von Krampfanfällen 


nicht auf seine linke Hüfte fallen 
sollte. 

Gölünc schreibt in einem Brief an 
seinen Anwalt: „Ich überlege, wie 
ich im Rahmen eines Krampfan¬ 
falls nicht auf meine linke Seite 
falle. Ehrlich gesagt, habe ich 
noch keine Lösung hierfür gefun¬ 
den.“ 

Gölünc verfügt über ein Attest, 
dass er nicht im Gefängnis blei¬ 
ben kann 

Gölünc, der täglich 20 Tabletten 
einnimmt, wird trotzdem nicht 
freigelassen. Er verfügt sogar über 
ein entsprechendes ärztliches 
Attest. Laut ärztlichem Gutach¬ 
ten der Rechtsmedizin der Uni¬ 
versitätsklinik von Kocaeli hätte 
Gölün^ am 22. April 2013 aus 
der Haft entlassen werden müs¬ 
sen. In dem von Ärzten der Fach¬ 
disziplinen Innere Medizin, All¬ 
gemeinchirurgie, Orthopädie, 
Unfallchirugie, Neurochirurgie, 
Urologie, FfNO und Rechtsme- 


Bombenanschlag in Qamijlo: 
Isa Husa, Mitglied des Kurdi¬ 
schen Hohen Rates, getötet 
Am Dienstag Morgen wurde das 
Mitglied der Diplomatie-Kom¬ 
mission des Kurdischen Hohen 
Rates, Isa Husa, durch einen 
Bombenanschlag in der westkur¬ 
dischen Stadt Qami§lo getötet. 
Die Journalistin Berrin Hezil 
erklärte, dass eine Bombe im 
Auto von Husa platziert gewesen 
sei. Nachdem Lhasa einige Meter 
mit dem Auto gefahren sei, 
explodierte die Bombe. 

Isa Husa schloss sich 1984 der 
kurdischen Freiheitsbewegung an 
und war auch an den Grün¬ 
dungs- und Aufbauarbeiten der 
Partei der Demokratischen Ein¬ 
heit (PYD) aktiv beteiligt. Auch 
in den Volksräten Westkurdistans 
(TEV-DEM) hatte er wichtige 
Aufgaben inne. Als Mitglied der 
Diplomatie-Kommission des 
Kurdischen Hohen Rats hatte er 
eine Vielzahl von Gesprächen in 
Frankreich, Norwegen, der Tür¬ 
kei und in Südkurdtstan geführt. 
Huso wurde während seiner poli- 




Salih Müslim: Die Vereinbarungen mit 
der Türkei sind nun öffentlich 


Der Kovorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Salih Müslim, hat in einem Inter¬ 
view mit der türkischen Tageszei¬ 
tung Radikal über seine Gesprä¬ 
che mit türkischen Staatsvertre¬ 
tern am Wochenende gespro¬ 
chen. 

Sie wurden zum ersten Mal als 
Kovorsitzender der PYD in die 
Türkei eingeladen. Wie bewerten 
Sie den Besuch? 

Unser Besuch fand auf Wunsch 
des türkischen Außenministeri¬ 
ums statt. Zuvor gab es bereits 
diverse Gespräche über andere 
Wege. Doch die Vertreter des tür¬ 
kischen Außenministeriums woll¬ 
ten nun zum ersten Mal die 
Gespräche in Istanbul führen. 
Wir haben diese Einladung ange¬ 
nommen und uns mit ihnen 
getroffen. Wir haben mit hoch- 
rangigen Verantwortlichen des 
Außenministeriums gesprochen. 
Das war gut, die Tür wurde geöff¬ 
net. Es gibt eine Veränderung der 
Politik der Türkei. Unseres Erach¬ 
tens waren die Gespräche sehr 
positiv. (...) 

Uber welche Themen haben Sie mit 
den türkischen Delegierten gespro¬ 
chen, was hatten diese fiir Forde¬ 
rungen? Wurde auf Ihre Wünsche 
als PYD beziehungsweise als syri¬ 
sche Kurdinnen eingegangen? 

Es gab bestimmte Hauptthemen. 
Die Gefechte in Rojava nahen an. 
Wir haben über den Aufbau einer 
vorläufigen Verwaltungsinstanz 

f esprochen und uns geeinigt. Wir 
aßen ihnen erklärt, dass einige 
Parteien dies falsch verstanden 
haben. Wir haben erklärt, dass 
wir im Hinblick auf die Befriedi¬ 
gung der Bedürfnisse der Men¬ 
schen in der Region von einer 
zivilen Verwaltung sprechen, die 
keine Regierung darstellt. Und sie 
haben uns verstanden. Sie haben 
dies akzeptiert. Wir haben ihnen 
mitgeteilt, dass unser Ziel in die¬ 
ser Verwaltungsinstanz ist, alle 
Kreise der Gesellschaft, darunter 


Kurdinnen, Araberinnen, Assyre- 
rlnnen und Turkmeninnen, ihren 
Platz haben, wir uns aber noch in 
einem Diskussionsprozess darü¬ 
ber befinden. Diesbezüglich 
haben sie sich positiv angenahert, 
und haben es akzeptiert. Wir 
haben auch erklärt, dass dies 
keine Abspaltung bedeutet. 

Wie sie wissen, gibt es anhaltende 
Gefechte mit der Al-Nusra. Auch 
darüber haben wir gesprochen. 
Sie [die türkischen Staatsvertreter] 
erklärten uns gegenüber: „Die 
Nusra ist nicht nur euer Feind, 
sondern der Feind des gesamten 
Mittleren Osten und auch unser 
Feind.“ Wir haben ihnen geant¬ 
wortet, dass „die Nusra über 
euren Norden auf unser Seite 
kommt“. Sie versprachen, Maß¬ 
nahmen dagegen zu treffen. 
Abwarten. Außerdem haben wir 
mit ihnen über die humanitäre 
Hilfe für die Völker Rojavas 
gesprochen. Wie sie wissen, gibt 
es in den Gebieten Afrin und 
Kobane einen sehr ernsten Man- 

f el an Nahrungsmitteln und 
Medikamenten. Dazu gibt es 
noch den Zustand der syrischen 
Opposition. Wenn es von unserer 
Seite eine Annäherung an die 
Koalition gibt, werde man uns 
behilflich sein. (...) 

Erwarten Sie in der jetzigen Situa¬ 
tion eine Mentalitätsänderung der 
syrischen Opposition gegenüber den 
Kurdinnen? 

Sie haben bis heute die Kurdin¬ 
nen nicht akzeptiert. Ich nehme 
an, dass mit der Wahl von Ahmed 
Cabra zum Vorsitzenden die 
Kurdinnen unter dem Namen 
des Kurdischen Hohen Rats 
akzeptiert werden. Es gab z.B. das 
Thema, dass die Flaggen am 
Grenzposten von Sere Kaniye 
ausgetauscht werden. Ja, wir 
haben angesichts der Empfind¬ 
lichkeit der Türkei die Flaggen 
ausgetauscht. Die YPG hatten die 
Al-Nusra von dort vertrieben und 
daher ihre Flagge aufgehängt. 


Nun wurde die Kontrolle dem 
Kurdischen Hohen Rat überge¬ 
ben. 

In der US-amerikanischen Presse 
wird häufig geschrieben, dass Eure 
Kräfte gegen dschihadistische Grup¬ 
pierungen kämpfen. Einige Exper¬ 
ten meinen, dass Ihr Türkei-Besuch 
auf Druck der amerikanischen 
Regierung statfindet. Besteht die 
Möglichkeit eines Besuches nach 
Washington für Sie? 

Folgendes sage ich klar: Im Mitt¬ 
leren Osten kämpfen nur die 
Kurdinnen gegen die Al-Nusra- 
Front, sonst niemand. Wir führen 
diesen Krieg selbst. Nicht zum 
Wohl von jemand anderem. Es ist 
notwendig, dass Kräfte, die die 
Demokratie verteidigen, neben 
uns stehen. Wir haben keine 
Informationen darüber, ob die 
USA über die Türkei mit uns 
Beziehungen aufnehmen will. 
Wir wissen also nicht, wer das 
will. Wir wissen nur, dass die Tür¬ 
kei das wollte, und wir sind hin¬ 
gegangen und haben uns mit 
ihnen getroffen. Wenn die USA 
das will, können wir auch mit 
ihnen sprechen. Sie müssten uns 
sogar gegen die Al-Nusra unter¬ 
stützen. Ich habe zweimal ein 
Visum beantragt, jedoch keins 
erhalten. Ich wollte sowieso aus 
diesem Grund mit ihnen spre¬ 
chen. Wenn sie wünschen, gehen 
wir auch dorthin und diskutieren. 
In einem Interview bezüglich des 
syrischen Regimes sagten Sie: „Das 
Regime muss definitiv geändert 
werden und die Kurdinnen müssen 
einen Staus erreichen." 

(...) Das Regime wird gehen und 
ein neues Syrien wird aufgebaut 
werden. Es wird ein Syrien kom¬ 
men, in dem die Demokratie alle 
anerkennt, die sich selbst aus- 
drücken können. Sicherlich wird 
es auch eine Garantie für die 
Kurdinnen geben. Die Rechte der 
Kurdinnen werden verfassungs¬ 
rechtlich garantiert werden. (...) 

(Ra, 29.7., ISKU) 


—Keine Freilassung trotz Haftunfähigkeit 


dizin Unterzeichneten Gutachten 
heißt es: 

„Neben diversen gesundheit¬ 
lichen Problemen wurde bei der 
Person ein Meningeom diagnosti¬ 
ziert. Auch wenn dieses gutartig 
ist, kann es durch fortschreitendes 
Wachstum zu Schäden der umge¬ 
benden Gehirnareale führen. Die 
daraus resultierenden neuen Pro¬ 
bleme können lebensbedrohlich 
werden. Die Fortdauer der Haft 
birgt vor dem Hintergrund der 
Haffbedingungen ernsthafte Risi¬ 
ken. Aus diesem Grund ist fiir 
eine (umfassende) Fortführung 
der internistisch-chirurgischen 
Therapie die Aussetzung der Haft 
erforderlich.“ 

Foltermethode 

Verlegungstransport 

Nach diesem Bericht muss 
Gölünc auch ohne Gutachten 


des staatlichen Instituts für 
Rechtsmedizin freigelassen wer¬ 
den. Doch stattdessen wurde er 
am 15. Mai 2013 vom F-Typ- 
Gefängnis in Tekirdag mit Hand¬ 
fesseln für ein entsprechendes 
Gutachten in das Institut im 
Instanbuler Stadtteil Yeni-Bosna 
gebracht. Er musste stundenlang 
warten, erhielt über Stunden kein 
Essen. 

Die augenärztliche Untersu¬ 
chung dauerte nicht einmal zwei 
Minuten. Zur genauen Diagno¬ 
stik, insbesondere des Augenhin¬ 
tergrundes, hätten ihm eine halbe 
Stunde vor der Untersuchung 
pupillenerweiternde Augentrop- 
ren verabreicht werden müssen. 
Dies erfolgte jedoch nicht. 

Das skandalöse Attest 

Auch das Lehrkrankenhaus 

Istanbul hat am 1. Juli ein skan¬ 


dalöses Attest ausgestellt. Am 
27. Juni wurde eine Kernspin¬ 
untersuchung des Schädels 
durchgeführt. Da diese nicht 
fachgerecht erfolgte, wurde der 
am 20. September 2012 diagno¬ 
stizierte Tumor von 17x11mm 
nicht gefunden. Die Einstich¬ 
stelle der Verweilkanüle an der 
rechten Hand entzündete sich. 

Der Bericht der staatlichen 
Rechtsmedizin steht aus 

Hakan Gölünc wartet jetzt auf 
den Bericht der staatlichen 
Rechtsmedizin, ln einem Brief 
an seinen Rechtsanwalt erklärt 
er, keinen Beschluss für seine 
Freilassung zu erwarten: „Ich 
glaube nicht, dass ich freigelas¬ 
sen werde, bevor stärkere Schä¬ 
den auftreten oder ich im Ster¬ 
ben liege.“ 

(ANF, 18.7, ISKU) 


tischen Arbeit mehrmals Ziel des 
Assad-Regimes. Er wurde fünf¬ 
mal festgenommen und saß ein 
Jahr im Gefängnis. 

(ANF, 30.7., ISKU) 

Kurdische Nationalkonferenz in 
Hewler: 500 Delegierte erwartet 
Die Vorbereitungen für die kur¬ 
dische Nationalkonferenz, die 
Mitte August in Hewler stattfin¬ 
den wird, sind im vollem Gange. 
Das Vorbereitungskomitee hat 
mit der praktischen Arbeit 
begonnen und gab bei ihrem 
zweiten Treffen bekannt, dass 
500 Delegierte an der Konferenz 
teilnehmen werden. 

Das Vorbereitungskomitee, dass 
aus 21 Mitgliedern besteht und 
am 22. Juli beim ersten 
Zusammenkommen gegründet 
wurde, hielt am 25. Juli unter 
dem Vorsitz des Präsidenten der 
kurdischen Föderalregierung 
Masoud Barzani ihre erste Sit¬ 
zung ab. Die dritte Sitzung des 
Komitees fand am 27. Juli statt 
und bei dieser Sitzung wurde die 
Planung für die kurdische Natio¬ 
nalkonferenz festgelegt. 

Beim ersten Treffen des Vorberei¬ 
tungskomitees hatten 40 kurdi¬ 
sche politische Parteien und Ver¬ 
einigungen teilgenommen. Das 
Datum der Konferenz steht noch 
nicht fest, jedoch geht man 
davon aus, dass sie Mitte August 
stattfinden wird. 

(ANF, 30.7., ISKU) 
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Termin: 

Demonstration 

Unterstützung der Revolution 
in Westkurdistan 

Samstag, 3. August, 17 Uhr 
Hamburg Hbf (Hachmann- 
latz) 

..) Die Demokratische Autono¬ 
mie, die sich die in Syrien leben¬ 
den Kurdinnen erkämpft haben, 
wird permanent angegriffen, 
sowohl aus der Türkei, als auch 
von Gruppen wie der Al Qaida- 
nahen Al Nusra Front. Schluss 
mit den Angriffen auf Westkur¬ 
distan! (...) 

Kurdischer Volksrat Hamburg 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Freie Syrische Armee und Islamisten 
erklären den Kurdinnen den Krieg 


In Aleppo werden kurdische Zivi¬ 
listinnen massakriert - Freie Syri¬ 
sche Armee erklärt Kurdinnen den 
Krieg — Entscheidung zum Angriff 
gegen kurdische öelbstverwal- 
tungsstrukturen in Türkei getrof¬ 
fen — PYD: Demokratische Kräfte 
müssen uns in unserem Kampf 
unterstützen 

ln den Orten Til Hasil und Til 
Aran im Gebiet von Aleppo wer¬ 
den kurdische Zivilistinnen von 
al-Qaida-Gruppen und Einhei¬ 
ten der Freien Syrischen Armee 
(FSA) massakriert. Kurdische 
Jugendliche werden allein auf¬ 
grund ihrer kurdischen Identität 
ermordet. Zugleich wurden 
hunderte kurdische Frauen und 
Kinder von den Gruppen ent¬ 
führt. 

Bereits am 31. Juli und am 1. 
August wurden in den beiden 
Orten 70 Zivilistinnen von den 
al-Qaida-Gruppen ermordet. 
Die Angriffe gegen die kurdi¬ 
schen Zivilstinnen halten weiter 
an. 

ln der Region leben rund 40.000 
Kurdinnen. Über die örtlichen 
Moscheelautsprecher haben die 
islamistischen Gruppen nun 
diese Menschen für vogelfrei 
erklärt. So sei es „helal“ (aus isla¬ 
mischer Sicht richtig), kurdische 
Frauen zu entführen und zu ver¬ 
gewaltigen, erklärten die Islami¬ 
sten. Auch werden die Häuser 
der Kurdinnen der Plünderung 
frei gegeben. Die meisten kurdi¬ 
schen Einwohnerinnen der Orte 
Til Hasil und Til Aran befinden 
sich mittlerweile auf der Flucht. 
Im fünf Kilometer entfernten 
Dorf Sixer erklärten die Kurdin¬ 
nen, was ihnen von den Islami¬ 
sten angetan wurde. 

Einer der Flüchtlinge, der aus 
Sicherheitsgründen seinen 
Namen nicht angeben wollte, 
erklärte, dass der bloße Grund, 
weshalb die Kurdinnen dort 
massakriert werden, ihre kurdi¬ 
sche Identität ist. Über den Ver¬ 
bleib der entführten Kurdinnen, 
ihre Zahl geht in die Hunderte, 
gibt es derzeit keinerlei Informa¬ 
tionen. 

An den Massakern beteiligt sind 
auch Einheiten der FSA. Über 
eine Videomessage drohte der 
FSA-Kommandant Abdulcabbar 
el-Akidi damit, die Kurdinnen 
massakrieren zu wollen. Man 
werde alle Munitions- und Waf¬ 
fenlager der Al-Nusra-Front und 
der Gruppe Islamischer Staat 
Irak und Syrien für den Kampf 
gegen die Kurdinnen öffnen und 
zur Verfügung stellen. 


Entscheidung zum Angriff auf 
kurdische Bevölkerung in Dilok 
(Gaziantep, Türkei) getroffen! 
Am 26. Juli 2013 trafen sich 70 
Kommandanten der Freien Syri¬ 
schen Armee unter der Gastge¬ 
berschaft der Türkei in Dilok 
(Gaziantep). Jetzt ist an die 
Öffentlichkeit gekommen, dass 
die Entscheidung zu den Angrif¬ 
fen auf die kurdische Bevölke¬ 
rung von Rojava (Westkurdistan/ 
Nordsyrien) auf diesem Treffen 
gefällt worden ist. ln Til Hasil 
und Til Aren im Gebiet Halep 
wurden am 31. Juli und 1. 
August mindestens 70 kurdische 
Zivilisten getötet und Hunderte 
als Geiseln genommen. 

Der Nachrichtenagentur ANHA 
zufolge, erklärte der Vorsitzende 
des militärischen Rats der Freien 
Syrischen Armee Abdulcabbar el- 
Akidi auf dem Treffen in Dilok, 
dass sie viel stärker als die PYD 
seien und alle Kurden aus den 
Gebieten Syriens vertrieben wer¬ 
den sollen. Es sei die Zeit der 
„Vernichtung“ gekommen. Zu¬ 
dem wurde eine Videobotschaft 
ausgestrahlt, in der mehrere 
Kommandanten der Freien Syri¬ 
schen Armee zu sehen sind. 
Darin wird erklärt, dass unter 
anderem die Brigade „Azadi“ Teil 
der Angreifer auf Til Hasil und 
Til Aren ist und das Ziel der 
Angriffe die kurdischen Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) seien. 
Scharf kritisiert wurde die 
Zusammenarbeit zwischen FSA 
und al-Qaida von dem Kom¬ 
mandanten der El-Ekrad-Front 
Haci Ahmet. „Diejenigen, die 
fordern, dass wir unsere Waffen 
abgeben sollen, sollen, falls sie 
Herzen haben, kommen und ver¬ 
suchen, uns diese abzunehmen“, 
so Ahmet. Man werde weiterhin 
die Völker vor dem faschistischen 
Baath-Regime und den bewaff¬ 
neten Banden schützen. 

Ahmet betonte, dass Abdulcab¬ 
bar el-Akidi in seiner Rede zuge¬ 
geben habe, dass die FSA-Kämp¬ 
fer zusammen mit al-Qaida- 
nahen-Gruppen für Massaker an 
der Bevölkerung in Tel Aran und 
Tel Hasil verantwortlich sei. Die 
internationalen Mächte müssten 
daher die Militärunterstützung 
für bewaffnete Gruppen in 
Syrien nochmals überdenken, so 
Ahmet. 

Bei der El-Ekrad-Front handelt 
es sich um bewaffnete kurdische 
Einheiten, die überall dort agie¬ 
ren, wo kurdische Gemeinschaf¬ 
ten in Syrien außerhalb der west¬ 
kurdischen Gebiete leben. 


PYD: Demokratische Kräfte 
müssen uns in unserem Kampf 
unterstützen 

Die europäische diplomatische 
Vertretung der Partei für eine 
Demokratische Union (PYD) 
rief im Hinblick auf das von isla¬ 
mistischen Gruppen verübte 
Massaker an kurdischen Zivili¬ 
sten in den Vororten von Aleppo 
alle Unterstützer der Demokratie 
dazu auf, die kurdische Bevölke¬ 
rung in ihrem Kampf gegen die 
al-Qaida und ihr nahestehenden 
Gruppen zu unterstützen. „Die 
syrische Revolution begann mit 
dem friedlichen Protest von eini¬ 
gen Frauen im Hamadiah Bazar 
von Damaskus im März 2011. 
Heute ist sie allerdings zu einem 
blutigen Krieg zwischen dem 
syrischen Regime und einer gan¬ 
zen Bandbreite sogenannter 
Oppositioneller verkommen. 
Diese Opposition porträtiert 
sich selbst gerne als revolutionär 
und demokratisch. Allerdings 
hat ihre Praxis rein gar nichts mit 
dieser Selbstdarstellung gemein. 
Die Opposition, geführt von al- 
Qaida nahen Gruppen wie Jab¬ 
hat al Nusra und Islamischer 
Staat Irak und Syrien (ISIS) 
greift gegenwärtig kurdische 
Gebiete an und schreckt nicht 
davor zurück, Zivilistinnen zu 
attackieren“, heißt es unter ande¬ 
rem in der Erklärung. 

Auch der Exekutivrat der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) hat 
zu den Angriffen auf kurdische 
Zivilistinnen in Rojava (West¬ 
kurdistan/Nordsyrien) eine 
Erklärung abgeben. Die Angriffe 
haben die Errungenschaften der 
Revolution in Rojava zum Ziel, 
heißt es darin. Es wird zur gro¬ 
ßen Mobilisierung in ganz Kur¬ 
distan und zur internationalen 
Solidarität aufgerufen. Jeder 
Platz soll zum Ort der Rebellion 
gemacht werden. Alle sollen 
neben dem Volk von Rojava 
ihren Platz einnehmen, dass von 
Massakern durch regionale Kräf¬ 
te und deren Kollaborateure, die 
die Revolution Rojavas zerstören 
und ihr eigenes korruptes 
System aufbauen wollen, 
bedroht sei. „Wir rufen das kur¬ 
dische Volk und dessen Freunde 
auf, unser Volk in Rojava, das 
gegen die Banden und dunkle 
internationale Mächte einen 
Kampf für Freiheit und Würde 
führt, nicht allein zu lassen und 
die Revolution im gesamten 
Mittleren Osten zu entwickeln“, 
heißt es in der Erklärung der 
PKK. 

-► 


Meldungen: 

Ceylanpinar: Zehntausende 
trotz Demonstrationsverbot 
für Rojava auf den Beinen 

Trotz des Verbotes einer BDP- 
Demonstration für die Solida¬ 
rität mit Rojava (Westkurdi¬ 
stan), kamen in Sere Kant 
(Ceylanpinar) zehntausende 
Menschen zusammen. Nach¬ 
dem die türkische Polizei mit 
brachialer Gewalt die Demon¬ 
stration stoppen wollte, kam es 
zu schweren Straßenschlachten 
zwischen Demonstranten und 
Polizei. Die Polizei griff die 
Menschenmenge mit Wasser¬ 
werfern und Gasgranaten an. 
Die Demonstrierenden antwor¬ 
teten mit Steinen und Molo- 
tow-Cocktails. Die Ausein¬ 
andersetzungen zwischen bei¬ 
den Seiten hielten bis in die spä¬ 
ten Abendstunden an. 

(ANF, 4.8., ISKU) 

Tannkulu für humanitäre 
Hilfe in Rojava 

Der stellvertretende Vorsitzende 
der CHP Sezgin Tannkulu hat 
in einer schriftlichen Erklärung 
die türkische Regierung dazu 
aufgefordert, unverzüglich die 
Hindernisse für eine humanitä¬ 
re Hilfe in Rojava (Westkurdi¬ 
stan) zu beseitigen. Statt 
bewaffnete Gruppen weiter auf¬ 
zurüsten, müsse humanitäre 
Hilfe geleistet werden, ln der 
Erklärung heißt es, dass die tür¬ 
kische Regierung keine klare 
Haltung gegenüber der Al- 
Nusra-Front, dem al-Qaida 
Ableger in Syrien zeige. Die 
Partnerschaft mit Gruppen, die 
Zivilisten zum Ziel nehmen, 
stelle eine Zustimmung für 
Morde und Massaker dar. 

(Mi, 4.8., ISKU) 

Verteidigungsminister: Werden 
Soldaten in den Osten verle¬ 
gen 

Der türkische Verteidigungs¬ 
minister Ismet Yilmaz offenbar¬ 
te bei einem öffentlichen 
Fastenbrechen in Qers (Kars), 
dass er plane, Einheiten aus den 
türkischen Großstädten abzuzie¬ 
hen und nach Nordkurdistan zu 
verlegen. Entgegen der Hoff¬ 
nungen, dass im Zuge des 
Lösungsprozesses die Anzahl der 
Soldaten der türkischen Armee 
in den kurdischen Gebieten ver¬ 
ringert werden könnten, erklärte 
der Verteidigungsminister, dass 
die Truppenstärke in den klei¬ 
nen Städten im Osten des Lan¬ 
des deutlich erhöht werden 
wird. Als Begründung gab Yil¬ 
maz an, dass dadurch angeblich 
die lokale Wirtschaft der Region 
angekurbelt werde. 

(ANF, 4.8., ISKU) 




Salih Müslim: Ihr Ziel ist, Konflikte zwi¬ 
schen Arabern und Kurden zu schaffen 


Der Kovorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit PYD, 
Salih Müslim, erklärte in einem 
Interview angesichts der Kämpfe 
zwischen den YPG und der al- 
Qaida nahen Al-Nusra-Front, 
dass die Al-Nusra in den von ihr 
kontrollierten Gebieten Verwal¬ 
tungen auf Basis der Scharia auf¬ 
gebaut habe und die Öl-Stadt 
Rimelan von ihr durch schwere 
Waffen angegriffen worden sei. 
Müslim erklärte, dass in den Dör¬ 
fern Tel Hasil und Tel Aran nahe 
Halep (Aleppo) Zivilistinnen 
durch islamistische Kämpfer mas¬ 
sakriert werden: „Die Al-Nusra- 
Front und weitere islamistische 
Gruppen wurden in vielen Orten 
besiegt. Aus diesem Grund grei¬ 
fen sie nun Zivilistinnen an. Sie 
haben schwache Punkte gewählt. 
25 Kilometer südöstlich von 
FFalep (Aleppo) gab es nur 
begrenzte kurdische bewaffnete 
Kräfte, die die Dörfer Til Arap 
und Til Hasil verteidigen konn¬ 
ten. Es gab Kämpfe und ein 
Kommandant der Al-Nusra- 


Front wurde getötet. Daraufhin 
hat die Al-Nusra all ihre Kräfte 
gesammelt und die zwei Dörfer 
mit zweitausend Mann angegrif¬ 
fen. Dabei wurden nahezu 100 
Zivilistinnen ermordet und circa 
400 als Geisel genommen. Dieje¬ 
nigen, die fliehen konnten, haben 
überlebt. Nach den Angriffen 
waren die zwei Dörfer menschen¬ 
leer. Es wurde ein Massaker, jen¬ 
seits der Menschlichkeit verübt. 
Unsere Freundinnen arbeiten 
daran, dass die Geflohenen wie¬ 
der in ihre Dörfer zurückkehren 
können.“ 

Ihr Ziel ist Rimelan 

Müslim erklärte, dass die Gefech¬ 
ten an mehreren Orten geführt 
werden und das eigentliche Ziel 
der Angriffe die Öl-Stadt Rime¬ 
lan sei: „Ihr Ziel ist es, Rimelan zu 
erobern und dann ihr islamisti- 
sches Gebiet auszurufen. Dage- 

f en kämpfen die kurdischen 
lämpferlnnen. (...) In den Dör¬ 
fern nahe Halep (Aleppo) und in 
dem Gebiet Ttrbesipi dauern die 


Gefechte an. ln diesen Gebieten 
gibt es arabische Dörfer. Sie ver¬ 
suchen stark, diese Dörfer anzu¬ 
greifen. Das Ziel ist einen kur¬ 
disch-arabischen Konflikt zu ent¬ 
fachen.“ 

Botschaft nach Ankara 

Müslim bewertete die Gespräche 
mit den Vertretern des türkischen 
Außenministeriums und signali¬ 
sierte, wieder in die Türkei kom¬ 
men zu wollen: „Wir haben die 
Tür aufgestoßen. Für eine Festi¬ 
gung der Gespräche können wir 
alle Themen diskutieren.“ 

Treffen mit Barzani 
Zur Schließung des Simelka- 
Grenzpostens durch die kurdische 
Autonomieregion, die verhindert, 
dass humanitäre Hilfe die Men¬ 
schen in Rojava erreicht, erklärte 
Müslim: „Wir haben uns mit 
Barzani getroffen und gebeten, 
die Grenze zu öffnen. Er sagte zu 
uns: Geht und werdet unter euch 
einig, dann könnt ihr wieder¬ 
kommen.“ (Mi, 4.8., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
CA civakaazad.com 
DK DieKurden.de 

Mi Milliyet 


Neuerscheinung: 

5. Ausgabe der Civaka Azad 
Infoblätter 

Mit dieser Ausgabe der Infoblät¬ 
ter möchten wir Sie über die 
Entwicklungen und Hintergrün¬ 
de des derzeitigen Lösungspro¬ 
zesses der kurdischen Frage in 
der Türkei informieren. 

Wie ist es zu den erneuten Frie¬ 
densgesprächen gekommen? 
Welche öchritte müssen für eine 
Lösung der Frage getan werden? 
Und welche Rolle kommt Euro- 

E a bei einem möglichen 
ösungsprozess in der kurdi¬ 
schen Frage zu? All diesen Fragen 
wollen wir uns in der vorliegen¬ 
den Ausgabe der Infoblätter wid¬ 
men. Die neuste Ausgabe der 
Civaka Azad - Infoblätter mit 
dem Schwerpunkt "Der Weg zur 
Lösung" ist unter: 
civakaazad. comlpdflinfo5.pdf zu 
finden. 


Kerkük: Befehlshaber der Polizei sammelt 
2.000 Unterschriften für Öcalan 


Im Gebiet Yayci. das zur Stadt 
Kerkük gehört, hat der Befehls¬ 
haber der Polizei 2.000 Unter¬ 
schriften für Öcalan gesammelt. 
Die Unterschriftenkampagne 
Freiheit fiir Öcalan, die im Sep¬ 
tember 2012 von der Internatio¬ 
nalen Initiative ins Leben geru¬ 
fen wurde, hat sich über die 

f inze Welt ausgeweitet. Die 
ampagne. wurde gestartet, um 
Abdullah Öcalan, der vom kur¬ 
dischen Volk als eine Führungs- 
ersönlichkeit und als ein Sym- 
ol betrachtet wird, gegen ver¬ 
schiedene Angriffe den Rücken 
zu stärken. Gleichzeitig ist damit 
die Forderung nach Freilassung 
von Abdullah Öcalan verbun¬ 
den. Auch in Südkurdistan 
wurde damit begonnen, Unter¬ 
schriften .für die Freilassung 
Abdullah Öcalans zu sammeln. 


In Dutzenden kurdischen Städ¬ 
ten gab es bereits dezentrale 
Kundgebungen und Demonstra¬ 
tionen, auf denen sich mit der 
Bevölkerung von Rojava solidari¬ 
siert wurde. Am Freitag 
(2.8.2013) organsierte der 
Demokratische Kongress der 
Völker (HDK) zusammen mit 
Dutzenden linken Organisatio¬ 
nen und der LGBT-Bewegung 
eine Demostation in Istanbul, an 
der Tausende Menschen teilnah- 
men. 

Der Demokratische Kongress 
der Völker (DTK), die Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP), 


Der Befehlshaber der Polizei 
Sivan sagte folgendes: „Ich bin 
sehr erfreut, mit der Sammlung 
der Unterschriften für die Frei¬ 
lassung von Herrn Öcalan und 
für mein Volk etwas beigetragen 
zu haben. Denn das kurdische 
Volk ist sowohl für seine Freun¬ 
de, als auch für seine Feinde ein 
friedliebendes und widerstands¬ 
volles Volk. In Russland hat eine 
russische Frau 15.000 Unter¬ 
schriften für die Freiheit von 
Öcalan gesammelt . Wir, das 
kurdische Volk, müssen uns 
stärker einsetzen und diese 
Kampagne unterstützen. Jeder 
von uns und unsere Freunde 
müssen aktiver arbeiten und für 
die Freiheit von Abdullah Öca¬ 
lan und alle politischen Gefan- 

f enen in der Türkei und Nord- 
urdistan kämpfen. Denn die 


die Demokratische. Freie Frauen¬ 
bewegung (DÖKH), der 
Jugendrat und Dutzende zivilge- 
sellschaftliche Organisationen 
mobilisieren für eine mehrtätige 
zentrale Solidaritätsaktion in der 
Grenzstadt Ceylanpinar, der 
Schwesterstadt von Sere Kaniye. 
Für den 4. August ist eine Groß¬ 
demonstration vorgesehen und 
am 5. bis 7. August werden 
Mahnwachen abgehalten wer¬ 
den. Es werden Fiunderttausend 
bei der zentralen Kundgebung 
aus den Städten wie Merdin 
(Mardin), Amed, Elih (Batman), 
§irnex (§trnak), Dersim, CJewlik 


Gefangenen auf der Gefängnis¬ 
insel Imrali sind nicht alleine. 
Wir, das Volk, stehen hinter 
euch! Öcalans Freiheit ist für 
den Frieden und eine friedliche 
Lösung der Kurdenfrage in die¬ 
ser Region notwendig. Ich for¬ 
dere die EU und die Internatio¬ 
nale Öffentlichkeit dazu auf, die 
PKK aus der Terrorliste zu ent¬ 
fernen, weil die PKK eine Partei 
ist, die sich für Frieden und 
Freiheit für das kurdische Volk 
und alle anderen unterdrückten 
Völker in dieser Region ein¬ 
setzt.” 

Sivan sagte zum Schluss des 
Gesprächs: „Ich bedanke mich 
bei den Menschen, die diese 
Unterschriftkampagne unter¬ 
stützen und in Gang setzten und 
etwas zur Menschlichkeit beitra¬ 
gen.“ (DK/ANF, 4.8, ISKU) 

Islamisten... 

(Bingöl), Elaziz (Elazig), Sert 
(Siirt), Bedlis (Bitlis), Wan (Van) 
und Müf erwartet. 

Auch in Hamburg, Bonn, Han¬ 
nover und Bremen kamen tau¬ 
sende Menschen gegen den 
Krieg in Rojava zu Demonstra¬ 
tionen zusammen, zu der die 
PYD-Europa-Organisation auf¬ 
gerufen hatte. Unter anderem 
wurde die Beteiligung aller in 
Syrien lebender Völker, Glau¬ 
bensgemeinschaften und Kultu¬ 
ren an Friedensgesprächen unter 
der besonderen Berücksichti¬ 
gung von Frauen gefordert. 

(CA, 1.8, ISKU) 


-► Freie Syrische Armee und 


Termine: 

Demonstrationen gegen den 
Krieg und die Massaker in 
Westkurdistan/ Syrien: 

9. August, 15:30 Uhr: 
Saarbrücken, Europagalerie 
9. August, 17:00 Uhr: 
Mannheim, Beginn: Wasser¬ 
turm, Kundgebung: Paradeplatz 
9. August: Bielefeld, Ort und 
Zeit wird noch bekanntgegeben 

9. August, 17:00 Uhr: 
Darmstadt, Wasserturm 

10. August, 14:00 Uhr: 

Bremen, HBF (Aus dem Raum 
Bremen, Oldenburg und Lohn) 
10. August, 17:00 Uhr: 

Giessen, Kirchenplatz 

10. August, 18:00 Uhr: 

Berlin Hermannplatz 
10. August, 16:30 Uhr: 

Kassel Postzentrum 
10. August, 16:00 Uhr: 

Köln, am Dom (Aus dem 
Raum Dürren, Leverkusen, 
Aachen) 

10. August, 14:00 Uhr: 
Duisburg, HBF, aus dem Raum 
Dortmund, Hagen, Bochum, 
Essen und Duisburg) 


N ü 9 e 


erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 


Nr. 633 

16. August 2013 


N 


A 

u 


S 


e 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Bayik: Der Nationalkongress wird 
den Friedensprozess fördern 


Das Mitglied der „Kommission 
der Weisen“ und Kolumnist der 
türkischen Tageszeitung Milliyet 
Prof. Dr. Mithat Sancar hat ein 
Gespräch mit dem Kovorsitzenden 
der Gemeinschafi der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans (KCK) Cemil 
Bayik geführt. In diesem Gespräch 
bewertet Bayik den geplanten kur¬ 
dischen Nationalkongress, dessen 
Einfluss auf die Lösung der kurdi¬ 
schen Frage, die Haltung der süd¬ 
kurdischen Autonomieregierung 
und die Haltung der Länder des 
Mittleren Ostens gegenüber der 
kurdischen Frage. 

Wir wollen, dass der Kongress 
einen kontinuierlichen und 
nachhaltigen Charakter trägt 

„Es ist etwas, von dem die Kur¬ 
den seit Jahrhunderten geträumt 
haben. Wir messen dem Kon¬ 
gress großen Wert bei“, erklärte 
Bayik ninsichtlich des National¬ 
kongresses: „Wir erwarten vom 
Kongress Entscheidungen für 
nachhaltige Mechanismen. Von 
unserer Seite gibt es Vorschläge 
und auch die anderen Organisa¬ 
tionen haben Vorschläge. Aus all 
dem wird ein gemeinsames 
Modell aufgebaut werden. Wir 
wollen, dass der Kongress einen 
kontinuierlichen und nachhalti¬ 
gen Charakter trägt. Zum Bei¬ 
spiel braucht es einen Rat, eine 
Exekutive, einen Vorsitz und 
eine Diplomatie-Kommission. 
Wir betrachten die Ziele des 
Kongresses wie folgt: Erreichung 
der nationalen Einheit, Lösung 
von innerkurdischen Proble¬ 
men, Lösung von Problemen 
mit Nachbarvölkern der Kurd¬ 
innen, Auflösung von Zweifeln, 
Ängsten und Befürchtungen 
und das Erreichen von Einheit 
und Geschwisterlichkeit mit 


anderen Völkern. All das würde 
einen Einfluss auf die Lösung 
der kurdischen Frage haben, 
und auch die Demokratisierung 
der Nachbarländer fördern. Sta¬ 
bilität kann so erreicht werden. 
Das wäre zum Nutzen aller.“ 

Die Haltung gegenüber Rojava 
passt nicht mit den Zielen des 
Kongresses überein 
Bayik unterstrich, dass es eine 
nicht zu akzeptierende Haltung 
der kurdischen Autonomiere¬ 
gion sei, in einer Zeit, in der der 
Nationalkongress auf der Tages¬ 
ordnung steht, den Grenzüber- 

f ang zwischen Süd- und West- 
urdistan geschlossen zu halten. 
„Eines der Hauptziele des 
Nationalkongresses ist es, die 
Probleme zwischen den Kurdin¬ 
nen zu lösen. Die Haltung der 
südkurdischen Autonomiere¬ 
gion gegenüber Rojava (West¬ 
kurdistan) passt nicht mit den 
Zielen des Nationalkongresses 
überein. Diese Thematik ist auf 
der Tagesordnung der Organisa¬ 
tionen und der Vorbereitungs¬ 
kommission, dort wird darüber 
diskutiert und eine Lösung 
gesucht“, so Bayik. 

Bayik betonte, dass mithilfe des 
Kongresses die kurdische Einheit 
auf dem Prinzip der Demokrati¬ 
schen Nation aufgebaut werden 
sollte: „Die Kurdinnen sind 
keine Separatisten, sie stehen für 
die Einheit, aber für eine Ein¬ 
heit, die Freiheit und Gleichheit 
beinhaltet. Wir haben kein Pro¬ 
blem mit Grenzen. Wir wollen 
auf dieser Grundlage, ohne die 
Grenzen zu berühren, die Ein¬ 
heit zwischen den Kurdinnen 
und zwischen Kurdinnen und 
den anderen Völkern des Mittle¬ 
ren Ostens gewährleisten.“ 


Für einen fortschreitenden 
Prozess kann der Kongress 
beginnen 

Der Kovorsitzende der KCK 
merkte an, dass der Kongress 
auch den Friedensprozess positiv 
beeinflussen werde: „In der Tür¬ 
kei hat hinsichtlich der kurdi¬ 
schen Frage ein Prozess begon¬ 
nen. Das wichtigste Ziel des 
Lösungsprozesses ist, der demo¬ 
kratischen Politik zur Dominanz 
zu verhelfen. Für den Erfolg der 
Strategie der demokratischen 
Politik ist auch der Kongress von 
wichtiger Bedeutung. Die Hin¬ 
dernisse für diese Strategie wer¬ 
den zusammen mit dem Kon¬ 
gress aufgehoben werden. Kurz 

f esagt wird die Realisierung des 
Kongresses sowohl den (Frie¬ 
dens^ Prozess fördern, als auch 
die Lösung von Problemen zwi¬ 
schen den Kurdinnen selbst - 
und auch Methoden des Dialog 
und der Verhandlungen werden 
gestärkt werden. Auch die 
Grundlage für die Lösung von 
Problemen auf demokratischem 
Weg wird verstärkt. Es ist natür¬ 
lich, dass es in dem Prozess zu 
Schwierigkeiten kommt. (...)“ 

Der Krieg in Syrien wird der 
letzte im arabischen Raum sein 

Bayik macht darauf aufmerksam, 
dass der in Syrien stattfindende 
Krieg der letzte Krieg im arabi¬ 
schen Raum sein wird und gab 
folgende Bewertung: „Der Mitt¬ 
lere Osten erlebt einen großen 
Krieg. Syrien ist gegenwärtig das 
Zentrum der Weltpolitik. Die 
kurdische Frage stellt hierbei das 
Zentrum dar.T)ie sich hier erge¬ 
bende Lösung wird für die 
Gestaltung des gesamten Nahen- 
und Mittleren Ostens entschei¬ 
dend sein.“ (ANF, 13.8., ISKU) 


Öcalan: Der Prozess muss beidseitig laufen 


Mehmet Öcalan, Bruder des 
inhaftierten. PKK-Vorsitzenden 
Abdullah Öcalan, teilte nach 
seinem Besuch auf Imrali die 
Botschaft seines Bruders der 
Nachrichtenagentur Diele 
(DIHA) mit. So hat der PKK- 
Vorsitzende über seinen Bruder 
verlautbaren lassen, dass der 
Prozess nicht einseitig geführt 
werden kann. Zwar sei es erfreu¬ 
lich, dass es seit acht Monaten 
keine bewaffneten Auseinander¬ 
setzungen mehr gegeben hat, 
aber für eine nachhaltige 
Lösung müsse die Regierung 
auch ihrer Verantwortung in 


diesem Prozess gerecht werden 
und die notwendigen Schritte 
einleiten. Bisher sei dies, so 
Öcalan, nicht geschehen. 

Auch habe Abdullah Öcalan im 
Gespräch mit seinem Bruder 
darauf aufmerksam gemacht, 
dass seine Anwälte ihn seit über 
zwei Jahren nicht besuchen dür¬ 
fen. Für ein Verbot von 
Anwaltsbesuchen gäbe es kei¬ 
nerlei rechtliche Grundlage. 

Zur Situation in Rojava (West- 
kurdistan/Nordsyrien) erklärte 
Öcalan, dass dort eine Dreier¬ 
koalition gegen die Kurdinnen 
und Kurden vorgehe. Es seien 


neben der al-Qaida auch ehe¬ 
malige JITEMdVlitglieder und 
bestimmte kurdische Gruppie¬ 
rungen am Werk. Öcalan warn¬ 
te vor dieser schmutzigen Koali¬ 
tion. Am Ende würden die 
Unterstützer der bewaffneten 
Banden in Rojava selbst mit die¬ 
sen Gruppen nicht klar kom¬ 
men. 

Die Bevölkerung Rojavas müsse 
ihre Selbstverteidigungsstruktu¬ 
ren in dieser Phase stärken. Die 
Selbstverteidigung sei derzeit so 
wichtig wie Wasser und Brot, so 
Öcalan. 

(ANF, 13.8., ISKU) 


Meldungen: 

Razzien und Festnahmen 
in §irnex und Gever 
Bei nächtlichen Razzien in 
§irnex (Sirnak) und Gever (Yük- 
sekova) naben türkische Sicher¬ 
heitskräfte mindestens elf Perso¬ 
nen festgenommen. Bei den 
meisten der Festgenommenen 
handelt es sich um Jugendliche. 
Es wird befürchtet, dass die Zahl 
der Festnahmen noch steigen 
könnte. Über die Gründe der 
Razzien und Festnahmen gibt es 
derzeit keine genaueren Infor¬ 
mationen. (ANF, 14.8., ISKU) 

Salih Müslim erneut 
in der Türkei 

Der Kovorsitzende der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Salih Müslim ist zum zweiten 
Mal in die Türkei gereist, um 
Gespräche mit Vertretern des 
türkischen Außenministeriums 
zu führen. Das erste Mal hatte 
sich Müslim für diplomatische 
Gespräche am 26. und 27. Juli 
in Ankara befunden. 

(ANF, 13.8., ISKU) 

Zahl der kurdischen Geiseln 
auf 400 gestiegen 
Die al-öaida-nahen Gruppie¬ 
rungen haben einen neuen 
Angriff auf das überwiegend von 
Kurden bewohnten Til Eran 
gestartet. Nach örtlichen Quel¬ 
len ist die Zahl der als Geisel 
genommenen kurdischen Zivili¬ 
sten auf 400 gestiegen. 

Zuvor gab es Dereits am 31. Juli 
und am 1. August Angriffe der 
al-Qaida-nahen Al-Nusra-Front 
und der Gruppe Islamischer 
Staat Irak und Syrien (ISIS) auf 
die mehrheitlich von Kurden 
bewohnten Dörfer Til Eran und 
Til Hasil. 

Nun gab es einen erneuten 
Angriff auf Til Eran. Bei Razzien 
in kurdischen Wohnungen wur¬ 
den zahlreiche Menschen ent¬ 
fuhrt. 

Der Nachrichtenagentur ANITA 
zufolge, stehlen die bewaffneten 
Banden bei den Razzien auch 
Wertsachen der Familien. Das 
Dorf sei zudem komplett von 
den islamistischen Gruppen 
umzingelt. (ANF, 13.8., ISKU) 

200 türkische Soldaten als 
getarnte Al-Nusra-Kämpfer in 
Aleppo 

Laut einer Meldung der irani¬ 
schen Nachrichtenagentur FITA 
befinden sich bis zu 200 türki¬ 
sche Soldaten getarnt als Mit¬ 
glieder der Al-NIusra-Front in 
Aleppo. Die Nachrichtenagentur 
bezient sich auf Informanten an 
der türkisch-syrischen Grenze. 
Die Soldaten befinden sich dem¬ 
nach derzeit in den kurdischen 



Kurdenjagd in Halep 


In Halep (Aleppo) und Umge¬ 
bung haben sich die Angriffe 
der islamistischen Banden auf 
kurdische Dörfer in eine regel¬ 
rechte Kurdenjagd verwandelt. 
Es heißt, dass im Halep-Bab- 
Azaz-Dreieck nahezu 1500 
Familien geflohen seien und 
500 Menschen als Geiseln der 
islamistischen Gruppen genom¬ 
men wurden. Nach den Massa¬ 
kern in den Dörfern Tel Aran 
und Tel Hastl üben die Grup- 
en nun die neue Taktik aus, 
urdische Dörfer zu umzingeln 


und dann in die Flucht zu trei¬ 
ben oder als Geiseln zu neh¬ 
men. 

In der Nacht zum Donnerstag 
haben die bewaffneten Grup¬ 
pen begonnen, die mehrheitlich 
von Kurdinnen bewohnten 
Dörfer Kefer Zigir, Nerebiye, 
Kubbesini, Kul Suru£, Cebel 
Asi und Tel Madek im Bezirk 
von Sed §ehab zu umzingeln. 
Daraus entwickelten sich dann 
am Donnerstag Morgen heftige 
Gefechte mit der YPG. 


500 Geiseln, 1500 Familien 
auf der Flucht 

Laut örtlichen Informationen sol¬ 
len aufgrund der tagelang andau¬ 
ernden Angriffe der Banden 1500 
Familien aus den Dörfern Kefer 
Zigir und Nerebiye geflohen sein. 
Zudem wurden nahezu 500 
Menschen als Geiseln genom¬ 
men. Die meisten der Geflohe¬ 
nen sind wiederum Flüchtlinge 
aus den Dörfern Tel Aran und Tel 
Hasil, wo die Massaker an der 
Zivilbevölkerung verübt worden 
sind. (ANF, 15.8., ISKU) 


Sipan Hemo: Die Unterstützung 
für Rojava muss erhöht werden 


Im Gespräch mit dem kurdi¬ 
schen Fernsehsender Nu^e TV 
rief Sipan Hemo, Kommandant 
der kurdischen Volksverteidi¬ 
gungseinheiten (YPG), die 
Bevölkerung aus allen Teilen 
Kurdistans sowie die kurdische 
Bevölkerung im Exil zu einer 
noch umfassenderen Unterstüt¬ 
zung für Rojava (Westkurdi¬ 
stan/Nordsyrien) auf. 

Hemo erklärte, dass die Angriffe 
der Al-Nusra-Front, der Gruppe 
„Islamischer Staat Irak und 
Syrien“ sowie weiterer Teile der 
Freien Syrischen Armee gegen die 
kurdische Selbstverwaltungs¬ 


strukturen weitergehen. Zuletzt 
sei mit dem Angriff nahe der 
westkurdischen Stadt Afrin eine 
weitere Front gegen die Kurdin¬ 
nen eröffnet worden. Laut Hemo 
führen die Gruppen die Angriffe 
im Interesse bestimmter Kreise 
durch, die nicht bereit sind, den 
freien Willen der kurdischen 
Bevölkerung zu akzeptieren. 

Der YPG-Kommandant verwies 
im Interview darauf, dass die 
bewaffneten Gruppen sich in 
Nordkurdistan organisieren. 
„Wir wissen sogar in welchen 
Hotels in Dilok (Antep) sie ein¬ 
quartiert sind. Die Kurdische 


Jugend in Nordkurdistan kann 
versuchen deren Organisierung 
dort zu stören“, so Piemo. Auch 
von den anderen Teilen der kur¬ 
dischen Gesellschaft erwarte die 
Bevölkerung Westkurdistans eine 
noch aktivere Unterstützung. 

Für die kurdische Bevölkerung 
sei der Krieg kein Selbstzweck, 
erklärte Hemo und fuhr wie folgt 
fort: „Es ist nicht unser Wille, mit 
irgendeiner Gruppe in den Krieg 
zu treten. Aber wir haben auch 
ganz klar unser Ziel deklariert, 
die Bevölkerung Westkurdistans 
vor jeglichen Angriffen schützen 
zu wollen“ (ANF, 11.8., ISKU) 


Solidaritätsdemonstrationen 


Stadtteilen von Aleppo. Ziel der 
türkischen Soldaten sei, die Al- 
Nusra-Front im Kampf gegen 
die Kurdinnen zu unterstützen. 

(ANF 12.8, ISKU) 

Gezi-Foren sammeln 
Unterstützung für Rojava 

Die Hilfskampagne „Leiste 
Widerstand für Rojava“, die von 
den Mitgliedern des Yogurt^u- 
Park-Forums in Istanbul ins 
Leben gerufen wurde, weitet 
sich ab dem 12. August auf alle 
Foren aus, die aus dem Gezi- 
Aufstand hervorgegangen sind. 
Der Sprecher der Hilfskampag¬ 
ne Serhat Kudu erklärt, dass die 
Solidarität der Zivilbevölkerung 
mit Rojava (Westkur¬ 
distan/Nordsyrien) das Embargo 
der AKP-Regierung durch¬ 
breche. Im Yogurt^u-Park 
begann die Hilfsaktion mit der 
Beteiligung von vier Menschen, 
doch mittlerweile würden mehr 
als 30 Menschen aktiv die Hilfs¬ 
kampagne unterstützen. Die 
meisten Hilfsgüter, die gesam¬ 
melt werden, seien einfache 
Medikamente und Hygienearti¬ 
kel, so Kudu. Den ersten LKWs 
mit Hilfsgütern hat die „Leiste 
Widerstand für Rojava“ Kam¬ 
pagne am 12. August in Rich¬ 
tung Rojava geschickt. 

(ANF, 11.8, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 


Termine: 


Rojava in Europa 


für 

Am Wochenende solidarisierten 
sich tausende Menschen in euro- 
äischen Ländern wie der 
chweiz, Deutschland und 
Frankreich mit der Revolution 
in Rojava (Westkurdistan/Nord¬ 
syrien) und verurteilten die 
Angriffe bewaffneter Banden auf 
dieTcurdische Zivilbevölkerung. 
Das Land, in dem die meisten 
Solidaritätsbekundungen statt¬ 
gefunden haben, war Deutsch¬ 
land. In den Städten Berlin, 
Frankfurt, Gießen, Dieburg, 
Duisburg, Kassel, Magdeburg, 

Fahrradtour 

Das aus verschiedenen Umwelt¬ 
organisationen hervorgegangene 
Eko-Jin-Kollektiv [Ökologisches 
Leben] hat mit dem Ziel, auf die 
Umweltzerstörung in Kurdistan 
aufmerksam zu machen, eine 
Fahrradtour gestartet. Die Tour 
startete in Dersim-Mazgirt. Ziel 
der Tour ist in zwei Wochen die 
Hauptstadt der Autonomen 
Region Kurdistans Hewler. Über 
die gesamte Tour hinweg werden 
die Aktivistinnen mit Bildern die 
Umweltzerstörung in Kurdistan 
dokumentieren. 

Vor dem Start der Fahrradtour 
mit dem Motto „Ich schütze 


Köln, Bremen, Bielefeld, Saar¬ 
brücken und in Mannheim wur¬ 
den Demonstrationen und 
Kundgebungen abgehalten. 
Organisationen wie ATlF, 
DIDF und DIE LINKE unter¬ 
stützten die Aktionen. 

Auch das Demokratische-Platt- 
form-Bündnis (Demokratik 
Güi; Birligi Platform) organsier- 
te in den Städten Dortmund, 
Essen, Bochum und Duisburg 
Demonstrationen, in denen die 
Angriffe auf die kurdische Zivil¬ 
bevölkerung durch al-Qaida¬ 


nahe Gruppen verurteilt wur¬ 
den. 

In Frankfurt veranstalteten kurdi¬ 
sche Jugendliche zusammen mit 
der Ortsgruppe Frankfurt des 
Verbandes der Studierenden aus 
Kurdistan (YXK) eine Flaslimob- 
Aktion in der Frankfurter Innen¬ 
stadt mit einer anschließenden 
Spontandemonstration. 

Auch in den französischen Städ¬ 
ten Montpellier, Marseille, Tou¬ 
louse und Strasbourg wurden 
Demonstrationen für Rojava ver¬ 
anstaltet. (YÖP, 12.8, ISKU) 


Antikapitalistischer Block auf 
der Demo zum Antikriegstag 
31.8.2013- 14:00 Uhr- 
„Kriegsklotz“ (S-Dammtor/U- 
Stephansplatz) - Hamburg 

Veranstaltungsreibe 

Aktivistinnen berichten 
über den Aufbruch vom 
Taksim Platz 

18.8., 20:00 Uhr, Hannover, 

UJZ Kornstrasse - 21.8., 19:00 
Uhr, Berlin, S036 - 23.8., 

19:00 Uhr, Hamburg, Gezi 
Park Fiction - 26.8., 19:00 Uhr, 
Düsseldorf, Bürgerhaus Bilk - 

27.8., 19:00 Uhr, Frankfurt/M, 
DGB Haus - 29.8., 19:00 Uhr, 
München, DGB Haus 

rosalux. de/platz-der-traeume 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 


von Eko Jin hat begonnen 


meine Natur - Trete für ein neues 
Leben in die Pedale“ machten die 
Mitglieder mit folgender Erklä¬ 
rung auf die Ziele ihrer Tour auf¬ 
merksam: 

„Die wegen vermeintlicher 
Gewinnung von Bodenschätzen 
durchlöcherten Berge Dersims 
haben uns gerufen. Die aufge¬ 
stauten Flüsse, die abgebrann¬ 
ten und abgeholzten Wälder 
haben uns gerufen. Wir haben 
auf die Rufe reagiert und uns 
entschlossen, uns in Bewegung 
zu setzen, um eine Brücke zwi¬ 
schen all den Menschen zu 
schlagen, die sich ebenfalls dem 


Schutz der Natur verpflichtet 
haben. 

Wir gehören zu den Menschen, 
die nicht akzeptieren können, 
dass rund ein Viertel des Energie¬ 
bedarfs des gesamten Landes hier 
in Dersim gewonnen werden soll 
und den Preis dafür die paradiesi¬ 
sche Natur hier zahlen soll. Wir 
können nicht unsere Augen 
davor verschließen, dass zur 
Gewinnung von Bodenschätzen 
1500 Pflanzenarten, darunter 
280 von endemischer Art, massa¬ 
kriert werden.“ Mehr auf dem 
Blog: http-.Ueko-) 'in. blogspot.de/ 

(ANF, 12.8, ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Rojava: Wahl in sechs Monaten 


Die Arbeiten in Rojava (West¬ 
kurdistan/Nordsyrien) für den 
Aufbau der Demokratischen 
Autonomie dauern weiter an. 
Die Nachrichtenagentur ANF 
hat mit Yusuf Heci, Mitglied des 
Komitees für Außenarbeit des 
Volksrats in Rojava, im Hinblick 
auf die Autonomie und die neu 
aufzubauenden Strukturen ge¬ 
sprochen. Dieser erklärte, dass 
keine Abspaltung von Syrien 
beabsichtigt sei und in sechs 
Monaten Wahlen für die Auto¬ 
nomie abgehalten werden sollen. 
Yusuf Heci erklärte, dass das Pro¬ 
jekt der Kurdinnen nach dem 
Beginn der syrischen Revolution 
der Aufbau der Demokratischen 
Autonomie sei. Die Städte, die 
jetzt unter der Kontrolle der kur¬ 
dischen Bevölkerung stehen, 
werden nun demokratisch selbst¬ 
verwaltet. Dieses Autonomiepro¬ 
jekt sei von der PYD vorgescnla- 

f en worden und wird von der 
urdischen Bevölkerung unter¬ 
stützt und bereits umgesetzt. 
Heci erklärte, dass sich die 
Kurdinnen im syrischen Bürger¬ 
krieg und den Gefechten zwi¬ 
schen den Regime-Kräften und 
der Freien Syrischen Armee 
(FSA) für den sogenannten 
Dritten Weg entschieden hätten: 
„Wir wollten weder neben den 
Regime-Kräften stehen, noch 
neben der FSA. (...) Wir haben 
uns für eine dritte Option ent¬ 
schieden. Für die Selbstverwal¬ 
tung haben wir die Revolution 
begonnen.“ 

Einige Länder hätten sich ihnen 
mit Vorurteilen angenähert, weil 
sie sich im syrischen Bürgerkrieg 
auf keine Seite gestellt hätten. 
„Doch mit dem von Herrn Öca- 
lan in der Türkei begonnen Frie- 


Im Rahmen der Feierlichkeiten 
in Kandil zum 15. August, dem 
Jahrestag der Aufnahme des 
bewaffneten Kampfes der PKK, 
antwortete der fiovorsitzende 
des KCK-Exekutivrates Cemil 
Bayik auf die Erklärung des tür¬ 
kischen Ministerpräsidenten 
Erdogans zum Reformpaket sei¬ 
ner Regierung. 

Bayik erklärte, dass es sich bei 
dem geplanten Reformpaket der 
AKP-Regierung um kein 
Demokratisierungs- oder Lö¬ 
sungspaket handele, sondern 
um ein Lügen- und Hinhalte- 
paket. 


densvorstoß und den daraus 
resultieren Schritten der Türkei 
haben sich die zuvor geschlosse¬ 
nen Türen zur Türk ei einen 
Spalt geöffnet. Wir haben nun 
Gespräche mit Deutschland, 
Russland, Iran und weiteren 
Ländern sowie der Türkei 
geführt. Der PYD-Kovorsitzen- 
ae Salih Müslim geht immer 
wieder in die Türkei. Die 
Gespräche dauern an. Doch weil 
unsere Feinde keinen guten Ver¬ 
lauf dieses Prozesses wollen, 
haben sie begonnen, uns mit 
Hilfe islamistischer Kräfte anzu¬ 
greifen. Sie tun alles Mögliche, 
um uns zu schwächen. Doch die 
Kräfte der YPG und YP] lassen 
dies nicht zu. Im Moment lei¬ 
sten tausende junge Männer 
und Frauen, die den Reihen der 
YPG beigetreten sind, Wider¬ 
stand. Das Ziel der radikal-isla- 
mistischen Kräfte ist, unser 
Gebiet einzunehmen. Doch wir 
werden dies nicht zulassen. 
Unsere Situation verbessert sich 
von Tag zu Tag. Wenn wir auch 
noch diese Banden besiegt 
haben wird es uns noch besser 
gehen“, so Heci. 

Die Infrastruktur der 
Autonomie ist aufgebaut 

Die Infrastruktur der Demokrati¬ 
schen Autonome, in der nicht 
nur Kurdinnen sondern auch 
Araberinnen, Muslime und 
Christinnen ihren Platz haben 
werden, sei aufgebaut worden 
und die zweite Etappe habe 
bereits begonnen: „Am 21. Juli 
2012 haben wir die Kräfte des 
Regimes aus unserer Region ent¬ 
fernt. Unsere Lage hatte sich 
damals weiter verschärft. Denn 
wirtschaftliche, soziale, politi- 


Bayik warf der Regierung vor, 
dass diese sich dem (Lö- 
sungs)Prozess nicht ernsthaft 
annehme. „Die AKP hat Angst 
vor einer Demokratisierung, weil 
diese nicht in ihrem Interesse ist. 
Gleichzeitig wird sie allerdings 
von der Freiheitsbewegung und 
der Bevölkerung zu einer Demo¬ 
kratisierung gedrängt. Dadurch 
steckt sie in einer Zwickmühle. 
Um dieser Zwickmühle zu ent¬ 
fliehen, greift sie zu Täuschungs¬ 
manövern wie diesem vermeint¬ 
lichen Demokratisierungspaket. 
Mit diesem Paket hofft sie die 
von uns und unserem Vorsitzen- 


sche, bildungstechnische und 
infrastrukturelle Dienstleistun¬ 
gen lagen nun auf unseren Schul¬ 
tern. Aus diesem Grund haben 
wir sofort Komitees aufgebaut. 
Diese Komitees wurden mobili¬ 
siert, um der Bevölkerung zu die¬ 
nen. Für Probleme unter der 
Bevölkerung selbst haben wir 
Volksgerichte gegründet. In länd¬ 
lichen Gebieten gibt es anstatt 
der Volksgerichte Volkshäuser.“ 
Außerdem habe man die Vorbe¬ 
reitungen für die Demokratische 
Autonomie beendet und für 
jedes erdenkliche Problem, wel¬ 
ches auftreten könnte, Komitees 
errichtet. In der Verwaltungsins¬ 
tanz werde jeder Platz einneh¬ 
men können, egal was für eine 
Religion, Sprache oder Volkszu¬ 
gehörigkeit man habe. In sechs 
Montan werden die Wahlen 
beginnen, und die Eröffnung 
des Parlaments werde der Welt 
verkündet werden. 

Die autonome Verwaltung stellt 
für kein Land eine Gefahr dar 

Abschließend hob Heci hervor, 
dass die autonome Verwaltung in 
Rojava für kein Land eine Gefahr 
darstelle. Es gäbe nicht die Über¬ 
legung, sich von Syrien zu abzu¬ 
trennen: „Wir bauen diese Ver¬ 
waltung nur auf, um unser eige¬ 
nes Volk zu beschützen. Die Tür¬ 
kei kannte uns zuvor nicht. Doch 
der Türkei-Besuch Salih Müslims 
hatte eine große Wirkung. Wir 
sind die Nachbarn der Türkei. 
Auch der Iran hat uns zu Gesprä¬ 
chen eingeladen. Auch dort hat 
Herr Müslim erklärt, was das 
alles auf sich hat. Auf unsere Art 
der Verwaltung schauen die 
anderen Länder nun positiv.“ 

(ANF, 16.8., ISKU) 


den [Öcalan] gesetzte Frist zum 
1. September zu überstehen“, so 
Bayik. 

Erdogan hatte zuvor bei seiner 
Rückkehr von einer Auslandsvisi¬ 
te in Turkmenistan auf die Fragen 
von Journalisten zum Lösungspa¬ 
ket seiner Regierung geantwortet. 
Erdogan erklärte, dass die Sen¬ 
kung der 10%-Hürde nur mit 
der Debatte über das Präsidial¬ 
amtssystem auf die Tagesordnung 
käme und muttersprachlicher 
Unterricht kein Thema in diesem 
Paket sei, da dies zu einer Teilung 
des Landes führen würde. 

(ANF, 17.8., ISKU) 


Meldungen: 

BDP-Delegation auf Imrali 

Am Samstag, dem 17.8. besuch¬ 
te eine BDP-Delegation, beste¬ 
hend aus Selahattin Demirtaj 
und Pervin Buldan, im Rahmen 
des gegenwärtigen Friedenspro¬ 
zesses den auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali inhaftierten Kurdi¬ 
schen Volksrepräsentanten Ab¬ 
dullah Öcalan. 

Über die Inhalte des Gesprächs 
mit Öcalan wird erst später 
berichtet werden. 

(ANF, 17.8., ISKU) 

Nu^e TV und MMC haben ihre 
Fernsehübertragung eingestellt 
Nachdem die dänische Justiz am 
3. Juli 2013 das kurdische 
Medienunternehmen Mezopo- 
tamya Broadcasting zu einer 
Geldstrafe von 10 Mio. Kronen 
verurteilt und ihr die Übertra¬ 
gungslizenz entzogen hatte, 
mussten die zu Mezopotamya 
Broadcasting gehörenden kurdi¬ 
schen Nachrichtensender Nuce 
TV und der kurdische Musik¬ 
sender MMC in der Nacht zum 
20. August ihre Übertragung 
einstellen. 

Das Medienunternehmen er¬ 
klärte, dass sie aufgrund der 
Geldstrafe nicht weiter in Lage 
seien zu arbeiten und sich des¬ 
halb gezwungen sehen, Insol¬ 
venz zu beantragen. In den letz¬ 
ten Stunden der Sendeübertra¬ 
gung von Nuce TV meldeten 
sich zahlreihe kurdische Politi¬ 
kerinnen, Aktivistinnen und 
Journalistinnen per Telefon¬ 
schaltung zu Wort und verur¬ 
teilten die internationalen Ver¬ 
suche, die kurdischen Medien 
zum Schweigen zu bringen. Die 
Fernsehsender verabschiedeten 
sich mit der Einblendung des 
Schriftzugs „bis bald!“. 

(ANF, 20.8., ISKU) 

Morgendliche Razzien 
in Istanbul 

Am Mittwoch gab es zeitgleiche 
Razzien in verschiedenen Vier¬ 
teln Istanbuls, bei denen es wie¬ 
der Festnahmen gab. Die Ope¬ 
rationen der Spezialeinheiten 
fanden in den Istanbuler 
Stadtteilen §i§li, Gaziosman- 

S pasa, Beyoglu, Kagithane, Kü- 
'ik^ekmece und Esenler statt, 
ie Festgenommen sollen Mit¬ 
glieder dfer Jugendorganisation 
der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) sein. 

Bereits am Dienstag gab es bei 
zeitgleichen Razzien in Istanbul 
Festnahmen von 17 Personen 
unter dem Vorwurf der Mit¬ 
gliedschaft in der Bewegung der 
patriotischen und demokrati¬ 
schen Jugend (YDG-H). 

(ANF, 21.8., ISKU) 


Bayik: Kein Demokratisierungs 
sondern ein Lügenpaket 



Tausende gedenken Heval Erdal 


Des 2003 in Kandil gefallenen 
Mitglieds des Zentralkomitees 
der PKK und ehemaligen Kom¬ 
mandanten der ARGK Engin 
Sincer (Erdal) wurde am 
Samstag in seinem Geburtsort 
Topalan (Seyrantepe) in 
Bazarcix (Pazarcik) von tausen¬ 
den Menschen in einer Gedenk¬ 
zeremonie gedacht. Tausende 
Menschen sind aus Gurgum 
(Mara§), Semsür (Adiyaman), 
Malatya, Dilok (Antep), Adana 
und Mersin angereist. Darunter 
die Familie von Engin, die 
Kovorsitzende der BDI) Gültan 


Kijanak, der Oberbürgermeister 
von Amed (Diyarbaktr), Osman 
Baydemir, der Vorsitzende des 
Pir-Sul tan-Abdal-Kulturvereins, 
Kemal Bülbül, und die Eltern 
der am 9. Januar in Paris ermor¬ 
deten kurdischen Politikerin 
Fidan Dogan. 

Auffallend war die starke Prä¬ 
senz der Polizei und Dorfschüt¬ 
zer in Bazarcix. Nichtsdesdo- 
trotz versammelten sich Tausen¬ 
de vor dem Cem-Haus von 
Topalan und liefen von dort 
zusammen zum Grab von 
Engin. Während des Marsches 


waren Parolen wie »Engin yoldaf 
ölümsüzdür« (Der Genosse 
Engin ist unsterblich) zu hören. 
Der Friedhof und die Straßen des 
Dorfes wurden mit PKK- und 
KCK-Fahnen sowie Porträts von 
Abdullah Öcalan, Engin Sincer 
und weiteren gefallenen Gue¬ 
rillakämpferinnen geschmückt. 
Nach einer Schweigeminute am 
Grab von Engin Sincer ist die 
Menschenmenge zurück ins 
Cem-Haus gegangen, wo es im 
Laufe des Tages noch Reden und 
ein Konzert gab. 

(ANF, 17.8., ISKU) 


Menschliche Tragödie bei Semalka 


Tausende Flüchtlinge, die auf- 

f rund des anhaltenden Bürger- 
riegs in Syrien ihre Heimat ver¬ 
lassen haben, konnten nun den 
lange Zeit geschlossenen Grenz¬ 
übergang Semalka in Richtung 
der Autonomen Region Kurdis¬ 
tan passieren. 

Nacn örtlichen Informationen 
sollen innerhalb von vier Tagen 
nahezu 17.000 Menschen den 
Grenzübergang passiert haben. 
Die Menschen sollen seitens des 
UN-Hochkommissariats für 
Flüchtlinge in Flüchtlingslagern 
der Städte Dihok, Hewler und 
Süleymaniye untergebracht wor¬ 
den sein. 

Vor mehreren Wochen sind die 
Menschen aus Städten wie Halep, 
Rakka, Humus und Haseki 
zunächst in die relativ sicheren 
kurdischen Gebiete in Rojava 
(Westkurdistan/Nordsyrien) 
geflüchtet. Sie wurden im Rah¬ 
men der Möglichkeiten des Kur¬ 


dischen Hohen Rates und der 
Bewegung der Demokratischen 
Gesellschaft (TEV-DEM) in 
Schulen untergebracht und dort 
versorgt. Nun naben sich in den 
vergangenen vier Tagen tausende 
arabische und kurdische Flücht¬ 
linge auf den Weg in die Autono¬ 
me Region Kurdistan im Nord¬ 
irak gemacht, nachdem sie erfah¬ 
ren haben, dass der Grenzüber- 

f ang geöffnet worden ist. 

luvor war der Grenzübergang 
von der südkurdischen Regierung 
für Flüchtlinge geschlossen. AuE 
grund des Drucks der kurdischen 
Öffentlichkeit war diese nun 
gezwungen, den Grenzübeigang 
zu öffnen und das UN-Eloch- 
kommissariat für Flüchtlinge ver- 
anlasste zudem den Bau von 
Flüchtlingslagern in den Städten 
Dihok, Fiewler und Süleymaniye. 
Die Flüchtlinge am Grenzüber¬ 
gang in Semalka erklärten, dass 
sie wochenlang in Rojava in Zel¬ 


ten, die in Schulen und Feldern 
aufgeschlagen wurden, leben 
mussten: „Der Grenzübergang sei 
offen, erzählten sie. Doch wir 
mussten jeden Tag sehen, dass 
dies nicht der Fall war. Zuletzt 
waren sie Donnerstag nach einem 
Flüchtlingsanstrom von tausen¬ 
den Menschen gezwungen, den 
Übergang zu öffnen. Die Flücht¬ 
linge verurteilten zudem die Fal¬ 
schmeldung des Fernsehsenders 
Rudaw, wonach der Grenzüber¬ 
gang schon immer offen gewesen 
sei und es sich nur um Propagan¬ 
da seitens der PYD handele.“ 

Die Flüchtlinge wurden beim 
Überqueren des Grenzübergangs 
von Peshmerga in Militärunifor¬ 
men kontrolliert. Infolge der Wei- 

f erung vieler Flüchtlinge, sich 
ontrollieren zu lassen, entstand 
eine Massenpanik. Dabei kam es 
zu gewaltsames Übergriffen der 
Peshmerga gegen die Flüchtlinge. 

(ANF, 18.8., ISKU) 


Es fehlt an Medikamenten für Rojava 


Der kurdische rote Halbmond 
(Heyva Sor) hat erklärt, dass es 
aufgrund des Embargos und der 
anhaltenden bewaffneten An¬ 
griffe gegen die Bevölkerung von 
Rojava/Westkurdistan zu einem 
ernsthaften Mangel an Medika¬ 
menten gekommen ist. Die 
Lebensbedingungen der Men¬ 
schen in Rojava hätten sich auf¬ 
grund der Grenzschließungen, 


des Embargos, des Schweigens 
der internationalen Öffentlich¬ 
keit und der bewaffneten Angrif¬ 
fe verschlechtert. 

Im Gespräch mit der Nachrich¬ 
tenagentur Firat (ANF) be¬ 
schreibt die Sprecherin der 
Gesundheitskommission von 
Derik, Rojin Ahmed, die medizi¬ 
nische Notlage. So erzählt sie, 
dass die Bevölkerung ins Kran¬ 


kenhaus kommt und Blut spen¬ 
den will. Doch weil es nicht 
mehr genügend Blutbeutel gibt, 
ist das nicht möglich. Auch 
macht sie auf die fehlenden Infu¬ 
sionsmittel, Impfstoffe und son¬ 
stigen Medikamente aufmerk¬ 
sam. Auch fehle es genauso sehr 
wie an Medikamenten auch an 
Medizinerinnen. 

(ANF, 19.8., OG, 21.8., ISKU) 


Frauen-Stadtteilmarkt in Amed eröffnet 


Die BDP-Stadtteilverwaltung 
von Baglar/Amed hat den ersten 
täglich geöffneten Frauen-Stadt- 
teumarkt eröffnet. Auf dem 
Markt dürfen nur Frauen arbei¬ 
ten. Ziel des Projekts ist es, einen 
neuen Beschäftigungsbereich für 
Frauen zu schaffen. 

Bei der Eröffnung waren unter 
anderem die BDP-Kovorsitzende 
Gülten Ktjanak, die BDP-Abge- 
ordnete von Amed Nursei 
Aydogan und die BDP-Abgeord- 
nete von Istanbul Sebahat Tuncel 
anwesend. 

Die Bürgermeisterin des Stadtteils 
Sur Yüksel Baran erklärte, dass 
mit dem Aufbau von Projekten 
für benachteiligte und diskrimi¬ 


nierte Teile der Gesellschaft, diese 
Kreise stärker in die Gesellschaft 
eingebunden und ihre Nachteile 
aulgehoben werden sollen. „Vor 
allem unsere Arbeiten für die Ein¬ 
bindung der Frau in das öffentli¬ 
che städtische Leben werden wir 
weiter fortsetzen“, so Baran. 

In einer kurzen Ansprache 
brachte Gülten Kijanak mit fol¬ 
genden Worten zum Ausdruck, 
welche Bedeutung sie diesem Pro¬ 
jekt beimisst: „Uns Frauen wer¬ 
den feste Grenzen vorgezeichnet. 
Man hat klassifiziert, welche 
Berufe wir Frauen ausüben kön¬ 
nen und welche angeblich nicht. 
In dieser Form wird eigentlich das 
gesamte Leben der Frauen einge¬ 


grenzt. Aber mit diesem Projekt 
stellen wir erneut unter Beweis, 
dass es keine Arbeit gibt, die nicht 
von Frauen gemacht werden 
kann. Wir Frauen sind davon 
überzeugt, dass wir auch diese 
Arbeit ebenso gut wie die Män¬ 
ner, wenn nicht noch besser 
machen können. Ich rufe an die¬ 
ser Stelle auch alle Stadtverwal¬ 
tungen der BDP dazu auf, dieses 
Projekt zum Vorbild zu nehmen 
und auch innerhalb ihrer Stadt¬ 
teilverwaltungen umzusetzen.“ 
Nach den beiden Ansprachen 
wurde, begleitet von einem musi¬ 
kalischen Rahmenprogramm, der 
Markt eröffnet. 

(ANF, 20.8, ISKU) 


Banden zwingen Kurden in 
Til Ebyad zur Flucht 

Die Übergriffe al-Qaida-naher 
Gruppen in kurdischen Sied¬ 
lungen mit Entführungen und 
Plünderungen dauern weiterhin 
an. ln Til Ebyad (Gire Spi) 
einer Grenzstadt zur Türkei, 
entführen die al-Qaida-nahe 
Al-Nusra-Front und die Grup¬ 
pe „Islamischer Staat Irak und 
Syrien“ kurdische Zivilistinnen 
und plündern kurdische Woh¬ 
nungen. Aufgrund der anhal¬ 
tenden Übergriffe wird die kur¬ 
dische Zivilbevölkerung zur 
Flucht aus Til Ebyad gezwun¬ 
gen. (ANF, 19.8, ISKU) 

Luftangriffe des Baath-Regi- 
mes aur Rojava 

Militärhubschrauber des Baath- 
Regimes haben in den Morgen¬ 
stunden des 19. August die 
westkurdischen Städte Derik 
und Girke Lege bombardiert. 
Während in Girke Lege keine 
Menschen durch die Angriffe 
zu Schaden kamen, sind bei 
dem Bombardement in Derik 
ein 28jähriger Zivilist getötet 
und neun weitereMenschen 
verletzt worden. 

(ANF, 19.8, ISKU) 

Erneut Auseinandersetzungen 
in Sere Kaniye 

Islamistische Gruppen haben in 
den Nachmittagsstunde des 19. 
August erneut Angriffe auf die 
westkurdische Stadt Sere 
Kaniye gestartet. Während es 
infolgedessen zu Gefechten zwi¬ 
schen den Islamisten und den 
kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten (YPG) kam, beschos¬ 
sen die Islamisten zeitgleich 
auch das Stadtzentrum mit 
Raketen. 

Am Abend zuvor vermeldete 
die Nachrichtenagentur Hawar 
(ANHA), dass aas türkische 
Militär jenseits der Grenze 
Raketen auf Sere Kaniye abfeu¬ 
ert. (ANF, 19.8, ISKU) 
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Der (Friedens-) Prozess befindet 
sich an einer kritischen Schwelle 


Ismet Kem, Mitglied des Kurdistan 
Nationalkongresses KNK, 28.8.13 

Der Mittlere Osten ist regelrecht 
ein Garten der Völker, Glaubens- 

f emeinschaften, Sprachen und 
Kulturen. Die kurdische Farbe, 
Sprache und Kultur, die seit Tau¬ 
senden von Jahren ein Teil dieses 
regionalen Mosaiks darstellt, ist - 
vor allem im letzten Jahrhundert 
- ständigen Angriffen und Ver¬ 
nichtungsversuchen ausgesetzt. 
Diese unmenschlichen Angriffe 
halten bis heute an. Diese Ver¬ 
nichtungsangriffe haben nicht 
nur dazu geführt, dass allein das 
kurdische Volk großen Schaden 
erfuhr und verarmte, sondern 
auch die gesamte Region und die 
Menschlichkeit. Nicht vergessen 
werden darf, dass das gegenwärti¬ 
ge System des Chaos und Krieges 
in der Region auf der Grundlage 
der Verleugnung und Teilung des 
kurdischen Volkes errichtet 
wurde. 

Wir durchleben momentan histo¬ 
rische Zeiten, in der sich sowohl 
Kurdistan als auch der Mittlere 
Osten verändern. 

Die friedlich-politische Lösung 
der kurdischen Frage wird, vor 
dem Hintergrund seines Charak¬ 
ters und Umfangs sowie seinem 
regionalen und internationalen 
Ausmaß, zu Veränderungen zu 
Gunsten der Völker fuhren. Die 
seit Ende letzten Jahres begonne¬ 
ne Dialogphase ist auf die Initiati¬ 
ve des seit 14 Jahren unter schwe¬ 
ren Isolationshaftbedingungen 
auf der Gefängnisinsel Imrali 
inhaftierten kurdischen Volksver¬ 
treters Abdullah Öcalan zurück- 
zufuhren. 

Der Friedens- und Lösungspro¬ 
zess, den er vor ca. fünfeinhalb 
Monaten zum kurdischen Neu¬ 
jahrsfest am 21. März vor Millio¬ 
nen von Menschen der gesamten 
Welt deklariert hat, lädt den Kon¬ 
fliktparteien große Verantwor¬ 
tung und Aufgaben auf. 

Die erste Phase wurde, trotzt 
Sabotageversuche des türkischen 
Staates, durch große Opferbereit¬ 
schaft der kurdischen Seite been¬ 
det. In dieser Phase wurden die 
festgesetzten türkischen Soldaten, 
Dorfschützer und Beamte freige¬ 
lassen, ein Waffenstillstand ausge¬ 
rufen und mit dem Abzug der 
Guerillaeinheiten begonnen. 
Dem sollten als Zeichen des 
Uten Willens und als vertrauens- 
ildende Maßnahmen Schritte 
wie Gesetzesänderungen sowie 
die Ausarbeitung einer neuen Ver¬ 


fassung durch die AKP-Regie- 
rung folgen. Wenn die elementa¬ 
ren Rechte des kurdischen Volkes 
in der Verfassung verankert wer¬ 
den, würde die dritte und letzte 
Phase, welche als die Normalisie¬ 
rungsphase bezeichnet wurde, 
beginnen. Obwohl die erste Phase 
am 1. Juni 2013 zu Ende gegan- 
en ist, hat die AKP-Regierung 
islang keine Schritte in Richtung 
Lösung unternommen. Im 
Gegenteil: Ihre Politikpraxis 
widerspricht vollkommen dem 
Geist der Friedensphase. 

Die Militärangrifle und -aktivitä- 
ten wurden nie ganz beendet, mit 
dem Bau von neuen Polizeistatio¬ 
nen und Kasernen sowie neuer 
Staudämme in den kurdischen 
Gebieten wurde begonnen, die 
Zahl der Dorfschützer wurde 
erhöht, neue eingestellt, die Fest¬ 
nahmen und Verhaftungen wur¬ 
den fortgesetzt, demokratisch- 
friedlicheroindgebungen wurden 
verhindert, oder wie in Lice führ¬ 
te der staatliche Angriff zum Tod 
eines Kurden, das Verfahren zum 
Massaker von Roboskl wurde ein¬ 
gestellt, zur Aufklärung des drei¬ 
fachen politischen Mord in Paris 
wurde nicht beigetragen, die poli¬ 
tischen Gefangenen der soge¬ 
nannten KCK-Operationen, 
unter denen sich Abgeordnete 
und ein Vielzahl von schwer 
Erkrankten befinden, wurden 
nicht freigelassen, die Forderun¬ 
gen nach muttersprachlichem 
Unterricht und die Senkung der 
10%-Wahlhürde sowie die Forde¬ 
rung nach einer Generalamnestie, 
welche auch in den Forderungs¬ 
katalog der Berichten der „Kom¬ 
mission der Weisen“ ganz oben 
standen, wurden klar abgelehnt. 
Der Schließung kurdischer Fern¬ 
sehkanäle in Europa wurde mit 
Freude applaudiert, die Pressefrei¬ 
heit wurde noch weiter einge¬ 
schränkt und oppositionelle 
Stimmen zum Schweigen 
gebracht, die Bandengruppen, die 
zu Al-Kaida Verbindungen 
haben, wurden gegen das kurdi¬ 
sche Volk in Rojava organisiert 
und unterstützt, die Drohrhetorik 
von „Terroristen“ und „Unsere 
Sicherheitskräfte werden das nöti¬ 
ge Unternehmen“ wurde in dieser 
Zeit nicht aufgegeben. Sie hat 
ihren Unmut gegen den für den 
15. September vorgesehenen Kur¬ 
dischen Nationalkongress nicht 
verheimlicht. Während sie den 
Militärputsch in Ägypten bei 
jeder Gelegenheit kritisiert und 
angreift, hat sie keine einzige 


demokratische Veränderung an 
den bestehenden Gesetzen vorge¬ 
nommen und statt einer Verfas¬ 
sungserneuerung wird an der 
alten Putschverfassung festgehal¬ 
ten. 

In dieser Zeit wurden die Haftbe¬ 
dingungen von Abdullah Öcalan, 
die dem Geist der Friedensphase 
widersprechen, außer der Verle¬ 
gung in eine andere Zelle, nicht 

G eändert. Mehr als zwei Jahre 
aben seine Anwälte kein Zugang 
zu ihrem Mandanten, die Fami¬ 
lienbesuche werden willkürlich 
verhindert, die BDP-Delegation 
die ihn besuchen kann, ist eben¬ 
falls willkürlichen Interventionen 
ausgesetzt - die AKP entscheidet, 
wer und wann auf die Insel gehen 
darf. 

Während vom kurdischen Volks¬ 
vertreter Abdullah Öcalan der 
größte Beitrag abverlangt wird, 
wird er weiterhin schweren Haft¬ 
bedingungen ausgesetzt. Dies 
allein ist ein ausreichender Maß¬ 
stab darüber, was die AKP unter 
einer demokratischen Lösung ver¬ 
steht. Das wiederum führt unter 
dem kurdischen Volk und allen 
Menschen, die sich für Frieden 
und Demokratie einsetzen, zu 
ernsthaften Bedenken. Am 23. 
August schrieb der Journalist 
Daniel Dombey in Financial 
Times folgendes: „Sogar das 
Sicherheitspersonal fragt sich, ob 
Erdogan ernsthaft das Problem 
lösen möchte oder ob er auf diese 
Weise versucht vor den Wahlen 
Zeit zu gewinnen.“ Der Journalist 
zitiert anschließend einen Dorf¬ 
schützer aus (Jele (Cukurca) „Die 
Türkei hat keinerlei Schritte 
unternommen. Die PKK hat sich 
zurückgezogen und ihre militäri¬ 
sche Aktivitäten eingestellt, aber 
die Türkei versucht auf Zeit zu 
spielen.“ 

Auf dem letzten Kongress des 
Kongra-Gels hat die kurdische 
Bewegung seine Entschlossenheit, 
das Problem mittels Dialog lösen¬ 
zuwollen, auf höchster Ebene 
erneut bestätigt. Des Weiteren hat 
Abdullah Öcalan die Weiterent¬ 
wicklung der Friedensphase und 
die Gründung von acht unter¬ 
schiedlichen Kommissionen vor- 
eschlagen. Auch dieser Vorschlag 
lieb bislang unbeantwortet. Die¬ 
ser Widerstand der AKP-Regie¬ 
rung gefährdet den weiteren Ver¬ 
lauf der Friedensphase. Öcalan, 
der die regionalen und internatio¬ 
nalen Entwicklungen nicht aus 
den Augen verliert, verweist die 
AKP auf zwei wichtige Fristen, 


Meldungen: 

Cizir: Von Polizisten getöteter 
Junge beigesetzt 

Am 23. April 2013 schossen 
zwei Zivilpolizisten auf eine 
Gruppe Jugendlicher, die in 
Yafes, einem Stadtteil von Cizir 
(Cizre), die Straße gesperrt und 
Kontrollen durchgeführt hat¬ 
ten. Nachdem sie vier Jugendli¬ 
che angeschossen hatten, über¬ 
fuhren die Polizisten den 17- 
jährigen Sinan Salttkalp. 

Am 26.8. starb Salttkalp^ in 
einem Krankenhaus von Elih 
(Batman), wo er die letzten vier 
Monate behandelt worden war. 
Nach der Autopsie wird sein 
Leichnam der Familie überge¬ 
ben. 

Die Bevölkerung von Cizir pro¬ 
testiert gegen die Ermordung 
des Jungen durch die Polizei, 
indem sie die Geschäfte 
geschlossen hält und. sich vor 
der Beisetzung in der Idil-Stras- 
se zu einer Gedenkveranstal¬ 
tung versammelt. Hamza 
Satikalp, der Vater des Jungen, 
sagte in einer Rede vor dem 
Krankenhaus, dass er den unge¬ 
setzlichen Tod seines Sohnes 
niemals akzeptieren werde, sein 
Sohn sei absichtlich von der 
Polizei überfahren und getötet 
worden. Er werde juristische 
Schritte gegen diejenigen 
anstrengen, die dafür verant¬ 
wortlich seien. 

(ANF, 27.8., ISKU) 

Tod eines BDP-Funktionärs 
wirft Fragen auf 
Ali Bulut, der Bezirksleiter der 
Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie (BDP) für Elidizk (Tuzlu- 
ca), einem Landkreis in der 
Provinz Rejqelas (Igdir), wurde 
erhängt, an den Händen gefes¬ 
selt in der Scheune seines Hau¬ 
ses aufgefunden. Die Leiche 
Buluts wurde in das Institut für 
Rechtmedizin in Trabzon 
gebracht. Es wurden Untersu¬ 
chungen zum Vorfall eingelei¬ 
tet. (ANF, 28.8., ISKU) 

Haftstrafe für Bürgermeister 
von Colemerg 

Fadil Bedirhanoglu, Bürger¬ 
meister von Colemerg (Hakka- 
ri), wurde vom zweiten Strafge¬ 
richt in Gewer (Yüksekova) zu 
einer Haftstrafe von 1 Jahr und 
3 Monaten verurteilt. Er soll am 
10. August 2012 zusammen mit 
dem BDP-Abgeordneten Adil 
Zozani an der Beerdigung eines 
HPG-Mitglieds (Volksverteidi- 

f ungskräfte) teilgenommen 
aben. Bedirhanoglu bezeich- 
nete das Urteil als inakzeptabel 
und kündigte Berufung an. 

(DIHA, 21.8., ISKU) 





Countdown für Kurdischen Nationalkongress 


Das Vorbereitungskomitee des 
kurdischen Nationalkongresses 
hat in einer heute abgehaltenen 
Pressekonferenz in Hewler die 
Ergebnisse der seit einem Monat 
andauernden Arbeiten des Komi¬ 
tees der Öffentlichkeit bekannt 
gegeben. Demnach wird der 
Kongress vom 15. bis 17. Sep¬ 
tember verwirklicht. Es werden 
600 Delegierte teilnehmen, 300 
Gäste werden eingeladen. Die 
Aufteilung der 600 Delegierten 
aus den vier Teilen Kurdistans 
und der Diaspora wurde ebenso 
festgelegt. Die 600 Delegierten 
bestehen aus 10% Jugendlichen, 
10% kurdischen unabhängigen 
Persönlichkeiten, Akademikern, 
Intelektuellen usw., 35% Vertre¬ 
tern von zivilgesellschaftliche 
Organisationen sowie 45% politi¬ 
sche Parteien. Eine weitere grund¬ 


legende Entscheidung ist die Fest¬ 
legung einer Gescmechterquote 
von 40% unter den 600 Delegier¬ 
ten. 

Zu verschiedenen Arbeitsthemen 
gibt es acht Kommissionen aus 
allen politischen und gesellschaft¬ 
lichen Bereichen, die Entwürfe zu 
verschiedenen Themenbereichen 
vorbereiten: Die Kommission für 

f emeinsame Prinzipien und der 
trategie für eine demokratische 
Lösung, die Kommission für Poli¬ 
tik und Diplomatie, die Kommis¬ 
sion für eine freie Gesellschaft 
(Frauenkommission, Jugendkom¬ 
mission, Kinderkommission, 
Kommission für NGOs), die 
Kommission für Kultur, Sprache, 
Kultur und . Bildung, die Kom¬ 
mission für Ökonomie und Öko¬ 
logie, die Kommission für Selbst¬ 
verteidigung (Kriegsverletzte, 


olitische Gefangene), die Presse- 
ommission, die Kommission für 
das Organisierungsmodell des 
Nationalkongresses. 

Folgendes wurde abschließend in 
der Erklärung betont: „Es gibt 
nur eine Forderung des kurdi¬ 
schen Volkes. Una das ist die 
Beseitigung der historischen 
Unterdrückung und Ungerech¬ 
tigkeit und wie jedes Volk das 
Erlangen des Rechts auf ein wür¬ 
devolles Leben, seine Identität 
und seine Freiheit. Die Einheit 
des kurdischen Volkes ist gegen 
keine Macht oder irgendeinen 
Staat gerichtet. Die Einheit des 
kurdischen Volkes wird nicht 
Konflikte und Kriege, sondern 
eine demokratische Lösung und 
Frieden unter den Völkern des 
Mittleren Ostens fördern.“ 

(ANF, 20.8., ISKU) 


TUHAD-DER demonstriert für kranke Gefangene 


FFunderte folgten am Freitag 
dem Aufruf von TUHAD-DER 
(Verein zur Unterstützung der 
Familien politischer Gefange¬ 
ner) und forderten vor dem 
Gefängnis in Wan (Van) die 
Freilassung der kranken Gefan¬ 
genen und des kurdischen Vor¬ 
sitzenden Abdullah Öcalans. 
Ahmet Aygün, TUHAD-DER- 
Vorsitzender von Wan, verlas vor 


dem Gefängnis eine Presseerklä¬ 
rung, in der die Gerichtsmedizin 
dafür kritisiert wurde, dass sie 
die medizinischen Gutachten 
von 500 kranken Gefangenen in 
türkischen Gefängnissen igno¬ 
riere. Aygün erklärte, dass 127 
der 500 kranken Gefangenen in 
einem sehr kritischen Zustand 
seien. Danach führte der BDP- 
Abgeordnete von Wan, Özdal 


Ü^er, aus, dass die AKP-Regie- 
rung nach Beginn des Lösungs¬ 
prozesses zu Newroz am 21. 
März 2013 keinerlei Schritte 
unternommen habe. Ufer sagte, 
die Freilassung der kranken 
Gefangenen müsse der erste 
Schritt sein, den die Regierung 
für den Prozess unternehmen 
sollte. 

(ANF, 24.8., ISKU) 


Der (Friedens-)Prozess befindet sich an einer 
kritischen Schwelle 


auf den 1. September und auf den 
15. Oktober. 

Diese beiden Daten stellen eine 
Frist dar, in der die Regierung ihre 
Vorhaben bzw. Projekte zu Geset¬ 
zesänderungen und einer neuer 
Verfassung sowie anderen konkre¬ 
ten Schritte bekannt machen soll¬ 
te und mit dem umsetzen begin¬ 
nen sollte. Es wird erwartet, dass 
die AKP-Regierung bis zum 1. 
September öffentlich erklärt, mit 
welchen konkreten Schritten sie 
diese Phase entwickeln möchte. 
Dann gibt es noch eine bestimm¬ 
te Zeit, in der dieses Projekt 
diskutiert und vertieft werden 
kann, was dann nach der Eröff¬ 
nung des türkischen Parlaments 
am 15. Oktober konkret im Par¬ 
lament umgesetzt werden kann. 
Sollte die AKP-Regierung, die 
sich auf einem Scheiaewegjbefin- 
det, diese genannten Fristen 
unbeachtet lassen und weiterhin 
an der bisherigen Politik festhal- 
ten, erwartet sie noch schwierige 
Zeiten. Im Hinblick auf die Ent¬ 
wicklungen in der Region im All¬ 
gemeinen und im speziellen, die 
sich immer weiter anheizende 
politische Atmosphäre in Rojava, 
ist davon auszugehen, dass die 
kurdische Seite dieser verantwor¬ 
tungslosen Haltung der Regie¬ 
rung, welches zu einer größeren 
und noch blutigeren Krieg führen 
wird, nicht akzeptieren kann. 
Aufgrund ihres Anspruches, sich 
für eine gleichberechtigte, freie 


und demokratische Einheit der 
Völker in Kurdistan, in der Türkei 
und des Mittleren Osten einzu¬ 
setzen, wird sie diesen Zustand 
nicht akzeptieren können. Das 
sollte nicht als eine Drohung 
begriffen werden. Aber das Ende 
der Verhandlungen wird zwangs¬ 
läufig den Weg für einen blutigen 
Krieg ebnen. Die Verantwortung 
hierfür ist groß. Daher ist es wich¬ 
tig, dies im Vorfeld zu verhindern. 
Das ist die Aufgabe aller gesell¬ 
schaftlichen Kräfte sowie im 
Inland als auch im Ausland, die 
sich für Freiheit, Frieden und 
Demokratie einsetzen. Nur so 
kann sich die Regierung in Rich¬ 
tung einer Lösung bewegen und 
die Gefahr abgewandt werden. 
Die kurdische Bewegung hat 
öffentlich erklärt, dass sie diese 
Haltung der Regierung mit 
einem umfassenden und wirksa¬ 
men demokratischen politischen 
Kampf beantworten wird. Wie 
der Kampf des kurdischen Volkes 
die militärischen und politischen 
Operationen der AKP ins Leere 
laufen ließ und die AKP zum 
Dialog mit Öcalan gezwungen 
hat, so ist auch heute der Garant 
für die Weiterführung der Frie¬ 
densphase der Kampf der Völker 
für Demokratie und Frieden. 

Die Hand der Völker, die sich von 
Gezi nach Lice, von Lice nach 
Gezi in der ersten Etappe der 
Friedensphase ausgestreckt hat, 
war eine wichtige Chance, damit 


der Kampf der Völker als ein 
gemeinsamer Kampf voranschrei¬ 
tet. Mit dem Wissen, dass die 
Realisierung einer friedlichen 
Lösung in Kurdistan gleichbedeu¬ 
tend ist mit der Etablierung einer 
pluralistischen, freiheitlichen und 
gleichberechtigen Demokratie für 
die gesamte Türkei und der 
Region, ist der gemeinsame 
Kampf zu entwickeln und zu ver¬ 
stärken. Vor diesem Hintergrund 
sollten alle demokratischen Kräf¬ 
te, die sich für Frieden und Frei¬ 
heiten einsetzen, zum Antikriegs¬ 
tag am 1. September auf den Stra¬ 
ßen ihre Kräfte bündeln. Die 
AKP, die bei jeder Gelegenheit auf 
Ägypten zeigt und alle demokrati¬ 
schen Reaktionen und Kritiken 
gegen sich als „Putschversuch“ 
darzustellen versucht, scheut am 
meistens den gemeinsamen 
Kampf der Völker. Denn nur so 
ein Kampf wird den Weg für 
einen wahren Frieden, Freiheit 
und Demokratie ebnen. 
Gleichzeitig ist es wichtig, dass 
die europäischen Staaten und die 
internationale Gemeinschaft mit 
samt ihren Institutionen, die bei 
der Entstehung und Vertiefung 
der kurdischenTragen eine große 
Rolle spielen, sowie alle fort¬ 
schrittlichen und demokratischen 
Kräfte weltweit, einen positiven 
Beitrag zur Friedensphase leisten, 
damit die kritische Schwelle zu 
Gunsten von Frieden und Demo¬ 
kratie überwunden werden kann. 


Krebskranker Gefangener ins 
Krankenhaus eingeliefert 

Der krebskranke Gefangene 
Kemal Avci wurde aufgrund der 
starken Verschlechterung seines 
Gesundheitszustands vom F- 
Typ-Gefängnis Edirne in die 
medizinische Fakultät der Tra- 
kya-Universität in Edirne ein¬ 
geliefert. 

Der Gesundheitszustand Avcis 
verschlechtere sich zunehmend 
von Tag zu Tag und die behan¬ 
delnden Ärzte machten darauf 
aufmerksam, dass sich der 
Krebs im dritten Stadium 
befände. 

Aycan (Jicek, der Anwalt des 
krebskranken Gefangenen, 
erklärte in Bezug auf den 
Gesundheitszustand seines 
Mandanten: „In dieser Nacht 
(22. August) wurde er aufgrund 
von Blutungen ins Kranken¬ 
haus gebracht; am nächsten Tag 
hatte er erneut eine Blutung. 
Sein Gesundheitszustand ist 
wirklich so schlecht, dass er 
nicht im Gefängnis bleiben 
kann.“ 

Mehrmals wurden Anträge auf 
seine Freilassung aufgrund der 
Krebserkrankung gestellt. Der 
letzte Antrag vom 18. Juli war 
vom Istanbuler Strafgerichtshof 
abgelehnt worden, „m der Ent¬ 
scheidung gab es keinerlei 
Bewertung im Hinblick auf den 
Gesundheitszustand. Der Arzt 
wird Anfang dieser Woche nach 
der Tomografie einen Bericht 
erstellen. T)ann werden wir 
erneut einen Antrag stellen“, 
erklärte Cicek. 

Kemal Avci wurde während der 
Teilnahme an einer Presseerklä¬ 
rung vor dem Okmeydan- 
Krankenhaus für die politische 
Gefangene Nebiha Aract festge¬ 
nommen. Am 10. September 
wird die erste Anhörung vor 
Gericht stattfinden. Vorgewor¬ 
fen wird ihm Mitgliedschaft in 
der DHKP/C. Als „Beweise“ 
werden lediglich die Teilnahme 
an Presseerklärungen vorge¬ 
führt. 

(ANF, 26.8, ISKU) 
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Kalkan: „Der Krieg in Rojava kann 
sich auf die Türkei ausweiten“ 


In einem Fernsehinterview mit 
Sterk TV sprach am 30. August 
Duran Kalkan, Mitglied des FXIK 
Exekutivrates, über den Stand des 
Lösungsprozesses und die Ent¬ 
wicklungen in Rojava. 

Kalkan übte scharfe Kritik an der 
Haltung der AKP im Lösungs¬ 
prozess. Obwohl seit nunmehr 
drei Monaten die zweite Stufe des 
Lösungsprozesses angebrochen 
sei, habe die türkische Regierung 
kein Demokratisierungspaket 
hervorgebracht. Der inhaftierte 
PKK-Vorsitzende habe keine 
Mühen gescheut, um dem 
Lösungsprozess den Weg zu öff¬ 
nen. Doch die AKP habe noch 
nicht einmal den Raum für die 
Ausübung einer demokratischen 
Politik eröffnet. „Die politischen 
Gefangenen befinden sich weiter¬ 
hin in Haft, die KCK-Verfahren 
dauern an. Menschen, die als 
Mitglieder der BDP lediglich 
Politik betrieben haben, sitzen zu 
Unrecht seit Jahren in Haft. Es 
befinden sich schwerkranke Men¬ 
schen in Haft. Politischen 
Demonstrationen wird kein 
Raum gegeben. In Lice haben sie 
auf Menschen geschossen, die 
gegen den Bau einer Militärsta¬ 
tion protestiert haben. Bei den 
Gezi-Protesten haben sie mehr als 
fünf Menschen ermordet. Tau¬ 
sende Menschen wurden verletzt. 
Keiner weiß, wie viele Menschen 
festgenommen worden sind. Da 
fragt sich mensch doch, ob es 
unter solchen Bedingungen die 
Möglichkeit gibt, einen politi¬ 
schen Kampf zu führen: Wir 
sehen diese Möglichkeit nicht. 
Die AKP sagte: ,Lasst uns die 
Waffen zum Schweigen bringen 
und die Frage auf politischem We¬ 
ge lösen“. Doch sie hat nicht die 
Bedingungen für eine politische 
Lösung geschaffen“, so Kalkan. 
Die AKP bewerte den Prozess als 
wahlkampftaktisches Manöver, 
erklärte Ralkan. Man werfe der 
PKK vor, sie würde ihre Verspre¬ 
chen nicht einhalten. Doch im 
Gegensatz zur türkischen Regie¬ 
rung habe die PKK gleich mehre¬ 
re Schritte einseitig getätigt. Von 
der Freilassung der festgenomme¬ 
nen Soldaten über die Verkün¬ 
dung des Waffenstillstands bis 
zum Beginn des Rückzugs habe 
die PKK einseitig Schritte vollzo¬ 
gen, so Kalkan. Zu erwarten, die 
PKK würde die Waffen niederle¬ 
gen, ohne dass eine Demokrati¬ 
sierung in der Türkei vollzogen 
werde, sei hingegen nichts als 
Selbsttäuschung. Ohnehin habe 
der türkische Ministerpräsident 


zuletzt vor einigen türkischen 
Fernsehsendern sdbst den Prozess 
in Frage gestellt. „Wenn die 
Regierung selbst offen zugibt, 
dass es keinen demokratisch-poli¬ 
tischen Lösungsprozess gibt, dann 
gibt es auch keine Basis für einen 
politischen Widerstand. Und 
dann treten automatisch andere 
Widerstandsformen erneut auf 
die Tagesordnung“, erklärt Kal¬ 
kan und fährt wie folgt fort: „Die 
Guerilla hat am 23. März den 
Waffenstillstand verkündet und 
mittlerweile einen bedeutenden 
Anteil ihrer Kräfte aus der Türkei 
zurückgezogen. Das hat sie alles 
dafür auf sich genommen, damit 
der Weg für den Lösungsprozess 
eröffnet wird. (...) Aber wenn die 
AKP nicht die notwendige Hal¬ 
tung für eine Lösung an den Tag 
legt und keine Schritte in Rich¬ 
tung einer Demokratisierung 
macht, ist es nur allzu selbstver¬ 
ständlich, dass die Guerilla wieder 
die Initiative ergreift.“ 

Im zweiten Teil des Interviews 
mit Sterk TV bewertete Kalkan 
die Unterstützung der bewaffne¬ 
ten Banden, die sich in Rojava im 
Kampf gegen die Kurdinnen 
befinden, durch die Türkei. Kal¬ 
kan forderte die Türkei dazu auf, 
diese Unterstützung umgehend 
einzustellen: „Wir wissen, dass die 
Türkei von Anfang an hinter die¬ 
sen Angriffen steckt. Sie tut alles, 
um den Freiheitswillen der Revo¬ 
lution in Rojava zu vernichten. 
Hierbei macht sie sich auch zu 
Nutze, dass unsere Bewegung in 
Nordkurdistan sich einem demo¬ 
kratischen Lösungsprozess wid¬ 
met. Aber die türkischen Verant¬ 
wortlichen sollten sich nicht 
selbst täuschen. Wir sehen sehr 
wohl, dass die Türkei diese Ban¬ 
den mit Waffen ausstattet und 
auch anderweitig unterstützt. Wir 
sind nicht blind. Wenn wir bis 
heute keine radikale Haltung 
gegen diese Politik der Türkei ein¬ 
genommen haben, dann liegt es 
auch daran, dass wir die Möglich¬ 
keit eines Lösungsprozesses in 
Nordkurdistan nicht torpedieren 
wollten. Aber ich kann folgendes 
in aller Deutlichkeit sagen: Sollte 
die AKP ihre Position bezüglich 
Rojava nicht verändern, sollte sie 
weiterhin die Banden unterstüt¬ 
zen, wird sich die Haltung aller 
Kurdinnen und Kurden verän¬ 
dern. Wir werden selbstverständ¬ 
lich nicht die Augen davor ver¬ 
schließen, wenn die Menschen in 
Rojava weiter massakriert werden, 
wenn die Bevölkerung zur Flucht 
getrieben wird. Wenn die Türkei 


ihre Haltung nicht binnen kürze¬ 
ster Zeit ändert, wird sich der 
Krieg in Rojava auch auf die Tür¬ 
kei ausweiten. Ich will niemanden 
bedrohen, aber der Krieg wird 
sich nicht auf Rojava beschrän¬ 
ken.“ 

Angriff auf Syrien bedeutet 
Krieg im Mittleren Osten 
Duran Kalkan bewertete auch 
einen möglichen Militärschlag 
von außen auf Syrien. Er warnte 
ausdrücklich, ein Militärschlag 
auf Syrien werde nicht auf Syrien 
begrenzt bleiben, sondern den 
Weg für einen grenzenlosen Krieg 
ebnen. 

„Der seit 20 Jahre andauernde 
Krieg wurde bis jetzt mehr auf 
ideologischer und politischer 
Ebene geführt, das militärische 
stand immer im Hintergrund. 
Das wurde als die Besonderheit 
des Dritten Weltkriegs bezeich¬ 
net. Aber wenn es jetzt zu einer 
Intervention von außen kommt, 
egal, ob diese geeint mit USA, 
Europa, China und Russland pas¬ 
siert oder nur die USA, Europa, 
die NATO angreifen und Russ¬ 
land, China und der Iran dage¬ 
genstehen, wird es ähnlich wie im 
ersten Weltkrieg einen neuen 
Weltkrieg im Mittleren Osten 
geben. Ein Krieg auf ideologisch¬ 
politischer Ebene wird in einen 
Krieg militärischer Dimension 
verwandelt werden. Dieser Krieg 
wird sicher nicht auf Syrien 
begrenzt bleiben. Er wird auf den 
Iran übergehen. Ganz Kurdistan 
wird mit einbezogen werden, wie 
auch die Türkei. Der Iran ist 
sowieso dabei, wie die Araber; 
folglich wird es einen regionalen 
Krieg geben“, so Kalkan. 

Kalkan unterstrich, dass man dies 
bisher erkannt habe und daher 
nicht so leicht einen Militärschlag 
gewagt habe und fuhr fort: 
„Wenn man jetzt keine politische 
Lösung findet und im Gegenteil 
bewaffnete Kämpfe auf die Tages¬ 
ordnung setzt, wird es zu einem 
Desaster kommen. Die Region 
kann sich in ein Blutbad verwan¬ 
deln. Ähnliches was im ersten 
Weltkrieg passierte, kann wieder 
eschehen. Jeder sollte davon fern 
leiben.“ 

Kalkan betonte, dass ein solcher 
Krieg keine Erfolge für den Mitt¬ 
leren Osten bringen werde. Die 
Völker der Region, die demokra¬ 
tischen Kräfte und das kurdische 
Volk müssen sich gegen diesen 
Krieg stellen. 

Kalkan erinnerte, dass das kurdi¬ 
sche Volk von Anfang an, sowohl 


Meldungen: 

YPG: Wir sind Teil des 
Kurdischen Hohen Rates 

Als Reaktion auf die verbreitete 
fehlerhafte Darstellung, dass die 
kurdischen Volksverteidigungs¬ 
einheiten (YPG) in Syrien den 
bewaffneten Arm der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
darstellen würden, machte die 
YPG nun in einer Erklärung 
nochmals deutlich, dass sie kei¬ 
ner Partei, sondern allein dem 
Kurdischen Hohen Rat (DBK) 
unterstehen. Der DBK stellt den 
Zusammenschluss einer Vielzahl 
kurdischer Parteien in Syrien dar 
und fungiert als eine Art proviso¬ 
rische Administration in West¬ 
kurdistan. 

In der Erklärung wurden die 
bewussten falsch gestreuten 
Informationen über die YPG mit 
scharfen Worten kritisiert. „Wäh¬ 
rend wir uns mit ununterbroche¬ 
nen Angriffen konfrontiert 
sehen, versuchen gewisse Kräfte 
gegen uns Komplotte zu schmie¬ 
den“, heißt es unter anderem. 
Bereits auf der ersten Generalver¬ 
sammlung der YPG habe man 
deutlich gemacht, dass man allei¬ 
ne der DBK unterstehe. Alle 
Behauptungen, die dem wider¬ 
sprechen, seien Teil einer Politik 
die versucht, die Bevölkerung 
von der YPG zu entfremden. 

(ANHA, 2.9., ISKU) 

Kurdischer Nationalkongress 
auf November verschoben 
Das Vorbereitungskomitee des 
Kurdischen Nationalkongresses 
hat schriftlich mitgeteilt, dass 
der Kongress, der ursprünglich 
vom 15.—17. September in 
Hewler (Erbil) stattfinden sollte, 
zum zweiten Mal, nun auf den 
25.-27. November, verschoben 
worden sei. Das Komitee gab als 
Grund für die Verschiebung die 
am 21. September stattfinden¬ 
den Wahlen in der Autonomen 
Region Kurdistan an. 
Ursprünglich sollte die Konfe¬ 
renz am 24. August beginnen, 
sie wurde jedoch zunächst auf 
Mitte September verschoben. 
Die Vorbereitungen für den 
Kongress laufen seit letztem 
Monat, nachdem am 22. Juli 
alle politischen Kräfte aus den 
vier Teilen Kurdistans am Hew- 
ler-Treffen teilgenommen hat¬ 
ten. 

An dem Kongress werden 600 
Dele gie rte und 300 Gäste aus 
allen Teilen Kurdistans und der 
Diaspora teilnehmen. Er wird 
als Antwort auf Abdullah Öca- 
lans Aufruf vom 21. März orga¬ 
nisiert. Ähnliche Konferenzen 
wurden bereits in Brüssel, Amed 
und Ankara abgehalten. 

(ANF, 4.9., ISKU) 




YPG starten ausgedehnte Operation 
gegen Al-Qaida-Banden 


Kämpferinnen der westkurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG) haben eine ausge¬ 
dehnte Operation gegen die Al- 
Qaida-nahen Banden ISIS (Isla¬ 
mischer Staat im Irak und 
Syrien) und Al-Nusra-Front 
gestartet. 

Nach Berichten lokaler Quellen 
griff die „Revolutionäre Opera¬ 
tion Märtyrer (Jekjin Efrin“ drei 
Hauptquartiere der Banden in 
den Dörfern Xedean und Mise- 
fer, fünf Kilometer von Til 
Ko^er entfernt, an. 

Nach den Angriffen übernah¬ 
men Kämpferinnen der YPG die 
Kontrolle über die Hauptquar¬ 
tiere, wo sie eine LuftaDwehr- 
waffe, ein Sturmgewehr und 
Munition der Banden beschlag¬ 
nahmten. Viele Bandenmitglie¬ 


der kamen bei der YPG-Opera- 
tion ums Leben. 

Auch in der Nähe der Dörfer 
Girhok und Yusufiye in Girke 
Lege kam es zu Zusammenstö¬ 
ßen zwischen den YPG und 
Bandenmitgliedern. Auch hier 
wurden Bandenmitglieder getö¬ 
tet. 

Bei einer weiteren YPG-Opera- 
tion in Til Xelef starben 20 Mit- 

f lieder bewaffneter Gruppen. 

’il Xelef ist Einsatzgebiet der 
bewaffneten Banden, die am 3. 
September die kurdische Stadt 
Sere Kaniye angegriffen hatten. 
Nach den schweren Ausein¬ 
andersetzungen (...) konnten 
die YPG das Dorf Ke?to, das 
zwischen Sere Kaniye und Til 
Xelef liegt, vor den Banden ret¬ 
ten. 


Neun in Til Xelef verletzte Mit¬ 
glieder der Al-Qaida-nahen ISIS 
und der Al-Nusra-Front, die in 
Westkurdistan gegen Einheiten 
der YPG kämpfen, wurden in 
Krankenhäuser der (türkischen) 
Provinz Riha (Urfa) eingeliefert. 
Fünf Mitglieder der bewaffneten 
Gruppen, einschließlich zweier 
hochrangiger Kommandanten, 
wurden ins Krankenhaus von 
Balikligöl, vier weitere Schwerver¬ 
letzte ins Krankenhaus von Urfa 
eingeliefert, nachdem sie zuvor 
im Bezirk Ak^akale behandelt 
worden waren. Berichten zufolge 
waren die neun Bandenmitglieder 
während der von den YPG am 2. 
September gestarteten „Revolu¬ 
tionären Operation Märtyrer 
(Jekjin Efrin' verletzt worden. 

(ANF, 4.9., ISKU) 


Kranke Gefangene zu 
„Todesreise“ gezwungen 


Die kranke Gefangene Burcu 
Koclu wurde im Zuge der Gezi- 
Park-Operationen am 31. Mai 
inhaftiert und befindet sich seit¬ 
dem im Frauengefängnis von 
§akran in der westlichen Pro¬ 
vinz Izmir. 

Sie leidet an Myasthenia gravis 
(einer schweren, unheilbaren 
Nervenerkrankung) und schrieb 
in einem Brief an ANF, dass ihr 
die Gefängnisverwaltung die 
Behandlung verweigere. 

Koflu merkte an, dass ihre 
Krankheit von Tag zu Tag fort¬ 
schreite und die myasthene 
Krise (eine lebensbedrohliche 
Komplikation der Krankheit, 
bei der Erstickung droht), die 
sich bei ihr entwickeln könne, 
eine dringende Behandlung 
erfordere. 

Sie weist darauf hin, dass die 
Verweigerung einer Behandlung 
ihren Tod bedeuten werde. Um 
ein Fortschreiten der Krankheit 
zu verhindern, sind regelmäßige 


Arztbesuche unerlässlich. We¬ 
gen ihrer Inhaftierung kann sie 
nicht ins weit entfernte Ege- 
Krankenhaus, wo sie die letzten 
fünf Jahre behandelt wurde. 
Koflu schreibt, dass sie auch 
ihre zuckerfreie Diät nicht ein- 
halten könne und bislang keine 
(Ärzte-)Delegation gesehen 
habe, was die Gefängnisverwal¬ 
tung zur Bedingung für die 
Bereitstellung der Diät-Kost 

f emacht habe. Sie müsse mit 
landschellen gefesselt drei bis 
vier Stunden in einem sehr klei¬ 
nen, engen Fahrzeug zubringen, 
um ins Krankenhaus zu gelan- 
en. „Wenn ich, um sofort 
ehandelt zu werden, stunden¬ 
lang meine Arme nicht bewegen 
kann, wäre das für mich eine 
.Reise in den Tod“‘, so Koflu. 
Sie fügt hinzu, dass mit jedem 
Tag eine myasthene Krise näher 
rücke, weil sie nicht die erfor¬ 
derliche Behandlung bekomme 
und wegen des psychischen 


Drucks und der Willkürmaß¬ 
nahmen, denen sie im Gefäng¬ 
nis ausgesetzt sei. Die Krankheit 
wurde Dei ihr 2008 diagnosti¬ 
ziert. „Ich habe ein Attest, das 
mir eine 52-prozentige Behin¬ 
derung bescheinigt. Die letzten 
Blutuntersuchungen haben 
ergeben, dass mein Körper nicht 
auf die Behandlung anspricht. 
Das erhöht das Risiko meiner 
Erkrankung“, sagte sie. 

Sie betont, dass ihr Leiden stark 
von ihren Lebensumständen 
beeinflusst werde und tödlich 
verlaufen könne: „Die Menta¬ 
lität, die bereits hunderte kran¬ 
ke Gefangene getötet hat, hat 
auch mich für würdig befunden, 
das gleiche Schicksal zu erlei¬ 
den. 

Koq:lu beendete ihren Brief mit 
der Forderung nach Freilassung 
aller derzeit in türkischen 
Gefängnissen inhaftierten kran¬ 
ken Gefangenen. 

(ANF, 4.9., ISKU) 


Kalkan: „Der Krieg in Rojava kann...“ 


in Rojava als auch in Syrien, den 
3. Weg, die Linie der Demokra¬ 
tie, der Freiheit und der Einheit 
der Völker vertreten habe und 
fügte hinzu: „Sie, die Kurden, 
werden die Probleme in Syrien 
nicht auf der Basis von Krieg, 
sondern mit dem demokrati¬ 
schen Kampf lösen. Die Kurdin¬ 
nen in Rojava haben diese Linie 
bisher sowieso vertreten. Sie 
standen nicht für einen ausländi¬ 
schen Militärschlag oder einen 
Bürgerkrieg. Sie standen auf kei¬ 
ner der beiden Seiten des Krie¬ 
ges, der seit zweieinhalb Jahren 
andauert. Weder auf Seiten des 
Baath-Regimes, die den natio- 
nal-etatistischen Staus quo ver¬ 


teidigen, noch auf Seiten der 
Opposition, die einen Arm des 
globalen Systems darstellt und 
von religiösen und anderen Ten¬ 
denzen geprägt ist. Sie standen 
für den dritten Weg. Sie vertre¬ 
ten die Linie des Friedens, der 
Demokratie und der Freiheit, für 
ein demokratisches Syrien. In 
einem Kriegsfall werden die 
Kurdinnen Rojavas, wie alle 
Kurdinnen, diese Linie vertre¬ 
ten. Wenn in Syrien der Krieg 
stattfinden wird, wenn über 
Syrien ein neuer Krieg im Mitt¬ 
leren Osten angefangen wird, 
werden die Kurdinnen mit allen 
anderen Völkern und revolutio¬ 
nären und demokratischen Kräf¬ 


ten gemeinsam die demokrati¬ 
sche Revolution, die Revolution 
der Geschwisterlichkeit der Völ¬ 
ker im Mittleren Osten begin¬ 
nen. Die Theorie des Vorsitzen¬ 
den Apo drückt diese ideolo¬ 
gisch-politische Linie aus. Die 
kurdische Freiheitsbewegung ist 
eine Bewegung, die sich aur die¬ 
ser Linie organsiert hat. Gegen 
einen imperialistischen Krieg, 
einen Machtkampf, einen Welt¬ 
krieg, werden sie für die Freiheit, 
Demokratie und Geschwister¬ 
lichkeit auf Widerstand behar¬ 
ren. Die Haltung der Kurdinnen 
wird der KampfTür Demokratie, 
Freiheit und Geschwisterlichkeit 
sein.“ (ANF, 31.8., ISKU) 


Zwölf Festnahmen in 
Kerboran, fünf in Wan 
Am Mittwochmorgen haben 
Polizei-Einheiten in Merdins 
(Mardins) Bezirk Kerboran 
(Dargefit) mehrere Häuser 
durchsucht. Bei dieser Opera¬ 
tion, an der hunderte Polizisten, 
unterstützt von Spezialeinheiten, 
beteiligt waren, wurden zwölf 
Personen festgenommen. 

Die Operation fand im Rahmen 
der Geheimermittlung „15.- 
August-Feiern“ statt, die vom 
obersten Staatsanwalt von Mer- 
din geleitet wurde. 

Die Festgenommenen wurden 
nach gründlicher Durchsuchung 
ihrer Wohnungen ins Polizeiprä¬ 
sidium gebracht. 

In der Provinz Wan (Van) wur¬ 
den am Sonntag fünf Personen 
wegen „Mitgliedschaft in einer 
verbotenen Organisation“ in 
Haft genommen 

(ANF, 4.9., ISKU) 

DIHA-Reporter in 
Qilaban verhaltet 
Cüneyt Hacioglu, Reporter der 
Dicle-Nachrichtenagentur 
(DIFLA), wurde am späten Mon¬ 
tag wegen angeblicher Mitglied¬ 
schaft in einer verbotenen Orga¬ 
nisation verhaftet. Nach einer 
Polizeirazzia in seiner Wohnung 
war er am Samstag in Qilaban 
(Uludere) festgenommen wor¬ 
den. (..) Damit erhöht sich die 
Zahl der inhaftierten Journali¬ 
stinnen in türkischen Gefängnis¬ 
sen auf 68. Nach Angaben der 
Solidaritätsplattform mit den 
inhaftierten Journalistinnen, 
waren am 4. Juli 2013 67 Jour¬ 
nalistinnen, einschließlich sechs 
Verlegern und Chefredakteuren, 
inhaftiert. (ANF, 3.9., ISKU) 
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KCK: Rückzug der Guerilla gestoppt 


Wie der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans (KCK) bekannt gegeben 
hat, ist der Rückzug der Guerilla¬ 
kräfte aus Nordkurdistan/Türkei 
mit sofortiger Wirkung gestoppt 
worden. Zugleich werden die 
Guerillakräfte allerdings weiter¬ 
hin ihre Waffenstillstandsposition 
beibehalten. “Der Waffenstill¬ 
stand stellt für die AKP die Chan¬ 
ce dar, Schritte im Rahmen des 
Projekts unseres Vorsitzenden zu 
tätigen”, heißt es unter anderem 
in der Erklärung. 

“Die Verantwortung für das Ende 
des Rückzugs trägt allein die 
AKP-Regierung, die nicht auf die 
einseitig von uns getätigten 
Schritte reagiert hat und ihrer 
Verantwortung in diesem Prozess 
in keiner Weise gerecht geworden 
ist. Stattdessen ist sie mit Blick auf 
die bevorstehenden Wahlen den 
laufenden Prozess mit einer Hin¬ 
haltetaktik angegangen. Trotz all 
ihrer Verantwortungslosigkeit 
wird die Guerilla weiterhin in 
Waffenstillstandsposition verblei¬ 
ben und so der AKP die Möglich¬ 
keit geben, die notwendigen 
Schritte doch zu tätigen”, heißt es 
weiter. Die KCK macht in ihrer 
Erklärung darauf aufmerksam, 


dass die bestehenden Probleme 
nur durch eine vollständige 
Demokratisierung der Türkei 
gelöst werden können. Sie kriti¬ 
siert die Regierung dafür, dass sie 
hinsichtlich der Situation Abdul¬ 
lah Öcalans keine Verbesserungen 
eingeleitet habe. Zwar habe die 
türkische Regierung akzeptiert, 
dass der inhaftierte rCCK-Vorsit¬ 
zende Hauptakteur dieses Prozes¬ 
ses sei, trotz alledem befinde sich 
Ocalan weiterhin unter verschärf¬ 
ter Isolation in Haft. Unter diesen 
Bedingungen sei die Möglichkeit 
eines gesunden Verlaufs des Pro¬ 
zesses von vornherein nicht gege¬ 
ben. 

Aufbau von Militärposten und 
Staudämmen 

Die KCK kritisierte mit deut¬ 
lichen Worten, die Regierung 
habe den Rückzug der Guerilla¬ 
kräfte dazu genutzt, neue Militär¬ 
stationen und Staudämme in der 
Region zu errichten. “Das beweist 
alles andere als einen Friedens¬ 
willen der türkischen Regierung. 
In den neun Monaten ohne 
Gefechte hat die Regierung bei 
diesen Punkten eine Aktivität an 
den Tag gelegt, welche sie nicht 
einmal zu Kriegszeiten gewagt 


hatte. Es wurde kein Schritt in 
Richtung Demokratisierung getä¬ 
tigt. Noch nicht einmal die KCK- 
Gefangenen wurden freigelassen 
oder das Anti-Terror-Gesetz abge¬ 
schafft”, erklärt die KCK und 
fährt wie folgt fort: “Unser Vorsit¬ 
zender und die kurdische Befrei¬ 
ungsbewegung haben vielfach 
den Staat und die Regierung dar¬ 
auf aufmerksam gemacht, dass die 
kurdische Bewegung die ihr zufal¬ 
lenden Schritte eingeleitet hat, 
und dass nun die Gegenseite ver¬ 
antwortungsvoll agieren müsse. 
Doch der türkische Ministerpräsi¬ 
dent hat höchstpersönlich erklärt, 
es gebe gar keinen Friedenspro¬ 
zess, die Regierung verfolge ledig¬ 
lich einige Arbeitsvorhaben. Auch 
seine Absage hinsichtlich des 
Rechts aur muttersprachlichen 
Unterricht macht deutlich, dass 
die Regierung bisher keine ernst¬ 
zunehmende Haltung für die 
nachhaltige Lösung der kurdi¬ 
schen Frage einzunehmen bereit 
ist.” Dies sei der Hauptgrund, der 
die KCK dazu verleitet nabe, den 
Rückzug der Guerillakräfte zu 

S en. “Die Verantwortung 
ir trägt allein die AKP- 
Regierung”, so die KCK Exekuti¬ 
ve. (YH, 9.9., ISKU) 


Kisanak: Die Ankündigung der KCK war abzusehen 


Die BDP Kovorsitzende Gültan 
Kijanak beantwortete auf einer 
Pressekonferenz des Demokrati¬ 
schen Kongresses der Völker die 
Fragen von Journalistinnen zum 
angekündigten Ende des Rük- 
kzugs der Guerillakräfte aus der 
Türkei durch die KCK. Kijanak 
erklärte, die Regierung habe 
trotz aller Warnungen der KCK 
keinerlei Schritte im Lösungsro- 
zess eingeleitet; insofern sei die 
Ankündigung der KCK letztend¬ 
lich absehbar gewesen: “Zu glau¬ 
ben, dass der Prozess von alleine 
laufen würde, ist nichts anderes, 
als die Gesellschaft für dumm zu 
halten”, so Kijanak. 

Auch die BDP habe die Regie¬ 
rung und die Öffentlichkeit 
immer wieder darauf aufmerk¬ 


sam gemacht, dass der Prozess zu 
stagnieren drohe und die Regie¬ 
rung vertrauensbildende Maß¬ 
nahmen einleiten müsse. Die 
Regierung sei ihrer Verantwor¬ 
tung nicht gerecht geworden, 
erklärte Kifanak. “Gedanken- 
und Meinungsfreiheit, die Auf¬ 
hebung der Änti-Terror-Gesetze, 
Änderung des Parteiengesetzes 
sowie weiterer Gesetze, die das 
demokratische Leben einschrän¬ 
ken, diese und weitere Forderun¬ 
gen haben wir vielfach themati¬ 
siert, aber sie blieben ungehört. 
Tagtäglich sind wir mit diesen 
Forderungen auf die Straße 
gegangen und immer wieder 
wurden wir mit Polizeigewalt 
konfrontiert. Immer noch Befin¬ 
den sich Tausende kurdische 


Politikerinnen in Haft. Der 
Ministerpräsident kehrt zu sei¬ 
nen reaktionären Verlautbarun¬ 
gen aus der Vergangenheit 
zurück und behauptet einmal 
wieder, das Recht auf mutter¬ 
sprachlichen Unterricht werde 
das Land spalten. Vor einigen 
Tagen wurden Grabstätten von 
Guerillakämpferinnen zerstört. 
Dabei wurde ein Leichnam sogar 
ausgegraben und mitgenommen. 
Das alles sind Provokationen im 
aktuellen Prozess. Die Regierung 
muss endlich die notwendigen 
Schritte setzen. Aus der Tatsadie, 
dass der Waffenstillstand der 
KCK weiter anhält, ergibt sich 
immer noch die Chance, den 
Prozess voranzubringen”, so 
Kijanak. (YH, 9.9, ISKU) 


Europakonferenz junger kurdischer Frauen in Paris 


In Paris hat am vergangenen 
Wochenende erstmalig eine 
Konferenz junger kurdischer 
Frauen mit der Beteiligung von 
mehreren Hundert Delegierten 
aus ganz Europa stattgefunden. 
Zielsetzung der Konferenz war 
eine bessere Organisierung auf 
europäischer Ebene. 

Die Veranstaltung wurde mit 
einer Schweigeminute zum 
Gedenken an die drei am 9. 


Januar diesen Jahres in Paris 
ermordeten kurdischen Politike¬ 
rinnen Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Leyla Saylemez ein¬ 
geleitet. Die Öffnungsrede 
wurde von Yasemin §aylemez, 
der Schwester von Leyla 
§aylemez, gehalten. Sie wünschte 
den Konferenzteilnehmerinnen 
viel Erfolg und kritisierte in Hin¬ 
blick aurden Mord die Haltung 
der französischen Regierung und 


Justiz: „Wir werden nicht ruhen, 
bis diese Tat aufgeklärt und die 
Verantwortlichen zur Rechen¬ 
schaft gezogen werden“, erklärte 
sie. 

Im Anschluss richtete eine Ver¬ 
treterin der Kommunistischen 
Partei Frankreichs, in deren 
Räumlichkeiten die Konferenz 
stattfand, ein Grußwort an die 
Teilnehmerinnen. Auch Anne 
Sophie, die Sprecherin der Kom- 
-► 


Meldungen: 

Nordkurdistan: Militäropera¬ 
tionen in §emzinan und Wald¬ 
zerstörungen in Gele 
Während die türkische Armee 
laut örtlichen Angaben in 
§emzinan (§emdinli) Militär¬ 
operationen durchführt, wur¬ 
den in Cele gezielt Wälder zer¬ 
stört. Die Militäroperationen 
fanden in den Abendstunden 
zwischen 16:00 - 18:00 Uhr 
mit mehreren Panzern im Gire 
Silorta statt. Auf der anderen 
Seite wurden Waldflächen in 
Cele vernichtet. Besonders in 
Geliye Fekira wurden auf gro¬ 
ßen Flächen Bäume gefällt. 

(ANF, 9.9. ISKU) 

6 YPG-Kämpfer beerdigt 
Hunderte Menschen kamen in 
Denk zur Beerdigung der 
YPG-Kämpfer Cüdi Doxan, 
Serhed Zagros, Goran Derik, 
Demhat Efrin und Mahir Tol- 
hildan auf dem §ehid Xebat 
Derik-Friedhof. 

Auch in Qamislo brachte eine 
große Menschenmasse den 
YPG-Kämpfer Harun Qamijlo 
zur seiner letzten Ruhestätte, 
dem Sehid Delil Sarüxan- 
Friedhof. 

Die Menschen versammelten 
sich vor dem Dertk-Kranken- 
haus und zeigten Bilder des 
kurdischen Repräsentanten 
Abdullah Öcalan und der 
YPG-Kämpfer. Die Beerdigung 
startete mit einer Schweigemi¬ 
nute für die Gefallenen der 
YPG. Nach einer Rede des Co- 
Vorsitzenden der Volksver¬ 
sammlung Sinem Mihemed 
wurden die Gefallenen unter 
der Parole "Märtyrer sind 
unsterblich" zur Ruhe gelegt. 

(ANHA, 8.9., ISKU) 


Aleppo: Gefechte dauern an 

Vor 3 Tagen griffen die bewaff¬ 
neten djihadistischen Banden 
in Aleppo kurdische Viertel an. 
Die Kräfte der YPG und die 
Mitglieder der Jabhat al-Ekrad 
verteidigten die Bevölkerung 
vor den Terror der al-Qaida 
nahen Banden. Seit dem 
Angriff vor 3 Tagen dauern 
Gefechte zwischen den Grup¬ 
pierungen an. 

Im Laufe der Auseinanderset¬ 
zungen wurden 35 Bandenmit¬ 
glieder getötet und 30 weitere 
verletzt. Durch die Angriffe der 
bewaffneten Banden verloren 3 
Zivilisten ihr Leben. 

(ANHA, 8.9., ISKU) 


Jugendorganisationen 
in Deutschland kommen 
zusammen 

Kurdische und türkische Ju¬ 
gendorganisationen in Deutsch- 




Hauptquartier al-Qaida-naher 
Gruppen in Ceylanpinar 


TIGEM, die Generaldirektion 
für Landwirtschaftsunternehmen 
in der Türkei, wird von al-Qaida- 
nahen Gruppierungen, die die 
Bevölkerung in Rojava/Westkur- 
distan angreifen, genutzt. Die 
AKP-Regierung unterstützt die 
al-Qaida-nahen Gruppen ISIS 
(Islamischer Staat Irak und ash- 
Sham) sowie Jabhat al-Nusra 
Front. Diese Gruppen erhalten 
neben der Grundversorgung, 
militärische, finanzielle und 
diplomatische Unterstützung. Im 
Gegenzug attackieren sie seit 
Mitte Juli die Regionen Serekan- 
iye, Til Abyat, Airin, Kobani, (Jil 
Äxa, Girke Lege, Til Kofer und 
Til Xelef in Westkurdistan. 

Neben militärischer und finan¬ 
zieller Hilfe erhalten diese Grup¬ 
pierungen Unterstützung, indem 
ihnen der Zugang nach Westkur¬ 
distan über dfie Grenzübergänge 
in Hatay , Kilis und Akcakale 
gewährt wird. Die Hauptunter¬ 
stützung der türkischen Regie¬ 
rung ist das Bereitstellen des 
TlGEM-Gebäudes in Ceylanpi¬ 
nar. 

Das Gebiet um das TIGEM- 
Gebäude in Ceylanpinar ist für 
Zivilisten weiträumig gesperrt 
und wird von .142 Kameras streng 
überwacht. Örtlichen Quellen 
zufolge zeichnen die Kameras seit 
Ende Juli die militärische und 
logistische Unterstützung der 
Türkei für die Banden auf. 


Bis Mitte Juli unterstützte die 
Türkei die dschihadistischen 
Gruppen mit allen Arten von 
Versorgungsmitteln und nutzte 
dafür den Grenzübergang Ceyl¬ 
anpinar. Nachdem die YPG die 
Kontrolle über die Grenze am 16. 
Juli übernommen hat, musste die 
AKP-Regierung diesen Übergang 
schließen. Daraufhin öffnete die 
türkische Regierung zwei neue 
Übergänge von Ceylanpinar 
nach Ro|ava. Die Übernahme 
von Til Xelef durch die YPG. soll¬ 
te verhindert werden. Ein Über¬ 
gang wurde auf einer Brücke 
über den Fluss Habur eröffnet, 
drei Kilometer vor dem Grenz¬ 
übergang nach Til Xelef. Der 
andere Kreuzungspunkt führt 
durch einen Brutbetrieb zwi¬ 
schen Ceylanpinar und Akcakale. 
Die Stadt Til Xelef ist zentraler 
Sitz für die Bandenmitglieder 
aus Afghanistan, Tschetschenien, 
Türkei, Katar und Ägypten. 

Seit Juli hat die Regierung die 
Gruppen mit Munition und Ver¬ 
pflegung unterstützt, um eine 
Übernahme der Stadt Til Xelef 
zu verhindern. Die Übernahme 
würde bedeuten, dass den Kur¬ 
dinnen der Weg nach Tal Abyad 
und Kobani freistehen würde. 
Lokale Quellen, so ANF, teilen 
mit, dass die Banden in Til Xelef 
durch zwei mobile Tore des 
TIGEM-Gebäudes Hilfsmittel 
erhalten. Illegale Grenzübertritte 


von bewaffneten Bandenmitglie¬ 
dern werden in den Dörfern 
Zenginova, Akcaköy und Kepez- 
li zwischen Ceylanpinar und 
Akcakale sowie in den überwie¬ 
gend arabischen Dörfern Maden 
und Asagioduruklu zwischen 
Serekaniye und Dirbesiye 
erlaubt. 

Die Übertragung der Hilfsmittel 
und die Grenzübertritte verwun¬ 
deter Bandenmitglieder werden 
durch die beiden Tore und über 
die genannten arabischen Dörfer 
in Missachtung des nationalen 
und internationalen Rechtes 
durchgeführt. 

Die Bandenmitglieder, die bei 
den Gefechten mit der YPG ver¬ 
wundet wurden, wurden in das 
TIGEM-Gebäude gebracht und 
von da aus in das Staatskranken¬ 
haus in Akcakale verlegt. Minde¬ 
stens 14 Dschihadisten wurden 
während einer Operation der 
YPG am 2. und 3. September in 
Til Xelef verletzt. Die Verletzten 
wurden in das Bahkligöl-Hospi- 
tal und das Mehmet-Akif-Inan- 
Krankenhaus in Riha (türk. 
Urfa) gebracht. 

Rund 40 Bandenmitglieder wur¬ 
den Berichten zufolge in den bei¬ 
den Krankenhäusern seit der 
„Revolutionären §ehid (Jüdin 
Efrin-Operation“ der YPG 
behandelt. Die Operation starte¬ 
te vor einer Woche. 

(ANF, 9.9., ISKU) 


Kommunalwahlen: BDP in Kurdistan, 
HDP in der Türkei 


Auf einer Pressekonferenz in 
Istanbul hat der Demokratische 
Kongress der Völker (HDK) am 
9. September verkündet, dass zu 
den Kommunalwahlen in der 
Türkei am 30. März 2014 die 
HDP (Demokratische Partei 
der Völker) in den mehrheitlich 
türkisch bewohnten Städten der 
Türkei antreten wird, während 
die BDP (Partei für Frieden und 
Demokratie) in den Städten 
Nordkurdistans zu den Wahlen 
antritt. “Die Wahlerfolge beider 
Parteien wird unser gemeinsa¬ 
mer Erfolg sein”, erklärte Betül 

S bbanoglu, Mitglied des HDK 
xekutivrats, auf der Pressekon¬ 
ferenz. 


An der Pressekonferenz nah¬ 
men unter anderem die Abge¬ 
ordneten Gültan Kifanak, Sirn 
Süreyya Önder, Sebahat Tun- 
cel, Eevent Tüzel, die beiden 
Kovorsitzenden der HDP 
Fatma Gök und Yavuz Önen, 
sowie eine Vielzahl weiterer 
Mitglieder des HDK teil. Als 
wichtigstes Prinzip für beide 
Parteien stehe die Umsetzung 
und der Ausbau einer partizipa- 
tiven Kommunalpolitik im 
Vordergrund, erklärte Coba- 
noglu. Zu den weiteren Zielen 
gehören unter anderem ein 
Ende der Gentrifizierungsmaß- 
nahmen zu Lasten der großen 
Teile der Bevölkerung in Groß¬ 


städten und die Umsetzung 
einer sozialen Politik anstelle 
einer neoliberalen Wirtschafts¬ 
politik. 

Die BDP Kovorsitzende 
Gültan Kisanak kündigte auf 
der Pressekonferenz die Auf¬ 
stellung von Kandidatinnen in 
allen Orten der Türkei an. Bei 
der Aufstellung werde die loka¬ 
le Basis einbezogen; wichtig sei 
die Verankerung der Kandida¬ 
tinnen in der Bevölkerung. 
Gemeinsam mit der HDP 
wolle man das Politikverständ¬ 
nis in der Türkei grundlegend 
verändern und demokratisie¬ 
ren. 


(YH, 9.9., ISKU) 

Europakonferenz junger kurdischer Frauen in Paris 


munistischen Parteijugend 
drückte in einer kurzen Anspra¬ 
che Solidarität mit den kurdi¬ 
schen jungen Frauen aus. 

Der erste Hauptteil der Konfe¬ 
renz drehte sich um die aktuelle 
politische Lage, in der die 
Geschehnisse in Rojava (West¬ 
kurdistan / Syrien) sowie der 
von Abdullah Öcalan eingeleite¬ 
te demokratische Lösungsweg in 
Nordkurdistan und die bevor¬ 


stehenden Wahlen in Südkurdi¬ 
stan thematisiert wurden. Im 
zweiten Teil wurden die Proble¬ 
mejunger Frauen insbesondere 
in Europa in Bezug auf Gesell¬ 
schaft, Politik und Kultur disku¬ 
tiert. Im dritten Teil der Konfe¬ 
renz wurde von Diren Dersim 
die kurdische Frauenbewegung 
und von Viyan Nurhak die 
Arbeit der jungen Frauen näher 
beleuchtet. 


Nachdem eine gemeinsame Per¬ 
spektive entwickelt wurde, wur¬ 
den am Sonntag Entscheidungen 
über die gemeinsame zukünftige 
Arbeit getroffen. Mit einer 
Abschlussrede fand die Konfe¬ 
renz ihr Ende. Im Anschluss fand 
eine Kundgebung vor dem Kur¬ 
distan Informationsbüro statt, in 
dem die drei kurdischen Frauen 
zu Jahresbeginn ermordet wur¬ 
den. (ANF, 10.9., ISKU) 


land diskutieren über den Auf¬ 
bau einer gemeinsamen Platt¬ 
form. Die Jugendorganisatio¬ 
nen orientieren sich Hierbei an 
der demokratik güc birligi 
platformu (Demokratische 
Plattform), einem Zusammen¬ 
schluss alevitischer, türkischer 
und kurdischer, linker und 
demokratischer Organisatio¬ 
nen. 

Am ersten Diskussionstreffen 
am 8. September in Köln wer¬ 
den folgende Jugendorganisa¬ 
tionen Zusammenkommen: 
Demokratische Jugendbewe¬ 
gung Europa (ADGH), Neue 
Demokratische Jugend (Yeni 
Demokratik Genuine (YDG)), 
Verband der Studierenden aus 
Kurdistan . (YXK), Young 
Struggle, DIDF-Jugend, Buna 
der alevi tischen Jugend 
(BDAJ) und die ezidische 
J ugendorganisation. 

Der Europasprecher der YXK, 
Erdal, erklärte gegenüber der 
Nachrichtenagentur ANF im 
Hinblick auf die Vorbereitun¬ 
gen zu solch einer Jugendplatt¬ 
form: „Seit langem bereiteten 
wir solch eine Plattform vor, 
doch die Gründung der 
Demokratischen Plattform 
und die Verwirklichung der 
Friedens- und Lösungskonfe¬ 
renz in Brüssel haben unsere 
Bemühungen positiv beein¬ 
flusst. Doch es gibt immer 
noch ernste Schwierigkeiten. 
Insbesondere aufgrund des ein¬ 
engenden und restriktiven 
Herangehensweise der Mut¬ 
terorganisationen gegenüber 
den eigenen Jugendorganisa¬ 
tionen Tann es zu Schwierig¬ 
keiten eines Zusammenschlus¬ 
ses der Jugendorganisationen 
kommen.“ 

Zunächst werden auf der Platt¬ 
form nur türkische und kurdi¬ 
sche Jugendorganisationen ver¬ 
treten sein, Später sollen auch 
tamilische, lateinamerikani¬ 
sche, afrikanische und europäi¬ 
sche Jugendliche mit einge¬ 
schlossen werden. 

(ANF, 6.9., ISKU) 
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Öcalan: Eine hundertjährige Frage lässt 
sich nicht mit einem Reformpaket lösen 


Gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur Diele (DIHA) teilte die stell¬ 
vertretende BDP-Vorsitzende 
Pervin Buldan die Einzelheiten 
ihres Besuchs auf der Insel Imrali 
beim inhaftierten PKK-Vorsit- 
zenden Abdullah Öcalan der 
Öffentlichkeit mit. Demnach hat 
Öcalan, der auf die Notwendig¬ 
keit eines neuen Niveaus des 
gegenwärtigen Prozesses aufmerk¬ 
sam gemacht hat, den Staatsver¬ 
tretern in einem Brief die not¬ 
wendigen Veränderungen bei der 
Antiterror-Gesetzgebung sowie 
auf zahlreiche Veränderungen im 
Bereich der Sicherheit, der Wirt¬ 
schaft, der Rechtsprechung und 
der Geschlechterfrage geschildert. 
Für die Ausarbeitung dieser Ver¬ 
änderungsvorschläge sei die Ein¬ 
berufung von Kommissionen 
notwendig. Auch eine Kommis¬ 
sion, die den Verlauf des Prozesses 
verfolgt, ist laut Öcalan unab¬ 
dingbar. Diese soll Initiative 
ergreifen, sobald der Prozess ins 
Stocken gerät. 

Keine Gespräche mit Öcalan 
bezüglich aes AKP “Demokrati¬ 
sierungspakets” 

Buldan erklärte,., dass das 
Gespräch mit Öcalan etwa 
zweieinhalb Stunden gedauert 
hat. Man habe den bisherigen 
Verlauf des Dialogprozesses mit 
dem Staat bewertet. Die Schritte, 
die getätigt wurden und diejeni¬ 
gen, die bisher ausgeblieben sind, 
habe man breit diskutiert. 


Öcalan habe seine Perspektiven 
geschildert. Der PKK-Vorsitzen¬ 
de widersprach gegenüber der 
BDP-Delegation auch den 
Behauptungen, dass die Regie¬ 
rung mit ihm über das aktuelle 
Demokratisierungspaket, dessen 
Inhalt der Öffentlichkeit noch 
nicht mitgeteilt wurde, gespro¬ 
chen habe. “Herr Öcalan kriti¬ 
sierte die Tatsache, dass die AKP- 
Regierung das Demokratisie¬ 
rungspaket alleine, ohne die Mit¬ 
wirkung des Verhandlungspart¬ 
ners in diesem Prozess angefertigt 
hat. Allerdings erklärte er auch, 
dass eine hundertjährige Frage 
sich wohl nicht mit einem einzd- 
nen Reformpaket lösen lasse. 
Dennoch hoffe er, dass sich 
dadurch zumindest die verstopf¬ 
ten Kanäle für eine politische 
Lösung: öffnen werden , so Bul¬ 
dan. 

BDP-Delegation wird Öcalans 
Nachricht an Kandil weiterleiten 
Buldan teilte mit, dass Öcalan 
zwischen dem neunten BDP- 
Delegationsbesuch vom 17. Au¬ 
gust und dem nun zehnten 
Besuch am 15. September zwei 
Mal von einer Delegation, des 
Staates besucht worden ist. Öca¬ 
lan habe dem Staat in einem Brief 
seine Vorstellungen vom weiteren 
Verlauf des Prozesses mitgeteilt. 
Zugleich werde eine BDP-Dele¬ 
gation die Inhalte des letzten 
Imrali-Gesprächs an die KCK- 
Führung in den Kandil-Bergen 


weiterleiten. Daraufhin stehe ein 
erneuter Besuch einer BDP-Dele¬ 
gation auf Imrali an, bei dem die 
Reaktionen aus Kandil und der 
Staatsvertreter an Öcalan heran¬ 
getragen werden sollen. 

Öcalans Vorschläge 
„Damit aus dem gegenwärtigen 
Prozess ein Verhandlungsprozess 
entstehen kann, hat Herr Öcalan 
für den weiteren Fortgang des 
Prozesses seine Vorschläge in drei 
Überschriften kategorisiert“, er¬ 
klärt Buldan und fährt wie folgt 
fort: „Die erste Überschrift 
betrifft die Veränderungen hin¬ 
sichtlich der Antiterror-Gesetzge- 
bung. Hier macht Herr Öcalan 
deutlich, dass die Veränderungen 
so schnell wie möglich vorgenom¬ 
men werden müssen, damit die 
KCK-Gefangenen entlassen wer¬ 
den, die verantwortlichen in 
Kandil legal Politik betreiben 
können und notwendige weitere 
Veränderungen endlich eingelei¬ 
tet werden können. Unter der 
zweiten Überschrift macht Herr 
Öcalan auf die Notwendigkeit zur 
Bildung von insgesamt acht 
Arbeitsgruppen und Kommissio¬ 
nen aufmerksam. Diese Kommis¬ 
sionen befassen sich mit Fragen 
zur Neuregelungen von Bereichen 
wie der Rechtsprechung, der 
Wirtschaft, der Sicherheit und 
der Geschlechterfrage. Die dritte 
Überschrift betrifft die Frage der 
Umsetzung. Hierzu soll eine 
Beobachtungskommission einge- 


Gedenkstätte Andrea Wolf 


in Wan eingeweiht 


Am 23. Oktober 1998 kamen in 

J atak in der Provinz Wan (Van) 
1 Guerillakämpferinnen ums 
Leben. Im Gedenken an sie 
wurde jetzt eine Grabstätte errich¬ 
tet, die nach einer der gefallenen 
Guerillakämpferinnen benannt 
wurde, der Internationalistin 
Andrea Wolf (Ronahi). 

Bei der Einweihung der Gedenk¬ 
stätte waren zahlreiche Vertreter¬ 
innen der BDP und verschiede¬ 
ner zivilgesellschaftlicher Organi¬ 
sationen vertreten. Hunderte 
Menschen versammelten sich in 
den Stadtteilbüros von Wan und 
machten sich von dort aus 
gemeinsam auf den Weg in Rich¬ 
tung ü a tak zum Dorf Andren, 
wo die Guerillas ermordet wur¬ 
den. Die Menge wurde zunächst 
durch das Militär in der Nähe des 
Dorfes Narlt gestoppt und erst 


weiter gelassen, nachdem ihre 
Personalien aufgenommen wur¬ 
den. Außerdem machten Zivilpo¬ 
lizisten Aufnahmen. 

Bei der Eröffnung des Grabmals 
hielt zunächst der Kovorsitzende 
des Vereins der Angehörigen der 
Verschwundenen (MEYA-Der) 
in Wan Salih Kaplan eine kurze 
Rede, in der er darauf aufmerk¬ 
sam machte, dass die Fortschritte 
der kurdischen Bevölkerung den 
Bemühungen des Vorsitzenden 
Apo und von Menschen wie 
Ronahi zu verdanken seien. Die 
BDP-Kovorsitzende aus Wan, 
Figen Ya^ar, betonte in einer kur¬ 
zen Ansprache, dass zahlreiche 
Menschen aus unterschiedlich¬ 
sten Ländern am Kampf der PKK 
teilgenommen haben. “Die PKK 
ist eine internationalistische 
Bewegung”, so Ya§ar. 


An der Einweihung der Gedenk¬ 
stätte nahmen auch drei Mitglie¬ 
der der HPG teil. Im Namen der 
HPG richtete einer der drei fol¬ 
gende Worte an die Menschen¬ 
menge: “Seit Jahrzehnten wird 
gegen das kurdische Volk eine 
schmutzige Politik geführt. Viele 
kurdische Jugendliche sind in die 
Berge gegangen, um dieser 
schmutzigen Politik ein Ende zu 
bereiten. Diejenigen, die auf die¬ 
sem Wege gefallen sind, haben 
eine große Bedeutung für uns. 
Unsere Freundin Andrea Wolf ist 
ein Zeichen des internationalisti¬ 
schen Charakters unserer Bewe¬ 
gung. Andrea Wolf wurde durch 
den Feind ermordet, und das auf 
eine Art und Weise, die interna¬ 
tionales Kriegsrecht verletzt. Wir 
werden sie niemals vergessen.” 

(ANF, 15.9., ISKXJ) 


Meldungen: 


Angriffe auf kurdische 
Bevölkerung in Aleppo — 

14 tote Zivilisten 
Die Angriffe einiger Gruppen, 
die zur Freien Syrischen Armee 
(FSA) gehören, gegen die kur¬ 
disch bewohnten Stadtteile von 
Aleppo dauern nun neun Tage 
an. Auf kurdischer Seite leisten 
die Volksverteidigungseinheiten 
(YPG), die Frauenverteidigungs¬ 
einheiten (YPJ) und die El- 
Ekrad-Front Widerstand gegen 
die Angriffe. 

Nach Angaben der kurdischen 
Seite wurden bisher mindestens 
72 Angreifer bei den Ausein¬ 
andersetzungen getötet. Durch 
Raketenbeschuss der Angreifer 
haben bisher 14 Zivilisten ihr 
Leben verloren, mindestens 40 
weitere wurden verletzt. Im 
Stadtteil Efrefrye (Ashrafiyah) 
haben die Angreifer zudem die 
Frau und drei Kinder des dorti¬ 


gen Volksratsmitglieds Remi 
Musa entführt. 

Zur gleichen Zeit wie die FSA- 
Gruppen haben auch die Regi¬ 
mekräfte ihre Angriffe auf die 
kurdischen Stadtteile Aleppos 
verschärft. Das Baath-Regime 
versucht, die Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen den Kurdinnen 
und der FSA dazu zu nutzen, die 
kurdischen Stadtteile wieder 
unter seine Kontrolle zu bringen. 

(ANF, 15.9., ISKU) 


Elf Erdbebenopfer 
von Wan im Todesfasten 
Nachdem der türkische Staat ver¬ 
sucht, die Erdbebenopfer von 
Wan aus ihren Wohncontainern 
zu vertreiben, haben nun insge¬ 
samt elf Menschen aus Protest 
ein Todesfasten begonnen. 
Während immer noch keine 
Lösung für die Notleidenden des 
Wan Erdbebens 2011 gefunden 
wurde, versucht der türkische 
Staat nun mit allen Mitteln, die 
Menschen aus ihren Wohncon¬ 
tainern zu vertreiben. Nach den 
zwei Erdbeben vom 23. Oktober 
2011 (Stärke 7,2) und vom 9. 
November 2011 (Stärke 5,6) war 
für diejenigen Menschen, die ihr 
Obdach verloren hatten, ein 
Wohncontainer-Stadtteil errich¬ 
tet worden. Für die meisten der 
Erdbebenopfer, die damals in 
diesen Staatteil ziehen mussten, 
wurde bisher keine Möglichkeit 
geschaffen, diesen wieder zu ver¬ 
lassen und ihre alten oder neuer¬ 
richteten Häuser wieder zu bezie¬ 
hen. Und obwohl es weiterhin 
keine dieser Möglichkeiten gibt, 
hat die Regierung nun verfugt, 
dass der Strom in diesem Contai¬ 
ner-Stadtteil gesperrt wird. 
Weiterhin wurde die Moschee 
des Stadtteils geschlossen und die 




Muttersprachlicher Unterricht: Das neue 
Schuljahr beginnt mit einem Boykott 


Am Montag begann in der Türkei 
das neue Schuljahr. Der Demo¬ 
kratische Gesellschaftskongress 
(DTK) ruft allerdings die kurdi¬ 
schen Schülerinnen und Schüler 
für die erste Schulwoche zu einem 
Schulboykott auf Mit dem Boy¬ 
kott soll der Forderung nach mut¬ 
tersprachlichem Unterricht 
Nachdruck verliehen werden. 

Vor knapp einem Monat haben 
kurdische NGOs erneut eine 
Kampagne für das Recht auf 
Unterricht in der Muttersprache 
ins Rollen gebracht. Die zweite 
Forderung dieser Kampagne ist 
die Aufhebung des staatlichen 
Eides Andimiz’, welches die 
Schülerinnen täglich vor dem 
Unterricht vortragen müssen und 
dessen erster Satz ‘Glücklich, wer 
sich Türke nennen darf’ lautet. 
Im Rahmen der Kampagne wer¬ 
den Unterschriften gesammelt, 
die dem Bildungsministerium 
übergeben werden sollen. Auch 
fanden in zahlreichen Städten 
Demonstrationen im Rahmen 
der Kampagne statt. Der einwö¬ 
chige Schulboykott ist ebenfalls 
Teil dieser Kampagne. 

“Verbot des Unterrichts in der 
Muttersprache ist das Produkt 
faschistischer Mentalität” 
Gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur Diele (DIHA) bewertete 
Özdal Ü^er, Mitglied des DTK 
und Abgeordneter der BDP, das 
Recht auf Unterricht in der Mut¬ 
tersprache als elementares Men¬ 
schenrecht. .Allerdings ist in der 
Türkei weiterhin das Verständnis 
von einer Sprache und einer Kul¬ 
tur in der Türkei hegemonial. 


Deswegen sollen alle Identitäten 
für die türkische Identität aufge¬ 
opfert und einer Assimilationspo¬ 
litik ausgesetzt werden. Das Ver¬ 
bot des Unterrichts in der Mut¬ 
tersprache ist letztliche eine Folge 
dieser Assimilationspolitik. Dieses 
Verbot ist Teil der türkischen Ver¬ 
fassung“, so Ucer. 

Ü^er fordert die Aufhebung die¬ 
ses Verbots. Andernfalls wäre es 
irrsinnig, von Demokratie und 
Menschenrechten in der Türkei 
zu sprechen. Ufer fährt wie folgt 
fort: „Das Verbot ist letztlich die 
Widerspiegelung einer faschisti¬ 
schen Mentalität im Bildungssy¬ 
stem. Das Bildungssystem wird 
als ‘türkisches Bildungssystem’ 
bezeichnet und das dazugehörige 
Ministerium heißt ‘Nationales 
Bildungsministerium’. Die Bil¬ 
dung wird also ‘nationalisiert’. 
Solch ein Verständnis kollidiert 
mit jeglichem Vernunftverständ¬ 
nis. Es fehlt nur noch der ‘natio¬ 
nale Mathematikunterricht’. Für 
ein würdevolles Leben in der Tür¬ 
kei und Kurdistan fordern wir 
deshalb das demokratische Recht 
auf Unterricht in der Mutterspra¬ 
che“. 

Kurdische Kinder in Istanbul 
im Schulboykott 

Nicht nur in Kurdistan, auch in 
der Türkei wird die Schule boy¬ 
kottiert und die Bildung in der 
Muttersprache beantragt. In den 
Stadtteilen §i§li, Ata§ehir, Sancak- 
tepe, Fatih, Bagcilar und Eyüp 
von Istanbul waren kurdische 
Kinder und ihre Eltern auf der 
Strasse und forderten Bildung in 
der Muttersprache und die Auf¬ 


hebung des Eides zum Türken- 
tum. Die Parolen der Schülerin¬ 
nen sind u.a.: "Zimane me rume- 
ta me ye" (Unsere Sprache ist 
unsere Würde), "Anadilde egitim 
istiyoruz" (Wir wollen Bildung in 
der Muttersprache), "Dilimiz 
onurumuzdur ' (Unsere Sprache 
ist unser Stolz) "Be ziman jiyan na 
be" (Ohne Sprache kein Leben), 
"Ya$asin dillerin kardefligi" (Es 
lebe die Brüderlichkeit der Spra¬ 
chen), "Jin jiyan ziman azadi" 
(Frau, Leben, Sprache, Freiheit), 
"Zimane ma rumeta ma yo" 
(Unsere Sprache ist unsere 
Würde), "Anadil hakktmizdir" 
(Muttersprache ist unser Recht), 
"Anadilde egitim hakkimiz engel- 
lenemez" (Ühser Bildungsrecht in 
der Muttersprache kann nicht 
verhindert werden), "Okullarda 
andimiz yasaklansin" (Der Eid in 
den Schulen soll verboten wer¬ 
den), "Anadil, ana sütü kadar 
haktir" (Das Recht auf Mutter¬ 
sprache ist genauso wie das Recht 
auf Muttermich) und "Em per- 
werdehiya zimane zikmaki dixwa- 
zin" (Wir verlangen die Bildung 
in der Muttersprache). 

Solidaritätsdemo mit dem 
Schulboykott in Cizir 

ln Cizir, Sirnex, wurde am ersten 
Tag des einwöchigen Schulboy¬ 
kotts im Rahmen der Mutterspra¬ 
chenkampagne von Kürdi-Der, 
sowie Vertreterinnen verschiede¬ 
ner Organisationen eine Demon¬ 
stration mit 1000 Personen unter 
dem Motto „Recht auf mutter¬ 
sprachlicher Bildung durchge- 
fuhrt. (DIHA, 15.9., 

ANF, 16.9., ISKU) 


Verteidigung im KCK-Prozess in Istanbul 


Im KCK-Verfahren gegen 205 
kurdische Politikerinnen und 
Menschenrechtsaktivistinnen in 
Istanbul hat die sechste Haupt¬ 
verhandlung vor dem 15. Strafge¬ 
richt stattgefunden. Nachdem der 
Buchhalter des BDP-Verbandes 
Istanbul, Cafer Sel^uk, seine Ver¬ 
teidigung vorgelegt hatte, wurde 
die Verhandlung mit der Verteidi¬ 
gung von Seda Aktaf, Mitglied im 
BDP-Frauenrat, fortgesetzt. Aktaf 
erklärte, sie werde als Leiterin 


einer bewaffneten Organisation 
beschuldigt und sei nunmehr seit 
zwei Jahren wegen dieser unbe¬ 
gründeten schweren Anschuldi¬ 
gung in Haft. Die von ihr wahr- 

f enommenen Aufgaben im BDP- 
rauenrat basierten auf der Sat¬ 
zung der BDP, so Akta$. In der 
Anklage werde ihr weiterhin vor¬ 
geworfen, mit der DOKH 
(Demokratische Freie Frauenbe¬ 
wegung) in Kontakt getreten zu 
sein. In der Akte finde sich kein 


Vermerk dazu. Darüber hinaus sei 
es keine Straftat, in der Frauenbe¬ 
wegung aktiv zu sein. Die 
DÖKH sei eine eigene Organisa¬ 
tion, der Frauenrat der BDP hin¬ 
gegen eine Teilorganisation einer 
politischen Partei. Offensichtlich 
hätten Staatsanwaltschaft und 
Sicherheitskräfte ihre Tätigkeits¬ 
felder durcheinander gebracht; 
dies zeige auch, mit wie wenig 
Sorgfalt die Anklageschrift erstellt 
worden sei. (ANF, 16.9., ISKU) 


-^Öcalan: Eine hundertjährige Frage... 


richtet werden. Diese soll Initiati¬ 
ve ergreifen, wenn der Prozess ins 
Stocken gerät. Beispielsweise wer¬ 
den gegenwärtig weiterhin neue 
Militärstationen errichtet. Die 
Aufgabe solch einer Kommission 
wäre es, diese Bauvorhaben vor 
Ort zu untersuchen, ihr Wissen 
schließlich der Öffentlichkeit 
mitzuteilen und gegebenenfalls 
dafür einzutreten, diese Bauvor¬ 
haben zu stoppen. Herr Öcalan 
hat in unserem Gespräch betont, 
dass die Schritte, die er unter den 
drei Überschriften angeführt hat, 


nicht zeitlich nacheinander, son¬ 
dern parallel zueinander umge¬ 
setzt werden müssen. Alle Schrit¬ 
te stehen miteinander in Verbin¬ 
dung. 

„Öcalan muss Gespräche mit 
breiteren Kreisen fuhren dürfen“ 
Pervin Buldan forderte im 
Gespräch mit DI ITA die türki¬ 
sche Regierung dazu auf, auch 
Besuche von Mitgliedern zivilge¬ 
sellschaftlicher Organisationen 
auf der Insel Imrali zuzulassen. 
„Im gegenwärtigen Prozess müs¬ 


sen die Bedingungen von Herrn 
Öcalan verändert werden. Nach 
der Gründung der von ihm gefor¬ 
derten Kommissionen, sollten 
auch deren Mitglieder mit Herrn 
Öcalan über den Prozess diskutie¬ 
ren können. Da Herr Öcalan der 
wichtigste Akteur in diesem Pro¬ 
zess ist, müssen breite Kreise die 
Möglichkeit bekommen, mit ihm 
zu diskutieren. Und selbstver¬ 
ständlich sollten auch seine 
Anwälte ihren Mandanten wieder 
auf Imrali besuchen können“, so 
Buldan. (DIHA, 16.9., ISKU) 


Sicherheitsbeamten des Stadtteils 
abgezogen. 

Aus Protest dagegen befinden 
sich seit knapp 25 Tagen die Erd¬ 
bebenopfer in befristeten Hun¬ 
gerstreiks. Seit dem 12. Septem¬ 
ber haben vier Menschen ihren 
Hungerstreik in ein Todesfasten 
umgewandelt, am 15. September 
haben sich sieben weitere Men¬ 
schen dem Todesfasten ange¬ 
schlossen. (ANF, 15.9., ISKU) 

35-Jähriger starb an Herzin¬ 
farkt, vermutlich aufgrund von 
Tränengas 

Der 35-Jährige Serdar Kadakal 
starb in der letzten Woche an 
einem Herzinfarkt, der vermut¬ 
lich durch den massiven Tränen¬ 
gaseinsatz der letzten Tage gegen 
Demonstranten im Istanbuler 
Bezirk Kadiköy verursacht 
wurde. 

Kadakal erlitt einen Herzinfarkt, 
nachdem er gegen 23 Uhr seinen 
Arbeitsplatz in der Shaft-Bar ver¬ 
lassen hatte. Seine Freunde 
brachten ihn ins §ifa- 
Krankenhaus von Kadiköy, wo er 
trotz aller Bemühungen der 
Arzte nicht gerettet werden 
konnte. 

Die Freunde von Kadakal 
berichteten, dass er an Herzpro¬ 
blemen litt und auch einen 
Herzschrittmacher hatte, und 
über das intensive Tränengas 
klagte, dem er seit drei Tagen 
sowohl an seiner Arbeitsstelle als 
auch zuhause in Kadiköy ausge¬ 
setzt war. 

Die Polizei war brutal gegen 
Demonstrantlnnen vorgegan¬ 
gen, die gegen den Tod von 
Ahmet Atakan, der am 9.Sep¬ 
tember in der Provinz Hatay 
durch Polizeigewalt ums Leben 
kam, protestierten. 

(ANF 14.9., ISKU) 
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Vorschläge für den weiteren Verlauf 
des Lösungsprozesses 


In einem zweiteiligen Interview 
mit der Tageszeitu ng Ö zgür Gün- 
dem berichtet der BDP-Kovorsit- 
zende Selahattin Demirtaf von 
seinem letzten Besuch auf der 
Gefängnisinsel Imrali bei dem 
inhaftierten PKK Vorsitzenden 
Ocalan. Dieser hatte beim zehn¬ 
ten Besuch der BDP-Delegation 
bei ihm aufgezeigt, wie der 
Lösungsprozess weitergeführt 
werden Rann. Hierzu machte er 
insbesondere darauf aufmerksam, 
dass aus dem bisherigen Dialog¬ 
prozess mit der AKP-Regierung 
ein Verhandlungsprozess entste¬ 
hen muss. Im Folgenden geben 
wir die gekürzte Fassung des 
ersten Teils der Reportage wieder. 

Herr Demirtap in der Öffentlich¬ 
keit wird rege über die Entwicklung 
de .t gegenwärtigen Prozesses disku¬ 
tiert. Viele begreifen den Stopp des 
Rückzugs der Guerillakräfie als ein 
Zeichen für ein Stocken des Prozes¬ 
ses. Wie bewertet Herr Ocalan die 
Entwicklung des Lösungsprozesses? 
Zunächst einmal möchte ich mit- 
teilen, dass wir, mal abgesehen 
von den bekannten gesundheit¬ 
lichen Problemen Herrn Ocalans, 
ihn in einer guten Verfassung 
gesehen haben. Trotz der widri¬ 
gen Bedingungen auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali versucht er, seinen 
Widerstand fortzusetzen und sei¬ 
nen Beitrag im gegenwärtigen 
Prozess zu leisten. Er hat seine 
Bedingungen stets als eine Art 
Geiselhaft begriffen. Trotz dessen 
wurden wir Zeuge davon, dass 
Herr Ocalan bei jedem unserer 
Besuche sich noch mehr Gedan¬ 
ken über den Prozess gemacht 
und noch mehr Anstrengungen 
für dessen positiven Verlauf 
unternommen hat. Das haben 
wir auch bei unserem letzten 
Besuch gespürt. Herr Ocalan hat 
mit seinen Analysen und Vor¬ 
schlägen erneut eine außerge¬ 
wöhnliche Mühe aufgebracht, 
damit die Wege für einen nach¬ 
haltigen Frieden offen bleiben 
und nicht versperrt werden. 

Er hat uns mitgeteilt, dass er seit 
unserem letzten Besuch zwei Mal 
mit einer Delegation des Staates 
zusammengekommen ist. Mit 
dieser Delegation hat er tiefgrei¬ 
fende Diskussionen geführt. Vor 
allem die Haltung der AKP- 
Regierung hat er gegenüber den 
Delegationsmitglieaern des Staa¬ 
tes kritisiert, wie er uns mitgeteilt 
hat. 

Zum Prozess hat er uns folgendes 
mitgeteilt: Er sagt, dass die 
Gespräche seit fast einem Jahr, 


also seit Oktober 2012, anhalten. 
Dieses Jahr bezeichnet er als Dia¬ 
logphase. Innerhalb dieser Phase 
hat >en beide Seiten die Gedanken 
und Vorstellungen der Gegenseite 
kennengelernt. Er bezeichnet die¬ 
ses Jahr zwar nicht als ein verlore¬ 
nes Jahr, aber er fordert, dass die¬ 
ser Prozess nun auf einem neuen 
Niveau, in Form eines Verhand¬ 
lungsprozesses fortgeführt wird. 
Mittlerweile hat man die Einstel¬ 
lung des Gegenübers zu Genüge 
kennengelernt. Von nun an 
müsse über die Umsetzung der 
Vorstellungen diskutiert werden. 
Das hat Herr Ocalan sowohl in 
seiner Botschaft an die Öffent¬ 
lichkeit, als auch in einem Brief 
an die Regierung mitgeteilt. Er 
wartet nun auf die Antwort der 
Regierung hierauf. Zugleich 
macht er auch darauf aulmerk¬ 
sam, dass er unter den gegebenen 
Bedingungen als ein Hauptakteur 
des Verhandlungsprozesses seiner 
Rolle nicht gerecht werden kann. 

Was sind die Inhalte der Vorschläge 
von Herrn Ocalan? 

Er führt seine Vorschläge unter 
drei Titeln wie folgt aus: „Wenn 
es zu Verhandlungen mit mir 
kommen soll, dann müssen auch 
die Mittel für diese Verhandlun¬ 
gen gegeben sein.“ Wie sehen 
diese Mittel aus? Zunächst ein¬ 
mal spricht er von einer recht¬ 
lichen Veränderung, welche 
ermöglicht, dass die staatliche 
und gesellschaftliche Gewalt 
beendet wird. Das ist sein erster 
Vorschlag. Das könnte beispiels¬ 
weise mit einer grundlegenden 
Veränderung der Antiterror- 
Gesetzgebung einhergehen. 
Wenn Herr Ocalan auch persön¬ 
lich bei der Auslöschung der 
Gewalt als Mittel zur Verfolgung 
politischer Ziele eine Rolle spie¬ 
len soll, und er sieht solch eine 
Verantwortung für sich, dann 
müssen ihm die Mittel und 
Bedingungen hierfür gegeben 
werden. Er sagt selbst dazu fol- 
endes: „Ich fordere kein 
onderstatut für mich. Auch 
weise ich Behauptungen, mir 
würde es lediglich um eine 
Amnestie für meine eigene Per¬ 
son gehen, deutlich zurück. Mir 
geht es nicht um eine Amnestie, 
mir geht es auch nicht darum, 
dass ich Imrali sofort verlassen 
kann. Ich will meinen Beitrag 
für eine Lösung leisten. Ich will 
meiner Rolle für einen Frieden 
gerecht werden. Und hierfür 
müssen die nötigen Bedingun¬ 
gen geschaffen werden.“ 


Der zweite Titel, unter dem Herr 
Ocalan seine Lösungsvorschläge 
zusammenfasst, betrifft demokra¬ 
tische Politikformen. „Wenn wir 
Gewalt als Mittel abschaffen wol¬ 
len, müssen Kanäle für eine 
demokratische Politik geöffnet 
werden“, so die Worte von Herrn 
Ocalan. Damit das geschehen 
kann, schlägt er die Bildung von 
acht Kommissionen vor. In diesen 
Kommissionen sollen von der 
Verfassung und anderen Gesetzes¬ 
änderungen, über Umweltfragen, 
Frauenrechte bis hin zu gesell¬ 
schaftlichen und sozialen Fragen 
Diskussionen geführt und Vor¬ 
schläge für Veränderungen 
gesammelt werden. Das sind alles 
Themen, die in direkter Verbin¬ 
dung mit der Öffnung der politi¬ 
schen Kanäle stehen. 

Das dritte Thema betrifft die Auf¬ 
arbeitung der Vergangenheit und 
die Bildung einer Beobachtungs¬ 
kommission. Letztere soll die 
Funktion eines Schiedsrichters 
zwischen den Parteien im Laufe 
der Verhandlungen übernehmen 
und beim Auftreten von Proble¬ 
men in den Verhandlungen gege¬ 
benenfalls intervenieren können. 
Auch soll die Kommission mit 
beiden Verhandlungsparteien in 
permanentem Kontakt stehen, 
wenn nötig ihnen Vorschläge 
unterbreiten. Diese Kommission 
sollte sich aus Menschen, die auf¬ 
richtig in diesem Prozess Verant¬ 
wortung übernehmen wollen, 
zusammensetzen. Die Auswahl 
der Menschen sollte nicht einsei¬ 
tig, wie im Falle der Kommission 
der Weisen, von der AKP ent¬ 
schieden werden, auch sollte die 
Kommission nicht funktionslos 
und ohne wirkliche Kompeten¬ 
zen, wie im Falle der Lösungs¬ 
kommission im Parlament, 
gestaltet werden. Diese Kommis¬ 
sion sollte als eine Art drittes 
Auge den Prozess ständig beob¬ 
achten, im Falle eines Stockens 
des Prozesses eingreifen und Vor¬ 
schläge für eine erneute Öffnung 
der Verhandlungswege machen. 
Diese drei Vorschläge hat Herr 
Ocalan wie gesagt schriftlich an 
die Regierung weitergeleitet. Das 
sind zugleich Vorschläge dafür, 
dass vom Dialogprozess in einen 
Verhandlungsprozess übergegan¬ 
gen wird. Er und wir werden ver¬ 
folgen, wie die Reaktion der 
Regierung auf diese Vorschläge 
aussehen wird. 

Nun wurde der Rückzug der Gue¬ 
rillakräfte gestoppt, der Waffenstill¬ 
stand hält allerdings weiterhin an. 


Meldungen: 

18 PKK-Gefangene geflohen 

Berichten zufolgen sind am 
Mittwoch 18 polt tische Gefan¬ 
gene aus dem M-Typ-Gefängnis 
von Bingöl (CJewlig) geflohen. 
Bei der morgendlichen Zählung 
wurden 18 PKK-Gefangene 
vermisst. Es wird davon ausge¬ 
gangen, dass die Gefangenen 
über einen von ihnen gegrabe¬ 
nen Tunnel fliehen konnten. 

Die Polizei riegelte die Stadt 
und Umgebung von Bingöl ab 
und führte Straßenkontrollen 
durch. 

Justizminister Sadullah Ergin 
erklärte gegenüber Reportern: 
„Wir haben erfahren, dass 18 
Gefangene, davon 14 Untersu¬ 
chungsgefangene und vier ver¬ 
urteilte Gefangene, heute mor¬ 
gen aus dem Gefängnis von 
Mardin geflohen sind. Die 
Details der Flucht werden nach 
Abschluss der Untersuchung 
klarer sein.“ (ANF, 25.9., ISKUJ 

Frauen in Efrin 
an vorderster Front 
ln der westkurdischen Stadt 
Efrin (Afrin) steigt die Anzahl 
der Frauen in den politischen 
und militärischen Organisatio¬ 
nen zum Aufbau der demokra¬ 
tischen Selbstverwaltung stetig 
an. Nach einer letzten Untersu¬ 
chung sind 65% der politischen 
Aktivistinnen Frauen. In den 
Räten, Komitees und anderen 
Strukturen der Demokratischen 
Autonomie stehen sie an vor¬ 
derster Stelle. Neben den kurdi¬ 
schen Volksverteidigungeinhei¬ 
ten (YPG) verteidigen auch die 
Verteidigungseinheiten der 
Frauen (YPJ) die kurdische 
Selbstverwaltung vor Angriffen 
bewaffneter Banden. 

(ANF, 24.9., ISKU) 

AKP'ler wollen Gedenkstätte 
"Ronahi" einreißen 
AKP-Mitglieder im Provinzrat 
der Provinz Wan (Van) haben 
entschieden, die Gedenkstätte, 
die nach der gefallenen Gueril¬ 
lakämpferin Andrea Wolf 
(Ronahi) benannt wurde (siehe 
Nufe Nr. 638), niederzureißen. 
Um die Zerstörung zu verhin¬ 
dern, wollen BDP-Mitglieder 
ein Zelt an der Stätte aufbauen 
und eine „Mahnwache“ einrich¬ 
ten. 

Das BDP-Mitglied Azim Yacan 
machte darauf aufmerksam, 
dass diese Entscheidung im Pro¬ 
vinzrat in Abwesenheit der 
BDP-Mitglieder getroffen wur¬ 
de. Die Entscheidung zum 
Abriss der Gedenkstätte sei 
unvereinbar mit dem gegenwär¬ 
tigen demokratischen Lösungs¬ 
prozess. Yalcin forderte die 




11. Kongress der PKK 


Im Zeitraum zwischen dem 5. 
und dem 13. September hat die 
PKK in den Meder-Verteidi¬ 
gungsgebieten in den Kandil- 
Bergen ihren 11. Kongress abge¬ 
halten. Am Kongress nahmen 
insgesamt 125 Delegierte aus 
allen vier Teilen Kurdistans teil. 
Die geführten Diskussionen und 
Ergebnisse des Kongresses wur¬ 
den nun vom Zentralkomitee 
der Partei der Öffentlichkeit 
mitgeteilt. Neben einer Vielzahl 
organisatorischer Angelegenhei¬ 
ten wird in dem Abschlusspapier 
des Kongresses ausführlich auf 
die Systemfrage für den Mittle¬ 
ren Osten, die Revolution in 
Rojava und die Entwicklungen 
in Nordkurdistan eingegangen. 
In der Abschlusserklärung des 
Zentralkomitees wird hervorge¬ 
hoben, dass die staatszentrierte 
kapitalistische Moderne gegen¬ 
wärtig ihren Bankrott erlebt. 
Während es im Mittleren Osten 
Versuche gibt, die maroden 
staatszentrierten Systeme durch 
neue staatliche Systeme, die auf 


einer Mischung aus religiösem 
Fundamentalismus und Natio¬ 
nalismus basieren, zu ersetzen, 
erklärt die PKK auch diese ver¬ 
zweifelten Akte der Aufrechter¬ 
haltung der kapitalistischen 
Moderne als zum Scheitern ver¬ 
urteilt. Die Alternative zum 
staatszentrierten System wird 
im Demokratischen Konfödera- 
lismus gesehen. “Anstelle der 
staatlichen Alternative wird der 
Demokratische Konföderalis- 
mus, basierend auf der demo¬ 
kratischen Gesellschaft, erneut 
seinen Platz in der Geschichte 
einnehmen. So wird auch der 
Demokratische Sozialismus, 
welcher keine Unterdrückung 
und keine Ausbeutung kennt, 
durch den Demokatischen Kon- 
föderalismus seine Verwirkli¬ 
chung finden”, heißt es in der 
Erklärung. 

Die Revolution in Rojava stelle 
demnach die Verwirklichung 
dieser Alternative dar. Wenn die 
Linie des Demokratischen Kon- 
föderalismus in Rojava konse¬ 


quent verfolgt werde, würde das 
nicht nur die Nachhaltigkeit der 
Rojava-Revolution sichern, son¬ 
dern auch zu einer Demokrati¬ 
sierung Syriens insgesamt füh¬ 
ren. Dies wiederum würde das 
Tor zu einem freien und demo¬ 
kratischen Leben im gesamten 
Mittleren Osten öffnen, 
ln der Erklärung wurde auch die 
historische Gelegenheit für die 
Lösung der kurdischen Frage in 
Nordkurdistan hervorgehoben. 
Allerdings habe die Hinhaltepo¬ 
litik der AKP-Regierung trotz 
der einseitigen Schritte der kur¬ 
dischen Freiheitsbewegung 
sowie die feindselige Politik der 
AKP gegenüber der Revolution 
in Rojava den 11. Kongress der 
PKK dazu bewegt, einen neuen 
Beschluss zu fassen. So wurde 
einstimmig vom 11. Kongress 
der PKK der Vorschlag zum 
Stopp des Rückzugs der Gueril¬ 
lakräfte an die KCK-Führung 
vorgetragen, was von diesem 
abgesegnet wurde. 

(ANF, 18.9., ISKU) 


Bayik: Rückzug kann fortgesetzt 
werden, wenn Schritte in 
Richtung Verhandlung erfolgen 


Im Interview mit dem Nach¬ 
richtensender IMC TV erklärte 
der KCK-Kovorsitzende Cemil 
Bayik, unter welchen Bedingun¬ 
gen der Rückzug der Guerilla¬ 
kräfte wieder aufgenommen 
werden kann. “Wenn die Regie¬ 
rung Schritte in Richtung einer 
wirklichen Verhandlung macht 
und die Regierung in dieser 
Hinsicht unser Vertrauen er¬ 
wecken kann, kann der Rückzug 
selbstverständlich fortgesetzt 
werden”, so Bayik. 

Der KCK-Kovorsitzende erklär¬ 
te, dass der türkische Staat mitt¬ 
lerweile seit mehreren Jahren 
Gespräche mit ihnen führt. 
Allerdings sei dieser Dialogpro¬ 
zess aufgrund der Haltung des 
Staates noch immer nicht in 


einen Verhandlungsprozess 
gemündet. Trotz der einseitigen 
Initiativen der KCK, den Prozess 
in Gang zu setzen, beharre die 
Türkei bisher auf einer Hinhal¬ 
tetaktik. “Wir haben diese 
Gefahr allerdings frühzeitig 
erkannt und entsprechende Vor¬ 
kehrungen getroffen”, erklärte 
Bayik. 

“Keine Organisation der Welt 
hat so viele einseitige Schritte 
getätigt.” 

Bayik ging im Interview auch 
auf die Kritik ein, dass die kur¬ 
dische Seite bisher nur sehr 
wenige Guerillakräfte zurückge¬ 
zogen habe. “Diese Kritik ist 
völlig ungerechtfertigt. Mit sol¬ 
chen Worten will man die 


Öffentlichkeit nur in die Irre 
führen. Keine Organisation der 
Welt hat so viele einseitige 
Schritte getätigt, wie wir es in 
diesem Prozess getan haben. 
Und was hat die Regierung als 
Reaktion darauf bisher ge¬ 
macht? Hat sie zumindest ein 
Programm für den Prozess dar¬ 
gelegt? Nein. Keiner weiß, wel¬ 
che Pläne die AKP für die 
Lösung dieser Frage hat. Sie 
haben in ihren Gesprächen mit 
Öcalan in diesem Prozess Ver¬ 
sprechungen gemacht. Bis zum 
1. Juni sollte die Dialogphase 
abgeschlossen werden und die 
Verhandlungen beginnen. Das 
ist nicht geschehen”, so der 
KCK-Kovorsitzende. 

(ANF, 18.9., ISKU) 


-^Vorschläge für den weiteren Verlauf... 


Wie bewertet Herr Öcalan diese 
Situation .? 

Für ihn ist wichtig, dass es keine 
Kampfhandlungen gibt und der 
Waffenstillstand weiter anhält. 
Das ist für Herrn Öcalan ein Zei¬ 
chen dafür, dass die Möglichkeit 
für eine Lösung besteht. Er ist 
davon überzeugt, dass dieser Waf¬ 
fenstillstand unbedingt weiter 
aufrecht gehalten werden muss. 
Er glaubt auch, dass eine Diskus¬ 
sion darüber, ob ein Rückzug der 
Guerilla stattgefunden hat dzw. 
weiter stattfinden muss, in dieser 
Phase des Prozesses nicht mehr 
angebracht ist. Vielmehr sollten 
Diskussionen darüber begonnen 
werden, wie diese Menschen aus 


den Bergen wieder in die Gesell¬ 
schaft integriert werden können. 
Dafür müssen die Bedingungen 
der Partizipation in einer demo¬ 
kratischen Politik und im sozialen 
Leben geschaffen werden. Die 
Diskussionen sollten sich seiner 
Meinung nach deshalb auf seine 
drei Vorschläge konzentrieren. 

Es gab in der Presse Spekulationen 
darüber, dass die Regierung ihr 
„Demokratisierungspaket“ Herrn 
Öcalan bereits vorgestellt habe. 
Stimmt das? 

Die Behauptung, dass ihm der 
Inhalt des Pakets bekannt sei, ent¬ 
spricht nicht der Wahrheit. Herr 
Öcalan glaubt ohnehin nicht, 


dass ein einseitig geschnürtes 
Paket zu einer tiefgreifenden 
Lösung der Frage führen kann. 
Eine Lösung muss nach seiner 
Ansicht über den Weg von Ver¬ 
handlungen führen. Deshalb 
erachtet er die Herangehensweise 
der AKP für inakzeptabel. Sie ist 
nicht im Sinne von Lösungsver¬ 
handlungen. Er kritisiert also die 
Art und Weise, wie das Paket 
zustande gekommen ist. Über 
den Inhalt kann er nichts sagen, 
weil er diesen ebenso wie der Rest 
der Öffentlichkeit nicht kennt. 
Auch die Kritik aus unseren Rei¬ 
hen richtete sich an das Zustande¬ 
kommen des Pakets. 

(ÖG, 18.9., ISKU) 


AKP-Mitglieder auf, die Ent¬ 
scheidung zurückzunehmen. 
Man werde den Abriss mit einer 
„Mahnwache“ an der Stätte ver¬ 
hindern. (ANF, 21.9., ISKU) 

Raketenangriff in Ankara 

Nach einem Raketenangriff auf 
die nationale Polizeizentrale in 
Ankara haben türkische Sicher¬ 
heitskräfte einen Verdächtigen 
getötet und einen weiteren ver¬ 
letzt. Die beiden Männer seien 
zuvor aufgefordert worden, sich 
zu ergeben, teilte die Polizei am 
Samstag mit. Sie hätten dies 
mißachtet, daraufhin sei das 
Feuer eröffnet worden. Zuvor 
hatte Innenminister Muammer 
Güler mitgeteilt, bei dem Rake- 
tenangrifr im Stadtteil Dikmen 
habe es Materialschäden, aber 
keine Opfer gegeben, ln dem 
Komplex seien zwei Raketen 
eingeschlagen, zudem sei ein 
nicht explodiertes Geschoß in 
einem benachbarten Garten 
entdeckt worden. Güler äußerte 
sich nicht zu den möglichen 
Tätern (jW, 23.9., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
ÖG Özgür Gündem 

jW junge Welt 


Termine: 


Aktionen in Solidarität mit 
Rojava 

27.September: 

Berlin: Kundgebung 
Wallstr. 9-13 (U2 Splitter¬ 
markt), 14:00 Uhr 


28. September: 

Hamburg: Demonstration 
Reesendammbrücke, 
U/S-Jungfernstieg, 14:30 Uhr 

Bremen: Kundgebung 
Vor dem Landtag, 14:00 


Hannover: Kundgebung 
Vor dem HauptbünhofT 
14:00 Uhr 


Berlin: Kundgebung 
Oranienplatz, 15:30 Uhr 
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gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 


Nr 640 TVT || P P 

4. Oktober 2013 A 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


AKP-"Demokratisierungspaket": Kein 
Durchbruch in der kurdischen Frage 


Seit knapp zwei Wochen wurde 
in den türkischen Medien über 
das von der AKP-Regierung 
angekündigte „Demokratisie¬ 
rungspaket ‘ spekuliert. Die 
Inhalte des Reformpakets wur¬ 
den unter strengem Verschluss 
gehalten. Der türkische Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan 
werde der Öffentlichkeit am 30. 
September höchstpersönlich auf 
einer Pressekonferenz den Inhalt 
des Pakets mitteilen, hieß es 
immer wieder aus Regierungs¬ 
kreisen. Die AKP-Regierung ließ 
lediglich durchblicken, dass das 
Paket einen bedeutenden Beitrag 
für den gegenwärtigen Lösungs¬ 
prozess in der kuraischen Frage 
leisten und „viele überraschen“ 
werde. Bereits vor Bekanntma¬ 
chung des Reformpakets kriti¬ 
sierte die Partei fürTrieden und 
Demokratie (BDP) die Regie¬ 
rung für ihre Entscheidung, ein 
vermeintliches Demokratisie¬ 
rungspaket für die kurdische 
Frage zusammenzuschnüren, 
ohne die kurdische Seite als Ver¬ 
handlungspartner in diesem 
Lösungsprozess mit einzubezie¬ 
hen. 

Die Inhalte des Pakets 

Nach Bekanntmachung des 
Inhalts des Demokratisierungs¬ 
pakets stellt sich die Frage, wel¬ 
chen Beitrag es für den Lösungs- 

f trozess in der kurdischen Frage 
eisten kann. Konkrete Refor¬ 
men durch das Paket, die direkt 
die kurdische Frage betreffen, 
sind die Aufhebung des Verbots 
für die Nutzung der Buchstaben 

ä X und W. Diese Buchstaben 
t es im kurdischen, nicht aber 
im türkischen Alphabet und 
waren deshalb bisher verboten. 
Auch wurde das Recht auf die 
Nutzung von Sprachen neben 
dem Türkischen bei Wahlkampf¬ 
veranstaltungen erlaubt. Beide 
Reformen stellen allerdings inso¬ 
fern keinen großen Fortschritt 
dar, als die betreffenden Verbote 
von den Kurdinnen und Kurden 
ohnehin ignoriert wurden. Trotz 
Verbots wurden sowohl die drei 
verbotenen Buchstaben genutzt 
als auch Wahlpropaganda in kur¬ 
discher Sprache betrieben. Die 
Reformen stellen insofern eine 
Korrektur von Gesetzen dar, die 
ohnehin keine Beachtung fan¬ 
den. 

Eine weitere Reform betrifft das 
Recht auf Schulunterricht in 
nicht-türkischen Sprachen an 
Privatschulen. Diese Reform 
bleibt weit hinter den Forderun¬ 


gen der Kurdinnen zurück, die 
aas Recht auf muttersprachlichen 
Unterricht für öffentliche Schu¬ 
len gefordert hatten. Auch wurde 
im Zuge des Pakets der Zwang 
für Grundschüler, täglich den 
Leitsatz von Atatürk „Glücklich 
ist der, der sich Türke nennen 
darf“ aufzusagen, aufgehoben. 
Was das Wahlgesetz angeht, 
wurde die Veränderung der 
10%igen Wahlhürde von der 
AKP-Regierung in Aussicht 
gestellt. Man erwäge drei Optio¬ 
nen, gab der türkische Minister¬ 
präsident an: Die Beibehaltung 
der 10%-FIürde, die Herabset- 
zung der Hürde auf 5% im Zuge 
einer Verkleinerung der Wahlbe¬ 
zirke, aus denen die Abgeordne¬ 
ten gewählt werden soffen oder 
eine Abschaffung der Wahlhür¬ 
de, wobei auch hier gleichzeitig 
die Wahlbezirke verkleinert wer¬ 
den sollen. Wann allerdings eine 
abschließende Entscheidung zu 
dieser Frage fallen soll, ließ 
Erdogan offen. Sowohl dies als 
auch die Aussage des Beraters 
des Ministerpräsidenten, Bekir 
Bozdag, dass dies nicht das letz¬ 
te Reformpaket sein werde, 
bestärken die Vermutung, dass 
die AKP den gegenwärtigen Lö¬ 
sungsprozess in die Länge ziehen 
und mit dieser Hinhaltetaktik 
ihre Chancen für die anstehen¬ 
den Kommunalwahlen im Früh¬ 
jahr 2014 verbessern möchte. 
Eine Änderung im Wahlgesetz, 
von dem kleinere Parteien profi¬ 
tieren dürften, betrifft den 
Anspruch auf staatliche finan¬ 
zielle Unterstützung. War hierfür 
bisher ein Wahlergebnis von 
mindestens sieben Prozent Vor¬ 
aussetzung, wurde diese Hürde 
nun auf drei Prozent herabge¬ 
setzt. Auch wurde die Möglich¬ 
keit einer Doppelspitze in politi¬ 
schen Parteien durch das 
Reformpaket legalisiert. Auch 
dies wurde in der prokurdischen 
BDP bereits ohne rechtliche 
Erlaubnis praktiziert. 

„Kein Demokratisierungspaket, 
sondern ein Wahlpaket 1 
Die BDP-Kovorsitzende Gültan 
Kisanak bewertete in einer ersten 
Stellungnahme ihrer Partei das 
„Demokratisierungspaket“ der 
Regierung als ein Wahlpaket. 
„Die Kurden fordern die Lösung 
der kurdischen Frage, die Alevi- 
ten fordern das Recht auf Glau¬ 
bensfreiheit, alle negierten Teile 
der Gesellschaft fordern das 
Recht auf politische Repräsen¬ 
tanz. All diese Kreise leisten seit 


Jahren Widerstand für ihre For¬ 
derungen. Wir möchten hier 
zum Ausdruck bringen, dass das 
heute vorgestellte Paket auf keine 
dieser Forderungen eine Antwort 
darstellt. Das ist kein Paket, wel¬ 
ches eine Antwort auf das Demo¬ 
kratisierungsbedürfnis der Türkei 
darstellt. Mit diesem Paket soll 
nicht den Bedürfnissen des Vol¬ 
kes, sondern den Bedürfnissen 
der AKP gedient werden. Dies ist 
kein Demokratisierungspaket, 
sondern ein Wahlpaket“, so Kis¬ 
anak. 

Kritik am „Demokratisierungs¬ 
paket“ kam auch vom Men¬ 
schenrechtsverein IHD. Der Vor¬ 
sitzende des Menschenrechtsver¬ 
eins Öztürk Türkdogan fragte, 
was denn aus den KCß-Gefange- 
nen werden solle. Im Gespräch 
mit der Nachrichtenagentur Firat 
(ANF) gab Türkdogan an, dass 
die Regierung selbst Hoffnungen 
geschürt habe, das Demokratisie¬ 
rungspaket werde sich auch der 
Lage der KCK-Gefangenen 
annehmen und fuhr wie folgt 
fort: „Doch wir haben heute 
erfahren, dass sie diesbezüglich 
keine rechtlichen Korrekturen 
vorgenommen haben. Es sitzen 
weiterhin tausende Menschen in 
den Gefängnissen, darunter 
Abgeordnete, Rechtsanwälte, 
Journalisten, Gewerkschaftler, 
Schüler, Bürgermeister und Poli¬ 
tiker.“ Dass das Recht auf mut¬ 
tersprachlichen Unterricht allein 
für Privatschulen zugelassen wor¬ 
den sei, kritisierte der IHD-Vor- 
sitzende mit folgenden Worten: 
„Diese Änderung wird in der 
Realität keinen Widerhall finden. 
Woher soll die wirtschaftlich 
schwache kurdische Bevölkerung 
das Geld nehmen, um auf eigene 
Kosten Schulen zu errichten und 
die notwendigen Lehrer zu finan¬ 
zieren?“ 

Auch der Vorsitzende des Dach¬ 
verbands der Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes (KESK) 
Lami Özgen kritisierte das 
Demokratisierungspaket der 
AKP-Regierung. Er bezeichnete 
das Paket als inhaltslos und 
beschuldigte die Regierung, in 
der Bevölkerung ständig Erwar¬ 
tungen zu wecken, die dann 
schließlich nicht erfüllt würden. 
„Das ist sehr gefährlich. Es gibt 
heute glücklicherweise keine 
bewaffneten Auseinandersetzun¬ 
gen in der Türkei. Aber die 
Regierung muss im Gegenzug 
hierzu auch Schritte in Richtung 
einer Demokratisierung einlei¬ 
ten. In diesem Paket sind solche 
- 


Meldungen: 

Strafen gegen 
PKK-Anhänger gerügt 
Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR) hat 
Geldstrafen wegen einer Höflich¬ 
keitsanrede für den Chef der ver¬ 
botenen Kurdischen Arbeiterpar¬ 
tei PKK, Abdullah Öcalan, 
gerügt. Der Gerichtshof sprach 
am Dienstag in Strasborg den 19 
Beschwerdeführern eine Ent¬ 
schädigung von jeweils 640 Euro 
wegen Verletzung ihrer Mei¬ 
nungsfreiheit zu. Ein türkisches 
Gericht hatte die Teilnehmer 
einer Kampagne für den PKK- 
Führer zu Geldstrafen verurteilt, 
weil sie 2008 in einem Brief an 
die Staatsanwaltschaft die For¬ 
mulierung »Sehr geehrter Herr 
Öcalan« verwendet hatten. Nach 
türkischem Recht gilt dies als 
Lob eines Verbrechens oder eines 
Verbrechers und steht unter Stra¬ 
fe. Nach Einschätzung des 
EGMR enthielten die fraglichen 
Briefe jedoch weder Anstiftun¬ 
gen zur Gewalt, noch Propagan¬ 
da für eine terroristische Vereini¬ 
gung. Deshalb seien die Geld¬ 
strafen unangemessen »und in 
einer demokratischen Gesell¬ 
schaft unnötig«, hieß es in der 
Urteilsbegründung. 

(jW, 2.10., ISKU) 

66.000 Ermittlungen in Verbin¬ 
dungen mit „bewaffneter Orga¬ 
nisation“ 

Einer Erklärung von Justizmini¬ 
ster Sadullah Ergin zufolge sind 
66.126 Personen von staatsan- 
waltschaftlichen Ermittlungen 
gemäß Artikel 314 des türki¬ 
schen Strafgesetzbuches (TCM) 
betroffen, 32.279 würden straf¬ 
rechtlich verfolgt, 20.265 seien 
in den letzten vier Jahren verur¬ 
teilt worden. Artikel 314 des 
Strafgesetzbuches regelt Verge¬ 
hen in Zusammenhang mit 
„bewaffneten Organisationen“ in 
der Türkei. 

Die BDP-Abgeordnete von Igdir, 
Pervin Buldan, hatte den Mini¬ 
ster dazu aufgefordert, die Zah¬ 
len in staatsanwaltschaftliche 
Ermittlung, strafrechtliche Ver¬ 
folgung oder Verurteilung aufzu- 
scmüsseln. 

Zwischen 2009 und 2012 ende¬ 
ten 53 Prozent der 38.135 
Ermittlungsverfahren mit einer 
Verurteilung, nur 17 Prozent mit 
einem Freispruch. Die restlichen 
Fälle wuraen entweder fallen 
gelassen, zusammengelegt oder 
eingestellt. 

Die Dokumente belegen darüber 
hinaus, dass zwischen 2009 und 
2012 340 Angeklagte wegen Lei¬ 
tung einer „bewaffneten Organi¬ 
sation“ verurteilt wurden., ln 
diesem Zeitraum stieg die Anzahl 




Mahnwache gegen die Grabräuber 


Das Mahnmal wurde nach der 
deutschen Internationalistin und 
PKK-Kämpferin Andrea Wolf 
„Ronahi — Platz der Märtyrer“ 
benannt. 

Obwohl es seit Tagen immer wie¬ 
der regnet und es sehr kalt ist in 
den Bergen von Kelahere, dauert 
die Mahhwache weiter an. An der 
Mahnwache beteiligen sich Ver¬ 
treterinnen der BDP und des 
Solidaritäts- und Kulturvereins 
Meya-DER der mesopotami- 
schen Familien, die ihre Angehö¬ 
rigen verloren haben. 

Der Vorsitzende der Organisation 
MEYA-DER in Van (Wan) Salih 
Kaplan sagte gegenüber Pressever¬ 
tretern: „Unsere Märtyrer sind 
unsere Würde. Bis der Beschluss 
des Provinz-Rates, das Mahnmal 
zu zerstören, offiziell zurück 
genommen wird, werden wir 
unsere Mahn- und Schutzwache 
fortsetzen, ln keiner Kultur der 
Welt ist es erlaubt, die Toten und 
ihre Grabstätten respektlos zu 
behandeln oder ihre Grabstätten 
zu schänden. Wir werden mit 
aller Konsequenz bis zum Schluss 
das Mahnmal und die Grabstäten 
vor der Zerstörung schützen und 
verteidigen. Wir rufen deshalb 
das kurdische Volk und die 
Öffentlichkeit dazu auf, die 
Mahnwache zu unterstützen.“ 

Es folgt ein Absatz zum Urteil des 
EGMR vom 8.6.2010 in Stras¬ 
bourg: 

1998 waren nach den bisherigen 
Erkenntnissen des Freundlnnen- 
kreises in diesem Gebiet nach einem 
Gefecht die deutsche Internationali¬ 
stin in der kurdischen Frauenarmee 
Yajk, Andrea Wolf zusammen mit 
kurdischen Genossinnen durch das 


türkische Militär gefangen genom¬ 
men worden. Laut Zeugenaussagen 
wurde sie als unbewajjnete Gefan- 

f ene so wie mindestens zwei weitere 
Kämpfer gefoltert und extralegal 
hingerichtet — anschließend wurden 
die Leichen weiter misshandelt und 
verstümmelt. Am 23. Oktober 
1998 wurden vermutlich 24 
Kämpferinnen der PKK getötet 
bzw. extralegal hingerichtet. Insge¬ 
samt wurden in dem mehrere Tage 
andauernden Gefecht vermutlich 
41 Kämpferinnen bei Kämpfen 
und dem anschließenden Massaker 
getötet. 

Aus der Pressemitteilung des 
Freundinnenkreises vom 8. Sep¬ 
tember 2010: 

In seiner Entscheidung vom 
8.6.2010 verurteilt der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschenrech¬ 
te (EGMR) die Türkei wegen eines 
Verstoßes gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention 
(EMRK), weil „die nationalen 
Behörden entgegen den Forderun- 

f en von Artikel 2 der Konvention 
eine adäquate und effektive 
Untersuchung in Bezug attf das 
Schicksal der Tochter der Klägerin 
(Anmerkung: die Mutter von 
Andrea Wolf) geführt haben “. 

Der Freundinnenkreis Andrea 
Wolf in Deutschland hat in sei¬ 
ner Protesterklärung ..vom 23. 
September 2013 die Öffentlich¬ 
keit dazu aufgerufen, sich der 
geplanten Zerstörung des Mahn¬ 
mals und der Grabstätten zu 
widersetzen. In der Erklärung 
heißt es unter anderem: „Das 
Mahnmal ist auch eine Mahnung 
und Erinnerung daran, dass bis 
heute, fast 15 Jahre nach dem 


Kriegsverbrechen der türkischen 
Armee in den Bergen bei Andi- 
cen (Kelahere) die türkischen 
und deutschen Behörden noch 
immer nicht die Eiintergründe 
des Massakers juristisch aufge¬ 
klärt und die Tater zur Verant¬ 
wortung gezogen haben. (.) 

Wenige Tage danach (Anmer¬ 
kung der Übersetzer: nach der 
feierlichen Einweihung des 
Mahnmals) hat der türkische 
Gouverneur von Catak die Zer¬ 
störung des Mahnmals gefordert 
und anschließend eine nicht¬ 
öffentliche, geheime Sitzung des 
„Councils“ (Versammlung) der 
Provinz Catak einberufen — aller¬ 
dings nur mit den ihm untergebe¬ 
nen fünf Beamten, die fünf 
demokratisch gewählten Parteien¬ 
vertreterinnen wurden nicht über 
das Treffen informiert, ln ihrer 
Abwesenheit haben die Beamten 
des Councils dann die Zerstö¬ 
rung des Mahnmals beschlossen 
und verfügt. Die Vertreterinnen 
der BDP (Partei für Frieden und 
Demokratie) des Provinz-Coun¬ 
cils von Catak haben umgehend 
angekündigt, gegen diese „illega¬ 
le“ Entscheidung mit allen juri¬ 
stischen Mitteln vorzugehen. 
(...) 

Es mag (...) Jahrzehnte dauern, 
aber eines Tages werden auch die 
Mörder und Folterer, die für das 
Kriegsverbrechen vom 23. Okt¬ 
ober 1998 verantwortlich sind, 
zur Rechenschaft gezogen wer¬ 
den - ebenso ihre Häfer und 
Unterstützen“ 

So die Auszüge aus der Erklärung 
des Freundinnenkreises Andrea 
Wolf (OG, 25.9, ISKU 

Freundeskreis Andrea Wolf) 


KCK: AKP hat mit dem Paket ihren 


Willen zur Lösungslosigkeit offenbart 


Der KCK Exekutivrat hat in 
einer Stellungnahme das vom 
türkischen Ministerpräsidenten 
Erdogan präsentierte Reformpa¬ 
ket mit scharfen Worten kriti¬ 
siert. Das “Demokratisierungs¬ 
paket” offenbare nicht den 
Willen für eine Lösung der kur¬ 
dischen Frage, sondern viel 
mehr ihre Lösungslosigkeit. In 
der schriftlichen Erklärung 
wurde auch angeführt, dass die 
Gemeinschaft der Gesellschaf¬ 
ten Kurdistans (KCK) in der 
kommenden Woche mit einer 
Deklaration ausführlich auf das 
Paket der AKP reagieren werde. 


“Nichts vom 
Prozess mehr übrig” 

In der Erklärung des KCK Exe¬ 
kutivrates wird der AKP vorge¬ 
worfen, kein Interesse an einer 
Lösung der Frage zu haben. 
Stattdessen versuche sich die 
Regierung in einer Hinhaltetak¬ 
tik, mit der sie auch bei den 
kommenden Wahlen einen Sieg 
davontragen wolle. Durch diese 
Hinhaltepolitik sei von einem 
Lösungsprozess nichts mehr 
übrig geblieben. 

“Mit dem verkündeten Reform¬ 
paket sind lediglich Änderun¬ 
gen von Gesetzen vorgenom¬ 


men worden, die ohnehin kei¬ 
nerlei Legitimität in der Öffent¬ 
lichkeit genießen”, heißt es 
unter anderem in der Erklä¬ 
rung. Auch die Tatsache, dass 
zunächst in der Öffentlichkeit 
Hoffnungen für eine Verbesse¬ 
rung des Status der Aleviten 
geschürt wurden, die dann aber 
nicht eingehalten worden sind, 
wird vom KCK Exekutivrates 
kritisiert. Dies verdeutliche, wie 
oberflächlich sich die türkische 
Regierung den dringenden Fra¬ 
gen des Landes annehme. 

(ANF, 1.10., ISKU) 


* AKP-' 'Demokratisierungspaket''... 


Schritte leider nicht zu erken¬ 
nen“, so Özgen. 

Unterdessen kündigten die Mit¬ 
glieder der Kommission der Wei¬ 
sen an, ihren Abschlussbericht an 
die Regierung, in dem die Erwar¬ 
tungen und Forderungen bezüg¬ 
lich des Lösungsprozesses formu¬ 
liert sind, am Dienstag (01.10.) 


nun auch der Öffentlichkeit mit- 
teilen zu wollen. Dadurch werde 
nachvollziehbar, inwieweit die 
Regierung mit ihrem Demokrati¬ 
sierungspaket den Empfehlungen 
der Kommission gefolgt ist. Die 
Kommission der Weisen war 
Anfang April 2013 von der 
Regierung einberufen worden, 


um mit der Gesellschaft über den 
Lösungsprozess in den Dialog zu 
treten und deren Erwartungen an 
den Prozess für die Regierung zu 
dokumentieren. Die Regierung 
erhielt den Abschlussbericht der 
Kommission bereits Ende Juni, 
hält ihn aber bislang strikt unter 
Verschluss. (CA, 30.9., ISKU) 


der nach Artikel 314 des TCM 
eingeleiteten Verfahren um 57,5 
Prozent auf 32.279 an. 

(ANF, 25.9., ISKU) 
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Hamburg, 9. September 

TATORT Kurdistan Cafe 
zum 15. Todestag von Ronahi - 
Andrea Wolf 

Auf der Suche nach einer revolu¬ 
tionären Perspektive für die 
Zusammenhänge hier in der 
BRD ging die linksradikale Akti¬ 
vistin Andrea Wolf Mitte der 
90er Jahre als Internationalistin 
zur Frauenarmee der PKK-Gue- 
rilla nach Kurdistan in die Berge. 
"Ronahi" - Licht, wurde ihr 
Kampfname. 

Ausgehend vom Scheitern wir¬ 
kungsvoller linksradikaler Orga¬ 
nisierungsansätze, der Trennung 
der verschiedenen Kämpfe von¬ 
einander, auch dem bewaffneten 
Kampf der RAF, verstand sie sich 
dort dennoch als Teil der radika¬ 
len Linken der BRD, im beson¬ 
deren der organisierten Frauen¬ 
zusammenhänge. 

Mit ihren Erlebnissen und 
Erfahrungen in den Bergen 
brachte sie in Briefwechseln die 
Diskussionen hier voran. Sie 
bereitete damit auch ihre Rück¬ 
kehr vor. 

Am 23.10.1998 fiel sie mit vie¬ 
len Freundinnen ihrer Einheit 
nach der Festnahme durch türki¬ 
sche Militärs in den Bergen bei 
Catak in Nordkurdistan. 

Wer war Andrea Wolf? Was woll¬ 
te sie? Was hat das mit uns zu 
tun? Diesen und weiteren Fragen 
wollen wir auf unserer Veranstal¬ 
tung nachgehen. 

Mittwoch, 9.10.2013 
18:30Uhr (ab 18:00 Uhr) 
Centro Sociale (Sternstraße2, 
gegenüber U3 "Feldstraße", 
Hamburg) 

organisiert von TATORT Kurdi¬ 
stan Hamburg und Rojbin - Rat 
kurdischer Frauen in Elamburg 
tatortkurdistan. blogsport. de 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 


Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Die AKP hat ihren letzten 
Kredit verspielt 


Der Kovorsitzende des KCK-Exe- 
kutivrates, Cemil Bayik, bewertete 
in einem Beitrag das “Demokrati- 
sierungspaket” dir AKP Regierung. 
Bayik kritisierte, dass die AKP 
agiere, ohne die kurdische Seite als 
Partei zu akzeptieren. So könne 
keine Lösung der kurdischen Frage 
herbeigeßihrt werden. Bayik warnt 
zugleich die Regierung. Sie müsse 
entweder einen wirklichen 
Lösungswillen zeigen, oder aber sie 
werde mit einer neuen Phase des 
Widerstand rechnen müssen. Im 
Folgenden geben wir den Beitrag 
des Kovorsitzenden des KCK-Exe- 
kutivrates wieder: 

Die AKP hat ihr seit Wochen 
propagiertes Paket veröffentlicht. 
In dem Paket kommt eine Hal¬ 
tung zum Ausdruck, welche den 
gesamten Prozess, den unser Vor¬ 
sitzender initiiert hat, zu torpe¬ 
dieren droht. Die AKP hat sich 
so verhalten, als gäbe es diesen 
Prozess gar nicht. Sie hat prak¬ 
tisch zum Ausdruck gebracht, 
dass sie die Gespräche zu Hinhal- 
tezwecken missbraucht und ihren 
eigenen Kurs verfolgt. Die Frage 
ist, ob mit solch einem Verhalten 
der AKP-Regierung noch von 
einem Prozess gesprochen wer¬ 
den kann. Jeder, der ein wenig 
von Politik versteht, wir zugeben 


müssen, dass so kein Lösungspro¬ 
zess laufen kann. 

Immer wenn die AKP-Regie- 
rung sich bedrängt fühlt, schickt 
sie eine Delegation nach Imrali. 
Seit fast einem Jahr gibt es keine 
Gefechte, was ausschließlich ein 
Ergebnis dieser Gespräche ist. 
Die kurdische Freiheitsbewe¬ 
gung hat, ausgehend von der 
Annahme, die türkische Regie¬ 
rung wolle mit unserem Vorsit¬ 
zenden Verhandlungen führen, 
ihren Teil zu dieser Waffenruhe 

f eleistet und einen bedeutenden 
eil ihrer Kräfte aus der Türkei 
abgezogen. Ohnehin ist es nicht 
möglich, von einer Lösung zu 
sprechen, ohne die Kurdinnen 
als Gemeinschaft zu akzeptieren, 
ihre Repräsentantinnen anzuer¬ 
kennen und mit diesen Ver¬ 
handlungen für eine Lösung zu 
führen. Ich wiederhole es noch 
einmal: Ohne die Anerkennung 
der politischen Vertretung der 
Kurdinnen kann es keine 
Lösung geben. Diejenigen, die 
es dennoch versuchen, bleiben 
der alten Mentalität des Staates 
verhaftet. Und diese Mentalität 
hatte keine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage im Sinn, sondern 
die Vernichtung der kurdischen 
Identität. 


Unser Vorsitzender hatte im Rah¬ 
men der Gespräche auf Imrali 
einen Dreistufen-Plan für die 
Lösung des Konflikts vorgestellt. 
Die kurdische Seite hat, ohne zu 
Zögern, ihre Aufgaben für die 
erste und zweite Stufe des Plans 
erfüllt. Die AKP-Regierung hin¬ 
gegen agiert so, als nätte es auf 
Imrali nie Gespräche gegeben. 
Aus diesem Grund hat der 11. 
Kongress der PKK den Vorschlag 
gemacht, den Rückzug zu stop¬ 
pen und der KCK-Exekutivrat 
hat diesen Vorschlag umgesetzt. 
Das vom türkischen Ministerprä¬ 
sidenten veröffentlichte Reform¬ 
paket hat nochmals unter Beweis 
gestellt, dass diese Entscheidung 
der KCK nicht falsch war. 

In einem Konflikt gibt es immer 
zwei Parteien. Dieser Konflikt 
dreht sich um eine hundertjähri¬ 
ge Frage. Unter der Führung der 
PKK leisten die Kurdinnen nun 
seit 40 Jahren Widerstand gegen 
die Gefahr des kulturellen Geno¬ 
zids. Die AKP-Regierung hat im 
Verlauf des Konflikts in den letz¬ 
ten Jahre vermehrt um einen 
Waffenstillstand gebeten. Diese 
Bitten haben sie an unseren Vor¬ 
sitzenden herangetragen und die 
KCK hat die Vorschläge unseres 
Vorsitzenden akzeptiert und Waf- 


Proteste gegen das 
Internationale Komplott 


Am 9. Oktober 1998.begann in 
Person von Abdullah Öcalan der 
Internationale Komplott gegen 
die kurdische Freiheitsbewegung. 
Nach seiner Ausreise aus Syrien 
begann eine Odyssee durch meh¬ 
rere Staaten. Schließlich wurde 
Abdullah Öcalan am 15. Februar 
1999 in Kenia entführt und in 
die Türkei verschleppt. Seitdem 
wird der 9. Oktober von Millio¬ 
nen von Kurdinnen auch als 
Internationales Komplott und 
der Tag der Verschleppung Öca- 
lans als Schwarzer Tag bezeich¬ 
net. 

Als Protest gegen das Komplott 
vom 9. Oktober blieben die 
Läden in vielen Städten und 
Bezirken Nordkurdistans wie in 
Amed . (Diyarbakir), Silopi, 
Hezex (Idil), Cizir (Cizre), (Jele 
((Jukurca), Gewer (Yüksekova), 
Semzinan (§emdinli), Kele 
(Malazgirt), Gimgim (Varto), 
Derika CJiyaye Mazi (Derik), 


Nisebin (Nusaybin) und Adana 
geschlossen. In Amed gab es 
zudem auf Aufruf der Volksiniti¬ 
ative einen eintägigen Schulboy¬ 
kott. 

ln Cizir dauern die Proteste 
bereits seit drei Tagen an. In den 
vergangenen Abenden kam es 
immer wieder zu Auseinandeset- 
zungen zwischen Jugendlichen 
und der türkischen Polizei. Auch 
am Mittwoch wurde eine von der 
Partei für Frieden und Demokra¬ 
tie (BDP) organsierte Demon¬ 
stration in Cizir von der Polizei 
verboten. Die BDP hielt aber 
trotzdem eine Pressekonferenz 
ab, bei der sie den Internationa¬ 
len Komplott verurteilten. „Alle 
sollen wissen, dass das Komplott 
gegen Herr Öcalan unsere Sonne 
verdunkelt hat“, erklärte der 
BDP-Regionalvorsitzende Ah¬ 
met Ceter. 

Auch in Adana wurde eine 
Demonstration von der BDP 


durchgeführt. Hunderte Men¬ 
schen,..darunter Aktivistinnen 
des DÖKH und des Jugendrats 
der BDP nahmen daran teil. 
Immer wieder wurden Parolen 
wie „Die PKK ist das Volk, und 
das Volk ist hier" gerufen. 

Auch in Deutschland wurde in 
Städten wie Hannover, Bielefeld, 
Bremen, Hamburg, Mannheim 
und Darmstadt, Demonstratio¬ 
nen gegen das Internationale 
Komplott veranstaltet. 

Die Mahnwache vor dem Euro¬ 
päischen Rat in Straßburg für die 
Freiheit Abdullah Öcalans und 
aller politischer Gefangener dau¬ 
ert nun ununterbrochen seit 473 
Tagen an. 

Auch der Verband der Studieren¬ 
den aus Kurdistan (YXK) hat am 
7. Oktober zu einer einwöchigen 
Aktionswoche aufgerufen, um 
gegen das Internationale Kom¬ 
plott zu protestieren. 

(ANF, 9.10., ISKU) 


Meldungen: 

Nachklapp zum „Demokratie¬ 
paket“: Neues Willkürgesetz 
geplant 

Eine neue Verordnung, die vom 
türkischen Justiz- und Innenmi¬ 
nisterium angestrengt wird, soll 
der türkischen Pol rzei ermög¬ 
lichen, Personen, die „protestie¬ 
ren könnten“, ohne richterlichen 
Beschluss für 12 bis 24 Stunden 
festzunehmen. Gleichzeitig sol¬ 
len die Strafen für Widerstand 
gegen Polizisten und Beschädi¬ 
gung öffentlichen Eigentums 
erhöht werden. 

Organisationen, die „zu Protest¬ 
aktionen neigen“, sollen beob¬ 
achtet und ihre Mitglieder festge¬ 
nommen werden, wenn nach¬ 
richtendienstliche Hinweise über 
die Planung von Demonstration 
oder Protestaktivitäten vorliegen. 
Ein Richter kann, falls ge¬ 
wünscht, den 24-stiindige Arrest 
verlängern. Nach geltendem 
Recht war in solchen Fällen eine 
staatsanwaltschaftliche oder rich¬ 
terliche Anordnung nötig. 

Diese Ausweitung polizeilicher 
Befugnisse wurde durch die lan¬ 
desweiten Gezi-Proteste vom 
Mai beschleunigt. 

{HDN, 6.10., Demokratie 
hinter Gittern, ISKU) 

Salih Muslim: Wir werden an 
Genfer Konferenz teilnehmen 
Der Kovorsitzende der PYD, 
Salih Muslim, hat gegenüber der 
Nachrichtenagentur ANF die 
letzten Entwicklungen in Syrien 
und Rojava bewertet. Er wies 
darauf hin, dass es ohne die 
Kurdinnen keine ernsthafte poli¬ 
tische Lösung in Syrien geben 
könne. Zugleich erklärte er , dass 
man an der geplanten Genfer 
Friedenskonferenz teilnehmen 
werde. 

Der geopolitische Aspekt Syriens 
für dte Entwicklungen im Mitt¬ 
leren Osten sei laut Muslim von 
entscheidender Bedeutung: „Alle 
sind in diesem Krieg involviert: 
Amerika, Russland und viele 
andere Länder. Anfangs sprachen 
alle von Demokratie und Frei¬ 
heit, doch nun sind wir an einem 
Punkt angelangt, an dem alle die 
Demokratie vergessen haben und 
nur noch von Macht sprechen." 

(ANF, 6.10., ISKU) 

Rojava: Sohn von Salih Muslim 
(PYD) in Til Ebyad ums Leben 
gekommen 

Der Sohn des PYD-Kovorsitzen- 
den Salih Muslim ist bei 
Zusammenstößen in Til Ebyad, 
Rojava, ums Leben gekommen. 
Gegen 17.30 Uhr Ortszeit kam 
es im 15 Kilometer von Kobani 
entfernten Til Ebyad zu 
Zusammenstößen zwischen Ein- 




Prozess gegen 175 kurdische 
Politikerinnen 


Am Montag begann in Diyarba- 
kir (Amed) vor dem 6. Hohen 
Strafgericht die 13. Anhörung 
im KCK-Verfahren (Gemein¬ 
schaft der Gesellschaften Kurdi¬ 
stans) gegen 175 kurdische Poli¬ 
tikerinnen, darunter auch Abge¬ 
ordnete und Bürgermeisterin¬ 
nen. 97 von ihnen befinden sich 
in Haft. 

An der Verhandlung nehmen 
auch der ehemalige iflD-Vorsit- 
zende von Amed, Muharrem 
Erbey, der Bürgermeister von 
Batman, Necdet Atalay, und die 
BDP-Abgeordneten Selma 
Irmak und Kemal Aktas teil. 
Zahlreiche Anwältlnnen und 
Angehörige der Angeklagten 
beobachten den Prozess. 

Bei einer Serie von Polizei-Ope¬ 
rationen, die am 14. April 2009 
begannen und in den Medien als 
„KfcK-Operationen“ bekannt 
wurden, wurden 151 Personen 


wegen angeblicher Verbindungen 
zu illegalen Organisationen ver¬ 
haftet. Mitglieder der prokurdi¬ 
schen Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) werden 
beschuldigt, Mitglieder dieser 
illegalen Organisationen zu sein. 
Nur 15 Tage nach den erheb¬ 
lichen Zuwächsen der Partei bei 
den Kommunalwahlen im März 
2009, bei der sie 50 Stadtverwal¬ 
tungen gewann, fanden im Zuge 
der KGK-Operationen massen¬ 
haft Razzien in den Wohnungen, 
Büros und Arbeitsplätzen von 
Bürgermeisterinnen, Partei-Akti¬ 
visten, Menschenrechtlern, An¬ 
wälten und vielen anderen statt. 
Das anschließende KCK-Verfah¬ 
ren begann am 18. Oktober 
2010 vor dem Sonderstrafge¬ 
richtshof. Zu Prozessbeginn 
waren viele der Angeklagten 
bereits 18 Monate in Haft. Viele 
Beweise beruhten ganz offen¬ 


sichtlich auf abgehörten Telefon- 

f esprächen, und es war weder 
lar, welche Tatvorwürfe den 
einzelnen Angeklagten gemacht 
wurden noch auf welcher gesetz¬ 
lichen Grundlage sie erfolgten. 
Jeder der Angeklagten muss mit 
einer Verurteilung von 15 Jahren 
bis lebenslanger Haft rechnen. 
Der Zeitpunkts der Verhaftun¬ 
gen lässt viele Beobachter am 
Zustand der Demokratie in der 
Türkei zweifeln. Die Zahl der 
Angeklagten, ihre verlängerten 
Haftzeiten, die fragwürdigen 
Methoden bei der Beweismittel¬ 
gewinnung sowie die Haltung 
des Gerichts zum Gebrauch der 
kurdischen Sprache während des 
Prozesses verstärken die Befürch¬ 
tungen, dass die Vorwürfe nicht 
auf Gesetzesverstößen basieren, 
sondern eher politisch motiviert 
sind. (ANK 7.10., Demokratie 
hinter Gittern, ISKU) 


Bevölkerung bewacht Ronahi-Gedenkstätte 

Seitdem der Provinzgouverneur Samstag besuchte der BDP-Abge- (Mardin) die Grabstätte von 
von Wan (Van) die Zerstörung ordnete aus Wan Özdal Ü^er die ermordeten Guerillakämpfern 
der Gedenkstätte für die 1998 er- Bevölkerung vor Ort. Ü£er for- geschändet haben. “Diese 
mordeten 41 Guerillakämpferln- derte den Gouverneur von Catak Schandtaten richten sich gegen 
nen, darunter auch die Interna- auf, den Beschluss zur Zerstörung die Werte der gesamten kurdi- 
tionalistin Andrea Wolf (Ronahi), des Denkmals zurückzunehmen. sehen Bevölkerung”, so Ü^er. 
angeordnet hat, hält die Bevölke- Ucer erinnerte daran, dass türki- Man werde solche Angriffe nicht 
rung seit nunmehr 14 Tagen sehe Soldaten bereits Anfang Sep- tatenlos hinnehmen. 

Wache vor der Gedenkstätte. Am tember in Bagok bei Merdin (76NF, 6.10., ISKU) 

Die AKP hat ihren letzten Kredit verspielt 


fenstillstände eingeleitet. Doch 
anschließend hat die türkische 
Regierung bei keinem dieser 
Waffenstillstände die von ihr zu 
tätigenden Schritte gemacht. 
Jedes Mal hat sie dadurch die 
Grundlagen für die Fortführung 
des Waffenstillstands selbst aus 
der Welt geschafft. Auch in der 
aktuellen Phase der Gefechtslo- 
sigkeit verhält sich die AKP nicht 
anders. Als wäre nicht sie es 
gewesen, die um einen Waffen¬ 
stillstand gebeten hat, verhält sie 
sich nun so, als sei die kurdische 
Freiheitsbewegung keine Partei in 
der kurdischen Frage. 

Ein Lösungsprozess schreitet nur 
voran, wenn beide Seiten ihrer 
Verantwortung gerecht werden. 
Allerdings macht dies bisher nur 
die kurdische Seite. Die AKP- 
nimmt ihre Aufgaben nicht ernst. 
Wenn man sich nun fragt, ob der 
Prozess trotz der ignoranten Hal¬ 
tung der AKP weiterlaufen kann, 
stelle ich folgende Gegenfrage: 
Wo auf der Welt hat man gese¬ 
hen, dass solch ein Prozess einsei¬ 
tig laufen kann? Wenn die AKP 
weiterhin von der Lösung der 
kurdischen Frage reden will, 
muss sie die kurdische Seite ernst 
nehmen. Hierfür muss sie die 
Bedingungen unseres Vorsitzen¬ 
den verbessern und mit ihm in 
Verhandlungen treten. Wenn sie 
das nicht tut, torpediert die AKP 
diesen Prozess. 


Um ehrlich zu sein, ist vom Pro¬ 
zess ohnehin nichts mehr übrig 

f eblieben. Unser Vorsitzender 
at beim letzten Besuch der 
BDP-Delegation dennoch ver¬ 
sucht, diesen Prozess wiederzube¬ 
leben. Hierfür hat er der Regie¬ 
rung drei Vorschläge unterbrei¬ 
tet. Sollten diese Vorschläge unse¬ 
res Vorsitzenden nicht umgesetzt 
werden, wird die kurdische Frei¬ 
heitsbewegung die Lage neu 
bewerten. Keiner soll also glau¬ 
ben, dass die Kurdinnen ihr 
Schicksal dem Wohlwollen der 
AKP überlassen. 

Zur Zeit diskutieren alle darüber, 
was das “Demokratisierungspa- 
ket” der AKP beinhaltet und was 
fehlt. Aber ein Paket, das die 
Kurdinnen nicht als Ansprech¬ 
partner akzeptiert, ist ohnehin 
leer. Sein Zweck kann nicht die 
Lösung der Frage sein. Wenn der 
Wille der Kurdinnen nicht aner¬ 
kannt wird, ist auch die Lösung 
der Frage nicht beabsichtigt. Des¬ 
halb macht es auch keinen größe¬ 
ren Sinn, über die Inhalte des 
Pakets zu diskutieren, wenn man 
sich nicht gerade für die Politik 
der AKP instrumentalisieren las¬ 
sen will. Die Kurdinnen werden 
letztlich kein Paket, das ihren 
Willen nicht anerkennt und des¬ 
wegen vielleicht gut verpackt 
aber innen leer ist, akzeptieren. 
Und mit solch einem Paket 
haben wir es zu tun. 


Die Kurdinnen werden nicht als 
eine Gemeinschaft innerhalb der 
Türkei akzeptiert. Der mutter¬ 
sprachliche Unterricht soll in Pri¬ 
vatschulen verbannt werden. Das 
heißt, die kurdische Sprache wird 
als Fremdsprache und nicht als 
Muttersprache von Millionen 
Menschen in der Türkei bewer¬ 
tet. Der Ministerpräsident hat 
selbst das noch eingeschränkt 
und gesagt, dass eine Vielzahl von 
Schul fächern auch auf den Pri¬ 
vatschulen auf Türkisch unter¬ 
richtet werden sollen. Es soll 
keine Abweichungen von den 
Lehrplänen geben. Ohnehin 
erhoffen sich die Schreiberlinge 
der AKP, dass die Privatschulen 
ebenso wie die privaten Sprach¬ 
kurse keinen großen Anklang fin¬ 
den. 

Um es zusammenzufassen: Es 
kann von keinem “Lösungspa¬ 
ket” die Rede sein, welches eine 
Partei in dieser Frage schlichtweg 
ignoriert. Wenn überhaupt, kann 
dies ein Paket sein, dass die 
Lösungslosigkeit verschleiern 
soll. Die AKP hat abermals offen¬ 
bart, welche Haltung sie bei der 
Lösung der kurdischen Frage ein¬ 
nimmt. Mit diesem Paket hat sie 
aber auch ihren letzten Kredit 
verspielt. Entweder wird sie nun 
ihren Lösungswillen zeigen oder 
die Kurdinnen werden eine neue 
Phase des Widerstands eröffnen 
müssen. (ANF, 6.10., ISKU) 


heiten der YPG und Kämpfern 
der Al-Qaida-nahen ISIS (Isla¬ 
mischer Staat im Irak und 
Syrien). 

§ervan Muslim verlor bei den 
Auseinandersetzungen sein 
Leben. Sein Leichnam wurde am 
Abend gegen 20 Uhr nach Kob- 
ani gebracht, wo er von Hunder¬ 
ten von Menschen empfangen 
wurde, unter ihnen war auch 
seine Mutter Ay§e Efendi. 

§ervan Muslim wurde am Don¬ 
nerstag auf dem Märtyrer-Fried¬ 
hof beigesetzt. 

(ANF, 9.10., ISKU) 

Al-Qaida bekennt sich zu 
Anschlägen in Hewler (Erbil) 
Die AI-Qaida-nahe Gruppe 
„Islamischer Staat in Irak und 
Syrien“ (ISIS), die für Angriffe 
auf Kurdinnen in Rojava (West¬ 
kurdistan) verantwortlich ist, hat 
sich zu den Bombenanschlägen 
vom 29. September in Hewler 
(Erbil, Nordirak) bekannt. 

ISIS erklärte schriftlich, dass die 
Gruppe mit den Anschläge auf 
Barzanis Drohungen reagiert 
habe, den sie als „kriminellen 
Abtrünnigen“ bezeichnete. 

ISIS entstand im April durch 
den Zusammenschluss von iraki¬ 
schen und syrischen Al-Qaida- 
Ablegern. 

Bei den Anschlägen in Hewler 
starben sechs Menschen, 60 wur¬ 
den verletzt. 

Die Volksverteidungseinheiten 
(YPG) hatten am 28. September 
Abu Omar al-Chechen getötet, 
einen aus dem Kaukasus stam¬ 
menden Anführer von ISIS. 

(ANF, 7.10., ISKU) 
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KCK verkündet ihre Haltung zum 
aktuellen Stand des Lösungsprozesses 


Mit einer umfassenden Deklara¬ 
tion haben die Kovorsitzenden 
des KCK-Exekutivrates die Hal¬ 
tung der kurdischen Freiheitsbe¬ 
wegung zum aktuellen Stand des 
Lösungsprozesses bekannt gege¬ 
ben. 

In der Deklaration listen sie die 
drei Hauptforderungen der Kurd¬ 
innen im Lösungsprozess auf, 
ohne deren Erfüllung alle andere 
Schritte keinerlei Bedeutung hät¬ 
ten. Diese Forderungen sind: der 
verfassungsrechtliche Schutz der 
kurdischen Identität und Kultur, 
die Anerkennung der Demokrati¬ 
schen Autonomie sowie das Recht 
auf muttersprachlichen Unter¬ 
richt. „Im Falle, dass das Recht 
auf ein freies und demokratisches 
Leben nicht anerkannt wird, ist es 
ein legitimes Recht, dass die 
Kurdinnen mit ihrem eigenen 
Willen und ihrer eigenen Kraft 
das freie und demokratische 
Leben aufbauen. In diesem Falle 
wird die neue Phase eines vieldi¬ 
mensionalen Widerstands begin¬ 
nen“, heißt es in der Deklaration. 
Alle Teile der kurdischen Frei¬ 


heitsbewegung würden eine poli¬ 
tische Lösung im Rahmen des 
von Abdullah Öcalan am 21. 
März diesen Jahres verkündeten 
Manifests unterstützen. Ob aber 
die Phase der Gefechtslosigkeit 
weiter anhalten werde, hänge 
davon ab, welchen Weg die AKP- 
Regierung und der türkische Staat 
in den kommenden Tagen ein- 
schlagen werden, erklärt die 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans KCK. 

Scharfe Kritik wird in der Dekla¬ 
ration gegenüber dem „Demo¬ 
kratisierungspaket“ der AKP- 
Regierung geübt. Weder das ein¬ 
seitige Zusammenschüren sol¬ 
cher Reformpakete unter Nicht- 
Beachtung der kurdischen Seite, 
noch die Inhalte seien nicht im 
Sinne des Lösungsprozesses. Das 
„Demokratisierungspaket“ habe 
deshalb große Teile der Gesell¬ 
schaft enttäuscht. Jede Aktion 
der Regierung, die nicht den 
Willen und die Forderungen der 
kurdischen Seite ernst nehme, sei 
deshalb als Teil einer Hinhalte- 
und Betrugsmasche zu bewerten, 


so die KCK-Exekutivratsvorsit- 
zenden. 

In der Deklaration wird ein 
Überblick von den Anfängen der 
kurdischen Frage hin zur Entste¬ 
hung der kurdischen Freiheitsbe¬ 
wegung als deren Folge, von den 
bisherigen einseitigen Friedens¬ 
initiativen der PKJC bis zu der 
aktuellen Entwicklung im gegen¬ 
wärtigen Friedensprozess gege¬ 
ben. 

Im Folgenden dokumentieren 
wir den Schlussteil der Deklara¬ 
tion im Wortlaut: 

Drei Hauptforderungen 

Für eine tiefgreifende Lösung der 
kurdischen Trage gibt es drei 
grundlegende Forderungen. 
Ohne ein Erfüllen dieser Haupt¬ 
forderungen macht es keinen 
Sinn, über Details zu sprechen. 
Diese grundlegenden Forderun¬ 
gen, Parameter und Bedingungen 
sind klar. Sie drücken ein Ganzes 
aus, welches nicht voneinander 
zu trennen ist. 

Erstens: Die verfassungsrechtli¬ 
che und gesetzliche Sicherung der 


BDP-Delegation bei 
Abdullah Öcalan auf Imrali 


Am 14. Oktober kam es nach 
einem Monat Pause wieder zu 
einem Besuch einer BDP-Delega¬ 
tion beim inhaftierten PKK-Vorsit- 
zenden Abdullah Öcalan auf der 
Gefdngnisinsel Imrali. Vor dem 
Besuch gab es Komplikationen, 
weil die AKP-Regierung die Teil¬ 
nahme des BDP-Kovorsitzenden 
Selahattin Demirtaf an dem Dele¬ 
gationsbesuch verhinderte. Dieser 
hatte zuvor die AKP-Regierung 
aufgrund der schwachen Inhalte 
ihres „Demokratisierungspakets “ 
scharf kritisiert. Am Besuch auf der 
Imrali-Insel nahmen die beiden 
Fraktionsvorsitzenden der BDP 
Pervin Buldan und Idris Baluken 
teil. Nach ihrem Besuch auf Imrali 
wurde folgende Botschaft Öcalans 
der Öffentlichkeit mitgeteilt: 
„Zunächst einmal möchte ich 
unserem Volk meine Liebe und 
Grüße ausrichten. 

Seit vier Jahren bringe ich große 
Mühen auf. Der Prozess, den wir 
seit knapp einem Jahr ins Rollen 
bekommen haben, ist von großer 
Bedeutung. Die Arbeiten hierfür 
sind sehr wichtig. Denn dadurch 
haben wir eine gewisse Entspan¬ 
nung in die Gesellschaft getra- 
gen.Das Beben ist zwar zur Ruhe 


gekommen, aber wir haben noch 
eine riesige Anzahl an Aufgaben 
vor uns. 

Wir haben das erste Jahr unserer 
Arbeiten mit seinen Formfehlern 
zu Ende gebracht. Ich habe 
meine Vorschläge für die Fort¬ 
führung des Prozesses an den 
Staat weitergeleitet. Für einen 
Übergang in bedeutungsvolle 
Verhandlungen warte ich die 
Haltung der Regierung ab. 
Ausgehend von den Sensibilitä¬ 
ten dieses Prozesses und damit 
nicht unnötig weiter. Zeit verlo¬ 
ren geht, muss der Übergang in 
tiefgreifende Verhandlungen 
vonstatten gehen. Diese Ver¬ 
handlungen müssen sinnvoll 
und lösungsorientiert geführt 
werden. 

In diesem Jahr wurde keinerlei 
rechtliche Grundlage im Sinne 
der Lösung geschaffen. Wir 
haben es weder mit einer Ableh¬ 
nung des Prozesses zu tun, noch 
werden Fortschritte getätigt. Ich 
halte meine Hoffnungen für eine 
Lösung aufrecht und nutze diese 
Botschaft, um meinen histori¬ 
schen Aufruf zu wiederholen. 

Ich möchte unserem Volk zum 
Opferfest gratulieren. 


Besonders entgegen der Vorstel¬ 
lungen von Gruppen wie der Al- 
Qaida und Al-Nusra, die Verrat 
am Islam begehen, rufe ich zu 
einem Demokratischer-Islam- 
Kongress in Diyarbakir auf. 

Bei den Arbeiten zu diesem Kon¬ 
gress sollte unser gesamtes Volk 
tiefgreifende Diskussionen füh¬ 
ren. Es ist wichtig, dass aus die¬ 
sem Kongress sowohl wichtige 
Beschlüsse als auch Institutionen 
hervorgehen. [...] 

Zuletzt möchte ich allen voran 
den Gefangenen in den Gefäng¬ 
nissen von Batman, Gebze, 
§akran und allen anderen Gefan¬ 
genen meine besonderen Grüße 
ausrichten. Ich richte meine 
besonderen Grüße an die Bevöl¬ 
kerung von Bingöl. Mit Hayri 
Durmuf, Mehmet Karasungur, 
Gurbetelli Ersöz und vielen wei¬ 
teren hat die Bevölkerung von 
Bingöl sowohl große Opfer 
gebracht als auch große werte 
geschaffen. 

Aufgrund des Todesfalles des 
Sohnes von Salih Muslim drücke 
ich unserem ganzen Volk und der 
Familie Muslim mein Beileid 
aus.“ 

(ANH 14.10., ISKU) 


Meldungen: 

Regierung verhindert Besuch 
von Demirtaj auf Imrali 
Die türkische Regierung hat 
den Besuch des Kovorsitzenden 
der BDP Selahattin Demirta? 
beim PKK-Vorsitzenden Abdul¬ 
lah Öcalan verhindert, der 
gemeinsam mit den zwei ande¬ 
ren Mitgliedern der BDP-Dele- 
gation Pervin Buldan und Idris 
Baluken erfolgen sollte. 

Es wird davon ausgegangen, 
dass Demirta§ wegen seiner 
Anmerkungen zu dem von 
Ministerpräsidenten Erdogan 
am 30. September vorgestellten 
sogenannten „Demokratisie¬ 
rungspaket“ am Besuch gehin¬ 
dert wurde. 

Demirtaj sagte, das Paket habe 
deutlich gezeigt, dass es auf Sei¬ 
ten der Regierung keine Bereit¬ 
schaft gebe, ernsthaft an einer 
friedlichen Lösung der kurdi¬ 
schen Frage zu arbeiten. Das 
Paket zeige, dass es überhaupt 
keinen Fortschritt gegeben 
habe. 

Auch gegenüber anderen kurdi¬ 
schen Abgeordneten hat die 
RegierungTereits ihre nachtra¬ 
gende Haltung gezeigt. So wur¬ 
den beispielsweise Ahmet Türk 
nach seinen kritischen Äuße¬ 
rungen zu Drohneneinsätzen 
und der Istanbuler BDP- 
Abgeordnete Sirri Süreyya 
Önder nach seinem Engage¬ 
ment bei den Gezi-Park-Prote- 
sten am Besuch von Öcalan 
gehindert. (ANF, 14.10., ISKU) 

Zehntausende geben §ervan 
Muslim letztes Geleit 
An dem Trauerzug des bei den 
Gefechten in Gire Spi 
verstorbenen §ervan Muslim 
nahmen zehntausende Men¬ 
schen teil. Muslim war bei den 
Kämpfen zwischen der YPG 
und den Islamisten der ISIS 
ums Leben gekommen. Der 
Sohn des PYD-Kovorsitzenden 
Salih Muslim wurde auf einem 
Friedhof nahe der Stadt Kobani 
beigesetzt. (ANF, 10.10., ISKU) 

Nur vier Haftentlassungen im 
KCK-Verfahren von Istanbul 
Im Istanbuler KCK-Verfahren 

f egen insgesamt 205 kurdische 
olitikerlnnen, von denen sich 
94 in Haft befinden, wurden 
zur siebten Verhandlungseinheit 
lediglich vier Gefangene aus der 
Haft entlassen. 

In der letzten Sitzung der sieb¬ 
ten Verhandlungseinheit vor 
dem 15. Strafgerichtshof von 
Istanbul hat Yunus Akba$, Vor¬ 
standsmitglied der BDP Istan¬ 
bul, seine Verteidigungsrede vor 
dem Gericht gehalten. Akba§ 
gab an, dass er sich seit zwei 




Türkische Regierung will Grenze zu 
Syrien mit Mauer „sichern“ 


Am 12. Oktober hat die türkische 
Regierung mit dem Bau einer 
Mauer an der türkisch-syrischen 
Grenze zwischen Nisebin (Nusay- 
bin) und Qamijlo begonnen. 
Auch auf Höhe der Städte Ceyl- 
anpinar-Sere Kaniye hat die türki¬ 
sche Regierung mit dem Bau 
einer Grenzmauer begonnen. 

In Nisebin demonstrierte die 
BDP am 12. Oktober gegen die 
Mauerprojekte, die offiziell zur 
Eindämmung des illegalen 
Grenzhandels errichtet werden 
sollen. Die Demonstrantlnnen 


marschierten trotz Minengefahr 
bis an die syrische Grenze und 
blockierten kurzzeitig die Bauar¬ 
beiten. 

Die BDP-Kovorsitzende Gültan 
Ktjanak verurteilte am 14. Okt¬ 
ober auf einer Pressekonferenz in 
Amed (Diyarbakir) die Pläne der 
Regierung für den Mauerbau mit 
scharfen vTorten. Dies sei Teil 
einer Isolations- und Embargopo¬ 
litik gegen die kurdischen Gebie¬ 
te in Rojava (Westkur¬ 
distan/Nordsyrien). Bisher sei 
von Rojava aus keine Gefahr für 


die Türkei ausgegangen. Die 
Bevölkerung von Rojava leide 
unter akutem Lebensmittel- und 
Medikamentenmangel und die 
Türkei verschärfe die Situation 
durch weitere Maßnahmen, die 
einen Grenzhandel unmöglich 
machen sollen. Kijanak verglich 
das Mauerbauprojekt mit der 
israelischen Mauer um die palästi¬ 
nensischen Gebiete und erklärte, 
dass die Kurdinnen dieses Mauer¬ 
bauprojekt nicht akzeptieren und 
dagegen Widerstand leisten wer¬ 
den. (ANF, 14.10., ISKU) 


KCK verkündet ihre Haltung 


Existenz, Identität und Kultur der 
Kurdinnen; die Anerkennung des 
Denkens in kurdischer Identität 
und der Organisierungsfreiheit. 
Zweitens: Die Akzeptanz der 
Demokratischen Autonomie, für 
die Akzeptanz der Kurdinnen als 
Gesellschaft. 

Drittens: Aus der Tatsache, dass 
mit dem kulturellen Genozid ein 
Volk verleugnet wird, die Akzep¬ 
tanz muttersprachlichen Unter¬ 
richts auf allen Ebenen. 

Die sind Forderungen, von denen 
das kurdische Volk nicht ab¬ 
rücken wird. Es kann ohne die 
Umsetzung dieser drei Hauptfor¬ 
derungen nicht von einem 
Abrücken von Vernichtung und 
Assimilation sowie dem kulturel¬ 
len Genozid gesprochen werden. 
Bestenfalls kann man sagen, dass 
die Vernichtung, Assimilation 
und der kulturelle Genozid unter 
neuen Bedingungen fortgeführt 
wird. Den drei Hauptforderun¬ 
gen, die die Vernichtung, Assimi¬ 
lation und den kulturellen Geno¬ 
zid beenden werden, kann nur 
mit einer demokratischen Verfas¬ 
sung begegnet werden. Es sind 
Forderungen, die sich zusammen 
vervollständigen. Wenn auch nur 
eine fehlt, können die anderen 
keinen Sinn mehr ergeben. Das 
freie und demokratische Leben 
mit kurdischer Identität ist nur 
gemeinsam mit diesen drei inte¬ 
gralen Bestandteilen möglich. 
Wie diese konkretisiert und 
umgesetzt werden können, kann 
in Diskussionen, Verhandlungen 
und Vereinbarungen geklärt wer¬ 
den. Ohne die Kurdinnen als 
Gesprächspartnerinnen anzuneh¬ 
men, ihren Willen anzuerkennen 
und ohne mit ihren Vertretern zu 
verhandeln, können diese Haupt¬ 
forderungen nicht verwirklicht 
werden. Denn die Anerkennung 
der Gesprächspartnerinnen und 
des politischenwillens der Kurd¬ 
innen ist mit einem Mentalitäts¬ 
wechsel hinsichtlich der kurdi¬ 
schen Frage verbunden. Der reale 
Lösungswille wird sich mit dem 
Ablegen der alten Mentalität und 
Annäherungsweise zeigen und 
verwirklichen. 

Ohne die Kurdinnen als Ge¬ 
sprächspartnerinnen, ohne ihren 


politischen Willen zu akzeptieren 
- folglich zu sagen, das Problem 
wird sich lösen, ohne zu verhan¬ 
deln - bedeutet, die Kurdinnen 
anzulügen und sie hinzuhalten. 

Wir stehen für eine 
politische Lösung 

Als kurdische Freiheitsbewegung 
stehen wir für eine demokratisch¬ 
politische Lösung. Immer haben 
wir dieses Verfahren bevorzugt. 
Der Vorsitzende Apo zeigt seit 
mehr als zwanzig Jahren die 
Mühen für diese Art und Weise. 
Die theoretische Neuerung und 
der Paradigmenwechsel der kur¬ 
dischen Freiheitsbewegung be¬ 
dingen solch eine Herangehens¬ 
weise für die Lösung. Der Vorsit¬ 
zende Apo hat in der Natur seines 
Newroz-Manifests 2013 darge¬ 
legt, welche Lösung er wünscht. 
Alle Organisationen und Elemen¬ 
te der kurdischen Freiheitsbewe¬ 
gung stehen für diesen Lösungs¬ 
ansatz. 

Diese Form der Lösung bevor¬ 
zugt unsere Bewegung auch 
heute auf der Basis von Ver¬ 
handlungen mit dem türkischen 
Staat. Die vernünftige Herange¬ 
hensweise und Geduld des Vor¬ 
sitzenden Apo und der kurdi¬ 
schen Freiheitsbewegung wer¬ 
den deshalb bevorzugt. Diese 
Herangehensweise ist für den 
türkischen Staat und die AKP- 
Regierung eine historische 
Chance und Möglichkeit. Doch 
bis jetzt haben sie sich dieser 
Chance nur grob angenähert. 
Wenn Staat und Regierung sich 
von dieser Haltung abwenden, 
der Vorsitzende Apo und die 
Freiheitsbewegung wirklich als 
Gesprächspartner angenommen 
und gesetzliche Maßnahmen 
dafür getroffen werden, für die 
Lösung der kurdischen Frage auf 
Verhandlungen übergegangen 
wird und unabhängige Beobach¬ 
ter sowie wichtige Kreise der 
Gesellschaft sowie Intellektuelle 
in den Lösungsprozess einge¬ 
bunden werden, erfüllen wir als 
Bewegung die an uns zufallen¬ 
den Aufgaben - wie bisher - 
ohne zu zögern. 

Ob und wie die Phase der 
Gefechtslosigkeit anhalten wird, 


hängt von der Haltung der AKP 
ab. Wenn die Pflichten für die 
Lösung der kurdischen Frage 
nicht erfüllt werden, wenn die 
heutige Haltung in gleicher oder 
veränderter Form fortgeführt 
wird, wird unsere Bewegung 
diese Situation bewerten und im 
Sinne unseres Paradigmas den 
Weg für den Aufbau des freien 
und demokratischen Lebens mit 
eigenem Willen und eigener 
Kraft mit neuen Mitteln und 
Wegen einschlagen. Im Falle, 
dass das Recht auf ein freies und 
demokratisches Leben nicht 
anerkannt wird, ist es ein legiti¬ 
mes Recht, dass die Kurdinnen 
mit ihrem eigenen Willen und 
ihrer eigenen Kraft das freie und 
demokratische Leben aufbauen. 
In diesem Falle wird die neue 
Phase eines vieldimensionalen 
Widerstands beginnen. Ob die 
Phase der Gefechtslosigkeit 
anhalten wird, für welchenweg 
und welche Mittel wir als Bewe¬ 
gung uns entscheiden werden, 
hängt von der Haltung der tür¬ 
kischen Regierung und des tür¬ 
kischen Staates in den kommen¬ 
den Tagen ab. Die letzten Jahr¬ 
zehnte haben unter Beweis 
gestellt, dass die Demokratisie¬ 
rung der Türkei und die Lösung 
der kurdischen Frage nur durch 
einen Widerstand vorangebracht 
werden. Der Aufruf unseres Vor¬ 
sitzenden am diesjährigen 
Newrozfest richtete sich be¬ 
sonders an die Kreise, die für die 
Demokratisierung stehen. Er 
forderte vor allem die Demokra¬ 
tiekräfte und die kurdische 
Bevölkerung dazu auf, diesen 
Prozess zu verteidigen und zu 
unterstützen. Dass die AKP- 
Regierung keinerlei Schritte in 
Richtung einer Lösung unter¬ 
nimmt, den Prozess gar für ihr 
olitisches Kalkül in Gefahr 
ringt, ist offensichtlich gewor¬ 
den. Deshalb ist es wichtig, dass 
sich die Gesellschaft gegenüber 
dieser Haltung klar positioniert. 
Wir rufen die Demokratiekräfte 
und unsere Bevölkerung dazu 
auf, sich im Sinne einer Lösung 
zu organisieren und einen vieldi¬ 
mensionalen Widerstand zu lei¬ 
sten. (ANF, 10.10., ISKU) 


Jahren in Untersuchungshaft 
befinde. Die KCK-Verfahren 
seien nichts anderes als die Ver¬ 
urteilung der BDP und der 
Opposition innerhalb der Tür¬ 
kei. Deshalb widerspreche sich 
der türkische Ministerpräsident 
selbst, wenn er in Ägypten den 
Militärputsch verurteilt und 
seine Regierung gleichzeitig im 
eigenen Land veranlasst, dass 
oppositionelle Politikerinnen, 
Rechtsanwältinnen, Journalist¬ 
innen usw. verhaftet werden, so 
Akba§. 

Nach der Verteidigungsrede 
von Akba§ gab das Gericht die 
Haftentlassung von Ahmet Ece, 
Ahmet Yilmaz, Kerim Tartan 
und Mustafa Polat bekannt. 
Die nächste Verhandlungsein¬ 
heit wurde für den 7. bis 22. 
November festgelegt. 

(ANF, 10.10., ISKU) 

Türkei: Staatssender geht gegen 
Protest-Sympathisanten vor 

Beim staatlichen türkischen 
Fernsehsender TRT angestellte 
Sympathisantlnnen der regie¬ 
rungskritischen Proteste vom 
Sommer müssen um ihre Jobs 
bangen. TRT untersuche 15 
Fälle, in denen Mitarbeiter über 
soziale Medien angeblich »pro¬ 
vokative Aufrufe verbreitet oder 
zur Gewalt angestachelt haben« 
sollen, berichtete die Zeitung 
»Hürriyet Daily News« am 
Mittwoch unter Berufung auf 
den Sender. Sie hätten damit 
nach Auffassung von TRT die 
Grenze der Meinungsfreiheit 
überschritten und gegen Geset¬ 
ze verstoßen. 

Die Zeitung berichtete weiter, 
es werde erwartet, dass TRT 
diesen Angestellten kündige. 
Internationale und türkiscne 
Journalistenvereinigungen hat¬ 
ten kritisiert, dass kritische 
Reporterinnen im Zusammen¬ 
hang mit den Protesten entlas¬ 
sen oder zur Kündigung ge¬ 
zwungen wurden. Der türki¬ 
schen Regierung wird immer 
wieder vorgeworfen, die Presse¬ 
freiheit einzuschränken. Die 
Regierung in Ankara weist das 
regelmäßig zurück. 

(ND, 17.10., ISKU) 
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Hoher Frauenrat beginnt 
neue Widerstandsphase 


Der Hohe Frauenrat KJB (Koma 
Jinen Blind) hat mit der Durch¬ 
führung der sechsten Jahresta- 

f ung mit 120 Delegierten in den 
leaer-Verteidigungsgebieten 
eine neue Widerstandsphase 
unter dem Motto „Frauen in 
Aktion für den Vorsitzenden und 
die Freiheit“ eingeleitet. Auf dem 
Kongress wurde Beschlossen, mit 
Frauen aus dem gesamten Mittle¬ 
ren Osten, insbesondere denen 
aus der Türkei, eine gemeinsame 
Widerstandsplattform aulzubau¬ 
en und sich gemeinsam zu orga¬ 
nisieren. 

„Mit dem Abhalten unserer Jah¬ 
restagung während der wichtigen 
Entwicklungen in der Region 
und unserem Land haben wir 
eine Vorreiterrolle mit dem 


demokratisch-ökologischen und 
geschlechterbefreiten Paradigma 
des Vorsitzenden Apo übernom¬ 
men. ln unserer Bewertung der 
regionalen und globalen Ent¬ 
wicklungen haben wir festgestellt, 
dass sich nicht nur der Kapita¬ 
lismus in einer Krise befindet, 
sondern auch das 5000-jährige 
etatistische System, welches er 
vertritt, “ heißt es unter anderem 
in der Abschlusserklärung. 

Die Koordination hob hervor, 
dass es eine vorrangige Aufgabe 
der Frauen sei, Selbstverteidi¬ 
gungsmechanismen gegen alle 
erdenklichen Angriffe auf Kinder 
und Frauen zu entwickeln. 

Bese Hozat, Ko-Vorsitzende der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK), sagte in ihrer 


Rede auf der Generalversamm¬ 
lung, dass die PKK und der 
Widerstand der kurdischen Frau¬ 
en große Veränderungen und 
Fortschritte in der kurdischen 
Gesellschaft bewirkt hätten. 
Hozat erklärte, dass kurdische 
Frauen durch das Bewusstsein, 
das sie durch ihre Beteiligung in 
der Omanisation und den Bewaff¬ 
neten Kräften des kurdischen Vol¬ 
kes gewonnen hätten, eine füh¬ 
rende Rolle im demokratischen 
Gesellschaftssystem einnähmen. 
„Das System, welches wir versu¬ 
chen zu entwickeln, wird nicht 
nur den kurdischen Frauen, son¬ 
dern allen Frauen im Mittleren 
Osten und auf der ganzen Welt 
den Weg zur Freiheit ebnen“. 

(ANF, 21.10., ISKU) 


Fall eines kranken Gefangenen 
kommt vors Parlament 


Die BDP-Abgeordnete Ayla Akat 
Ata hat eine Anfrage zum Fall des 
29jährigen, an Morbus Bech¬ 
terew erkrankten Gefangenen 
Hasan Ka^ar gestellt, der gegen¬ 
wärtig nicht mehr in der Lage ist 
zu laufen oder sich zu bewegen 
und gezwungen ist, einen Roll¬ 
stuhl zu benutzen und sich einer 
Serumtherapie zu unterziehen. 
Ata erinnerte daran, dass es zur¬ 
zeit in türkischen Gefängnissen 
526 kranke Gefangene gibt, 154 
von ihnen sind in einem kriti¬ 
schen Zustand. 

Die einzige Maßnahme, die man 
im Falle Hasan Katars getroffen 
habe, sei seine Verlegung ins R- 
Typ-Gefängnis von Metns gewe¬ 
sen, das, so die BDP-Abgeordne¬ 
te, unter dem Deckmantel der 
Rehabilitation zu einem Konzen¬ 


trationslager geworden sei, in 
dem sich der Gesundheitszustand 
Katars erheblich verschlechtert 
habe. 

Ata fragte, ob irgendwelche 
Schritte zur Freilassung von 
Ka^ar unternommen worden 
seien und richtete folgende Fra¬ 
gen an Justizminister Sadullah 
Eigin: 

- Wie viele Gefangene sind seit 
2002 im Gefängnis gestorben? 
Welches waren die Todesursa¬ 
chen und wie verteilen sich die 
Todesfälle auf die Jahre und 
Gefängnisse? 

- Die 2013 vom Justizministe¬ 
rium veröffentlichten Zahlen zei¬ 
gen eine deutliche Zunahme der 
Todesfälle von kranken Gefange¬ 
nen in den letzten drei Jahren. 2u 
welchen Ergebnissen ist das Mini¬ 


sterium bezüglich der Ursachen 
dieser Zunahme gekommen? 

- Hat das Ministerium unter 
Berücksichtigung der Tatsache, 
dass es sich bei dieser Zunahme 
um ein strukturelles Problem der 
Gefängnisse handelt, Projekte zur 
Lösung dieser Probleme durchge- 
ftihrt? 

- Beabsichtigt das Ministerium, 
mit entsprechenden Maßnahmen 
auf die scharfe Kritik an den 
Rehabilitationsgefängnissen zu 
reagieren, die es als positive Ent¬ 
wicklung für die Behandlung 
kranker Gefangener darstellt? 

- Gibt es die Absicht oder Pläne 
zur Ausweitung der R-Typ- 
Gefängnisse, die im Rahmen 
einer Pilotstudie auf den Weg 
gebracht wurden? 

(ANF, 23.10., DhG, ISKU) 


Festnahme nach Vorbild der US-Soldaten im Irak 

Folter hinter Gittern 


Der vor einem Jahr in Gever 
(Yüksekova) festgenommene 
Omer Aybar berichtete der Nach¬ 
richtenagentur DIHA nach seiner 
Freilassung von der Folter, der er 
während seiner Haftzeit ausge¬ 
setzt war. So wurde Aybar tage¬ 
lang mit einem Sack über seinem 
Kopf gestülpt in Haft gefoltert. 
Am 24. September letzten Jahres 
wurde Omer Aybar gemeinsam 


mit seinem Neffen von maskier¬ 
ten Spezialeinheiten der Polizei in 
Gever festgenommen. Die Fest¬ 
nahme erfolgte offensichtlich 
nach dem Vorbild der Aktion von 
US-Soldaten, die im Juli 2003 im 
Norden des Irak elf türkische Sol¬ 
daten festnahmen und ihnen 
direkt bei der Festnahme Säcke 
über den Kopf stülpten. Auf die¬ 
selbe Weise wurden an jenem Tag 


auch Aybar und sein Neffe, dieses 
Mal von den türkischen Sicher¬ 
heitskräften, festgenommen. „Sie 
durchsuchten an jenem Tag zeit¬ 
gleich sowohl meine Wohnung 
im Dorf als auch die Wohnung 
meines Bruders im Stadtzentrum 
von Gever, wo ich gemeinsam mit 
meinem Neffen festgenommen 
wurde“, berichtet Aybar und fährt 
wie folgt fort: „In der Polizeista- 


Meldungen: 

17 Festnahmen in 
Amed und §irnex 
Bei Razzien und Hausdurchsu¬ 
chungen wurden am Abend des 
21. Oktober in Amed (Diyar- 
bakir) und §irnex (§irnak) insge¬ 
samt 17 Menschen fest- 

f enommen. In §irnex führten 
blizei und Spezialeinsatzkräfte 
zeitgleiche Hausdurchsuchungen 
durch und nahmen insgesamt 16 
Menschen fest. Bei den Haus¬ 
durchsuchungen soll Gewalt 
gegen die Anwesenden ausgeübt 
worden sein. 

In Amed wurde bei einer Haus¬ 
durchsuchung der ehemalige 
BDP-Vorsitzende des Stadtteils 
Silvan, Abdullah Afratun, festge¬ 
nommen. Nach Angaben der 
Polizei wurde Afratun festge¬ 
nommen, weil er im Rahmen 
eines KCK-Verfahrens verurteilt 
worden sei. 

Afratun wurde dabei geschlagen 
und durfte sich vor Verlassen des 
Hauses nicht einmal seine Schu¬ 
he anziehen. Auf den Protest der 
Familie reagierten die Polizisten 
mit Schüssen in die Luft. 

(ANF 22.10., ISKU) 

Minenexplosion in Ostkurdi¬ 
stan: Sieben Kinder verletzt 
Bei einer Minenexplosion in den 
Morgenstunden des 18. Oktober 
in einem Dorf in der Nähe der 
ostkurdischen Stadt Merivan 
sind sieben Kinder schwer ver¬ 
letzt worden. Alle betroffenen 
Kinder sind im Alter von acht bis 
zehn Jahren. Eines der Kinder 
verlor einen Fuß durch die 
Explosion. 

Der iranische Abgeordnete aus 
der Region Merivan Omed Keri- 
miyan kritisierte das fehlende 
Interesse der iranischen Regie¬ 
rung, die Region zu entminen. 
Bereits vor einiger Zeit habe es 
einen Todesfall in der Nähe von 
Merivan aufgrund einer Minen¬ 
explosion gegeben. Auch damals 
habe das Innen- und Verteidi¬ 
gungsministerium Irans nicht 
darauf reagiert. 

In Ostkurdistan kommt es 
immer wieder zu Minenexplosio¬ 
nen, bei denen Zivilistinnen ums 
Leben kommen oder verletzt 
werden. Die meisten Minen 
stammen noch aus der Zeit des 
ersten Golfkriegs zwischen dem 
Iran und Irak. Millionen von 
Minen aus dem Golfkrieg sollen 
nie beseitig worden sein. 

(ANF 19.10., ISKU) 

Weiteres Mauerbauprojekt zwi¬ 
schen Affin und Kilis 

Auch an der Grenze Kilis-Afrin 
ist mit dem Bau einer Mauer 
begonnen worden. Bis zum 
Abend des 19. Oktobers soll 




HeviLGBTI: Die erste kurdische 


LGBT-Organisierung in Istanbul 


HeviLGBTI ist entstanden, als 
sich bei den Gezi-Protesten im 
Block der LGBTI (Lesbian, Gay, 
Bisexuell, Transsexuell, Interse¬ 
xuell) eine Gruppe von jungen 
Leuten kennenlernte und sie 
beschlossen, sich zu organisieren. 
Außer dass sie alle der LBGTI 
angehören, teilen die jungen 
Menschen auch die Eigenschaft, 
dass sie aus Kurdistan stammen. 
Deshalb auch Hevi, was auf 
Deutsch Hoffnung bedeutet. 

Die jungen Leute wohnen alle in 
Istanbul, stammen eigentlich 
allerdings aus Amed (Diyarba- 
kir), Merdin (Mardin), Sert 
(Siirt), Wan (Van) und anderen 
Städten Nordkurdistans. Aber 
auch nicht-Kurdlnnen sind in 
ihren Reihen organisiert. Den¬ 
noch bezeichnen sie sich als kur¬ 
dische LGBT-Organisierung. 

Wir fragen, weshalb sie sich als 
“kurdisch” bezeichnen. Uns ant¬ 
wortet Mehmet: "Was uns von 
anderen LGBT-Organisierungen 
in Istanbul unterscheidet, ist die 
Tatsache, dass wir auch die kur¬ 
dische Frage auf unsere Agenda 
setzen. Was in Rojavapassiert, ist 
für uns ebenso ein Thema wie 
das Massaker von Roboski. Zum 
Jahrestag des Roboski-Massakers 
werden wir genauso auf den Stra¬ 
ßen sein wie beim Jahrestag des 
Armenier-Genozids. Warum? 
Weil das auch wie Homophobie 
Teil der Realität dieses Landes 
ist. Wir sind aktiv als Teil des 


Demokratischen Kongresses der 
Völker. Dadurch bringen wir 
unsere politische Haltung auch 
zum Ausdruck.“ 

Asya bestärkt die Worte Meh¬ 
mets. Sie erklärt, dass ihre Grup¬ 
pe zwar ihr Hauptaugenmerk auf 
die Frage der Homophobie legt, 
aber “neben dieser Frage ver¬ 
schließen wir nicht die Augen 
vor anderen gesellschaftlichen 
Themen und Fragen. Wenn in 
Syrien Menschen massakriert 
werden, ist das auch unser Pro¬ 
blem”. “Und wir belassen es 
nicht dabei, dass wir nur ein 
Flugblatt schreiben oder auf die 
Straßen gehen. Wir versuchen, 
auch andere LGBT-Organisie¬ 
rungen davon zu überzeugen, 
mit uns gemeinsam zu agieren. 
Unsere Stimmen sollen noch 
deutlicher zu hören sein,” 
ergänzt Mehmet. 

Das Ziel von Hevi ist es, eine 
Welt jenseits der heterosexisti¬ 
schen und patriarchalen Gesell¬ 
schaftsordnung zu erschaffen, in 
der alle Gruppen über die glei¬ 
chen Rechte verfügen. 

Die Schwierigkeit, als Kurde/in 
zu seiner Homosexualität 
zu stehen 

Gleichzeitig stellt sich Hevi einer 
weiteren Herausforderung. 
Denn in Kurdistan sind die Res¬ 
sentiments gegen Homosexuelle 
sehr ausgeprägt. Und Hevi will 
auch diesen Ressentiments den 


Kampf ansagen. Rosida sagt, 
dass es schwierig ist für einen 
Kurden oder eine Kurdin, zu 
ihrer Homosexualität zu stehen. 
Doch Hevi will selbstbewusst 
mitten in der Gesellschaft, auch 
in Kurdistan, auftreten, um diese 
Vorbehalte zu bekämpfen. Und 
für diesen Kampf ernten sie von 
beiden Seiten Drohungen. 
Sowohl von Teilen der kurdi¬ 
schen als auch von Teilen der 
türkischen Gesellschaft. Auf tür¬ 
kischer Seite wirft man ihnen gar 
vor, “rassistische LGBT-Politik“ 
zu betreiben. Das ist kompletter 

S uatsch, erklären die türkischen 
dtivistlnnen von Hevi. Para¬ 
dox sei es für die Akzeptanz der 
LGBT zu kämpfen und gleich¬ 
zeitig die kurdische Realität 
nicht anzuerkennen. 

Wenn sie auf den Straßen mit 
linken und antikapitalistischen 
Gruppen demonstrieren, hieß es 
von Seiten politischer Parteien 
immer wieder, die Gesellschaft 
sei für sie noch nicht bereit. 
Doch die Zahl der LGBT-Akti- 
vistlnnen hat sich in den letzten 
Jahren, wenn auch langsam, 
deutlich vermehrt. Heute sagen 
die Aktivistinnen von Hevi dazu: 
“Wir haben gemerkt, dass die 
Gesellschaft sehr wohl bereit für 
uns ist. Nur der Staat, das 
System ist nicht für uns bereit, 
wir fordern von nun an unsere 
gleichberechtigten Bürgerinnen¬ 
rechte!” (Ra, 22.10, ISKU) 


Proteste gegen Mauerbau 


Gegen den Bau einer Grenz¬ 
mauer zwischen den beiden kur¬ 
dischen Städten Nisebin 
(Nusaybin) und Qamijlo prote¬ 
stierten am Sonntag tausende 
Menschen auf beiden Seiten der 
Grenze. Trotz Angriffen der tür¬ 
kischen Sicherheitskräfte mit 


Wasserwerfern und Gasgranaten 
marschierten Tausende aus Nise- 
bin bis an die Grenze. Um den 
Protest zu unterstützen, gingen 
auch in Rojava rund 6000 Men¬ 
schen aus Qami§lo bis an die 
türkische Grenze. Nach dem 
Ende des Protests kam es im 


Stadtzentrum von Nisebin 
immer wieder zu Auseinander¬ 
setzungen zwischen Demons- 
trantlnnen und der Polizei, die 
sich auf die Seitenstraßen der 
Stadt verlagerten und bis in den 
Abend anhielten. 

(ANF, 20.10., ISKU) 


bereits eine Mauer in der Länge 
von 400 Metern errichtet wor¬ 
den sein. Nach örtlichen Anga¬ 
ben sichert das türkische Militär 
weiträumig das Grenzgebiet ab. 

(ANF, 20.10., ISKU) 

Rojava: Selbstmordanschlag 
in Tirbespiye 

Bei einem Selbstmordanschlag in 
Tirbespiye (Rojava/Nordsyrien) 
sind am 19. Oktober insgesamt 6 
Menschen ums Leben gekom¬ 
men. Die Pressestelle der kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG) erklärte, dass hinter 
dem Anschlag die islamistische 
Gruppierung „Islamischer Staat 
Irak und Levante“ steckt. Die 
Islamisten fuhren demnach am 
Abend des 19. Oktobers mit 
einem mit Sprengstoff beladenen 
Wagen auf einen Stützpunkt der 
YPG in der Stadt zu. Als die 
Kräfte der YPG versuchten, den 
Wagen zu stoppen, sprengten die 
Islamisten den Wagen in die 
Luft. Bei dem Anschlag sind vier 
Zivilisten, sowie eine Kämpferin 
der Frauenverteidigungseinhei- 
ten (YPJ) und ein Mitglied der 
YPG ums Leben gekommen. 

(ANF 20.10., ISKU) 

Syrische Regimekräfte massa¬ 
krieren Kurden in Aleppo 

Durch den Raketenbeschuss von 
Regimekräften sind in den kur¬ 
dischen Stadtteilen von Aleppo 
Til Eran und Til Hasil insgesamt 
18 Zivilisten ums Leben gekom¬ 
men. Der Raketenbeschuss 
begann um 9 Uhr Ortszeit. 
Unter den Getöteten befinden 
sich auch ein zweijähriges und 
zwei fünfjährige Kinder. 

Anfang August dieses Jahres hat¬ 
ten in denselben kurdischen 
Stadteilen in Aleppo Mitglieder 
der islamistischen Al-Nusra 
Front ebenfalls an den dort 
lebenden Zivilisten ein Massaker 
verübt. Damals ermordete die 
Al-Kaida nahe Gruppe nach 
schweren Verlusten gegen die 
kurdische El-Ekrad-Front wahl¬ 
los 50 Zivilisten und entführte 
weitere 350 Menschen in Til 
Eran und Til Hasil. 

(ANF, 19.10., ISKU) 


* Folter hinter Gittern 


tion wurde ich fünf Tage lang psy¬ 
chischer und physischer Folter 
ausgesetzt. Unsere gesamte Fami¬ 
lie hatte ohnehin bereits mit den 
Gräueltaten des türkischen Staa¬ 
tes Bekanntschaft gemacht. An 
jenem Tag wollten sie anschei¬ 
nend Rache für die Festnahmeak¬ 
tion der türkischen Soldaten im 
Irak an mir nelimen. Sie nahmen 
mich mit einem Sack über dem 
Kopf fest und tagelang wurde ich 
mit einem Sack über dem Kopf 
verhört. Ich sollte zugeben, dass 
ich einen Polizisten ermordet 
hätte, was ich selbstverständlich 
nicht tat. Um Druck auf mich 
auszuüben, folterten sie meinen 
17-jährigen Neffen vor meinen 
Augen. Er solle angeben, dass ich 
schuldig sei, weil ich einen Polizi¬ 
sten ermordet hätte. Sie versuch¬ 


ten ihn gar zu bestechen, boten 
ihm Geld an und sagten, sie wür¬ 
den dafür sorgen, dass er in luxu¬ 
riösen Universitäten studieren 
könne. Nach einigen Tagen gaben 
sie es auf. Sie sagten, es sei klar, 
dass ich mit der Sache nichts zu 
tun habe. Wenn ich ihnen zwei 
Namen nennen würde, die tat¬ 
sächlich hinter der Tat stecken, 
könnte ich als Held das Gefäng¬ 
nis verlassen. Wenn nicht, wäre 
ich der Mörder. Als später der 
Arzt vorbei kam, fragte der bloß, 
weshalb sie mich noch nicht hin¬ 
gerichtet hätten. Ein Polizist ant¬ 
wortete, dass er mich doch mit 
einer Spritze hinrichten soll. Fünf 
Tage später wurde ich in ein 
Krankenhaus eingeliefert. Doch 
der Arzt des Krankenhauses hatte 
anscheinen schon Drohungen 


erhalten, weshalb er mir attestier¬ 
te, dass ich gesund sei.“ 

Nun läuft das Verfahren vor dem 
6. Strafgerichtshof von Wan 
gegen Aybar. Ihm wird vorge¬ 
worfen, „Mitglied einer Terro¬ 
rorganisation 1 zu sein und einen 
Mord begangen zu haben. Als 
Beweise werden lediglich Klei¬ 
dungsstücke angeführt, die 
Aybar auf verschiedenen Veran¬ 
staltungen angehabt haben soll 
und die Gedichte, die er auf die¬ 
sen Veranstaltungen vorgetragen 
habe. Aybar gibt an, dass er viel¬ 
leicht nach Veröffentlichung die¬ 
ser Meldung erneut festgenom¬ 
men werden könne. Doch das ist 
ihm egal. Er will der Öffentlich¬ 
keit mitteilen, was ihm hinter 
jenen Mauern angetan wurde. 

(ÖG, 17.10, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ÖG Özgür Gündem 

Ra Radikal 

DhG Demokratie hinter 

Gittern 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 



Nr 644 1\J ^ITI r» p 

1. November 2013 A 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.isku.org 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Erster außerordentlicher 


Kongress der HDP 


Am 27. Oktober 2013 fand in 
der türkischen Hauptstadt 
Ankara der erste außerordentli¬ 
che Kongress der Demokrati¬ 
schen Partei der Völker (HDP) 
unter dem Slogan „Das ist erst 
der Anfang” statt. Die HDP 
versteht sich als Dachpartei aller 
Völker, unterdrückter Klassen, 
ethnischen, kulturellen, religiö¬ 
sen und geschlechtsspezifischen 
Gruppen und will das Vakuum 
innerhalb der türkischen Oppo¬ 
sition füllen, das sich einmal 
mehr nach den Gezi-Protesten 
gezeigt hat. Bei den kommen¬ 
den Kommunalwahlen in der 
Türkei am 30. März 2014 wird 
die HDP das erste Mal antreten. 
Als Kovorsitzende der HDP 
wurden Sebahat Tuncel und 
Ertugrul Kürk^ü gewählt. Im 
neugewählten Parteirat sind die 
unterschiedlichsten ethnischen 
Gruppen und religiösen Ansich¬ 
ten, Vertreter der LGBT-Bewe- 
gung (Lesbian, Gay, Bisexuell, 
Transsexuell) sowie der Istanbu¬ 
ler Gezi-Park-Bewegung vertre¬ 


ten. Die HDP will alle Probleme 
der Türkei, von der Ökologie bis 
zur Geschlechterfrage, von der 
Arbeitslosigkeit bis zur Armuts¬ 
frage, mit einer radikaldemokra¬ 
tischen und partizipativen Orga¬ 
nisierung angehen. 

In den Redebeiträgen der Ini¬ 
tiatoren und Delegierten wurde 
auf die historische Bedeutung 
der Vereinigung der türkischen 
Demokratiebewegung und der 
kurdischen Bewegung hinge¬ 
wiesen. So wurde auch die 
Grußbotschaft des auf der 
Gefängnisinsel Imrali inhaftier¬ 
ten Repräsentanten des kurdi¬ 
schen Volkes Abdullah Öcalan 
vorgelesen, der schon seit meh¬ 
reren Jahren für ein Zu¬ 
sammenkommen aller demo¬ 
kratischen Kräfte in einer tür¬ 
keiweiten Dachpartei plädierte. 
Öcalan erklärte, dass mit der 
HDP eine wichtige Verbindung 
zwischen der Lösung der kurdi¬ 
schen Frage und der Demokra¬ 
tisierung der Türkei entstanden 


Die HDP stellt - auch in Hin¬ 
blick auf den begonnen Wider¬ 
stand in Zusammenhang mit 
dem Gezi-Park in Istanbul — ein 
neues politisches Zentrum dar. 
Sowohl als Alternative gegen den 
rechten liberal-nationafistisch- 
sunnitisch-islamischen Block der 
AKP als auch die kemalistisch- 
nationalistische Linie von MHP 
und CHP. 

Hervomegangen ist die HDP aus 
dem „Demokratischen Kongress 
der Völker“ (HDK), dem Orga¬ 
nisierungsgremium hunderter 
Gruppen und politischer Akteu¬ 
re, welche erstmals im Oktober 
2011 zusammengekommen 
sind. Die Beschlüsse dieses Kon¬ 
gresses, wie die Prinzipien einer 
demokratischen Selbstverwal¬ 
tung, die Geschlechterparität, 
die Vertretung von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen und 
Transsexuellen, Basisdemokratie 
und Rätestrukturen als Organi¬ 
sationsform, sind für die Demo¬ 
kratische Partei der Völker bin¬ 
dend. (ANF, 28.10., ISKU) 


Iran: Politische Gefangene 


Der kurdische politische Gefan¬ 
gene Habibullah Gulperipur 
wurde am 26.10. im Gefängnis 
von Urmiye, Iranisch-Kurdistan, 
gehängt. Der junge Politiker war 
seit 2007 inhaftiert und wurde 
schwer gefoltert. Die Behörden 
verlegten ihn ständig von einem 
Gefängnis ins andere. 

Nach ersten Informationen der 
Familie von Gulperipur wurde sie 
aufgefordert, ins Gefängnis von 
Urmiye zu kommen. Dort teilte 
man ihnen mit, ihr Sohn sei 
bereits gehängt und zum Leichen¬ 
schauhaus gebracht worden. Die 
Familie konnte seinen Leichnam 
bislang weder sehen noch zur 
Bestattung mitnehmen. 

Wegen Mitgliedschaft in der 
PJAK (Partei rür ein Freies Leben 
in Kurdistan) war Gulperipur am 
27. September 2007 vom 
Geheimdienst der Revolutions¬ 
wächter in Mahabad verhaftet 
und danach schwer gefoltert wor¬ 
den. Am 14. März 2013 wurde er 
zum Tode verurteilt. Aus Protest 
gegen das Urteil war Gulperipur 
in einen 15-tägigen Hungerstreik 
getreten. 

Nach Hinrichtungen — Selmas 
unter Belagerung 
Nach der Hinrichtung des kurdi¬ 
schen Aktivisten Ilham Mamedi 


am 26. Oktober 2013 haben ira¬ 
nische Polizei und Soldaten die 
Stadt Selmas umstellt und ver¬ 
hindern jeden Zutritt. 

Die Hinrichtung durch das ira¬ 
nische Regime fand am gleichen 
Tag wie die eines anderen kurdi¬ 
schen Gefangenen, Habibullah 
Gulperipur, im Gefängnis von 
Urmiye statt. 

Aus Furcht vor den öffentlichen 
Reaktionen auf die Hinrichtung 
riegelte das Regime die Staat 
vollständig ab. Ilham Mamedi 
wurde 1978 in Selmas in der 
Provinz West-Aserbaidschan 
geboren. In der Stadt leben Kur¬ 
den, Aseris, Assyrer, Armenier 
und Perser, Selmas spielte in der 
Geschichte Ost-Kurdistans eine 
wichtige Rolle. Mamedi stamm¬ 
te aus einer Familie, die in der 
kurdischen Bewegung aktiv war. 
Vor seiner Verhaftung arbeitete 
er im Grenzhandel. Er war ver¬ 
heiratet und hatte zwei Kinder. 
Bei einem durch eine Tränengas- 
ranate verursachten Feuer kam 
006 seine gesamte Familie ums 
Leben. 

Wegen Unterstützung der PJAK 
(Partei für ein Freies Leben in 
Kurdistan) und Gegnerschaft 
zum Regime wurde Mamedi 
2008 verhaftet, schwer gefoltert 
und schließlich zum Tode verur- 


hingerichtet 

teilt. Dieses Jahr wurde das 
Urteil nach Angaben seines 
Anwalts in eine 25-jährige Haft¬ 
strafe umgewandelt, Mamedi 
wurde jedoch am 25. Oktober 
aus unbekannten Gründen vom 
Gefängnis in Selmas an einen 
eheim gehaltenen Ort gebracht, 
einer Familie hat man am Mor¬ 
gen des 26. Oktober mitgeteilt, 
dass er hingerichtet und bereits 
bestattet worden sei. 

Es wurde berichtet, dass eine 
große Gruppe von Familienan¬ 
gehörigen, die meisten von 
ihnen Frauen, sich auf den Weg 
gemacht habe, um seinen Leich¬ 
nam abzuholen und in Derik 
beizusetzen. Die Frauen wurden 
jedoch von Sicherheitskräften 
gestoppt und festgesetzt, dabei 
kam es auch zu körperlichen 
Übergriffen auf sie. Ünter der 
Bedingung, dass die Beisetzungs¬ 
feier unauffällig durchgeführt 
wird, übergaben die Sicherheits¬ 
kräfte schließlich Mamedis 
Leichnam. 

Wie die Familie mitteilte, wur¬ 
den bei der Totenwaschung Zei¬ 
chen schwerer Folter festgestellt. 
Sicherheitskräfte untersagten 
den Bewohnern, sich in 
Moscheen zu versammeln. Die 
Proteste in ganz Ost-Kurdistan 
halten an. (ANF, 28.10., ISKU) 


Meldungen: 


KDP ordnet PCJDK-Schlie- 
ßung an 

Die (südkurdische) Demokrati¬ 
sche Partei Kurdistans (KDP) 
hat in Zaxo das Büro der Partei 
für eine politische Lösung in 
Kurdistan (PCjlDK) geschlossen, 
die das erste Mal an den diesjäh¬ 
rigen Parlamentswahlen in der 
Autonomen Region Kurdistan 
teilgenommen hatte. 

Am 28. Oktober schlossen Poli¬ 
zei und Sicherheitsbeamte das 
[’CDK-Büro in Zaxo und ent¬ 
fernten das Schild mit dem Par- 
teilogo. 

Die Verantwortliche der PGDK 
von Behdinan, Derya Xelil 
Ehmed, sagte, die anwesenden 
Parteimitglieder seien während 
der Razzia schikaniert worden. 
Sie merkte an, dass die Polizei 
die Schließung der Parteizentrale 
innerhalb der nächsten 24 Stun¬ 
den angekündigt hätte. 

Ehmea verurteilte die von der 
KDP zu verantwortende Schlie¬ 
ßung und betonte, dass die Ent¬ 
scheidung nicht rechtmäßig sei. 
Die Reaktionen auf solch will¬ 
kürliche Maßnahmen der KDP- 
Regierung nehmen zu. Die 
regierende KDP hat sich bislang 
nicht zur Schließung der PCJDk 
geäußert, die kurz nach der Ein¬ 
reiseverweigerung für den 
Kovorsitzenden der PYD (Partei 
der Demokratischen Einheit) 
Salih Muslim am 23. Oktober 
erfolgte. Die Patriotische Union 
Kurdistans (PUK), die Goran- 
Bewegung und die Yekgirtu-Par- 
teien hatten sich zur willkür¬ 
lichen Einreiseverweigerung 
geäußert. (ANF, 30.10., ISKU) 


13 Gefangene im F-Typ- 
Gefängnis von Wan im unbe¬ 
fristeten Hungerstreik 
Im F-Typ-Gerängnis von Wan 
(Van) sind insgesamt 13 PKK- 
Gefangene in einen unbefriste¬ 
ten Hungerstreik getreten. Sie 
gehören alle zu den Gefangenen, 
die im letzten Monat aus dem 
Gefängnis von Cewlig (Bingöl) 
geflohen, kurze Zeit darauf aller¬ 
dings wieder gefasst und darauf¬ 
hin in das Gefängnis von Wan 
gebracht worden sind. Die 
Gefangenen fordern, dass sie zu 
den anderen PKK-Gefangenen 
verlegt werden. Weil die Gefäng- 
nisleitung und die Staatsanwalt¬ 
schaft, trotz Zusage, dies aller¬ 
dings bisher nicht umgesetzt 
haben, haben die 13 Gefangenen 
nun mit einem Hungerstreik 
begonnen. 20 weitere PKK- 
GeJ aneene haben zur Unterstüt¬ 


zung der Aktion ebenfalls einen 
befristeten Hungerstreik begon¬ 
nen. (ANF, 29.10., ISKU) 



Wende bei Ermitdungen zur Ermordung kurdischer Politikerinnen in Paris 

Mordender Agent? 


Gut neun Monate nach der 
Ermordung dreier kurdischer 
Politikerinnen in Paris zeichnet 
sich in den Ermittlungen eine 
Wende ab. Die Behörden fanden 
heraus, daß der in Untersu¬ 
chungshaft sitzende Tatverdächti¬ 
ge, der türkischstämmige Ömer 
G., vor der Bluttat intensive Kon¬ 
takte in die Türkei hatte. Das 
meldete die Nachrichtenagentur 
Reuters am Mittwoch unter 
Berufung auf Quellen in der fran¬ 
zösischen Polizei und auf Anwälte 
mit Zugang zu den Ermittlungs¬ 
akten. So sei der 30jährige G. zwi¬ 
schen August und Dezember 
2012 mindestens drei mal in die 
Türkei gereist und habe Dutzen¬ 
de Male türkische Telefonnum¬ 
mern angerufen. Ermittlungsrich¬ 
terin Jeanne Duye hat erst jetzt 
ein Rechtshilfeersuchen an Ahka- 
ra gerichtet. Auch an Deutsch¬ 
land und Holland, wo G. mehre¬ 
re Jahre lebte, gingen derartige 
Schreiben. 

Die Mitbegründerin der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK), Sakine 
Gansiz, die Vertreterin des Kurdi¬ 
stan-Nationalkongresses, Fidan 
Dogan, und die Jugendaktivistin 
Leyla Saylemez waren in der 
Nacht zum 10. Januar 2013 in 
den Räumen des Kurdistan-Infor¬ 
mationsbüros in Paris mit Kopf¬ 
schüssen regelrecht hingerichtet 
worden. Ihre Ermordung, zu 
einem Zeitpunkt, an dem der 


inhaftierte. PKK-Vorsitzende 

Abdullah Öcalan Friedensgesprä¬ 
che mit dem türkischen Geheim¬ 
dienst führte, hatte Massenprote¬ 
ste von Kurdinnen in Europa und 
der Türkei ausgelöst. Auf 
wöchentlichen MaKhwachen vor 
dem Tatort in Paris sowie vor der 
französischen Botschaft in Berlin 
wird seitdem die Aufklärung der 
Hintergründe gefordert. 
Türkische Regierungsvertreter 
hatten wenige Stunden nach dem 
Mord erklärt, es habe sich um 
eine PKK-interne Abrechnung 
gehandelt. Auch Sprecher der 
französischen Ermittlungsbehör¬ 
den machten sich diese Fiypothe- 
se anfangs zu eigen und schlossen 
eine Verwicklung des türkischen 
Geheimdienstes Kategorisch aus. 
Die Anwälte des Tatverdächtigen 
und sowohl der Rechtsbeistand 
der Opferfamilien beschuldigen 
nun die Strafverfolger Frank¬ 
reichs, die Ermittlungen aus 
Angst vor politischen Konfronta¬ 
tionen der NATO-Partner Türkei 
und Frankreich verschleppt zu 
haben. »Ich habe den Eindruck, 
daß wir mehr Informationen zu 
diesem Fall durch türkische 
Medien als durch internationale 
Kooperation erhalten«, erklärte 
die Opferanwältin Antoine 
Comte. »Die Protokolle der 
ersten Stunden der Vernehmung 
zeigen, daß sie vor allem versuch¬ 
ten, ihre Archive über PKK-Akti- 


vitäten zu aktualisieren«, beschul¬ 
digte Comte die Ermittler. 
Zudem seien Fundstücke aus G.s 
Fahrzeug wie eine Reinigungs¬ 
rechnung monatelang unterschla¬ 
gen worden. 

Journalisten der kurdischen 
Nachrichtenagentur Firat hatten 
bereits kurz nach den. Morden 
herausgefunden, daß Ömer G., 
der sich als Kurde ausgab und sich 
in einen kurdischen Kulturverein 
in Paris eingeschlichen hatte, Ver¬ 
bindungen zu den faschistischen 
Grauen Wölfen unterhielt. Ein 
im Schweizer Exil lebender ehe¬ 
maliger V-Mann des türkischen 
Geheimdienstes MIT identifizier¬ 
te G. auf einem Foto als Agenten 
des MIT. Die kurdischen Journa¬ 
listen hatten G.s rege Reisetätig¬ 
keit nach Ankara recherchiert — 
lange bevor die französischen 
Ermittler dieser Spur nachgingen. 
Die türkische Justiz überprüft 
unterdessen, ob G. für den Staat 
gearbeitet hat. Dabei beklagten 
auch die Behörden in der Türkei 
die felilende Kooperationsbereit¬ 
schaft Frankreichs, meldete die 
regierungsnahe Tageszeitung 
Bugün im August. Inwieweit dies 
Grund für einen Einbruch in die 
Wohnung von Ermittlungsrichte¬ 
rin Duye war, bei dem am 25. 
September ein Computer mit 
Gerichtsunterlagen gestohlen 
wurde, kann nur vermutet wer¬ 
den. (jW, 25.10., ISKU) 


YPG befreit Til Ko^er 


Seit dem 23.10.13 führen die 
Volksverteidigungseinheiten YPG 
eine Offensive im Gedenken an 
die Märtyrer von Tirbespiye und 
Qlaxa durch. Dabei wurden sie¬ 
ben Dörfer, drei Weiler und der 
strategisch wichtige Grenzüber- 

f ang von Til Ko^er/Mosul in den 
lentralirak befreit. Am Montag 
gelang den YPG ein neuer Erfolg, 
sie vertrieb die islamistischen 
Banden aus der Stadt Til Koq:er 
und konnte das gesamte Stadtge¬ 
biet sichern. Die ötadt diente den 
ISIS-Terroristen (Islamischer 
Staat Syrien und Irak) als Basis, 
von der aus sie Selbstmordan- 
scliläge in Cizire umsetzten. In 
der letzten Zeit gab es 20 Selbst¬ 
mord- und Bombenanschläge 
gegen die regionale Bevölkerung. 
Die Kämple mit der Al Qaida 
Gruppe ISIS dauerten bis zum 
Morgen des 27.10.13. Als die 
Terroristen aus der Stadt flohen, 
konnte die YPG fünf Panzer, ver¬ 
schiedene Raketen, Katjuscha- 
Raketen und große Mengen an 
anderen Waffen und Munition 
beschlagnahmen. Viele Mitglie¬ 
der der islamistischen Gruppen 
starben. Nach Erklärung der YPG 
fielen drei ihrer Kämpferinnen 
bei der Auseinanderstzung. Die 
YPG rief die Bevölkerung von Til 
Ko^er nun dazu auf, eigene Räte 
zur Selbstverwaltung und eigene 


Asayis (Selbstschutzeinheiten) 
aulzubauen. Die YPG betonte, 
dass sie gegen den Krieg sei und 
alles dafiir tun werde, um die 
Errungenschaften in der Region 
zu schützen. 

Salih Müslim: Der Sieg von Til 
Ko^er hat eine Alternative 
geschallen 

Der Kovorsitzende der PYD Salih 
Muslim erklärte, dass die Erobe¬ 
rung des Grenzübergangs Til 
Ko^er/Mosul, der sich zuvor in 
der Hand der Islamisten befand, 
eine Alternative gegenüber dem 
Embargo der Türkei und Südkur¬ 
distans geschaffen habe und auf 
politischer und ökonomischer 
Ebene zu Veränderungen führen 
werde. 

Er erklärte, dass der Sieg gegen 
die Al Qaida Gruppen in Til 
Ko^er ein Sieg für „ganz Kurdi¬ 
stan“ sei und gegenüber dem 
Embargo, unter dem ganz West¬ 
kurdistan steht, eine Alternative 
geschaffen wurde. 

Weitere Gefechte in Rojava 
Am 28.10. kam es vor allem in 
der Region Sere Kaniye zu schwe¬ 
ren Gefechten zwischen den 
Volksverteidigungseinheiten YPG 
und Al Qaida/Al Nusra. Beim 
Artilleriebeschuss durch die isla¬ 
mistischen Gruppen kam auch 


ein kurdischer Familienvater in 
der nordkurdischen (türkisches 
Staatsgebiet) Stadt Sere Kaniye 
(Ceylanpinar) ums Leben. Das 
türkische Militär beschoss eine 
fliehende kurdische Familie und 
verletzte dabei einen Sechsjähri- 
:n. 

egen 11:00 Uhr am Vormittag 
griff Al Qaida das Dorf Tiwe- 
miye, das etwa 5 Kilometer von 
Sere Kaniye entfernt liegt, an. 
Dabei stießen sie auf schweren 
Widerstand der YPG. Weiterhin 
bedrohten Banden kurdische 
Familien im Dorf Mijrafa und 
zwangen sie, ihr Dorf zu verlas¬ 
sen. L)ie Angriffe werden in 
Zusammenarbeit mit einigen 
FSA-Einheiten durchgeführt. 

Es kam vor allem um die Orte Til 
Xelef, Mijrafa, Tiwemiye, Esfer 
Necar und Kejto zu schweren 
Kämpfen zwischen ISIS/Al Nusra 
und YPG. Dabei starben minde¬ 
stens 40 islamistische Terroristen, 
zwei Militärfahrzeuge von Al 
Qaida wurden zerstört. Die 
Kämpfe dauern weiter an. 

Die Islamisten schossen mit 
schwerer Artillerie unter anderem 
auch auf Wohngebiete in der kur¬ 
dischen Stadt Ceylanpinar und 
töteten dort den dreifachen Fami¬ 
lienvater Idris Akgül, seine Frau 
Derya Akgül wurde verletzt. 

(ANF, 26.-28.10., ISKU) 


Gedenkfeier für Beritan 
Zum Gedenken an die Guerilla- 
Kämpferin der PKK Gulnaz 
Karataj (Beritan) wurde vom 
Rat der Frauen der BDP von 
Beyoglu eine Gedenkfeier veran¬ 
staltet. 

Gulnaz Karatas hatte sich am 
25. Oktober 1992 von einem 
Felsen gestürzt, um einer Ergrei¬ 
fung durch die Peshmerga der 
KDP (Demokratische Partei 
Kurdistans) zu entgehen. Die 
Gedenkfeier begann mit einer 
Gedenkminute und anschlie¬ 
ßenden Parolen wie „Die Gefal¬ 
lenen sind unsterblich“. 

Die Kovorsitzende der Partei für 
Frieden und Demokratie BDP 
von Beyoglu, Songul Oktay, kri¬ 
tisiert die Einstellung der AKP 
hinsichtlich des Lösungsprozes¬ 
ses wie folgt: „Der kurdische 
Volksvertreter Abdullah Öcalan 
hat mehrmals für den Frieden 
eine Waffenruhe ausgerufen. 
Die Türkei jedoch hat ihrerseits 
keine Schritte in Richtung Frie¬ 
den gemacht. Daraus folgt, dass 
der aktuelle Prozess nicht voran¬ 
gekommen ist. Um den Lö¬ 
sungsprozess voranzubringen, 
haben alle ihre individuelle Auf¬ 
gabe zu erfüllen.“ Zusätzlich kri¬ 
tisiert Frau Oktay die Haltung 
der Demokratischen Partei Kur¬ 
distans (KDP) gegenüber dem 
Kovorsitzenden der Partei der 
Demokratischen Einheit (PYD) 
Salih Muslim und führt an, dass 
diese Haltung sich gegen die 
Revolution Westkurdistans und 
gegen die Kurdinnen richte. 
Danach erzählte das Frauenrat- 
Mitglied der BDP Gulistan 
Coskun vom Leben der Märty¬ 
rerin Gulnaz Karatas. Es wurden 
auch Gedichte, die von Gulnaz 
Karatas verfasst wurden, vorgele¬ 
sen. (DIHA, 26.10., ISkU) 
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30 Dörfer seit Anfang November von Al-Qaida-Banden befreit 


Meldungen: 


Revolutionäre Operation in Sere Kaniye 


YPG-Einheiten haben am Abend 
des 1. November eine neue „revo¬ 
lutionäre Operation im Geden¬ 
ken an die Märtyrer von Sere 
Kaniye“ in der Umgebung von 
Sere Kaniye begonnen. Dabei 
wurden zahlreiche Dörfer befreit 
und eine große Zahl von Kon¬ 
trollpunkten islamistischer Ban¬ 
den (u.a. ISIS und Al Nusra) und 
mit ihnen kämpfender Gruppen 
unter Kontrolle gebracht. Die 
Operation begann aufgrund vie¬ 
ler toter Zivilistinnen durch 
Artillerieangriffe von Al Qaida 
auf Sere Kaniye. Die YPG veröf¬ 
fentlichte eine erste Zwischenbi¬ 
lanz. 

Nach Erklärung der YPG wurden 
Al Qaida Verluste zugefügt und 2 
Autos, 1 Militärlaster, 2 12,7mm 
Flugabwehrkanonen, 2 RPG, 2 
BKC (Biksi), 7 Kalaschnikow, ein 
Funkgerät, eine Artilleriegranate 
und große Mengen Munition 
beschlagnahmt. 

Die YPG Kräfte befreiten die 
Dörfer Micebre, Til Camus, 
Katüfa Bakur, Katüfa Ba§ür, 
Edlo, Hilwa U 3 ? 313 und Til Hir- 
mit und eroberte viele Checkpo¬ 
ints der Islamisten. Damit konn¬ 
ten auch die die Dörfer umge¬ 
benden Weiler und landwirt¬ 
schaftlichen Flächen gesichert 
werden. Außerdem bekam die 
YPG eine Tankstelle und alle 
Kontrollpunkte zwischen Sere 
Kaniye und Ebu Rasen unter ihre 
Kontrolle und erlang damit einen 
entscheidenden Sieg, da diese 
Straße der Al Qaida als Nach¬ 
schubweg diente und Reisende 
auf diesem Weg von den Banden 
bedroht und entführt worden 
waren. 


Währenddessen wurde die 
„Revolutionären Operationen 
von Tirbespiye und Cjilaxa", die 
zwischen dem 23.10. und 27.10. 
andauerten erfolgreich abge¬ 
schlossen. Innerhalb von vier 
Tagen mussten sich sämtliche 
Einheiten von Al Qaida/ISIS, Al 
Nusra und mit ihnen verbündete 
vollständig aus der Region um Til 
Kocer und der Grenzregion zur 
irakischen Stadt Mosul zurück¬ 
ziehen. Im Rahmen dieser Ope¬ 
ration wurden mindestens 7 
Dörfer und drei Weiler befreit 
und fünf Panzer, eine Rakete, 
sechs Luftabwehrkanonen, ein 
Bulldozer und eine große Menge 
an Waffen und Munition 
beschlagnahmt. Im Rahmen der 
selben Operation wurde am 
29.10. das Gebiet um Girke 
Lege (Qlaxa und Rimelan) voll¬ 
ständig befreit. Im Rahmen die¬ 
ser Operation wurden die Dörfer 
Girhok, Yusufiye, Sefa, Cinediye, 
Gire Fate und Ebü Elecer und 
ein Weiler befreit und strategi¬ 
sche Erhöhungen in der Umge¬ 
bung erobert. Insbesondere aas 
Flauptquartier der Banden, das 
in einem Lagerhaus für Getreide 
in Til Elo untergebracht war, fiel 
unter der Umzingelung der 

YPG. 

YPG befreit Til Xelef 
Die Ortschaft Til Xelef (Teil 
Elalaf), eine der ältesten mesopo- 
tamischen Siedlungsplätze, wurde 
aus den Händen von Al Qaida 
befreit. Die Al Quaida Gruppen 
ISIS und Al Nusra nutzten Til 
Xelef als militärische Basis für 
Angriffe auf Sere Kaniye (Ras El 
Ayn). 


Die YPG-Kräfte hatten die 
Region am Montag umzingelt 
und gefordert, dass sich die Isla¬ 
misten ergeben. In den Abend¬ 
stunden begann daraufhin die 
Operation gegen die Banden in 
Til Xelef. Bei der Operation 
kamen mehrere Mitglieder von Al 
Qaida ums Leben oder wurden 
verletzt. Damit hat die YPG bei 
ihrer revolutionären Operation 
im Gebiet Sere Kaniye seit dem 1. 
November mindestens 30 Dörfer 
und ein sehr großes Gebiet von 
den Banden befreit. Die YPG 
erklärte, dass die Operation ent¬ 
schlossen fortgesetzt werde. 

Die YPG wurde von der arabi¬ 
schen Bevölkerung von Til Xelef 
mit großem Jubel empfangen. Sie 
war auf den Straßen und begrüß¬ 
te die Befreiung der Stadt. In Til 
Xelef lebt eine gemischte Bevölke¬ 
rung aus Kurdinnen, Araberin¬ 
nen, Tscherkesslnnen und Turk¬ 
meninnen. Viele erklärten, dass 
die gesamte Bevölkerung schwer 
unter dem Terror der Banden 
gelitten habe. 

Nachdem Til Xelef befreit wor¬ 
den war, vertrieben YPG-Einhei- 
ten am Nachmittag des 5.11. die 
Banden vollständig auch aus der 
25 km südlich von Sere Kaniye 
gelegenen Ortschaft Menacir. 
Dabei eroberte die YPG unter 
anderem auch ein von Islamisten 
besetztes Getreidedepot. 
Weiterhin rückten YPG-Einhei- 
ten am 5. November von Til Xelef 
nach Til Ebyad (Gire Spi) vor und 
befreiten auf dem Weg dorthin 
drei yezidische Dörfer, deren 
Bevölkerung vor sechs Monaten 
von Al Qaida vertrieben worden 

war. (ANF, 2J5.ll., ISKU) 


Bürgermeisterin von Nisebin im Hungerstreik 


Protest 

Die Bürgermeisterin der kurdi¬ 
schen Stadt Nisebin (Nusaybin) 
Ay$e Gökkan ist gegen den 
geplanten Mauerbau an der tür¬ 
kisch-syrischen Grenze seit dem 
31. Oktober in einen unbefriste¬ 
ten Hungerstreik getreten. 
Bereits am 30. Oktober hatte 
Gökkan an der türkisch-syri¬ 
schen Grenze inmitten eines 
Minengebiets einen Sitzstreik 
begonnen. 

Gok] kan erklärte gegenüber der 
Nachrichtenagentur Diele 
(DIELA), dass sie ihre Aktion 
fortsetzen werde, bis der Mauer¬ 
bau vollständig eingestellt wird. 
Gökkan erklärte zudem, dass sie, 


gegen die 

obwohl sie die Bürgermeisterin 
von Nisebin ist, vom Staat kei¬ 
nerlei Informationen zum Mau¬ 
erbau erhalte. 

Am 5. November wurde Gök¬ 
kan vom Vorsitzenden der türki¬ 
schen Ärztekammer (Zweigstelle 
Merdin (Mardin)) Kamiran 
Yildirim besucht. Dieser erklär¬ 
te, dass Gökkan in den sieben 
Tagen neun Kilo abgenommen 
habe und ihr Gesundheitszu¬ 
stand die kritische Schwelle 
erreicht habe. 

„Sie trinkt kein Salz- und Zuk- 
kerwasser. Deshalb kann sie der¬ 
zeit überhaupt kein Wasser trin¬ 
ken, ohne sich zu übergeben. Ihr 


Mauer 

Gewicht war bei 68kg, nun 
wiegt sie nur noch 59kg. Weil 
ihre Muskulatur bereits angefan¬ 
gen hat sich zurückzuent¬ 
wickeln, leidet sie an Krämpfen 
und Schmerzen. Außerdem lei¬ 
det sie an Bauchschmerzen. All 
diese Symptome zeigen, dass 
sich der Hungerstreik sehr dra¬ 
stisch auf ihre Gesundheit aus¬ 
wirkt“, erklärt Yildirim zum 
Gesundheitszustand von Gök¬ 
kan. Trotz der gesundheitlichen 
Probleme habe Gökkan erklärt, 
dass sie, bis der Mauerbau 
estoppt wird, ihre Aktion nicht 
eenden werde. 

(ANF31.10J5.11., ISKU) 


19 Inhaftierungen 
an zwei Tagen 

In den Städten Silopi und Cole- 
merg (Hakkari) wurde die Inhaf¬ 
tierung von insgesamt 19 Perso¬ 
nen verordnet. Bei 16 der 19 Per¬ 
sonen handelt es sich um Min¬ 
derjährige. 

In Silopi waren am 2. November 
bei Hausdurchsuchungen und 
Razzien insgesamt 15 Menschen 
festgenommen worden. Gegen 
neun von ihnen, allesamt Min¬ 
derjährige, verordnete nun der 
Haftrichter die Inhaftierung. Die 
neun Minderjährigen wurden 
daraufhin in das Gefängnis von 
Midyad (Midyat) gebracht. 
Ihnen wird die Mitgliedschaft in 
der kurdischen Jugendorganisa¬ 
tion YDG-H vorgeworfen. 

In Colemerg wurde die Inhaftie¬ 
rung von 10 Personen angeord¬ 
net. Sie sollen am 1.11. an ver¬ 
schiedenen Demonstrationen 
und Aktionen beteiligt gewesen 
sein. (ANF, 5.1L, ISKU) 

Frauen in Rojava organisieren 
ihre eigene Bildung 
Die Akademie Star in Rimelan 
hat eine neue Bildungsperiode 
eröffnet. Frauen werden zehn 
Tage über verschiedene Themen 
wie die aktuelle Situation, Frau¬ 
engeschichte und Frauenwider¬ 
stand, Feminismus, Organisie¬ 
rung und den Demokratischen 
Konföderalismus diskutieren Die 
PYD-Kovorsitzende Frau Asya 
Ebdela hat in der ersten Bil¬ 
dungseinheit u.a. auf die Bedeu¬ 
tung der Bildung hingewiesen. 
Zusätzlich werden auch frauen¬ 
spezifische Selbstverteidigungsse¬ 
minare und Filmvorstellungen 
durchgeführt. (ÖG, 3.11., ISKU) 

Gesetzesvorschlag zu 
kranken Gefangenen vorgelegt 
Die Abgeordnete und Kovorsit- 
zende des Demokratischen 
Gesellschaftskongresses (DTK) 
Aysel Tugluk hat einen Gesetzge- 
bungsvorschlag vorgelegt, der 
eine Änderung von Paragraph 
6411 der Strafprozessordnung 
und des Vollzugsgesetz für Straf- 
und Sicherheitsmaßnahmen vor¬ 
sieht. 

Der Gesetzgebungsvorschlag zu 
den kranken Gefangenen betont, 
dass die Justiz die Berichte der 
gerichtsmedizinischen Institute 
nicht ausreichend beachte und 
zudem die „öffentlichen Sicher¬ 
heit“ vor die Freilassung der 
kranken Gefangenen stelle. 
Tugluk führte aus, dass die 
Gefangenen, die als Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit 
betrachtet werden, auch dann 
nicht entlassen würden, wenn es 
ihr Zustand erfordere. Weil die 



Iran: Weiterer politischer 
Gefangener hingerichtet 


Das iranische Regime hat am 
Morgen des 4. November den 
kurdischen politischen Gefang¬ 
enen §erko Moarefi hingerichtet. 
Der 34-jährige Moarefi war im 
November 2007 wegen “Feind¬ 
schaft zu Gott” zum Tode verur¬ 
teilt worden und saß seitdem im 
Gefängnis von Seqiz. Bereits 
2009 und 2011 sollte das Todes¬ 
urteil gegen Moarefi vollstreckt 
werden, doch aufgrund des inter¬ 
nationalen Drucks wurde die 
Vollstreckung beide Male aufge¬ 
schoben. Mit der Hinrichtung 
von Moarefi wurden in den letz¬ 
ten zehn Tagen mindestens 16 
Kurdinnen im Iran hingerichtet, 
darunter drei politische Gefange¬ 
ne. Die Zahl der hingerichteten 
kurdischen politischen Gefange¬ 
nen seit 2007 ist mit der Hinrich¬ 
tung Maarfis auf 13 gestiegen. 
Auch ein anderer politischer 
Gefangener, Mutelib Ehmedi, 
wurde angeblich in die Todeszelle 
im Gefängnis von Seqiz verlegt. 


In Folgenden Auszüge eines Inter¬ 
views mit dem Kovorsitzenden der 
Partei für Frieden und Demokratie 
(BDP) Selahattin Demirtas, das 
am 1. November in der türkischen 
Tageszeitung Radikal veröffentlicht 
wurde. 

Die Kurdinnen werden mit eige¬ 
ner Identität an der Genfer Kon¬ 
ferenz teilnehmen 
Die Kurdinnen werden zu der 
Genfer Friedenskonferenz ihre 
Entscheidungen selbst treffen. Es 
ist von sehr großer Bedeutung, 
dass die kurdischen Organisatio¬ 
nen geeint auftreten. Es zeigt sich, 
dass die Bedingungen für eine 
Vereinigung mit der syrischen 
Opposition noch nicht gegeben 
sind. Dass die Kurdinnen unter 
dem Dach der syrischen Opposi¬ 
tion, ohne eine Vereinbarung zwi¬ 
schen beiden Seiten, nach Genf 
gehen, kann für die Kurden ein 
zweites Lausanne bedeuten 
(AdU.: Mit dem Abkommen von 
Lausanne vom 23. Juli 1923 


In Qamiflo wurde der Frauenver¬ 
ein SARA gegründet. Der Verein 
richtet sich gegen die psychische 
und körperliche Gewalt gegen 
Frauen. Der Verein besteht allein 
aus Frauen. Am häufigsten wird 
der Verein von Frauen wegen 
sexueller Belästigungen und kör¬ 
perlicher Gewalt aufgesucht. 


Seit der Amtsübernahme des ira¬ 
nischen Präsidenten Rohani, der 
in der Öffentlichkeit das Image 
eines gemäßigten Staatsführers 
genießt, ist die Anzahl der Hin¬ 
richtungen im Iran sprunghaft 
gestiegen. So wurden allein in den 
letzten zwei Wochen landesweit 
mehr als 40 Gefangene hingerich¬ 
tet. Nach Angaben des iranischen 
Staates wurden im Jahr 2013 bis¬ 
her 304 Todesurteile vollstreck. 
Amnesty International geht 
davon aus, dass die tatsächliche 
Zahl der Hinrichtungen aller¬ 
dings 538 beträgt. 

Derzeit sitzen in den iranischen 
Todestrakten weitere 25 kurdi¬ 
sche politische Gefangene. Auf- 

f rund des raschen Anstiegs der 
bllstreckung der Todesurteile, 
befinden sich diese Gefangenen 
auch in akuter Lebensgefahr. 

Vergeltungsaktion der HRK 

Die Verteidigungskräfte Ostkur¬ 
distans (HRK), der bewaffnete 


wurde Kurdistan auf den Iran, 
den Irak, die Türkei und Syrien 
geteilt). Die Kurdinnen könnten 
ein weiteres Mal getäuscht wer¬ 
den. Doch wenn die Kurdinnen 
mit ihrer eigenen Identität dort 
teilnehmen, ihre Forderungen 
verteidigen und Zusicherungen 
diesbezüglich bekommen, dann 
kann es eine Bindung mit der 
syrischen Opposition zu einer 
einzigen Oppositionskraft geben. 

Wichtige Strategische Bedeu¬ 
tung des Sieges von Til Köper 
Die Eroberung des Grenzüber¬ 
gangs Til Köper durch die kurdi¬ 
schen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten YPG, der sich zuvor in der 
Hand der Islamisten befand, 
stellt einen der bedeutendsten 
Vorstöße der Revolution in Roja- 
va (Westkurdistan) dar. Es ist 
eine Entwicklung, die zu Verän¬ 
derungen in militärischer und 
politischer Hinsicht führen wird. 
Ich denke, nun hat jeder, sowohl 
die internationalen, als auch die 


Auch bei wirtschaftlichen Proble¬ 
men können sich Frauen an den 
Verein wenden. 

„Es wird in den nächsten Tagen 
Proteste, Demonstrationen und 
Aktionen geben. Einige dieser 
Aktionen richten sich gegen die 
körperliche Gewalt gegen Frauen. 
Mit diesen Aktionen werden wir 


Arm der PJAK, hat bei einer 
Vergeltungsaktion aufgrund der 
Hinrichtung von zwei kurdi¬ 
schen politischen Gefangenen in 
der Nähe der Stadt Mako 
(Maku) zehn Mitglieder der ira¬ 
nischen Revolutionsgarden (Pas- 
daran) getötet. Über die Anzahl 
der Verletzten gab es zunächst 
keine Angaben. Augenzeugen 
berichten allerdings von neun 
weiteren Leichnamen, die nach 
dem Ende der Gefechte aus der 
Region weggebracht worden 
seien. 

Nachdem am 25. Oktober zwei 
Mitglieder der PJAK, Hebibul- 
lah Gulperipur und Riza Ismail 
Mamedi, durch den iranischen 
Staat hingerichtet worden 
waren, erklärte die PJAK, dass 
der momentane Waffenstillstand 
mit dem Iran in einem zerbrech¬ 
lichen Zustand sei und dass die 
Hinrichtungen nicht unbeant¬ 
wortet bleiben würden 

(ANF, 31.10J4.11., ISKU) 


regionalen Mächte verstanden, 
dass die Kurdinnen eine Kraft 
darstellen und ernst genommen 
werden müssen. Die Kontrolle 
über den Grenzübergang stellt 
auch für das Durchbrechen des 
Embargos einen wichtigen Vor¬ 
stoß dar. Denn sie versuchten so 
die Revolution zu ersticken und 
die Bevölkerung Rojavas zu iso¬ 
lieren. 

Am 7. November werden wir für 
Rojava eine Aktion mit der Teil¬ 
nahme all unserer Parlamentsab¬ 
geordneten durchführen. Wir 
werden mit Hunderttausenden 
zusammen zur Grenze gehen und 
dort den Bau der Grenzmauer 
stoppen. Das wird nicht einfach 
nur ein einmaliger Protest¬ 
marsch. Bis der Mauerbau 
estoppt, die Blockade aufeeho- 
en und die Grenze für Handel 
und humanitäre Hilfe geöffnet 
wird, wird unsere Aktion andau¬ 
ern. Wir sind diesbezüglich sehr 
ernsthaft und entschlossen. 

(Ra, 1.1., ISKU) 


das männliche Herrschaftssystem 
an den Pranger stellen“, so die 
Vorsitzende des Vereins Muna 
Ebduselem. Der Verein wird für 
die Anerkennung der Rechte von 
Frauen kämpfen; in ganz Rojava 
und Syrien wird er den Frauen¬ 
kampf voran treiben. 

(OG, 1.11., ISKU) 


ustiz in der Frage der "öffent- 
ichen Sicherheit" Ermessens¬ 
spielraum habe, würden die 
medizinischen Gutachten außer 
Kraft gesetzt. 

Es sei unmenschlich, das Schick¬ 
sal der unheilbar kranken, ans 
Bett gefesselten Gefangenen der 
Willkürpraxis der Anti-Terror- 
Abteilung der Polizei zu überlas¬ 
sen, unterstrich Tugluk und for¬ 
derte eine Rechtsvereinbarung 
zur Streichung der Frage der 
„öffentlichen Sicherheit“ in 
Bezug auf kranke Gefangene. 
(ANF, 31.10., DhG, ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
OG Özgür Gündem 

DhG Demokratie hinter 

Gittern 

Termine: 

Podiumsdiskussion 

„Friedensprozess unterstützen - 
PKK-Verbot aufheben!“ 

- Welches Resümee lässt sich 
nach 20 Jahren PKK-Verbot zie¬ 
hen? 

- Welche Funktion hat das 
PKK-Verbot heute noch? 

- Was erwarten die Akteure des 
Friedensprozesses von BRD und 
EU? 

- Wie können wir den Friedens¬ 
prozess im türkisch-kurdischen 
Konflikt unterstützen? 

15. November 2013, Rosa- 
Luxemburg-Stiftung, Münzen¬ 
bergsaal, Franz-Menring-Platz 
1, 10243 Berlin, 18.00 LJhr 

Veranstaltungsreihe 

Zwischen Friedensprozess und 
Rojava-Revolution 
Duisburg: 8. November, Mün¬ 
chen: 12. November, Hannover: 
13. November, Bremen: 21. 
November, Hamburg: 22. 

November, Karlsruhe: 26. 

November, Berlin: 28. Novem¬ 
ber, Trier: 6. Dezember 
U.a. in Zusammenarbeit von 
YEK-KOM Föderation der kur¬ 
dischen Vereine in Deutschland 
e.V., PYD Partei der demokrati¬ 
schen Union, Kampagne 
TATORT Kurdistan, Aktions¬ 
bündnis für die Unterstützung in 
Westkurdistan (Rojava) 

Das detaillierte Programm und die 
genauen Veranstaltungsorte und 
-termine sind auf der Webseite der 
ISKU zu finden. 

N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 


Selahattin Demirta§ im Gespräch 
mit der Tageszeitung Radikal 


Verein Sara nimmt den Kampf 
gegen Gewalt an Frauen auf 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Der Nahe- und Mittlere Osten 
befinden sich in einem Zustand 
des Chaos. Seit ungefähr 200 
Jahren befindet er sich in einer 
immerwährenden Konfliktsitu¬ 
ation, die mittels repressiver 
Diktaturen fortdauert. Mit dem 
Beginn des 19. Jahrhunderts 
und insbesondere während und 
nach dem 2.Weltkrieg, ist die 
Nahost-Politik der kapitalisti¬ 
schen Kräfte darauf gerichtet, 
die Region auszubeuten, sowie 
dieses Gebiet als einen ständi¬ 
gen Konfliktherd zu bewahren. 
Die Auswirkungen dieser Poli¬ 
tik, können an den Fällen wie 
Afghanistan, dem Irak sowie 
zuletzt Syrien vergegenwärtigt 
werden. Während einerseits mit 


Diktaturen langfristige Interes¬ 
sensbeziehungen aufrechterhal¬ 
ten werden, werden andererseits 
rückschrittliche Verbrecherban¬ 
den wie Al Kaida sowie ihr syri¬ 
scher Ableger Al Nusra logi¬ 
stisch als auch militärisch von 
lokalen Partnern wie der Türkei 
unterstützt. Dass aus Europa 
stillschweigend mehrere hun¬ 


dert Jugendliche von dschihadi- 
stischen Gruppierungen für den 
vermeindlichen Dschihad in 
Syrien rekrutiert werden kön¬ 
nen, ist ein Teil der europäi¬ 
schen Unterstützung. 

Gegen die Freiheitsbewegungen 
im Nahen- und Mittleren Osten 
entwickelten europäische Staa¬ 
ten eine feindliche Politik. So 
auch gegen die Kurdische Frei¬ 
heitsbewegung, die seit 40 Jah¬ 
ren einen Kampf um Emanzipa¬ 
tion und Selbstbestimmung der 
Menschen in Kurdistan fuhrt. 
Deren Ziel ist der Aufbau einer 
demokratischen, ökologischen 
und geschlechterbefreiten Ge¬ 
sellschaft. 


Aufgrund geostrategischer 
Interessen der europäischen 
Hegemonialmächte wie 

Deutschland, Frankreich und 
England, ist die kurdische 
Befreiungsbewegung PKK, seit 
über 20 Jahren in Deutschland 
jedoch verboten. Das sich in 
persona der PKK gegen die Kur¬ 
dinnen in Deutschland richten¬ 


de Betätigungsverbot behindert 
die Menschen daran, sich zu 
organisieren, es beeinträchtigt 
sie an der politischen und sozia¬ 
len Teilhabe sowie in ihren 
Anstrengungen für Demokratie. 
Dieses Verbot übt auch einen 
negativen Einfluss auf die seit 
einem Jahr währenden Friedens¬ 
gespräche zwischen der kurdi¬ 
schen Freiheitsbewegung sowie 
dem türkischen Staat aus. Im 
Rahmen dieser Verfügung, wer¬ 
den laut den Paragrafen 129 a 
sowie 129 b, kurdische Aktivi¬ 
stinnen kriminalisiert und in 
ihren demokratischen Bemü¬ 
hungen beeinträchtigt. Mit die¬ 
sem Vorgehen der BRD wird 
auch der türkische Staat in sei¬ 
nen Repressionen gegen Kur¬ 
dinnen der Rücken gestärkt. 

Das PKK-Verbot widerspricht 
jeglichen Grundsätzen von 
Menschenrechten und behin¬ 
dert die Bestrebung von Kur¬ 
dinnen nach Freiheit und 
Demokratie in Kurdistan. Die¬ 
ses Verbot drängt hunderttau¬ 
sende Kurdinnen in Europa in 
die politische Kriminalität. 
Hunderte Menschen wurden 
bisher in Europa aufgrund der 
Teilnahme an kurdischen 
Demonstrationen, das Sammeln 
von Spenden-Hilfen für Kurdi¬ 
stan oder der Organisierung von 
sogar kulturellen Aktivitäten zu 
Geld- und Freiheitsstrafen ver¬ 
urteilt. Vor allem junge Kurdin¬ 
nen sind von diesem Verbot 
betroffen. 

Deshalb rufen wir die demokra¬ 
tische Öffentlichkeit und insbe¬ 
sondere die Jugend in der BRD 
dazu auf, am 16. November in 
Berlin an der Europaweiten 
Demonstration »Friedenspro¬ 
zess unterstützen - PKK-Verbot 
aufheben« teilzunehmen. 


Verband der Studierenden aus 
Kurdistan — YXK e. V. 


»20 Jahre PKK-Verbot — eine Verfolgungsbilanz« 

Neuerscheinung: Broschüre »20 Jahre 
PKK-Verbot — eine Verfolgungsbilanz« 

88 Seiten, Format A4 
Herausgeber: Rechtshilfefonds AZADI 
e.V., Hansaring 82, 50670 Köln 

In dieser Broschüre werden Repressio¬ 
nen auf der straf-, ausländer- und verwal¬ 
tungsrechtlichen Ebene gegen Kurdin¬ 
nen und Kurden sowie kurdische Institu¬ 
tionen dokumentiert, ohne den 
Anspruch aufVollständigkeit zu erheben. 
»Seitens AZADI sind wir der Hoffnung, 
dass uns eine Aktualisierung dieser Bro¬ 
schüre in weiteren fünf Jahren erspart 
bleibt, weil dann auch das PKK-Verbot 
in Deutschland (schlechte) Geschichte ist«, heißt es im hoffungs- 
vollen Schlusssatz des Vorworts. 

Die Broschüre kann kostenlos gegen Porto (1,45€) oder gerne auch 
eine Spende bei AZADI e.V. bezogen werden 



Meldungen: 

Nach Beendigung des Hun- 

f erstreiks: Ay§e Gökkan aus 
em Krankenhaus entlassen 
Die Bürgermeisterin von Nise- 
bin (Nusaybin) Ay§e Gökkan 
wurde nach ärztlicher Behand¬ 
lung nach der Beendigung 
ihres Hungerstreiks aus dem 
Krankenhaus entlassen. Gök¬ 
kan war aus Protest gegen den 
geplanten Mauerbau an der 
türkisch-syrischen Grenze zwi¬ 
schen Nisebin und Qamislo in 
einen Hungerstreik getreten. 
Sie beendete ihren Hunger¬ 
streik am 07.11. nach insge¬ 
samt neun Tagen. Am selben 
Tag demonstrierten auf beiden 
Seiten der Grenze knapp 
50.000 Menschen gegen die 
Errichtung der Mauer. Bei 
dem Protest kam es auch zu 
Ausschreitungen zwischen 
Demonstranten und der Poli¬ 
zei. Der Bau der Grenzmauer 
wurde nach den Protesten 
zwischenzeitlich gestoppt, 
doch am 09. November soll 
der Bau der Mauer erneut auf¬ 
genommen worden sein. 
(t24/ANF, 08.109.11., ISKU) 


Hungerstreik im Gefängnis 
von Wan beendet 
Die hungerstreikenden PKK- 
Gefangenen im Gefängnis von 
Wan (Van) haben ihre Aktion 
beendet. Die Gefängnisleitung 
hatte zuvor die Forderung der 
Gefangenen akzeptiert. Die 
Gefangenen waren am 27. 
Oktober in einen Hungerstreik 
getreten, weil ein Teil der 
PKK-Gefangenen von den 
anderen politischen Gefange¬ 
nen getrennt in einem anderen 
Trakt des Gefängnisses festge¬ 
halten wurden. Bei den Betrof¬ 
fenen handelte es sich um 
Gefangene, denen es zuvor 
gelungen war, aus dem 
Gefängnis von (jewlig (Bingöl) 
zu flieh en. Doch bereits nach 
kurzer Zeit wurden sie wieder 
gefasst und ins Gefängnis von 
Wan gebracht. Daraufhin 
waren sie mit der Forderung 
nach ihrer Zusammenlegung 
mit den anderen politischen 
Gefangenen in einen Hunger¬ 
streik getreten. Nun ließen die 
Gefangenen verlautbaren, dass 
ein Großteil ihrer Forderungen 
erfüllt worden ist und sie ab 
dem 13. November ihre 
Aktion für beendet erklären. 

(ANF, 13.11., ISKU) 


KCK-Operationen halten 
weiter an 

In einer schriftlichen Erklä¬ 
rung machte die Justiz- und 
Menschenrechtskommission 
der Partei für Demokratie und 


FRIEDENSPROZESS UNTERSTÜTZEN 

PKK-VERBOT AUFHEBEN 




http://lriedenstattverbot.blogsport.de fifll 

MESA NAVENDf - MERKEZI YÜRÜYUS BUNDESWEITE DEMONSTRATION 

BERLIN, 16.11.2013,11 ; 00 UHR, KARL-MARX-ALLEE/ALEXANDERPLATZ 












Massenhafte Verlegungen von politischen 
Gefangenen in weit entfernte Gefängnisse 


Insgesamt 50 politische Gefan¬ 
gene wurden von der geschlos¬ 
senen Haftanstalt Merdin 
(Mardin) in das F-Typ-Gefäng- 
nis von Tekirdag angeblich 
wegen »Platzmangels« verlegt. 
Damit wurden in den letzten 
zwei Tagen über 138 politische 
Gefangene in andere Gefäng¬ 
nisse verlegt. 

Die Verlegung der Gefangenen 
in meist über tausende Kilome¬ 
ter entfernte Gefängnisse 
erfolgt auf Ordnung des türki¬ 
schen Justizministeriums und 
dauert weiter an. So beträgt 
beispielsweise die Entfernung 
zwischen dem Gefängnis von 
Merdin und der am Marmara¬ 


meer gelegenen Hafenstadt 
Tekirdag über 1625 Kilometer. 

Über 500 Gefangene in den 
letzten Monaten verlegt 
Wie bekannt wurde, sind in 
den letzten Monaten aus Amed 
(Diyarbakir) 275 politische 
Gefangene, aus Müf 70, 16 aus 
Elih (Batman) und aus Merdin 
50 nach Tekirdag verlegt. Am 
11. November wurden zudem 
aus dem E-Typ-Gefängnis in 
Sert (Siirt) 72 PKK-Gefangene 
nach Bandirma, ebenfalls am 
Marmarameer gelegen, verlegt. 

Gefängnis-Politik der AKP 
noch hinterlistiger als zur Zeit 
des 12.-SeptemBer-Putches 


Die Vorsitzende des »Verbandes 
der Vereinigungen der Rechts¬ 
hilfe und Solidarität für Fami¬ 
lien von Gefangenen« 
(TUHAD-FED) Zübeyde 
Teker nahm gegenüber der 
Nachrichtenagentur ANF Stel¬ 
lung zu den vermehrten Verle¬ 
gungen politischer Gefangenen 
in andere Gefängnisse. Die 
Verlegungen hätten das Ziel, 
die Gefangenen zu isolieren. 
Teker verglich die Gefängnis- 
Politik der AKP mit der Zeit 
des faschistischen Militärput¬ 
sches vom 12. September 1980. 
Selbst die 121 schwerkranken 
Gefangenen werden demnach 
trotz mehrfacher Anträge nicht 
freigelassen. 

(ANF, 12.11., 1SKU) 


Rojava: Auf dem Weg zu einer 
provisorischen Selbstverwaltung 


Ein konstituierender Rat aus 
82 Personen hat sich mit der 
Aufgabe zur Bildung einer pro¬ 
visorischen Selbstverwaltungs¬ 
instanz für Rojava (Westkurai- 
stan/Nordsyrien) gebildet. Die¬ 
ser Beschluss wurde nach insge¬ 
samt zwei Vorbereitungstrefren 
am 12. November in der west¬ 
kurdischen Stadt Qamijlo mit 
Beteiligung von kurdischen, 
arabischen, tschetschenischen 
und christlichen Vertreterin¬ 
nen bekannt gegeben. Das 
Gebiet von Rojava soll in drei 
autonome Bezirke, Efrin, Kob- 
ane und Cizire aufgeteilt wer¬ 
den, in denen ebenfalls eigene 
Selbstverwaltungsräte gebildet 
werden sollen. 

Der Sprecher des konstituie¬ 
renden Rates Hekem Xelo 
betonte, dass der Rat eine 
Übergangsfunktion habe und 
mit dem Verfassen eines Wahl¬ 
gesetzes und mit den Vorberei¬ 
tungen für Kommunalwahlen 
in Rojava beauftragt sei. 


Bombenanschlag in Kobani: 
14 Zivilisten getötet 

Bei einem Sprengstoffanschlag 
in der westkurdischen Stadt 
Kobani wurden insgesamt 14 
Zivilisten getötet und minde¬ 
stens 24 weitere Menschen ver¬ 
letzt. Unter den Getöteten 
befinden sich nach ersten 
Angaben auch fünf Kinder. 

Der Anschlag ereignete sich am 
11. November gegen 16.10 
Uhr Ortszeit vor den Gebäu¬ 
den des Kurdischen Roten 
Halbmonds (Heyva Sor a Kur¬ 
distan) und des Menschen¬ 
rechtsvereins, wo ein mit 
Sprengstoff beladenes Fahrzeug 
explodierte. 17 Verletzte befin¬ 
den sich derzeit im Kranken¬ 
haus von Kobani in Behand¬ 
lung, sieben weitere wurden 
über die türkische Grenze ins 
Krankenhaus von Riha (Urfa) 
gebracht. Wer hinter dem 
Anschlag steckt, konnte bisher 
nicht ermittelt werden. 


Am Tag nach den Anschlägen 
blieben aus Protest alle 
Geschäfte der Stadt geschlos¬ 
sen. In schriftlichen Erklärun¬ 
gen verurteilten unter anderem 
der kurdische Rote Halbmond, 
der Kongra-Gel, der Demokra¬ 
tische Gesellschaftskongress 
(DTK) und die Partei für 
Demokratie und Frieden 
(BDP) den Anschlag scharf. 

Waffenlieferung entdeckt 
Türkische Polizisten haben im 
Grenzgebiet zu Syrien eine 
Lastwagenladung mit illegalem 
Waffenmaterial sichergestellt. 
Darunter seien 1200 Gefechts¬ 
köpfe für Raketen sowie Pan¬ 
zerfäuste, Handgranaten und 
Schußwaffen, berichteten tür¬ 
kische Fernsehsender am Don¬ 
nerstag. Das Kriegsgerät sei bei 
der Überprüfung eines Lastwa¬ 
gens in der südlichen Provinz 
Adana entdeckt worden. 

(ANF, jW, 8.Hl.112.113.11., 
ISKU) 


Türkei baut noch in diesem Jahr 
67 neue Militärstationen 


Auf Anfrage der BDP-Abge- 
ordneten Ayla Akat Ata erklär¬ 
te das türkische Verteidigungs¬ 
ministerium, dass seit Anbe¬ 
ginn des Jahres 2013 insgesamt 
mit dem Bau von 78 Militär¬ 
stationen begonnen wurde, von 
denen noch bis zum Ende 2013 
der Bau von insgesamt 67 Mili¬ 
tärstationen abgeschlossen wer¬ 
den soll. Zusätzlich soll Ende 
dieses Jahres/Anfang nächsten 
Jahres der Auftrag für den Bau 
von 34 weiteren Militärstatio¬ 
nen erteilt werden. 

Den Bau der neuen Militärsta¬ 
tionen begründete das Verteidi- 


ungsministerium damit, dass 
adurch die Sicherheit des Lan¬ 
des vor äußeren Angriffen und 
der Kampf gegen Grenz¬ 
schmuggler gestärkt werden 
soll. 

Nach Beginn des sogenannten 
Lösungsprozesses zwischen der 
kurdischen Freiheitsbewegung 
und des türkischen Staates, und 
insbesondere nach Beginn des 
Rückzugs der kurdischen Gue¬ 
rillakräfte aus der Türkei ab 
dem 8. Mai dieses Jahres, hat 
die türkische Regierung den 
Bau von zahlreichen neuen 
Militärstationen angeordnet. 


Die kurdische Seite bewertete 
dies als eine Provokation des 
Prozesses und als Zeichen für 
die Vorbereitungen der türki¬ 
schen Regierung für erneute 
Kriegsvorbereitungen gegen die 
kurdischen Guerulakräfte. Es 
kam zu zahlreichen Protesten 
der kurdischen Bevölkerung 
gegen den Bau von neuen Mili¬ 
tärstationen. Bei solch einem 
Protest in der Kreisstadt Piran 
(Lice) wurde am 28. Juni der 
18-jährige Medeni Yildirim 
durch das türkische Militär 
ermordet. 

(ANF, 13.11., ISKU) 


Frieden (BDP) darauf auf¬ 
merksam, dass in jüngster Zeit 
»klammheimlich” die Festnah¬ 
mewellen gegen politische 
Aktivistinnen wegen ver¬ 
meintlicher Mitgliedschaft in 
der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistan (KCK) 
wieder zugenommen haben. 
Mit den Festnahmen ziele man 
vor den anstehenden Kommu¬ 
nalwahlen auf eine Schwä¬ 
chung der BDP ab, heißt es 
unter anderem in der Erklä¬ 
rung, die vollständig wie folgt 
lautet: 

»Im Oktober und November 
2013 wurden im Rahmen der 
KCK-Operationen in den 
Städten Istanbul, Diyarbakir, 
Dersim, §trnak, Hakkari, 
Urfa, Batman und Van insge¬ 
samt 158 Menschen festge¬ 
nommen. 

Wir als BDP erklären, dass 
diese politischen Operationen, 
die durch die Hand der Justiz 
vollführt werden, in keinster 
Weise rechtlich legitim sind. 
Unter solchen Bedingungen 
ist es nicht möglich, dass der 
gegenwärtige Prozess ohne 
rechtliche Veränderungen, was 
die Gedanken-, Meinungs¬ 
und Organisierungsfreiheit 
angeht, gut voranschreitet. 
Auch heute befinden sich 
weiterhin tausende politische 
Gefangene als Geiseln in den 
Gefängnissen der Türkei. Seit 
2009 beharrt die türkische 
Regierung darauf, die Frage 
mit Mitteln der »Sicherheits¬ 
politik”, mit Festnahmen und 
Haftstrafen zu »lösen”. Die 
Festnahmeoperationen werden 
aus rein politischen Beweg¬ 
gründen durchgeführt und 
sollen unsere Partei, trotz feh¬ 
lender rechtlicher Grundlage 
hierfür, vor den anstehenden 
Kommunalwahlen schwächen. 
Die juristischen Kanäle müs¬ 
sen mit sofortiger Wirkung 
diese Operationen einstellen 
und alle politischen Gefange¬ 
nen in die Freiheit entlassen.« 

(ANF, 13.11., ISKU) 
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20.000 fordern Aufhebung 
des PKK Verbots 


Ami6. November versammelten 
sich bis zu 20.000 Menschen zur 
Demonstration gegen das Verbot 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
PKK. Es wurde eine entschlosse¬ 
ne aber friedliche Demonstration 
unter den Fahnen vieler linker 
Organisationen aus Deutschland, 
der Türkei und allen Teilen Kur¬ 
distans. Dabei fielen besonders 
auch die vielen Fahnen der PKK, 
KCK und Bilder Abdullah Öca- 
lans auf, welche die Teilnehmer¬ 
innen der Demonstration trotz 
Strafandrohung zeigten und so 
ihre Solidarität mit der kurdi¬ 
schen Freiheitsbewegung aus¬ 
drückten. Obwohl die Polizei 
hunderte Bilder des Vorsitzenden 
der PKK Abdullah Öcalan und 
Fahnen von PKK und KCK im 
Vorfeld „festnahm“, konnte das 
Verbot dieser Symbole von der 
Polizei nicht durchgesetzt werden. 
Im Anschluss fand eine Kundge¬ 
bung mit Konzert und Reden von 
Vertreterinnen von Gruppen aus 
der Friedensbewegung, dem 
Bündnis Tatort Kurdistan und 
Politikerinnen aus Kurdistan 


Aldar Xelil, Mitglied des Kurdi¬ 
schen Hohen Rats, erklärte,, dass 
in Kürze in Rojava eine Über¬ 
gangsregierung ausgerufen wird. 
Dieses Modelfsoll auf der Grund¬ 
lage der Einheit der Völker und 
eines gemeinsamen Lebens zum 
Vorbild werden. (...) Aldar Xelil 
hat u.a. folgende. Fragen der 
Tageszeitung Yeni Ozgür Politika 
zu dem vorübergehenden Regie¬ 
rungsmodells beantwortet. Die 
vollständige Fassung des Inter¬ 
views ist auf der Webseite der 
ISKU zu finden. 

Was waren die Prioritäten bei den 
Vorbereitungen zur Übergangsre¬ 
gierum? Warum ist die konstituie¬ 
rende Versammlung zu diesem Zeit¬ 
punkt zusammengesetzt worden? 
Auch wenn es so aussieht, als sei 
dieses Thema erst in den letzten 
Tagen auf die Tagesordnung 
genommen worden, so haben wir 
doch unsere Vorbereitungen zur 
Übergangsregierung in Rojava 
schon vor längerer Zeit begon¬ 
nen. Seit dem 19. Juni [2012, d. 
Übers.], dem Beginn der Revolu- 


statt. Einen Höhepunkt der 
Kundgebung bildete der Redebei¬ 
trag des Covorsitzenden der BDP 
Selahattin Demirtas. Er betonte, 
dass das deutsche PKK-Verbot 
und die Aufnahme der PKK in 
die EU Terrorliste ein ernsthaftes 
Hindernis für den Friedenspro¬ 
zess in der Türkei und Kurdistan 
darstellen. Heute mit der Verbots¬ 
politik weiterzumachen bedeutet, 
keinen Friedensprozess zu wollen. 
Insbesondere betonte er, dass es 
ein juristischer Skandal sei zu ver¬ 
suchen, die Bilder von Abdullah 
Öcalan zu verbieten und dass dies 
gegen die universellen Rechte ver¬ 
stoße. In Kurdistan habe die 
Bevölkerung das Recht, die Bilder 
zu zeigen auf allen Ebenen durch¬ 
gesetzt und auch hier passiert das, 
denn jeder hier trägt Öcalan im 
Herzen. Er machte deutlich, dass 
über eine Million Kurdinnen und 
Kurden in Deutschland leben 
und dass es unmöglich sei, diese 
als Terroristen zu kriminalisieren. 
Elmar Millich als Anmelder der 
Demonstration erklärte: „Wir als 
Tatort Kurdistan freuen uns, dass 


tion in Rojava, begann parallel 
dazu die Tätigkeit. Seit die Gebie¬ 
te in Rojava vom Baath-Regime 
befreit werden konnten, war es 
ein Punkt auf der Tagesordnung 
und Schritt für Schritt wurde 
dafür der Grundstein gelegt. In 
den letzten sechs Monaten sind 
die Vorbereitungen zur Regie¬ 
rungsbildung beschleunigt wor¬ 
den. (...) 

Auch vorher sind schon Schritte 
hin zur Realisierung eines Regie¬ 
rungsmodells getan worden. Aber 
die Angriffe der Banden, die sich 
auf alle Regionen Rojavas ausge¬ 
breitet haben, haben diese Arbei¬ 
ten gelähmt. Die Einbeziehung 
einiger kurdischer Kreise und ara¬ 
bischer und aramäischer Schich¬ 
ten hat Zeit in Anspruch genom¬ 
men. 

Wir befinden uns derzeit sowohl 
bei der Organisierung, der Insti¬ 
tutionalisierung als auch bei der 
Sicherheit in einer deutlich besse¬ 
ren Situation. Auch die Gruppen, 
mit denen wir Gespräche fuhren, 
nehmen das Regierungsmodell 
positiv auf. Es gibt den Wunsch 


es heute in Berlin gelungen ist, 
eine kraftvolle Demonstration zur 
Aufhebung des PKK-Verbots 
durchzufuhren. Nach 20-jähriger 
Politik der Unterdrückung der 
kurdischen Befreiungsbewegung 
in Deutschland ist es Zeit, einen 
radikalen Politikwechsel durchzu¬ 
führen, eine Aufrechterhaltung 
des Verbotes wäre lediglich ein 
Signal an die türkische AKP- 
Regierung, den begonnenen Frie¬ 
densprozess zu sabotieren und so 
auch den türkisch-kurdischen 
Konflikt in der Türkei aufrecht¬ 
zuerhalten. Wir hoffen, dass die 
Demonstration ein weiterer 
Schritt ist, zusammen mit demo¬ 
kratischen und linken Vereinen 
und Initiativen die Aufhebung 
des PKK Verbots endlich durch¬ 
zusetzen.“ 

Nun liegt es bei den politischen 
Entscheidungsgremien der Bun¬ 
desregierung, die Initiative aufzu¬ 
nehmen und endlich von der Ver¬ 
botspolitik Abstand zu nehmen 
und so eine positive Rolle im Frie¬ 
densprozess zu spielen. 

(jriedenstattverbot. blogsport.ck) 


nach Partizipation und es wurde 
eine Einigung getroffen. (...) 

Mit der Revolution in Rojava ver¬ 
walten wir speziell seit dem 19. 
Juni die Regionen, in denen sich 
hauptsächlich Kurdinnen aufhal¬ 
ten. Mit einem Regierungsmodell 
wollen wir dies als System 
zusammenführen. In der derzeiti¬ 
gen Phase der Revolution in Roja¬ 
va ist es ein notwendiger, nicht 
aufschiebbarer, Schritt. Aus die¬ 
sem Grund erachten wir es als 
wichtig, ohne Verzögerung und 
baldmöglichst die Regierung aus¬ 
zurufen und offiziell in die Praxis 
umzusetzen. 

Wie sieht das Modell der geplanten 
Übergangsregierung aus? 

Wir agieren mit der Perspektive 
der demokratischen Kultur. Wie 
der Mittlere Osten in der Vergan¬ 
genheit der gemeinsame Lebens¬ 
punkt aller Völker war, so wollen 
wir heute dieses Modell in Rojava 
in die Praxis Umsetzern Wir wol¬ 
len beweisen, dass ein demokrati¬ 
sches, an der Einheit und 
Gemeinschaft angelehntes Leben 


Meldungen: 

YPG: Bei der Operation von 
Tirbespiye bis jetzt 20 Dörfer 
befreit 

Nach dem Pressezentrum der 
YPG wurden bei der „Revolutio¬ 
nären Operation für die Märtyrer 
von Kobane und Qamiflo“, die 
am 2.11. begann, bis jetzt 20 
Dörfer aus den Händen islamis- 
tischer Banden befreit. Dabei 
verloren drei Kämpferinnen der 
YPG ihr Leben; viele Banden¬ 
mitglieder wurden bei den 
Kämpfen getötet. 

Es wurden Militärfahrzeuge von 
Al Qaida, mit große Mengen 
Munition und Nahrungsmitteln 
beschlagnahmt. Die Bandenmit¬ 
glieder gehörten den Gruppen Al 
Nusra und ISIS (Islamischer 
Staat in Irak und Syrien) an. 
Besonders hervorzuheben ist, 
dass die militärischen Regional¬ 
hauptquartiere dieser Al-Qaida- 
Gruppen in Til Id und Mihemed 
DiyaB von der YPG und der 
Frauenarmee YPJ erobert wur¬ 
den. 

Die YPG rief die aus der Region 
geflohene Bevölkerung auf, wie¬ 
der in ihre nun befreiten Dörfer 
zurückzukehren und an den 
Arbeiten zur Verteidigung der 
Gebiete teilzunehmen. Außer¬ 
dem forderten sie auch diejeni¬ 
gen zur Rückkehr auf, die mit 
Waffengewalt dazu gezwungen 
worden sind, für Al Qaida zu 
kämpfen, um an der Selbstver¬ 
waltung der Region mitzuwir¬ 
ken. (ANF, 14.11., ISKU) 

Proteste gegen die Ermordung 
von drei Flüchtlingen im 
türkisch/syrischen Grenzgebiet 
In der Nacht vom 16. auf den 
17. November hatten Spezial¬ 
kräfte der türkischen Polizei drei 
Zivilisten ermordet, die aus 
Qami§lo über die türkische 
Grenze nach Nisebin (Nusaybin) 
fliehen wollten. Am Tatortprote- 
stierten nach Aufruf der BDP am 
19.11. hunderte Menschen 
gegen die Ermordung. An dem 
Protest nahmen unter anderem 
auch der BDP-Abgeordnete Erol 
Dora, die Bürgermeisterin von 
Nisebin Ay$e Gökkan und der 
Bürgermeister von Qoser 
(Kiziltepe) Ferhan Türk teil. Die 
Demonstrantlnnen forderten 
Rechenschaft über die Ermor¬ 
dung der drei Menschen. 

Der Vorsitzende der BDP in 
Merdin (Mardin) Refat Kaymaz 
erklärte auf der Demonstration, 
dass außer Frage steht, dass der 
türkische Staat der Täter dieser 
Morde ist. Es handele sich bei 
dem Grenzübergang um ein 
freies Gelände und wenn die 
Sicherheitskräfte gewollt hätten, 
könnten sie die drei Personen 


Das Rojava-Modell wird 
zum Vorbild werden 




Nein zu jeder Form von 
Gewalt gegen Frauen! 


Für Frauen auf der ganzen Welt 
ist der 25. November ein Kampf¬ 
tag gegen Gewalt an Frauen. Wir 
gedenken ein weiteres Mal den 
drei Schwestern Maria Teresa, 
Patria und Minerva Mirabel, die 
1960 mit ihrem Kampf gegen die 
Trujillo-Diktatur in die Frauen¬ 
befreiungsgeschichte eingegangen 
sind. 

Dieser Tag ist für uns nicht nur 
ein Gedenktag für die drei Schwe¬ 
stern, die am 25. November 1960 
ermordet wurden. Er bedeutet 
auch, das patriarchale Herr¬ 
schaftssystem und seine Auswir¬ 
kungen zu hinterfragen und zu 
dechiffrieren. Gleichzeitig ist die¬ 
ser Tag für alle Frauen, die sich 
gegen dieses System organisieren 
und dagegen ankämpfen, ein 
Anlass dafür, Rechenschaft zu for¬ 
dern und den Aufbau eines freien, 
gleichen und demokratischen 
Lebens voranzutreiben. 

Der „arabische Frühling“ der letz¬ 
ten Jahre hat sich heute zu einer 
Mittelost-Intervention gewan¬ 
delt. Diese gegen die Forderung 
nach Freiheit, Gleichheit und 
Demokratie der Frauen und Völ¬ 
ker des Mittleren Ostens gerichte¬ 
te Intervention hat in Tunesien, 
Lybien, Ägypten und Syrien zu 
schweren Auseinandersetzungen 
und großen Rückschritten hei 
Frauen- und Menschenrechten 
geführt. Im Namen des Gesetzes, 
der Glaubensausrichtung, der 
Tradition oder der Politik hat 
Gewalt gegen Frauen grausame 
Dimensionen angenommen. 


In Syrien sind zahllose Frauen 
von bewaffneten Banden wie Al 
Nusra im Namen des „heiligen 
Krieges“ vergewaltigt und ermor¬ 
det worden. Der patriarchale 
Krieg gegen Frauen hat damit 
einen neuen Deckmantel bekom¬ 
men. Die AKP-Regierung in der 
Türkei greift in alle Lebensberei¬ 
che von Frauen ein, vom Denken 
über den Glauben bis zum Kör¬ 
per. Sie versucht, Frauen aus dem 
öffentlichen Leben zu entfernen, 
indem sie Frauen als „Objekte der 
Sünde“ darstellt. Frauen sollen im 
häuslichen Bereich bleiben, wo sie 
als billige Arbeitskräfte für das 
System nerhalten und Soldaten 
für die Kriegspolitik produzieren. 
Hinter dem Vorgehen der Al 
Nusra in Rojava (Westkurdistan / 
Nordsyrien), der AKP in der Tür¬ 
kei, dem Regime im Iran und 
allen Strukturen, die mit dem 
Herrschaftssystem kollaborieren, 
steht die gleiche Denkweise. Ihre 
Gemeinsamkeit wird deutlich 
beim Thema Frauenrechte. Unter 
der Identität Staat, Mann, Vater, 
Religionsführer, Liebhaber wer¬ 
den Frauen eingesperrt, misshan¬ 
delt und ermordet. Dieses Massa¬ 
ker richtet sich nicht nur gegen 
Frauen, sondern gleichzeitig 
gegen die sozialen Wertmaßstäbe, 
die eine Gesellschaft aufrecht 
erhalten. 

Als kurdische Frauen haben wir 
mit dem Mord an der Mitbe- 
ründerin der kurdischen Frauen- 
ewegung Sakine Cansiz, an 
Fidan Dogan und Leyla Saylemez 


am 9. Januar 2013 in Paris einen 
unwiederbringlichen Verlust 
erleiden müssen. So wie die Mira- 
bel-Schwestern haben auch diese 
drei kurdischen Frauen bis zum 
letzten Atemzug für Freiheit 
gekämpft. Mit ihrem Leben und 
ihrem Kampf haben sie sich als 
Genossinnen der Mirabel-Schwe- 
stern erwiesen. Unsere drei 
Freundinnen fielen einem politi¬ 
schen Attentat zum Opfer, das in 
internationaler Zusammenarbeit 
ausgeführt wurde. Der Angriff 
galt nicht nur ihnen, sondern 
allen kurdischen Frauen und 
Frauen auf der ganzen Welt, die 
sich nicht von ihrem Freiheits¬ 
kampf abbringen lassen. Der 25. 
November ist für uns ein weiteres 
Mal Anlass, ihrer voller Sehnsucht 
zu gedenken und ihnen mitzutei¬ 
len: 

Ihr wertvollen Frauen, die Ihr 
Euch niemals dem patriarchalen 
Herrschaftssystems gebeugt habt 
— möget Ihr in Frieden ruhen, 
denn Eure Schwestern sind in den 
Bergen Kurdistans, in den Städ¬ 
ten und den Dörfern auf den Bei¬ 
nen und fordern Rechenschaft 
von diesem System. Sie leisten 
Widerstand, sie organisieren sich, 
sie kämpfen. 

Wir grüßen alle kämpfenden 
Frauen auf dieser Welt und rufen 
dazu auf, alle Methoden der 
Selbstverteidigung auszuweiten 
und eine freie, gleiche und demo¬ 
kratische Gesellschaft aulzubau¬ 
en. (. Kurdische Frauenbewegung in 
Europa (TJKE), November 2013) 


Das Rojava-Modell... 


der Völker miteinander, nicht nur 
in der Theorie existiert, sondern 
auch in der Gegenwart umgesetzt 
werden kann. 

Araberinnen, Aramäerlnnen, 
Chaldäerlnnen, Kurdinnen, As- 
syrer und Armenierinnen haben 
in der Vergangenheit des Mittle¬ 
ren Ostens bewiesen, dass ein 
gemeinschaftliches Leben mög¬ 
lich ist. Und wir betonen, dass es 
auch gegenwärtig möglich ist. 
Unsere derzeitig geführten Akti¬ 
vitäten zur Institutionalisierung 
laufen auf der Grundlage einer 
demokratischen Autonomie und 
zielen auf deren schrittweisen 
Aufbau ab. (...) 

Welche Arbeiten werden vorrangig 
aufgenommen? 

Die konstituierende Versamm¬ 
lung ist auch verantwortlich für 
die Vorbereitung von Dokumen¬ 
ten für das Regierungsprojekt 
und die praktische Umsetzung. 
Die konstituierende Versamm¬ 
lung wird als erstes einen Gesell¬ 
schaftsvertrag vorbereiten. Viel¬ 
leicht gibt es allgemeine Benen¬ 
nungen wie Verfassung oder 
ähnliches, aber wir können es 


Gesellschaftsvertrag nennen. Die 
Prinzipien der Rahmenbedin¬ 
gungen für die Arbeit, den Dia¬ 
log und die Beziehungen werden 
in diesem Vertrag festgelegt. Um 
eine Regierung zu bilden, die 
diese Verwaltung und Entschei¬ 
dungen vorbringt, muss eine 
Warn durchgeführt werden. Die 
Gesetze zu den Wahlen müssen 
ebenfalls festgelegt werden. Auch 
das Regierungssystem und das 
Regierungsmodell müssen festge¬ 
legt werden. (...) Folgendes muss 
auch unterstrichen werden: Die 
konstituierende Versammlung ist 
vorübergehend zusammengesetzt 
worden und nach den Wahlen 
mit der Festlegung der Regierung 
wird ein ständiges Parlament 
gegründet. (...) 

Was sind die Aufgaben und Ver¬ 
antwortlichkeiten der vorüberge¬ 
henden Regierung? Welche Berei¬ 
che werden ihre Arbeiten einschlie¬ 
ßen? 

Beginnend bei der Sicherheit, 
der Gesundheit, Politik, Ökono¬ 
mie, Handel, Agrarwirtschaft, 
Kultur und Bildung, sie ist ver¬ 
antwortlich für alle Bereiche. 


Jeder Bereich wird intern eine 
Verwaltungseinheit zusammen¬ 
setzen und Aufgaben überneh¬ 
men. Und aus den Einheiten die¬ 
ser Bereiche wird eine allgemeine 
Verwaltung entstehen. (...) 

Wie wird das Arbeitssystem ausse- 
hen? 

Unsere gebildeten Kommissio¬ 
nen werden diese Tätigkeiten 
ausführen. Unter Berücksichti¬ 
gung der Bedürfnisse der Gesell- 
schdr setzt sie auf jeder Ebene 
Kommissionen zusammen. An¬ 
schließend setzt sie in jedem 
Tätigkeitsfeld eine Verwaltung 
zusammen. 

Gibt es schon einen bestimmten 
Zeitpunkt für die Ausrufung der 
Übergangsregierung? 

Die dementsprechenden Arbei¬ 
ten haben schon begonnen. Sehr 
bald wird die konstituierende 
Versammlung Zusammenkom¬ 
men und die Kommissionen 
beauftragen. Wir visieren die 
Ausrufung der Übergangsregie¬ 
rung noch vor der Genfer Konfe¬ 
renz an. (...) 

(YÖP, 14.11., ISKU) 


problemlos festnehmen. „Doch 
stattdessen entschieden sich die 
Sicherheitskräfte für eine offen¬ 
kundige Hinrichtung der Perso¬ 
nen“, so Kaymaz, der diese 
Morde als ein “zweites Roboski” 
bezeichnete. 

Nachdem die Demonstrantln- 
nen mit einem Sitzstreik eine 
Weile die Landstraße zwischen 
Nisebin und Qoser blockierten, 
löste sich der Protest ohne 
Zwischenfälle auf 

(ANF, 19.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 

Termine: 

Kundgebung in Hamburg 
The wall — Die Mauer 
Die türkische Regierung hat 
angefangen, durch den syrisch - 
kurdischen Teil (Rojava) und 
den türkisch-kurdischen Teil 
Nusaybins eine Betonmauer in 
Höhe von 5m und einer Länge 
von insgesamt mehr als 600km 
zu bauen. 

In der syrischen Region und in 
weiten Teilen der Türkei und 
Kurdistan gibt es Widerstand 
gegen dieses Mauerbauvorhaben 
der Erdogan-Regierung. Die 
Bürgermeisterin der Stadt 
Nusaybin Frau Ayse Gökkan trat 
im September diesen Jahres in 
den Hungerstreik, um die Mauer 
zu verhindern. Sie stellte sich den 
Bagger und dem Militär, das die 
Grenze sichert, in den Weg und 
leistete wochenlang u.a. durch 
ihren Hungerstreik Widerstand 
und schaffte dadurch eine breite 
Öffentlichkeit in Kurdistan und 
in der Türkei. 

Kundgebung am Samstag den 

23.11.2013 von 15 bis 17 Uhr 

am Hachmannplatz (Hambur¬ 
ger Hauptbahnhof) 

Bündnis demokratischer 
Plattformen 


Aktionstag 

Tag gegen Gewalt an Frauen: 

Düsseldorf: Demo 23.11.2013 

13 Uhr vor dem DGB Haus, 
Friedrich-Ebert-Straße 
Hamburg: Demo 25-11.2013 
17 Uhr, Seintorwall, HBF 
Stuttgart: Demo 23.11.2013 

14 Uhr, Lautschlagerstraße 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen Übersen¬ 
dung des Portos bei der 

ISKU 

Spaldingstr. 130-136 
20097 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 

E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 

Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen täg¬ 
lichen Pressespiegel findet Ihr im Inter¬ 
net unter: 

www.isku.org 
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Bese Hozat: Die PKK ist nun MeUons 


ein gesellschaftliches System 


Die Kovorsitzende des Exekutiv¬ 
rats der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) Bese 
Hozat hat gegenüber der kurdi¬ 
schen Nachrichtenagentur Firat- 
news anlässlich des 35. Jahrestages 
des PKK-Gründungskongresses 
vom 26727. November 19/8 den 
Kampf der kurdischen Freiheits¬ 
bewegung bewertet. „Denn die 
PKK hat in ihrem 35-jährigen 
Aufstand das Paradigma der 
Demokratischen Nation hervor¬ 
gebracht. Sie hat das demokra- 
tisch-konföderale System der Völ¬ 
ker entwickelt. Das kurdische 
Volk baut sich, aus seiner eigenen 
Kraft, sein System auf. Die PKK 
hat in der gegenwärtigen Situa¬ 
tion das Niveau einer Bewegung 
überwunden und ist nun zu 
einem gesellschaftlichen System 
geworden“, erklärt Hozat. 

Im folgenenden dokumentieren 
wir in Auszügen das Interview, in 
dem Bese Hozat auf die Erfolge 
des 35-jährigen Kampfes der 
PKK und auf die daraus resultie¬ 
rende Veränderung in der kurdi¬ 
schen Gesellschaft eingeht, sowie 
ihre Definition der PKK darlegt. 

PKK hat eine mentale Revolu¬ 
tion hervorgebracht 

„Ohne die Mentalität eines Vol¬ 
kes zu verändern und zu befreien, 
dessen Wille gebrochen, das 
gespalten, eingeschüchtert, ver¬ 
sklavt und dessen Geist und Per¬ 
sönlichkeit mit einer brutalen 
Assimilationspolitik untergraben 
worden sind, kann diesem Volk 
niemals auf die Beine geholfen 
werden. In diesem Sinne hat die 
PKK innerhalb der kurdischen 
Gesellschaft eine mentale Revolu¬ 
tion hervorgebracht. Sie hat die 
Sklaverei im Denken der kurdi¬ 
schen Bevölkerung entfernt und 
entsorgt. Sie hat die Angst ent¬ 
fernt. Anstatt der Angst und Skla¬ 
verei hat sie das freie Bewusstsein 
und die Überzeugung gesetzt. 
Das ist die eigentliche Revolution 
der PKK. Eine größere Revolu¬ 
tion als diese kann es nicht geben. 
Es bedeutet, in die Mentalität 
eines Volkes das freie Bewusstsein 
zu setzten und dieses Volk so zu 
befreien. Die PKK hat dies 
geschafft. Das in Gefangenschaft 
gehaltene Denken eines Volkes 
hat sie befreit. (...) 

Die PKK ist eine 
Partei der Frauen 

Im Freiheitsverständnis unseres 
Vorsitzenden nimmt die Freiheit 
der Frau eine zentrale Stellung 


ein. Für ihn definiert sich die 
Freiheit durch die Überwindung 
des gesellschaftlichen Sexismus 
und die Gleichberechtigung von 
Frau und Mann. Die Ideologie 
der PKK gründet sich auf genau 
dieses Verständnis. Die PIGC ist 
eine Partei, die sich auf Frauen¬ 
freiheitsideologie bezieht. Sie 
glaubt an keine Freiheit einer 
Gesellschaft, welche die Freiheit 
der Frau ausklammert. Deswegen 
ist der Kampf um die Befreiung 
der Frau von zentraler Bedeutung 
für die PKK. Aus dieser Sicht ist 
der 35-jährige Kampf der PKK 
auch als ein Kampf um die Frei¬ 
heit der Frau zu begreifen. 

Beim sechsten Frauenfreiheits- 
Kongress haben wir tiefgreifend 
und vielschichtig über die Situa¬ 
tion der Frauen diskutiert. Wir 
haben unter anderem über den 
Einfluss und die Rolle der Frau 
bei der Entwicklung der demo¬ 
kratischen Politik diskutiert. 
Eines unserer Ergebnisse war, 
dass die demokratische Politik 
vor allem durch die Ideen und 
Vorstellungen der Frauenbewe¬ 
gung entwickelt werden kann. 
Der Grund hierfür ist, dass die 
Natur der Frauen stärker kom¬ 
munal, gesellschaftlich und 
demokratisch geprägt ist als die 
des Mannes. Wir sind zu dem 
Entschluss gekommen, dass die 
Politik auf jeden Fall von der 
herrschenden Mentalität und 
dem Verständnis des Mannes 
befreit werden muss. Ohne eine 
demokratische Politik und ein 
demokratisches Gesellschaftssy¬ 
stem zu entwickeln, können 
weder die Frau noch die Gesell¬ 
schaft befreit werden. 

Wir haben uns bei unserem Kon- 
ress zum Ziel gesetzt, den Auf- 
au der Demokratischen Auto¬ 
nomie voranzutreiben. Denn 
ohne dieses System zu etablieren, 
sind die Werte der Frauenbewe¬ 
gung einer permanenten Gefahr 
ausgesetzt. Die Demokratische 
Autonomie stellt insofern auch 
ein Selbstverteidigungsmecha¬ 
nismus für die Werte der Frauen¬ 
bewegung, für die Werte einer 
demokratischen Gesellschaft dar. 
[...] 

Ein weiteres wichtiges Thema 
war die Bildung der Frau. Die 
Bildung nimmt eine zentrale 
Rolle bei der Befreiung der Frau 
ein. Ohne die Entwicklung eines 
Bewusstseins durch Bildung 
kann der Wille der Frau nicht zur 
Geltung kommen. Und ohne, 
dass der Wille der Frau zur Gel¬ 


tung kommt, kann die Frau sich 
nicht befreien. Aus diesem 
Grund haben wir den Beschluss 
gefasst, die Frauenbildungsakade¬ 
mien weiterzuentwickeln sowie 
jedes Haus und jede Wohnung in 
eine Bildungseinrichtung zu ver¬ 
wandeln. 

Ein wichtiger Faktor, der die Frau 
abhängig von der Herrschaft des 
Mannes macht, ist ihre fehlende 
wirtschaftliche Unabhängigkeit. 
Eine der zentralen Übereinkünfte 
unseres Kongresses war, dass die 
Frau sich nicht befreien kann, 
solange sie wirtschaftlich vom 
Mann und vom System abhängig 
ist. Wir haben lange über die 
wirtschaftlichen Kommunen und 
Kooperativen als Mittel für die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit 
der Frau diskutiert und nierzu 
wichtige Beschlüsse gefasst. 
Zudem haben wir über gemein¬ 
same Organisierungsperspekti¬ 
ven und wfiderstandspotentiale 
von Frauen weltweit diskutiert. 
Die Erfahrungen der Widerstand 
leistenden Frauen aus unserer 
Region und aus der ganzen Welt 
miteinander zu teilen, könnte rie¬ 
sige Synergieeffekte für alle mit 
sich bringen. Wenn Frauenbewe¬ 
gungen aus der ganzen Welt 
Zusammenkommen könnten 
und Kampflinien des gemeinsa¬ 
men Widerstandes entwickeln 
könnten, würde das der globalen 
Demokratiebewegung großen 
Auftrieb geben. Mehr noch, die 
Frauen wären die wichtigste 
Dynamik der weltweiten Demo¬ 
kratiebewegung. Die Aufgabe, 
die Frauen weltweit zusammen¬ 
zubringen, ist als wichtige Per¬ 
spektive aus unserem Kongress 
hervorgegangen. 

Militärische Selbstorganisierung 
der Frau ein Novum 

Es gibt kein vergleichbares Bei¬ 
spiel für eine militärische Selbst¬ 
organisierung der Frau, wie sie in 
den Reihen der PKK stattgefun¬ 
den hat. (...) Durch das Militär 
werden Herrschaft, Sexismus und 
Militarismus produziert und per¬ 
manent reproduziert. Die 
Bewaffnung in den Reihen der 
PKK hat eine andere Realität und 
der wichtigste Grund dafür ist 
die militärische Selbstorganisie¬ 
rung der Frau. Allein diese Tatsa¬ 
che bricht mit der klassischen 
Realität des Militärs. 

Mit ihrer Linie ist die PKK zu 
einer Partei der Frauen gewor¬ 
den. Wenn ich von „Frauen“ 
spreche, meine ich nicht, dass die 


Politischer Gefangener Öner 
seit 19 Tagen im Hunger¬ 
streik 

Der im T-Typ-Gefängnis in 
Sakran inhaftierte kranke 
Gefangene Mehmet §erif Öner 
(38) ist aus Protest gegen die 
Verweigerung medizinischer 
Behandlung seit 19 Tagen im 
Hungerstreik. Der Vater Omer 
Öner (57) erklärt, dass sich der 
Gesundheitszustand seines 
Sohnes von Tag zu Tag ver¬ 
schlechtere und sie als ganze 
Familie vor dem Gefängnis 
einen Hungerstreik beginnen 
werden. Zudem betonte Ömer 
Öner, dass nicht nur sein Sohn 
von Repressionen betroffen sei, 
sondern dass allen in Sakran 
inhaftierten kranken Gefange¬ 
nen die medizinische Behand¬ 
lung verweigert werde. 

Der von einer neurologischen 
Erkrankung betroffene Öner 
befindet sich seit 11 Jahren 
wegen vermeintlicher Mitglied¬ 
schaft in der PKK im Gel äng- 
nis. (ANF, 27.11., ISKU) 

Neun Minderjährige 
in Cizre festgenommen 
Bei einer ausgedehnten Polizie- 
operation, an der auch Spezia¬ 
leinheiten des Bezirks Cizre/ 
§irnak teilnahmen, wurden in 
der Nacht zum Mittwoch neun 
Minderjährige festgenommen. 
Die Polizei brach bei den Raz¬ 
zien in den Stadtteilen Cudi 
und Nur die Türen der durch¬ 
suchten Wohnungen auf. 

Unter den Festgenommenen 
im Alter zwischen 14 und 17 
Jahren befindet sich auch ein 
Kind mit einer 50-prozentigen 
Behinderung, es wurde aul die 
Polizeidirektion gebracht. Die 
Gründe für die Verhaftungen 
sind noch unbekannt. 
Gleichzeitig entliess ein 
Gericht in Cizre sechs Perso¬ 
nen, die am 25. November bei 
einer Reihe von Hausdurchsu¬ 
chungen festgenommen wor¬ 
den waren. Vier von ihnen 
wurden während eines laufen¬ 
den Verfahrens freigelassen. 
(ANF, 27.11., DbG, ISKU) 

Nürnberg: Polizei nimmt drei 
kurdische Jugendliche fest 
Am Abend des 25.11. wurden 
in Nürnberg drei kurdische 
Jugendliche, nachdem sie das 
Medya Volkshaus verließen, 
festgenommen. Während die 
zwei Jugendlichen Sitki Y. und 
Güray (J- nach einer halben 
Stunde wieder freigelassen 
wurden, befinden sich der drit¬ 
te festgenommene, §ako S., 
weiterhin in Haft. 




Über 300 politische Gefangene in 
weit entfernte Gefängnisse verlegt 


In einer Rede vor Abgeordneten 
der Partei für Frieden und 
Demokratie (BDP) in Ankara 
ing ihr Kovorsitzender 
elahattin Demirtaj auf die Situ¬ 
ation der kurdischen politischen 
Gefangenen, insbesondere die 
der schwer erkrankten, ein. 
Unter Hinweis auf den Diyarba- 
kir-Besuch des Ministerpräsi¬ 
denten Erdogan sagte er: „Diese 
Gesellschaft ist nicht dumm. 
Wenn Sie in Diyarbakir Tränen 
über die Menschen im Exil ver¬ 
gießen, während Sie über 300 
politische Gefangene in Tausen¬ 
de von Kilometern weit entfern¬ 
te Gefängnisse verlegen lassen, 
stimmt etwas mit Ihrem Ver¬ 
ständnis von Exil nicht. Einer¬ 
seits sagen Sie, diejenigen im 
Exil sollen zurück kommen, 
andererseits zwingen Sie willent¬ 
lich Menschen, die Sie ins 


Gefängnis gesteckt haben, ins 
Exil. Wir erwarten hierzu eine 
Erklärung des Justizministeri¬ 
ums. Was wollen Sie damit errei¬ 
chen? Reicht Ihnen die hohe 
Anzahl der politischen Gefange¬ 
nen nicht? Was erwarten Sie mit 
diesen neuen politischen Opera¬ 
tionen und neuen Verhaftungen 
zu erreichen? War es das, was der 
Ministerpräsident damit meinte, 
als er bell auptete, er werde die 
Gefängnisse leeren? Wollen Sie 
den Friedensprozess mit solch 
neuen politischen Manövern 
betreiben?“ 

Demirtaj ging weiter auf die 
Frage der politischen Gefange¬ 
nen ein, insbesondere die der 
kranken Gefangenen, von denen 
einige an der Schwelle zum Tod 
stehen. Er sagte: „Weil sie Kurd¬ 
innen sind und weil sie über 
Kurdistan gesprochen haben, 


wurden sie inhaftiert. Während 
Sie in Diyarbakir die gleichen 
Worte wie sie benutzt haben, 
schicken Sie sie ins Exil. 
Besonders die Situation der 
kranken Gefangenen kann Kon¬ 
sequenzen haben, die eine 
unvorstellbare Spannung schaf¬ 
fen werden. Es wird erwartet, 
dass 160 im Endstadium 
erkrankte Gefangene freigelassen 
werden. Die Gefängnisse sind 
für diese Gemeinschaft die sensi¬ 
belsten Orte. Wenn nichts Kon¬ 
kretes in Bezug auf die Gefäng¬ 
nisse geschieht, wird gar nichts 
vorangehen. Alle Reden schei¬ 
nen von vorneherein bedeu¬ 
tungslos gewesen zu sein. Wenn 
Tote aus den Gefängnissen 
gebracht werden, wird die Hoff¬ 
nung, die Sie wecken wollten, in 
Trümmern liegen.“ 

(ANF, 20.11., DhG, ISKU) 


-^Bese Hozat: Die PKK ist... 


PKK die Partei eines Geschlech¬ 
tes ist. Sondern damit meine ich 
ihre freiheitliche, sozialistische 
und demokratische Linie. Die 
Tatsache, dass die Frauen im Frei¬ 
heitskampf mit ihrem Willen 
stets an vorderster Front ihrer 
Verantwortung gerecht geworden 
sind, hat diese Linie der PKK 
gestärkt. Dieser Umstand macht 
die PKK zu einer Partei der Frau¬ 
en. Je mehr es den Frauen in der 
PKK gelungen ist sich zu 
befreien, desto stärker konnten 
sie den allgegenwärtigen Herr¬ 
schaftsanspruch der Männer 
zurückdrängen. Dadurch ist es 
den Frauen letztlich auch gelun¬ 
gen, einen Wandlungsprozess bei 
den Männern zu initiieren. [...] 

,Ein Volk mit einer Frauenrevo¬ 
lution hat seine wichtigste Revo¬ 
lution gemeistert 1 
Ein Volk mit einer Frauenrevolu¬ 
tion hat die wichtigste Revolu¬ 
tion gemeistert. Das kurdische 
Volk hat dies bewerkstelligt. So 
hat die PKK in Person der freien 
Frau die Volksrevolution im 
wirklichen Sinne erreicht. Mit 
der befreiten Frau hat sie eine 
befreite Gesellschaft geschaffen. 
Sie hat das Verständnis der Stam¬ 
meskultur gebrochen und das 
Bewusstsein und die Kultur der 
demokratischen Nation hervor¬ 
gebracht. Das ist gleichzeitig eine 
Revolution der Menschheit. 

,Die PKK ist keine klassische 
Widerstandsbewegung 1 
Natürlich ist die PKK eine starke 
Widerstandsbewegung gegen 
Kolonialismus und Unterdrük- 
kung. Es geht um ein Volk, des¬ 
sen Heimat besetzt, das kolonia- 
lisiert worden ist. Alle Rechte 
wurden ihm genommen, sogar 
seine Sprache zu sprechen war 
verboten. Hinsichtlich dieser 


Unterdrückung ist es sogar 
bedeutsam, solch ein Volk über¬ 
haupt als Volk zu bezeichnen. 
Doch die PKK ist keine klassi¬ 
sche Widerstandsbewegung. Sie 
ist eine moderne Widerstandbe¬ 
wegung, die über ein Programm, 
eine Ideologie, Philosophie und 
eine Widerstandsstrategie ver¬ 
fügt. Sie verfügt über eine strate- 
ische und taktische Führung, 
ie besitzt eine Armee, die aus 
tausenden Guerillakämpferin¬ 
nen besteht. Sie organsiert Milli¬ 
onen. Sie ist eine moderne 
Widerstandsbewegung, die auf 
regionaler und globäer Ebene 
Politik macht und über die Kraft 
verfügt, die Ordnung zu ändern. 
In Anbetracht all dieser Entwick¬ 
lungen ist es ungenügend, die 
PKK als eine Widerstandsbewe¬ 
gung zu definieren. Denn die 
PKK hat in ihrem 35-jährigen 
Aufstand das Paradigma der 
Demokratischen Nation hervor¬ 
gebracht. Sie hat das demokra- 
tisch-konföderale System der 
Völker entwickelt. Sie hat als 
Alternative zum 5000-jährigen 
etatistischen System das Projekt 
des Systems der demokratischen 
Völker aufgebaut und hat die 
Vorreiterroffe beim Aufbau die¬ 
ses Systems eingenommen. 
Heute ist das von der PKK ent¬ 
wickelte demokratisch, freie, 
geschlechterbefreite und ökolo- 
isches System das einigende 
ystem für die Befreiung der 
Völker. (...) Die PKK hat in der 
gegenwärtigen Situation das 
Niveau einer Bewegung über¬ 
wunden und ist nun zu einem 
gesellschaftlichen System gewor¬ 
den. 

,Die PKK wurde niemals zu 
einer ethnischen Bewegung“ 

Die PKK wurde niemals eine 
Bewegung, die einen ethnischen 


Kampf geführt hat. Es hat viele 
gegeben die versucht haben, die 
PKK so widerzuspiegeln. Das 
war eine große Lüge. Diejeni¬ 
gen, die das gemacht haben, 
waren Feinde der PKK und der 
Bevölkerung. Die Ideologie der 
PKK ist freiheitlich und gerecht. 
Die PKK ist eine demokratische 
sozialistische Bewegung. Sie ist 

f egen Nationalismus, religiösen 
undamentalismus, Sexismus 
und Szientizismus [Positi¬ 
vismus]. Diese Ideologien brin¬ 
gen Faschismus und Milita¬ 
rismus hervor und führen zum 
Rassismus. Der ganze Kampf 
der PKK war und ist immer 
gegen Nationalismus, Sexismus 
und alle einheitlichen Ideolo¬ 
gien. In diesem Sinne trägt die 
PKK die Besonderheit, die 
Widerstandsorganisation der 
regionalen Völker zu sein. (...) 
Die PKK hat in ihrem 35-jähri¬ 
gen Kampf die Solidarität und 
Einheit der Völker gestärkt. Sie 
hat das Verständnis des gemein¬ 
samen Kampfes entwickelt. Sie 
hat die Entwicklung eines frei¬ 
heitlichen und demokratischen 
Bewusstseins bei den Völkern 
gefördert. Sie hat die Kultur des 
demokratischen und kommuna¬ 
len Lebens wieder erweckt. Die 
PKK hat die Grundlagen des 
respektvollen Zusammenlebens 
der Völker und regionaler 
Gemeinschaften gestärkt, und 
diese Kultur in das Projekt der 
demokratischen Nation, das 
System der Demokratischen 
Autonomie und des Demokrati¬ 
schen Konföderalismus in ein 
gesellschaftliches System umge¬ 
wandelt. Sie hat für das freie 
und gerechte Zusammenleben 
der Völker ein neues alternatives 
System-Modell hervorge¬ 
bracht.“ 

(ANF, 25-/26.11., ISKU) 


Laut Angaben der entlassenen 
Jugendlichen war eine Vielzahl 
von Polizisten an der Festnah¬ 
meaktion beteiligt. Die Polizi¬ 
sten sollen die Namen von 
einigen Mitgliedern des Medya 
Volkshauses genannt und nach 
diesen gefragt haben. Einer der 
Polizisten habe die Tageszei¬ 
tung „Yeni Özgür Politika“ in 
der Hand gehabt und nach 
dem Korrespondenten der Zei¬ 
tung Ali Kanal gefragt und 
gedroht, so die Jugendlichen. 

(ANF, 26.11., ISKU) 


Ermordung von drei Rojava- 
Flüchtlingen: Folter und 
Organraub 

Die Menschenrechtsorganisa¬ 
tion (KMM) aus Rojava 
(Westkurdistan) hat ihre neue¬ 
sten Erkenntnisse zu der der 
Ermordung von drei Flüchtlin¬ 
gen bekanntgegeben. Am 17. 
November hatten die drei ver¬ 
sucht, aus der westkurdischen 
Stadt Qamijlo über die türki¬ 
sche Grenze nach Nisebin 
(Nusaybin) zu fliehen. Sie wur¬ 
den von Sicherheitskräften der 
Türkei getötet. Nach Informa¬ 
tionen der Nachrichtenagentur 
DIHA wurden die drei Zivili¬ 


sten wohl zunächst lebend 
gefangen genommen und 
anschließend von Spezialkräf¬ 
ten der türkischen Polizei 


extralegal hingerichtet. Bei 
allen drei Leichnamen sollen 


deutliche Spuren von Folter zu 
erkennen sein. Bei den Getöte¬ 
ten konnten Frakturen an 
Schädel-, Arm- und Fußkno¬ 
chen festgestellt werden, 
erklärte die KMM. Einige 
Gliedmaßen und Organe der 
Opfer seien auch entwendet 
worden. 

Die KMM machte darauf auf¬ 
merksam, dass die Indizien auf 
eine Hinrichtung der drei Per¬ 
sonen hindeuten. Auch liege 
der Verdacht eines Organrau¬ 
bes nahe. Die KMM rief inter¬ 
nationale Organisationen dazu 
auf, zu dem Fall nicht zu 
schweigen und eine internatio¬ 
nale Untersuchung einzulei¬ 
ten. (ANF, 22.11., ISKU) 
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Bayik; Die türkische Regierung 
hat Zeit bis Anfang 2014 


Cemil Bayik, Kovorsitzender der 
Gemeinschaft der Gesellschaften 
Kurdistans (KCK) beantwortete 
im Kandil gegenüber der Nach¬ 
richtenagentur Yüksekova Haber 
Fragen zu den aktuellen Entwic¬ 
klungen im Nahen- und Mittle¬ 
ren Osten, insbesondere zur 
Situation in Westkurdistan/ 
Syrien und dem gegenwärtigen 
Zustand des Friedensprozesses 
in der Türkei. Im Folgenden 
dokumentieren wir das vom 
Journalisten Necip (Japraz 
geführte Interview in Auszügen: 

Im Mittleren Osten entwickelt 
sich ein auf „Macht zentrierter 
Islam“ 

Jeder muss sich der Realität 
bewusst werden, dass der Mittle¬ 
re Osten eine sehr ernsthafte 
Phase der Neustrukturierung 
erlebt. Die PKK erlebt den 
Wechsel nicht von neuem. Die 
PKK ist eine Bewegung die den 
Wechsel ständig lebt. Denn die 
Grundlage der PKK baut auf 
dieser Dialektik auf. Die PKK 
reinigt ständig ihre alten Seiten 
und erneuert sich selbst. Ich 
kann sagen, dass von allen Kräf¬ 
ten im Mittleren Osten die PKK 
die am besten auf die Verände¬ 
rungen vorbereitete Bewegung 
ist. Die bestehenden Regime im 
Mittleren Osten brechen zusam¬ 
men. Denn diese Regime haben 
schon lange ihre Lebenszeit 
überschritten. Es gibt nichts, 
was diese Regime den Völkern 
des Mittleren Ostens geben 
könnten. Nicht nur aus Sicht 
der Völker haben sie ihre 
Lebenszeit überschritten, son¬ 
dern auch aus Sicht des interna¬ 
tionalen Systems der kapitalisti¬ 


schen Moderne. Daher haben 
die Regime keine Chance mehr, 
sich auf den Beinen zu halten 
und zerbrechen nacheinander. 
Sie waren Regime, die vor allem 
auf Grundlage des Nationa¬ 
lismus aufgebaut waren. Als die 
Regime zusammenbrachen hat 
man stattdessen versucht Regi¬ 
me zu entwickeln, die stärker die 
Religion als Grundlage nehmen. 
Man hat geglaubt, die Probleme 
des Mittleren Ostens auf diese 
Weise zu lösen. Man hat 
geglaubt, auf dieser Grundlage 
die Interessen des internationa¬ 
len kapitalistischen Systems wie¬ 
der etablieren zu können. Aber 
es ist nicht viel Zeit vergangenen 
und man hat in Ägypten sehen 
können, dass der Aufbau von 
Regimen auf diese Weise nicht 
die Probleme löst, sondern neue 
Probleme bringen kann. Aus 
diesem Grund wurde in Ägyp¬ 
ten der Putsch durchgeführt. 
Eigentlich zeigt dieser Putsch 
den Niedergang dieser Politiken 
und Strategien. Stattdessen 
wurde versucht, ein neues Islam- 
Verständnis zu entwickeln, das 
sie als nationalistischen “politi¬ 
schen Islam” bezeichnen, einen 
Terminus, den wir nicht als rich¬ 
tig erachten. Wir betrachten die¬ 
sen Terminus nicht als richtig 
und definieren ihn stattdessen 
eher als ein auf Macht zentrier¬ 
ter Islam. Meines Erachtens wird 
das auch keine Lösung sein. (...) 
Sie stellen mehr eine Sackgasse 
dar. Aus diesem Grund ist das 
im Mittleren Osten gelebte eine 
Situation des Chaos, wenn man 
sich diesen Zustand des Chaos 
näher betrachtet kann man 
beobachten, dass weder die Völ¬ 


ker Ergebnisse erzielen können, 
noch die Wegbereiter des System 
der kapitalistischen Moderne. 
Dagegen kann sich das Ver¬ 
ständnis, das von uns als Macht 
zentrierter Islam bezeichnet 
wird, entwickeln. Die Al Qaida 
kann sich stärker entwickeln, 
mehr Ergebnisse erzielen. Als 
Zentrum hierbei wurde verstärkt 
Syrien gewählt. Das ist der 
Grund dafür, dass alle involvier¬ 
ten Kräfte in Syrien sich 
bekämpfen und in diesem Kon¬ 
flikt keine Ergebnisse erzielen 
können. 

Das Chaos im Mittleren Osten 
kann mit der vom Vorsitzenden 
Apo entwickelten Linie über¬ 
wunden werden 

Kurz gesagt, erlebt der Mittlere 
Osten eine große Umwälzung. 
Diese ist noch nicht abgeschlos¬ 
sen. Es ist auch nicht ganz klar, 
wie ihr Ergebnis aussehen wird. 
Denn alle Kräfte, die sich im 
Mittleren Osten bekämpfen, 
sind noch nicht in der Situation, 
eine Vorreiterrolle in diesem 
Wechsel zu spielen. Weder Inter¬ 
ventionen von außen noch die 
bestehenden Regime oder die 
neu entstehenden Regime brin¬ 
gen Ergebnisse und werden auch 
in Zukunft keine bringen. Es 

f ibt den Freiheits- und Demo- 
ratiekampf der Völker. Weil 
auch deren Führung schwach 
ist, lassen sich aus der gegenwär¬ 
tigen Situation keine Ergebnisse 
erzielen. Unsere Bewegung hat 
sich einem dritten Weg zum Ziel 

f emacht. Der Vorsitzende Apo 
at diese Entwicklungen senr 
früh vorausgesehen und hat die 
Realität des Mittleren Ostens, 


Meldungen: 

Öcalans Anwältlnnen stellen 
Besuchsantrag 

Die Anwältlnnen des inhaftier¬ 
ten .PKK-Vorsitzenden Abdul¬ 
lah Öcalan haben bei der Staats¬ 
anwaltschaft Bursa erneut einen 
Antrag auf Besuch ihres Man¬ 
danten gestellt. Im Fall einer 
positiven Antwort soll der 
Besuch am Freitag stattfinden. 
Seit dem 27. Juli 2011 sind die 
Besuchsanträge der Anwältln¬ 
nen Öcalans mit vorgeschobe¬ 
nen Begründungen wie „defek¬ 
tes Schiff“, „schlechte Wetterbe¬ 
dingungen“, „offizieller Feier¬ 
tag oder „fehlende Papiere der 
Hafenbehörde“ zurückgewiesen 
worden. Seitdem hat Äbdullah 
Öcalan keinen Besuch seines 
Rechtsbeistandes erhalten. 

(DIHA, 5.12., ISKU) 

Siebenjähriger an der türkisch¬ 
syrischen Grenze von türki¬ 
schem Militär getötet 
Nachdem das türkische Militär 
am 1. Dezember das Feuer auf 
ein Fahrzeug eröffnet hatte, das 
über die türkisch-syrische Gren¬ 
ze fahren wollte und auf den 
Befehl zum Anhalten durch das 
Militärs angeblich nicht gehört 
hat, verstarb heute der 
siebenjährige Ela §tk Naytf, der 
bei dem Zwischenfall verletzt 
worden war. 

Die Gruppe, die über türkische 
Grenzstadt Kilis nach Rojava 
wollte, war zuvor aufgrund des 
Krieges aus Syrien nach Istan¬ 
bul geflüchtet, wollte nun aber 
zurück nach Rojava reisen. 

(ANF, 2.12., ISKU) 

Rojava: Islamisten entführen 
dutzende kurdische Zivilisten 
bei Kobani 

Infolge eines Angriffs islamisti- 
scher Rebellen der ISIL (Islami¬ 
scher Staat Irak und Levante) 
auf das kurdische Dorf Minbic 
zwischen Kobani und Cerablus, 
haben die Islamisten dutzende 
Zivilisten entführt. Bislang 
konnten die Namen von 20 
Entführten ermittelt werden, 
unter ihnen befinden sich auch 
fünf Mädchen, die die Grund¬ 
schule besuchten, und fünf 
Zivilisten aus Nordkurdistan, 
die zu Besuch in der Region 
waren. Zudem sollen die 
Islamisten auf der Landstraße 
zwischen Kobani und Cerablus 
eine Vielzahl von Fahrzeugen 
gestoppt und die kurdischen 
Insassen entführt haben. Die 
genaue Anzahl der Entführten 
ist noch unklar. 

Auch bei einem Angriff der Isla¬ 
misten auf das Dorf Bale, sieben 
Kilometer östlich von Minbic, 


KCK-Operationen halten an 


Weiterhin werden in der Türkei 
politische Aktivistinnen wegen 
des Vorwurfs der Mitgliedschaft 
in der Gemeinschaft der Gesell¬ 
schaften Kurdistans (KCK) fest¬ 
genommen. Laut einem Bericht 
der kurdischen Nachrichtena¬ 
gentur Diele (DIHA) wurden 
im Zeitraum vom 01. bis zum 
30. November 2013 mehr als 
261 Personen festgenommen, 
gegen 87 von ihnen wurde ein 
Haftbefehl ausgestellt. Auch im 


Monat Oktober 2013 sollen 168 
Personen wegen des Vorwurfs 
der Mitgliedschaft festgenom¬ 
men worden sein. 

Bilanz vom 3. Dezember: 9 
Festnahmen und 2 Inhaftierun¬ 
gen 

Bei Festnahmewellen in Elih 
(Batman), Wan (Van) und Riha 
(Urfa) wurden am 3. Dezember 
insgesamt neun Menschen fest¬ 
genommen. Sechs der Festge¬ 


nommenen haben verschiedene 
Funktionen innerhalb der der 
Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie (BDP) inne, die übrigen 
drei sind Mitglieder der Jugen¬ 
dorganisation der BDP. 
Unterdessen wurden ebenfalls 
am 3.12. zwei zuvor festgenom¬ 
mene BDP-Mitglieder aus Cole- 
merg und Efih durch den 
Beschluss der Haftrichter inhaf¬ 


tiert. 


(ANF, DK, 1.13.12., ISKU) 




1. Jugendkonferenz der BDP 


Am Samstag fand in der nord¬ 
kurdischen Stadt Amed (Diyar- 
bakir) unter Teilnahme von Tau¬ 
senden Jugendlichen die 1. 
Jugendkonferenz der Partei für 
Frieden und Demokratie (BDP) 
statt. Der Jugendrat der BDP 
hatte unter anderem auch viele 
revolutionäre und linke Jugend¬ 
organisationen aus Europa, Kur¬ 
distan und Lateinamerika einge¬ 


laden. Auf dem Kongress wurde 
auch eine Botschaft des inhaf¬ 
tierten kurdischen Volksreprä¬ 
sentanten Abdullah Öcalan 
unter Beifall vorgetragen. 

Im Namen des Jugendrates der 
BDP hielt Diren Yagan eine 
kurze Rede und sagte, dass auf¬ 
grund der anhaltenden Repres¬ 
sionen die Konferenz immer 
wieder verschoben werden mus¬ 


ste und dass kurdische Jugendli¬ 
che weiterhin Repressionen und 
Kriminalisierung ausgesetzt 
sind. 

An der Konferenz nahm auch 
eine Delegation der baskischen 
Jugendbewegung ERNAI teil. 
Mit einer Videobotschaft sende¬ 
te die Jugendbewegung der 
FARC aus Kolumbien ihre Bot¬ 
schaft. (ANF, DK, 2.12.JSKU) 


Bayik: Die türkische Regierung hat Zeit bis ... 


seine Staats- und Politikrealität 
bewertet, analysiert und Lösun¬ 
gen gefunden, wie die Völker des 
Mittleren Osten Widerstand lei¬ 
sten können. Er hat den Völkern 
des Mittleren Ostens eine solch 
starke Gedankenkraft überge¬ 
ben. Wenn sich die Völker diese 
Gedankenkraft aneignen, auf 
dieser Grundlage ihre eigene 
Mentalität bilden, kann die 
schwache Führung überwunden 
werden und sie können mit 
Leichtigkeit den Mittleren 
Osten aus dem Chaos führen. 
Die Völker des Mittleren Ostens 
können sich von neuem mit 
ihrer eigenen Identität treffen 
und ihren großen Platz in der 
Geschichte wieder einnehmen. 
Das ist nur mit der vom Vorsit¬ 
zenden Apo entwickelten Linie 
möglich. Mit anderen Linien ist 
es nicht möglich, das Chaos im 
Mittleren Osten zu überwinden. 
(...) 

Die Lügenmaschine der AKP 
wird ins Laufen gebracht 

Der türkische Staat versucht 
beharrlich, die PKK und die 
kurdische Frage voneinander zu 
trennen. Das ist eine bewusste 
Methode der psychologischen 
Kriegsführung. Es ist nicht mög¬ 
lich, die Kurden und die PKK 
voneinander zu trennen. Das 
muss sehr gut verstanden wer¬ 
den. Das Volk selbst ruft auf den 
Straßen “Wir sind die PKK”. Es 
sagt es ganz offen, jeder weiß 
das. Sie müssen aufhören, die 
PKK von den Kurden, den Vor¬ 
sitzenden Apo von der PKK und 
die Kurden im Allgemeinen 
voneinander zu trennen. Diese 
Vorgehensweise hat ihre Wur¬ 
zeln zweifellos in der Verleug- 
nungs- und Vernichtungspolitik. 
Sie beruht auf der Einstellung, 
die Kurden nicht als Volk zu 
betrachten, ihre natürlichen 
Rechte nicht anzuerkennen und 
folglich eine Frage wie die kurdi¬ 
sche Frage nicht zu akzeptieren. 
Das sind nun sehr veraltete 
Dinge. Die AKP bringt ihre 
Lügenmaschine ins Laufen. 
Darin ist sie ein Experte. Ein 
Experte für das Entwerfen einer 
sychologischen Kriegsführung, 
ie kann mit Leichtigkeit jeden 
täuschen, Vertrauen gewinnen, 
Hoffnung erwecken und die 


Menschen in Wartestellung zu 
bringen. Was ist ihre letzte ange¬ 
wandte Methode? Die Grundla¬ 
ge ihrer entwickelten Propagan¬ 
da, sowohl innerhalb der Kreise 
der AKP als auch außen in der 
Gesellschaft ist folgende: “wir 
haben uns mit Apo geeinigt, 
nun ist die Wahlphase. Auf¬ 
grund der Wahlen unternehmen 
wir keine weiteren Schritte. 
Nach den Wahlen werden wir 
einige Schritte machen. Jeder 
soll abwarten, beobachten, die 
Lösung wird kommen”. Mit die¬ 
ser Propaganda weckt sie bei 
jedem Hoffnung, hält sie die 
Menschen hin. Und wirklich 
viele Kurden glauben, dass die 
AKP dieses Problem so lösen 
wird. Viele glauben wirklich, 
dass der Vorsitzende Apo sich 
mit dem Staat heimlich geeinigt 
hat und in Zukunft weitere 
Schritte folgen werden. Das ist 
Wahltaktik. Die AKP will so die 
Wahlen gewinnen. (...) 
ln der Mentalität der AKP gibt 
es keine Logik, die eine Lösung 
beinhaltet. Doch offen wider¬ 
spricht sie dem nicht. Sie kann 
nicht sagen, dass sie gegen die 
Lösung ist. Sie stellt sich als dem 
Frieden nahe dar. Um den 
Druck auf sich abzuschwächen 
versucht sie, mit ihrer Lügenma¬ 
schinerie der Öffentlichkeit zu 
erklären, warum sie bisher keine 
Schritte getätigt hat. Deshalb 
sagt sie, wir haben uns mit Apo 
heimlich geeinigt und werden 
langsam, langsam alles in die 
Wege leiten. Alle haben das 
geglaubt und warten nun. Unser 
Volk, alle Patrioten, Demokra¬ 
ten, Fortschrittlichen und Sozia¬ 
listen müssen wissen: Das ist ein 
Produkt ihrer Lügenmaschine¬ 
rie. Es gibt keine Absprache mit 
dem Vorsitzenden Apo. Die vom 
Vorsitzenden Apo einseitig ent¬ 
wickelten Schritte haben die 
AKP zerschlagen. Die Verhand¬ 
lungen, die beginnen sollten, 
wurden nicht eingeleitet. Alle 
unsere Schritte bleiben unbeach¬ 
tet. 

Die AKP bietet uns keinen ande¬ 
ren Weg als den des Krieges 
Wir versuchen immer noch, ein¬ 
seitig aus dieser Sachgasse raus¬ 
zukommen. Aber der Schritt zu 
Verhandlungen hängt von der 


AKP ab. Wenn sie den Schritt 
hin zu Verhandlungen macht, 
kann man aus diesem Zustand 
rauskommen. Ansonsten hat die 
AKP den Prozess abgeschlossen. 
Die AKP bietet uns keinen 
anderen Weg als den des Krie¬ 
ges. Der einzig aufgezeigte Weg 
ist der des Krieges. Ein anderer 
Weg wird nicht geboten. 

Wenn es so weitergeht, wird es 
Krieg in der Türkei geben 

Wenn es so weitergeht, wird es 
Krieg in der Türkei geben. Dies 
hatte ich bereits zuvor der 
Öffentlichkeit erklärt. Ich hatte 

5 t, wenn es so weitergeht, 
:n wir die Kräfte, die wir in 
den Süden zurückgezogen 
haben, wieder in den Norden 
schicken. Wir haben gesagt, 
damit es nicht wieder einen 
Krieg gibt, muss die AKP Ver¬ 
handlungen akzeptieren. Für 
Verhandlungen haben wir drei 
Bedingungen genannt. Erstens: 
Die Änderung der Bedingungen 
für den Vorsitzenden Apo; eine 
Annäherung an den Vorsitzen¬ 
den als Hauptgesprächspartner, 
keine taktische sondern strategi¬ 
sche Annäherung. Zweitens: die 
Gespräche müssen mit gesetz¬ 
lichen Garantien geführt wer¬ 
den, denn bisher gab es diesbe¬ 
züglich keine Sicherheit. Diese 
Situation muss geändert werden. 
Drittens: es braucht eine dritte 
Seite für die Beobachtung der 
Verhandlungen. Wenn dies 
akzeptiert wird, kann der Prozess 
in Form von Verhandlungen 
fortgeführt werden. Doch wenn 
dies nicht akzeptiert wird, hat 
die AKP den Prozess mit Sicher¬ 
heit abgeschlossen und täuscht 
die Gesellschaft. Dies muss jeder 
wissen. 

Wir warten bis zu zum Frühling. 
Wenn die Bedingungen bis zum 
Frühling akzeptiert werden und 
Schritte hin zu Verhandlungen 

E i werden, sind wir auf dem 
zur Lösung des Problems, 
ernfalls ist es nicht mehr 
möglich, auf diese Art und 
Weise weiter zu verfahren. Wir 
werden diese Täuschungen nicht 
zulassen. Wir werden nicht 
zulassen, dass noch irgendje¬ 
mand getäuscht wird. 

(ytiksekovahaber, 3.14.12., ISKU) 


sollen kurdische Zivilisten ent¬ 
führt worden sein. Bislang gibt 
es keinerlei Informationen dar¬ 
über, wohin die Islamisten die 
Entführten gebracht haben 
könnten. 

Die Islamisten der ISIL hatten 
bereits gestern angekündigt, 
bestimmte kurdische Städte in 
Syrien umzingeln zu wollen. 

(ANF, 4.12., ISKU) 

„Inhaftierte Journalisten sind 
Geiseln“ 

Am 2.12. wird im Gefängnis¬ 
komplex von Silivri in Istanbul 
die achte Anhörung im Prozess 
gegen kurdische Journalistin¬ 
nen stattfinden. Özgür Gün- 
dem, Diele News Agency, Aza- 
diya Welat, Demokratik 
Modernite und F trat-Vertrieb 
veröffentlichten heute eine 
gemeinsame Erklärung und rie¬ 
fen zur Solidarität mit den 
angeklagten Journalistinnen 
sowie zur Teilnahme an der 
Demonstration zur Unterstüt¬ 
zung ihrer Kolleginnen am 30. 
November auf dem zentralen 
Galatasaray-Platz in Istanbul 
auf. In der Erklärung heißt es, 
die inhaftierten Journalistinnen 
würden in Geiselhaft gehalten, 
sie stünden wegen ihrer journa¬ 
listischen Arbeit vor Gericht 
und die Anklage gegen sie 
basiere nicht auf demokrati¬ 
schen Rechtsgrundsätzen. 
„Obwohl ein paar der angeklag¬ 
ten Journalistinnen entlassen 
wurden, haben die AKP-Regie- 
rung und die ihr hörige Justiz 
die Freilassung Dutzender 
unserer Kolleginnen verhin¬ 
dert, indem sie an ihrer Geisel- 
Politik“ festhalten“, heißt es in 
der Erklärung. (...) 

46 Mitarbeiterinnen kurdischer 
Medien, einschließlich Diele 
News Agency (DIHA), ..Firat 
News Agency (ANF), Özgür 
Gündem, Azadiya Welat, 
Demokratik Modernite und des 
Firat-Vertriebs wurden am 20. 
Dezember 2011 im Zuge der 
sogenannten KCK-Operatio- 
nen verhaftet. Zwanzig von 
ihnen befinden sich seitdem in 
Haft. 

(ANF, 29.11., Demokratie hin¬ 
ter Gittern) 
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Polizeiterror in Nordkurdistan: 
Drei Tote, hunderte Festnahmen 


ln Gever (Yüksekova) im Kreis 
Colemerg (Hakkari) in Nord¬ 
kurdistan (Türkei) griff die Poli¬ 
zei am 6.12. eine Kundgebung 
des Vereins der Angehörigen 
von Getöteten und Verschwun¬ 
denen (MEYA-DER) an. Bei 
den darauf folgenden Ausein¬ 
andersetzungen erschossen Poli¬ 
zeispezialeinheiten zwei Perso¬ 
nen. Das Krankenhaus, in dem 
sich die Getöteten befanden, 
wurde anschließend zum Ziel 
eines Polizeiangriffs, Spezialein¬ 
heiten schlugen mit Gewehrkol¬ 
ben Scheiben ein und warfen 
Gasgranaten in das Kranken¬ 
haus, in dem sich die Angehöri- 

f en der Getöteten versammelt 
atten. 

Die Proteste hatten sich gegen 
die seit zwei Monaten andau¬ 
ernde systematische Schändung 
eines Friedhofs, auf dem Gue¬ 
rillakämpferinnen liegen, durch 
Sicherheitskräfte gerichtet. An 
der Demonstration hatten viele 
tausend Menschen aus der 
Kleinstadt Gever, unter ihnen 
der Bürgermeister Ercan Bora 
(BDP) und verschiedene zivilge¬ 
sellschaftliche Vereine wie die 
Friedensmütter teilgenommen. 
Gegenüber dem Friedhof wur¬ 
den Fahnen von PKK und KCK 
aufgestellt. Viele hinterließen 
Blumen und riefen Parolen wie 
„Türkei - fass unsere Märtyrer 
nicht nochmal an“. Die 
Demonstrantlnnen kehrten 
wieder friedlich ins Stadtzen¬ 
trum zurück, wo die Abschluss¬ 
kundgebung ohne Vorwarnung 
von der türkischen Polizei mit 
Gasgranaten und Wasserwerfern 
angegriffen wurde. Die Jugend¬ 
lichen antworteten auf den 
Angriff mit Feuerwerkskörpern 
und Molotowcocktails. Die 
Polizei eröffnete das. Feuer und 
tötete dabei R.e$it Ijbilir (35) 
und seinen Neffen Veysel Isbilir 
(34). 

Nach Aussagen des Kreisvorsit¬ 
zenden der BDP Rahmi Kurt 
waren die Reichen von den Poli¬ 
zisten über den Korridor des 
Krankenhaus am Boden entlang 
geschleift worden. 

Als bekannt wurde, dass zwei 
Menschen getötet worden 
waren, zogen viele zur Feichen- 
halle im Krankenhaus von 
Gever. Spezialeinheiten hatten 
das Krankenhaus mit Panzern 
blockiert und selbst die engsten 
Verwandten sollten daran 
gehindert werden, das Kranken¬ 
haus zu betreten. Dabei setzte 


die Polizei Tränengasgranaten 
ein, die ins Krankenhaus gefeu¬ 
ert wurden und insbesondere 
die Menschen im Krankenhaus 
und die Kranken beeinträchtig¬ 
ten. Spezialeinheiten schlugen 
mit Gewehrkolben die Scheiben 
des Krankenhauses ein, um dort 
einzudringen. 

Weiterer Toter nach 
Polizeiangriff auf Beerdigung 

Auch nach der Beisetzung der 
Getöteten am Samstag attak- 
kierte die Polizei am Friedhof 
die Trauernden. Dabei wurde 
der 25iährige Bemal Tok^u 
lebensgefährlich durch einen 
Schuss in den Kopf verletzt. Am 
Mittwoch erlag er im Kranken¬ 
haus von Gever seinen Verlet¬ 
zungen. 

In Istanbul gingen die Beamten 
in der Nähe des Taksim-Platzes 
gegen eine Demonstration der 
als Dachverband kurdischer 
und sozialistischer Organisatio¬ 
nen gebildeten Demokratischen 
Partei der Völker (HDP) vor. 
»Die Feigheit der AKP ermutigt 
eine Allianz aus uniformierten 
und zivilen Bürokraten sowie 
Vertretern gewisser Parteien, die 
den Friedensprozeß sabotieren 
wollen«, machten die HDP- 
Vorsitzenden Sebahat Tuncel 
und Ertugrul Kürkcü die von 
der islamisch-konservativen 
AKP gestellte Regierung für die 
Eskalation mitverantwortlich. 
Diese hat trotz der seit einem 
Jahr von Geheimdienstvertre¬ 
tern mit dem inhaftierten PKK- 
Vorsitzenden Abdullah Öcalan 
geführten Gespräche und eines 
Waffenstillstands der Guerilla 
bislang keine Forderungen der 
kurdischen Seite erfüllt, etwa 
die nach der Einführung kur¬ 
dischsprachigen Schulunter¬ 
richts, mehr kommunaler 
Selbstverwaltung oder einer 
Abschaffung der Zehn-Prozent- 
Flürde bei Parlamentswahlen. 
Auch zu einer Freilassung der 
rund 8000 aufgrund des soge¬ 
nannten Antiterrorgesetzes 
inhaftierten politischen Gefan¬ 
genen, darunter Parlamentsab- 
eordnete, Bürgermeister und 
tadträte legaler Kurdischer Par¬ 
teien, ist es bislang nicht 
gekommen. Statt dessen wurden 
alleine im November einer von 
der Nachrichtenagentur DIPLA 
veröffentlichten Statistik zu¬ 
folge 261 Personen unter dem 
Vorwurf der PKK-Mitglied- 
schaft festgenommen. 


Proteste dauern an 

9. Dezember: In Antalya wurden 
Studierende, die an der Univer¬ 
sität Antalya Akdeniz gegen den 
Polizeiterror protestierten, von 
der Polizei und einer faschisti¬ 
schen Gruppe angegriffen. Die 
Polizei nahm zehn von ihnen 
fest. 

8. Dezember: Auch in Qers 
(Kars) wurde ein Protestzug 
gegen die Ermordungen in 
Gever von der Polizei gewalttätig 
angegriffen. 35 Personen wur¬ 
den festgenommen. Auch in 
Amed (Diyarbakir) wurden 15 
Personen bei einer Protestaktion 
festgenommen. In Agiri (Agri) 
wurde ein Student aus bish er 
unbekannten Gründen von der 
Polizei in Gewahrsam genom¬ 
men. 

Eine Menschenmenge, die am 
Gezi-Park in Istanbul eine Pres¬ 
seerklärung abgeben wollte, 
wurde ebenfalls von der Polizei 
angegriffen. Bei den Ausein¬ 
andersetzungen zwischen De¬ 
monstranten und Polizei wurde 
der Journalist der ETHA Emrah 
ilingi von der Polizei festgenom¬ 
men. Nachdem der Journalist 

f ezwungen worden ist alle seine 
otos zu löschen wurde er wie¬ 
der freigelassen. 

7. Dezember: ln Bedlis (Bitlis) 
wurden die zwei Studenten Ser- 
hat Y. und Sava§ A. von der Poli¬ 
zei festgenommen und ins 
Gefängnis eingeliefert. 

Öcalan: Diese Morde sind 
eine bewusste Provokation 
des Prozesses 

Der Inhaftierte KCK-Vorsitzen¬ 
de Abdullah Öcalan bezeichnete 
beim Besuch einer BDP-HDP 
Delegation die Morde an zwei 
Demonstranten in Gever durch 
die türkischen Sicherheitskräfte 
als eine gegen den Prozess 
gerichtete Provokation. Bei dem 
13. Besuch einer politischen 
Delegation auf Imrali bewertete 
Öcalan den gegenwärtigen 
Stand des Fösungsprozesses und 
machte drei Vorschläge, wie der 
Prozess fortgesetzt werden könn¬ 
te. 

Im Gespräch mit den BDP- 
Abgeordneten Pervin Buldan 
und Idris Baluken sowie dem 
HDP Abgeordneten.Strri Sürey- 
ya Önder erklärte Öcalan, dass 
er weiterhin seine Hoffnungen 
für den Prozess wahre, mahnte 
allerdings die Regierung dazu, 
eine positivere Haltung hin¬ 
sichtlich eines Verhandlungspro- 


Meldungen: 

Sieben weitere 
Hinrichtungen im Iran 

Die iranische Menschenrecht¬ 
sorganisation iranhr.net hat 
bekanntgegeben, dass 10 
Gefangene im Gefängnis von 
Karaj in Isolationshaft gesteckt 
und sieben von ihnen bereits 
hingerichtet wurden. Von den 
Behörden gibt es dazu keine 
Stellungnahme, ln den letzten 
17 Tagen wurden damit 86 
Menschen im Iran hingerich¬ 
tet. Nach örtlichen Medienbe¬ 
richten wurden allein am 5. 
Dezember vier politische 
Gefangene aus der arabischen 
Minderheit sowie 15 „gewöhn¬ 
liche Kriminelle“ hingerichtet. 
Iranische Behörden sprechen 
von insgesamt 304 Hinrich¬ 
tungen im Jahr 2013, Amnesty 
International spricht von 234 
weiteren Hinrichtungen allein 
im Oktober, die nicht offziell 
bestätigt wurden. 

(ANF, 12.12., ISKU) 

Journalistenmord 
vollständig aufklären 
"Mit Bestürzung habe ich von 
der Ermordung des Journalisten 
Kawa Germyani am Freitag 6. 
Dezember in der südkurdischen 
Stadt Kalar erfahren. Offenbar 
handelt es sich um einen politi¬ 
schen Mord. Ein Journalist, der 
mutig die allgegenwärtige Kor¬ 
ruption und das undemokrati¬ 
sche Vorgehen der regierenden 
Parteien in der Region Kurdi¬ 
stan-Irak aufgedeckt und ange¬ 
prangert hat, sollte so zum 
Schweigen gebracht werden", 
erklärt die innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion DIE 
LINKE, im Deutschen Bundes¬ 
tag, Ulla Jelpke. Die Abgeord¬ 
nete weiter: 

"Bereits vor einem Jahr wurde 
Germyani nach meiner Kennt¬ 
nis aufgrund seiner Berichter¬ 
stattung von einem Politbüro¬ 
mitglied der Patriotischen 
Union Kurdistans (PUK) 
bedroht. Insbesondere auf der 
mitregierenden PUK lastet 
daher der Verdacht einer Ver¬ 
wicklung in diesen Mord. Ich 
fordere die PUK daher auf, sich 
für die vollständige Aufklärung 
dieses Verbrechens einzusetzen 
und die polizeilichen Ermitt¬ 
lungen nicnt zu behindern. Die 
Täter und ihre Hintermänner 
müssen zur Rechenschaft gezo¬ 
gen werden. 

Ich besuche regelmäßig die 
Region Kurdistan-Irak und ver¬ 
folge mit großem Interesse und 
Sympathie alle Schritte zur Her¬ 
stellung von demokratischen 
Rechten und Freiheiten. Doch 
mit großer Sorge beobachte ich 





Öcalans Nachruf auf Nelson Mandela: 

“Ein glänzender Stern, der die 
Völker Afrikas erleuchtete” 


Die Tränen, die Menschen heute 
überall auf der Welt für Mandela 
vergießen, die Geschichten die 
nun über ihn erzählt werden, 
sowie die Weisheit, die er allen 
anderen Freiheitsbewegungen 
hinterlassen hat, zeigen uns seine 
Bedeutung auf. 

Die Geschichte der Völker der 
Welt wird zumeist durch die 
rücksichtslose Überheblichkeit 
derjenigen gestaltet, die sie in 
ihren Hauen zu halten versuchen. 
Diese Überheblichkeit zeigt sich 
bisweilen deswegen, weil die 
ganze Welt der Unterdrückung 
zuschaut, ohne sie zu sehen, bis¬ 
weilen durch das Böse eines Tota¬ 
litarismus und die Banalität, wel¬ 
che es nährt. Während die Paten 
des Bösen stets voller Scham das 
Knie beugen und um Vergebung 
bitten oder als eine zwielichtige 
Seite im Buch der Geschichte lan¬ 
den, zeigt sich der Kampf gegen 
die Banalität des Bösen und den 
aufstrebenden Totalitarismus in 
der einzigen Sache, die alle Böden 
der Welt zugleich befeuchtet: den 
Tränen des unterdrückten Men¬ 
schen. 

Mandela und der Kampf für 
Demokratie und Gleichheit, den 
er anführte, definieren den 
Begriff des Kampfes für diejeni¬ 
gen, die sich ein Leben in Freiheit 
und Gleichheit zum Prinzip 
gemacht hatten. Von Menschen 
wie Mandela können wir nicht in 
der Vergangenheitsform reden. 
Denn Menschen, die ihren Platz 
in den Flerzen der Völker erobert 
haben, tragen das Schicksal, die 
Rolle von Prometheus zu spielen. 
Weder der Tag^ an dem sie 
beschließen, das Teuer zu tragen, 
noch die Form, in der sie es tra¬ 
gen, ist zufällig. Es ist ein Kampf, 


um sich in würdiger Weise gegen 
die Schäden zu stellen, welche 
das System der kapitalistischen 
Moderne, das die Fierrschenden 
im Laufe der Geschichte auf¬ 
zwingen, schafft. 

Dass die Seiten der von den 
Fierrschenden geschriebenen 
Geschichte zerrissen werden und 
der Ordnung, die für Geschichte, 
für Schicksal gehalten wurde, 
Einhalt geboten wird, beweist, 
dass das Feuer des Volkes von 
Südafrika und Mandelas die 
Unterdrückten auf der ganzen 
Welt erfasst hat. ln dieser Ara der 
Aufstände, als sie aus den Unter¬ 
drückten „Terroristen“, „Despo¬ 
ten“ oder „Verräter“ machen 
wollten, schaffte es Mandela 
durch sein weises, lächelndes und 
mutiges Verhalten, selbst in 
schwersten Zeiten und Gefan- 
enschaft voller Hoffnung zu 
leiben. Seinen Kampf, den er 
frei und ohne Furcht führte, 
diese politische Ara, die zu sei¬ 
nem Leben wurde, vollendete er 
als freier Mann, respektiert von 
der ganzen Welt, frei und als 
Quelle der Inspiration für die 

f anze Welt. 

iit der Trauer um ihn fühlen wir 
das Glück im Gesicht seines Vol¬ 
kes, das es zusammen mit einem 
freien Leben gewann, und den 
Schlag, den dieses Volk den Herr¬ 
schenden versetzt hat. Die Faust, 
die sich in Südafrika erhob - das 
sehen wir selbst heute - hat als 
Faust aller unterdrückten Völker, 
deren Hoffnungen in Kerkern 
vernichtet werden sollen, Furcht 
in den Herzen derer gesät, die sie 
in Gefangenschaft halten. Die 
Gefängnisgitter sind kalt und 
rostig wie die Herzen derer, die 
feige genug sind, mutige Men¬ 


schen hinter Gitter zu sperren. 
Doch Mandelas großes Ver¬ 
mächtnis an uns alle ist, nicht 
aufzugeben — nicht im Gefäng¬ 
nis, selbst nicht in den schwer¬ 
sten Momenten. 

Mandela, zu dem ich vor meiner 
Verschleppung durch ein interna¬ 
tionales Komplott unterwegs 
war, um seinen Rat einzuholen, 
wird mit mir, mit dem kurdi¬ 
schen Volk, mit der großen 
Mehrheit, die auf Plätzen und 
Bergen in der ganzen Welt grau¬ 
samen Herrschern zum Trotz 
lächelt, als Teil unserer großen 
Familie weiterleben. 

Wir waren uns gegenseitig herz¬ 
lich verbunden. Dieses Band 
beinhaltete sein Mitgefühl für 
und seine Verbundenheit mit 
dem kurdischen Volk und unsere 
herzlich empfundene Verbun¬ 
denheit mit und Respekt vor 
ihm. Er war ein glänzender Stern, 
der die Völker Afrikas erleuchte¬ 
te. Wir werden dafür sorgen, dass 
dieser glänzende Stern auch über 
den Völkern des Mittleren 
Ostens erstrahlen wird. 

Unsere große Familie soll den 
Kopf nicht sinken lassen. Denn 
wir verabschieden einen unserer 
Weisesten, einen, der nie den 
Kopf senkte. Freundschaftliche 
Grüße an das Volk von Südafrika 
und alle Unterdrückten, die in 
Mandela einen Genossen sehen! 
Wir hoffen, dass wir alle als freie 
Bürger in freien Ländern leben 
una sterben werden. 

In Würde und Frieden, ganz wie 
Nelson Mandela... 

Abdullah Öcalan 

Gefängnis Imrali 
(Übersetzung: Internationale 
Initiative “Freiheit für Abdullah 
Öcalan — Frieden in Kurdistan”) 


Polizeiterror in Nordkurdistan... 


zesses einzunehmen. Hierzu 
müsse ein rechtlicher Rahmen 
für die Verhandlungen geschaf¬ 
fen, die Verhandlungsparteien 
und ihr Status rechtlich aner¬ 
kannt und der Prozess durch 
eine unabhängige Schiedsstelle 
verfolgt werden, so Öcalan. 

Zu der Ermordung der zwei 
Demonstranten durch Polizei¬ 
kugeln in Gever sagte Öcalan 
folgendes: „Ich teile den 

Schmerz bezüglich der Todes 
unserer zwei Menschen und 
möchte ihren Familien und der 
Bevölkerung von Gever mein 
Beileid ausdrücken. Diese 
Morde sind eine bewusste Pro¬ 
vokation des Prozesses. Und 
gegenüber diesem und mög¬ 
lichen größeren Provokationen 
in Zukunft muss, man sehr vor¬ 
sichtig sein.“ Öcalan warnte 
zudem die Regierung davor, die¬ 


sen Prozess für wahlkampftakti¬ 
sche Manöver zu missbrauchen. 
Das würde großes Chaos mit 
sich bringen. 

Neuer Höhepunkt der 
Festnahmewelle im November 
Die Festnahmen und Verhaftun- 

f en im Zuge der sogenannten 
ICK-Operationen haben im 
November einen neuen Höhe¬ 
punkt erreicht. Trotz des 
„Demokratischen Lösungspro¬ 
zesses“ wurden zwischen dem 1. 
und 30. November wegen an¬ 
geblicher Verbindung zu einer 
verbotenen Organisation 261 
Personen festgenommen und 90 
von ihnen verhaftet. Bei den 
meisten handelt es sich um 
Jugendliche. Die Menschen¬ 
rechtsbeauftragte der BDP, 
Meral Dani§ Be§ta§, erklärte, 
diese Festnahmen und Verhaf¬ 


tungen gefährdeten den 
Lösungsprozess und würden im 
Hinblick auf die bevorstehenden 
Wahlen erfolgen. 

In einer Zeit, in der von der 
Regierung eigentlich demokrati¬ 
sche Schritte erwartet würden, 
sei der Anstieg der Verhaftungen 
im letzten Monat Anlass zu 
größter Sorge. Während heute 

f esetzliche Maßnahmen für die 
reilassung tausender politischer 
Gefangener erwartet werden, 
erfolgen täglich neue Operatio¬ 
nen, die dem Geist des Prozesses 
widersprechen und eine Lösung 
blockieren. Im Oktober wurden 
168 Personen festgenommen, 
71 von ihnen wurden verhaftet. 
Der nochmalige Anstieg im 
November gibt zu denken. 

(DIHA, 30.11., ÖG, 8.12., 
YH, 6.12., ANF, 6./9.12., 
jW, 9.12., ISKU) 


die weiterhin prekäre Situation 
von Journalisten in der Region 
Kurdistan. Germyani ist bereits 
der dritte Journalist innerhalb 
von fünf Jahren, der einem 
Mordanschlag zu Opfer gefal¬ 
len ist. Mehrfach kam es in den 
vergangenen Jahren zu Ein¬ 
schüchterungen kritischer und 
den Oppositionsparteien nahe¬ 
stehender Medienvertretreter 
durch Sicherheitskräfte. Mir 
sind zudem Fälle von Zensur 
und der Entlassung regierungs¬ 
kritischer Journalisten zu 
Ohren gekommen. Ich fordere 
die Kurdische Regierung auf, 
die Pressefreiheit als entschei¬ 
dendes Merkmal eines demo¬ 
kratischen Staates auf allen Ebe¬ 
nen sicherzustellen." 

Ulla Jelpke, MdB 
Innenpolitische Sprecherin 
Fraktion DIE LINKE 


Angeklagte im „KCK-Pro- 
zess“ verweigern Prozessteil¬ 
nahme 

83 der 204 angeklagten kurdi¬ 
schen Politikerinnen im 
Hauptverfahren der „KCK- 
Prozesse“ in Istanbul befinden 
sich in Haft. Wie ihre Anwält- 
Innen bekannt gaben, haben 
sie sich am 9. Verhandlungstag 
geweigert, am Prozess teilzu¬ 
nehmen. Sie wollen damit 
gegen die Verhängung von 
Disziplinarstrafen von insge¬ 
samt 40 Jahren, gegen die 
andauernde Videoüberwa¬ 
chung 24 Stunden am Tag 
sowie gegen die Verlegung in 
weit entfernte Gefängnisse 
protestieren. Das Gericht hat 
die gewaltsame Vorführung der 
Angeklagte angeordnet, 
ln einer Stellungnahme wiesen 
die Angeklagten darauf hin, 
dass seit dem Frühjahr tausen¬ 
de kurdische politische Gefan¬ 
gene aus Her kurdischen 
Region in Gefängnisse im 
Westen der Türkei verlegt wor¬ 
den sind, womit der Besuch 
durch Familienangehörige und 
die Versorgung von erkrankten 
Gefangenen erschwert werden 
sollen. (ANF, 10.12., ISKU) 
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Beweise für Waffenlieferungen 
nach Syrien 


Die [türkische] Regierung 
behauptet immer „wir besorgen 
keine Waffen für Syrien.“ Aber es 

f ;ibt Belege dafür, dass seit dem 
uni 2013 bisher 47 Tonnen Waf¬ 
fen und Munition nach Syrien 
geschickt wurden. Die Quellen 
der Beweise sind die Vereinten 
Nationen (UN) und das türkische 
Statistikamt (TÜIK). 

Ich bin zunächst über die Daten 
der UN auf die Situation auf¬ 
merksam geworden. Die UN hat 
diese Prozedur anhand der Infor¬ 
mationen der staatlichen Grenz¬ 
zölle begonnen. Alle Import- 
Export-Aktivitäten in der Welt 
werden in der Datenbank Com- 
trade (Warenhandel), die dem 
Departement für Statistik unter¬ 
liegt, zusammengeführt. Und seit 
dem letzten Monat sind die Infor¬ 
mationen auf der Website von 
Comtrade der Öffentlichkeit 
zugänglich. 

Besucht man die Seite der Comt¬ 
rade... untersucht man den Han¬ 
del zwischen der Türkei und 
Syrien...schaut man dann bei 
Handel auf die Codenummer 
„93“ für „Waffen und Munition“, 
erhält man aus der Datenbank ein 
unglaubliches Bild. Obwohl die 
türkische Regierung zu jeder Zeit 
behauptet, „die Türkei besorge 
den Rebellen in Syrien keine Waf¬ 
fen“, zeigen die Zahlen, dass seit 
dem Juni 2013 bisher 47 Tonnen 
Waffen und Munition nach 
Syrien geschickt wurden. 

Ich habe die Daten entnommen 
und in eine Excel-Tabelle eingear¬ 
beitet. Sofort habe ich dann das 
Außenministerium angerufen. 
Ich habe dem Pressesprecher 
Levent Gümrük^ü eine Nach¬ 
richt hinterlassen und ihn gefragt, 
wie es zu erklären ist, dass nach 
Informationen der UN die Türkei 
für Syrien Waffen besorgt. Denn, 
auf dem Papier hält sich die Tür¬ 
kei an das Waffenembargo gegen 
Syrien. Eigentlich dürfen an Regi¬ 
me und Rebellen nicht eine einzi¬ 
ge Kugel geliefert werden. Güm- 
rük^ü antwortete ohne Blick auf 
die Zahlen in der Quelle: „Die 
Informationen sind auf keinen 


Fall richtig“. Aber anschließend 
bestätigte er, dass er den von mir 
genannten Bericht nicht gefun¬ 
den habe. 

Auch wenn Gümrük^ü es leug¬ 
net, die Belege der UN sind ein¬ 
deutig. Demnach sind im Juni 
aus der Türkei 3,6 Tonnen Waf¬ 
fen mit der Codenummer 9303 
nach Syrien geliefert worden. Im 
Juli ist die Waffenlieferung auf 
4,4 Tonnen gestiegen. Als am 21. 
August ein biochemischer Angriff 
vermutet wird, und in Guta fast 
1000 Menschen getötet wurden, 
umfasst die Waffenlieferung 10 
Tonnen. Und im Monat Septem¬ 
ber, als alle den Kriegsausbruch 
vermuteten, explodierten die 
Zahlen über die Waffen die nach 
Syrien gingen auf 29 Tonnen. 

Ich habe einerseits Gümrük^ü die 
Excel-Tabelle, die ich anhand des 
Berichts erstellt hatte, mit zusätz¬ 
lichen Fragen zugeschickt und 
andererseits damit begonnen, die 
Quellen der Daten herauszusu¬ 
chen. Und nach einer gewissen 
Zeit bin ich auf dieselben Infor¬ 
mationen gestoßen, die ein 
Bericht auf der Website der Stati¬ 
stikamts der Türkei (TÜIK) 
erhielt. Ich bin auf die Daten über 
Einfuhr-Ausfuhr gegangen und 
habe bei der Suche nach der 
Codenummer „92“ zu Waffen¬ 
handel mit den Zahlen für Okt¬ 
ober noch aktuellere Daten als die 
der UN erhalten. Alle zu Waffen- 
und Munitionshandel - anschlie¬ 
ßend habe ich Gümrükqü ange¬ 
rufen. Ich habe ihm versichert, 
dass die Quelle des Berichts der 
UN die TUIK ist. 

Auf der unten aufgeführten 
Tabelle ist anhand der Daten der 
TÜIK der Waffen- und Muni¬ 
tionsfluss von der Türkei nach 
Syrien erkennbar. Monat für 
Monat. Dazu sind keine Aussa¬ 
gen von LKW-Fahrern nötig, die 
mit Munition erwischt wurden 
oder keine Interviews ausländi¬ 
scher Journalisten mit Rebellen. 
Es reichen die Berichte der offi¬ 
ziellen Stellen der Republik Tür¬ 
kei. Kommen wir auf die Art der 
Waren. Die Waffen mit dem 


Code 9303, die in den Zahlen der 
UN auftauchen, fallen nach inter¬ 
nationalen standardisierten Han¬ 
delskategorien unter dem Titel 
„militärische Waffen und Muni¬ 
tion“ in die Kategorie „Waffen die 
nicht dem militärischen Zweck 
dienen“. Dieses sind beispiels¬ 
weise Jagdwaffen oder Feuerwaf¬ 
fen. Sie können zwar keine Kala¬ 
schnikow unter dieser Kategorie 
ausführen, aber niemand würde 
sie an der Grenze stoppen und 
fragen: „Was machen sie da, es 
gibt ein Embargo“, wenn sie Jagd¬ 
waffen nach Syrien schicken wür¬ 
den. 

Falls sie die Antwort des Außen¬ 
ministeriums interessiert. Es sind 
10 Tage her und ich habe noch 
immer keine offizielle Antwort 
erhalten. Ich habe zuletzt im Blog 
der Website der Hürriyet am 2b. 
November Informationen über 
„die sicheren Häuser“ der Al- 
Kaida in Reyhanh geliefert. Ich 
habe erfahren, dass dte Istanbuler 
Abgeordnete Safak Pavey am 6. 
Dezember anhand der Informa¬ 
tionen meines Artikels eine 
Anfrage an das Außenministe¬ 
rium gestellt hat. Die BBC hat 
mit Zeugen dieser gesicherten 
Häuser in Reyhanh, die unter 
Kontrolle der Al-Kaida sind 
esprochen und es am 7. Dezent¬ 
er veröffentlicht. 

Daher möchte ich darüber schrei¬ 
ben, damit eventuell erneut ein 
Abgeordneter oder eine Abgeord¬ 
nete eine Anfrage stellt und diese 
beantwortet werden muss. Wird 
dann vielleicht jemand die folgen¬ 
den Fragen beantworten und die 
Öffentlichkeit über die Waffen 
von der Türkei nach Syrien auf¬ 
klären? Ich erwarte nicht, dass die 
heimlich gelieferten Waffen von 
der Türkei nach Syrien in die 
Zahlen aufgenommen werden, 
aber um Himmels Willen, was ist 
das für ein Skandal! 

Sind der Regierung die seit Juni 
monatlich stattfindenden Waf¬ 
fenlieferungen bekannt? 

Warum haben die Waffenliefe¬ 
rungen im Juni begonnen? Ist der 
Grund ein Politikwechsel? 

Sind Sie als Regierung beteiligt an 
diesen Waffenlieferungen? 

Wissen Sie, an wen diese Waffen¬ 
lieferungen in Syrien gehen? 
Ziehen Sie es in Erwägung, diese 
weiterhin anhaltenden Waffenlie¬ 
ferungen zu unterbinden? 

Werden Sie diejenigen, die ver¬ 
antwortlich für diese Waffenliefe¬ 
rungen sind, wegen Verletzung 
des Waffenembargos anklagen? 

(Tolga Tam§, Hu, 15-12., ISKU) 


Meldungen: 

UN-Hilfslieferungen für 
Rojava haben begonnen 
Das Welternährungsprogramm 
(WFP) der Vereinten Nationen 
hat mit der Lieferung humanitä¬ 
rer Hilfe nach Rojava auf dem 
Luftweg begonnen, um eine 
angesichts des Wintereinbruchs 
drohende Lebenmittelknappheit 
abzuwenden. Der erste Flug von 
Hewler (Erbil) nach Qamijlo 
war ursprünglich bereits nir letz¬ 
te Woche geplant, musste jedoch 
aufgrund der widrigen Wetter¬ 
bedingungen auf Sonntag ver¬ 
schoben werden. Die Flüge wer¬ 
den voraussichtlich weitere 12 
Tage stattfinden. 

Die UN-Hilfslieferungen für 
Syrien werden meist vom Liba¬ 
non und Jordanien geschickt, 
wegen der Kämpfe und geografi¬ 
scher Faktoren erreicht jedoch 
nur ein Teil dieser Hilfe Rojava. 
Die UN-Hilfslieferungen um¬ 
fassen 400 Tonnen Lebensmittel 
und medizinisches Material. 
Weil die Assad-Regierung Ein¬ 
wände erhoben hatte, kann diese 
Hilfe nicht von der Türkei aus 
nach Rojava geliefert werden. 
UN-Vertreter erklärten, mit der 
Hilfe würden 60.000 Menschen 
versorgt. (ANF, 16.12., ISKU) 

Islamisten entführen 170 kurdi¬ 
sche Zivilistinnen im Nord¬ 
westen Syriens 

Nach Informationen der Nach¬ 
richtenagentur ANITA hat die 
al-Qaida nahe Gruppe „Islami¬ 
scher Staat im Irak und Syrien“ 
(ISIS) das Dorf Ihris nahe der 
Stadt Azaz angegriffen und dort 
170 kurdische Zivilistinnen, 
darunter viele Frauen und Kin¬ 
der entführt. 

Am vergangenen Freitag um 
4:40 Uhr hätten die Islamisten 
mit einem Konvoi von dutzen- 
den Fahrzeugen das Dorf 
gestürmt. Zunächst sollen die 
Islamisten die Dorfbewohner¬ 
innen auf dem zentralen Platz 
des Dorfes gesammelt und dort 
den Dorfvorsteher und seine 
Familie gefoltert haben. An¬ 
schließend plünderten sie die 
Häuser der kurdischen Familien 
und nahmen 170 Zivilistinnen 
als Geisel fest. Damit ist die Zahl 
der seit Anfang November ent¬ 
führten Kurdinnen auf 300 
gestiegen. 

Es wird berichtet, dass die Isla¬ 
misten auch die Lebensmittel 
und die 112 Fahrzeuge der Dorf¬ 
bewohner beschlagnahmt haben 
sollen. Örtlichen Quellen 
zufolge seien die entführten 
Zivilstinnen in die Dörfer 
Cawi§, Elo, Rüstern, Birawi, 
Birimo und Sixne gebracht wor¬ 
den. 


Daten der TÜIK über Waffenlieferun¬ 
gen aus der Türkei nach Syrien: 

Monat Art der Ware Handelswert $ Handelswert TL 

Juni Waffen-Munition 91 811 177 656 

Juli Waffen-Munition 83 462 161 393 

August Waffen-Munition 271 018 537 706 

September Waffen-Munition 619 035 1 246 945 

Oktober Waffen-Munition 512 843 1 026 291 

Gesamt 1 578 169 3 149 991 





Machtkampf zwischen AKP-Regierung und Gülen-Bewegung verschärft 

Der Imam schlägt zurück 


Bei Polizeirazzien im Morgen¬ 
grauen sind am Dienstag in Istan¬ 
bul und Ankara Dutzende Perso¬ 
nen aus dem engsten Umfeld der 
islamisch-konservativen Regie¬ 
rungspartei AKP von Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan 
restgenommen worden. Die Vor¬ 
würfe lauten auf Korruption bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge, 
Geldwäsche und Goldschmuggel. 
Unter den 84 Festgenommenen 
befinden sich Söhne des Innen-, 
des Wirtschafts- und des Städte¬ 
bauministers aus Erdogans Kabi¬ 
nett, der Bürgermeister des als 
Hochburg der Religiösen gelten¬ 
den Istanbuler Stadtteils Fatih, 
Ministerialbeamte, Bauunterneh¬ 
mer und Geschäftsleute. Die 
Staatsanwaltschaft hat die Aufhe¬ 
bung der Immunität von vier 
Ministern beantragt. Die Polizei¬ 
operationen sind ein neuer Höhe¬ 
punkt im Machtkampf zwischen 
Erdogans AKP und der pantür- 
kisch-islamischen Gemeinde 
(Cemaat) des pensionierten 
Imam Fethullah Gülen. Nach¬ 
dem Erdogan und die einflußrei¬ 
chen Gülen-Kader in Polizei und 


Justiz gemeinsam ihre laizisti¬ 
schen Gegner aus dem Weg 
geräumt hatten, kommt es zwi¬ 
schen den einstigen Bündnispart¬ 
nern zu einem sich immer weiter 
zuspitzenden Streit um Pfründe 
und Postchen, aber auch die poli¬ 
tische Linie. Erdogans kürzliche 
Ankündigung der Schließung 
Tausender privater Nachhilfe¬ 
schulen, die der Gülen-Bewegung 
als Einnahmequelle und zentrale 
Orte der Nachwuchsrekrutierung 
dienen, kam einer offenen Kriegs¬ 
erklärung gleich. (...) 

Der von den Razzien völlig über¬ 
raschte türkische Ministerpräsi¬ 
dent weigerte sich, die Korrup¬ 
tionsvorwürfe gegen seine Partei¬ 
freunde zu kommentieren. Am 
Mittwoch wurden allerdings fünf 
leitend in die Ermittlungen ein¬ 
gebundene Istanbuler Polizeidi¬ 
rektoren durch die Innenbehör¬ 
den ihres Postens enthoben. 
Knapp 100 Tage vor den Kom¬ 
munalwahlen sind die bislang in 
der türkischen Geschichte nahe¬ 
zu beispiellosen Korruptionser¬ 
mittlungen fatal für das Image 
der Regierungspartei, deren Kür¬ 


zel »AK« mit »weiß« übersetzt 
werden kann. Bereits am Montag 
hatte einer der beliebtesten Abge¬ 
ordneten, Ex-Fußballnational- 
spieler Hakan Sükür, seinen Par¬ 
teiaustritt aus der AKP wegen 
deren »feindlicher Schritte« 
gegen die Gülen-Bewegung 
erklärt. 

Bislang bezog die zuletzt 2011 
mit fast 50 Prozent gewählte 
AKP ein Drittel ihrer Stimmen 
von der Cemaat. Nun buhlt die 
ansonsten einem strikten Lai¬ 
zismus verpflichtete kemalisti- 
sche Republikanische Volkspartei 
(CHP) um die Unterstützung der 
millionenstarken Gemeinde. Ihr 
Kandidat für das Oberbürger¬ 
meisteramt in Istanbul ist Musta¬ 
fa Sarigül, der als Bürgermeister 
des Stadtteils Sisli demonstrativ 
die Nähe zur Cemaat gesucht 
hatte. In Ankara möchte die 
CHP mit Mansur Yavas, der 
2009 noch für die faschistischen 
Grauen Wölfe kandidiert hatte, 
einen für die nationalkonservati¬ 
ven Gülenisten wählbaren Bür¬ 
germeisterkandidaten aufstellen. 

(jW, 19.12., ISKU) 


Massaker von Paris: Indizien deuten 


auf Beteiligung der Türkei 


Mehr als elf Monate nach den 
Morden an den kurdischen Akti¬ 
vistinnen Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Leyla §aylemez in 
Paris erklärt Antoine Comte, dass 
die Untersuchungen vorankom¬ 
men. Im Gespräch mit der Nach¬ 
richtenagentur Firat (ANF) 
erklärt der Anwalt der Angehöri¬ 
gen der drei ermordeten Frauen, 
dass viele Indizien auf die Beteili¬ 
gung des türkischen Staates beim 
Massaker vom 9. Januar hindeu¬ 
ten. Im Folgenden geben wir Aus¬ 
züge aus dem Interview wieder: 

Hinsichtlich des Massakers an den 
drei kurdischen Frauen vom 9. 
Januar 2013 in Paris gibt es noch 
viele unbeantwortete Fragen. Wie 
verlaufen die Untersuchungen? 
Gibt es Fortschritte? 

Ja, die gibt es. Aber Sie müssen 
wissen, dass nach französischem 
Recht der Anwalt in der Phase der 
Untersuchungen einer Schweige¬ 
pflicht unterliegt. Alle an den 
Untersuchungen beteiligten 
Anwälte unterliegen also der 
Schweigepflicht. Was ich Ihnen 
allerdings sagen darf ist, dass die 
Untersuchungen Fortschritte 
machen und dass vieles auf eine 
Verantwortung der Türkei bei 
den Morden hindeutet. Das ist 
wichtig. 

Haben die Verantwortlichen den 
politischen Charakter der Morde 
anerkannt? 

Wie gesagt, die Untersuchungen 
deuten auf die Türkei und ich 
denke, dass dadurch auch der 
politische Charakter der Morde 


zum Vorschein kommen wird. 
Zunächst hieß es, dass das Motiv 
für die Morde Eifersucht sei. Nun 
traut sich niemand mehr, diese 
Behauptung zu verteidigen. Spä¬ 
ter hieß es, es handele sich um 
eine interne Abrechnung der 
PKK. Auch diese Behauptung ist 
nun unhaltbar. Aus den Telefon¬ 
gesprächen und den technischen 
Informationen des Mörders sind 
seine Beziehungen zur Türkei 
offensichtlich geworden. Es gibt 
viele Hinweise, die auf eine Ver¬ 
antwortung der Türkei hindeu¬ 
ten. Ich weiß nicht, ob seine 
Beziehung zum türkischen Staat 
und seine Nähe zu rechtsradika¬ 
len Kreisen in der Türkei in Ver¬ 
bindung stehen. Aber auch mit 
letzteren stand er in enger Bezie¬ 
hung. Und auch heute trägt der 
Mörder einen Ring mit den drei 
Halbmonden. 

Mit dem Fall setzen sich derzeit 
zwei Polizeieinheiten mit unter¬ 
schiedlichen Arbeitsweisen aus¬ 
einander. Die einen konzentrie¬ 
ren sich auf die kriminologische 
Untersuchung, während die 
anderen auf die Untersuchung 
der Archive über die Kurden 
fokussiert sind. Aber ich kann 
behaupten, dass die Leute, die 
sich mit dem Fall beschäftigen, 
die Eifersuchtsthese als Tatmotiv 
fallengelassen haben. 

Kann man sagen, dass die Untersu¬ 
chungen sich in Richtung Türkei 
verlagert haben? 

Ja. Von nun an geht es auch 
darum, ob die Türkei bei den 
Untersuchungen behilflich sein 


wird. Es stellt sich natürlich die 
Frage, wie man die Türkei dazu 
bringen kann, sich in die Unter¬ 
suchungen einzubringen. Es ist 
sehr unwahrscheinlich, dass ein 
Staat Informationen über seine 
möglichen Agenten im Ausland 
preisgibt. Das können wir also 
nicht erwarten. Ich denke, dass 
die Untersuchungen insgesamt 
europäisiert werden müssen, um 
so mehr Druck auf die Türkei 
auszuüben. (...) 

Sie hatten an die französischen 
Geheimdienste die Anfrage gestellt, 
ob der Tatverdächtige Omer Güney 
beobachtet wurde. Allerdings wurde 
ihre Anfrage abgewiesen, weil das 
vermeintlich nichts mit dem Fall zu 
tun habe. Wird diese Frage unbe¬ 
antwortet bleiben? 

Es tut sich was in der Sache und 
ich denke, das wird sich auch 
weiterentwickeln. Natürlich woll¬ 
te ich herausfinden, ob es Infor¬ 
mationen über Omer Güney gibt. 
Der französische Geheimdienst 
hat die Aufgabe herauszufinden, 
ob ausländische Agenten auf fran¬ 
zösischem Boden arbeiten und 
wer sie sind. Wie Sie sagten, am 
Anfang hieß es, dass dies nichts 
mit dem Fall zu tun habe. Des¬ 
halb erhielt ich keine Antwort. 
Ich reichte hiercegen Klage beim 
Gericht ein. Vor dem Pariser 
Oberlandesgericht werden wir 
diese Frage erneut stellen. Wir 
verfügen über neue Informatio¬ 
nen und deshalb wird es vielleicht 
leichter werden, eine Antwort auf 
diese Frage zu erhalten. (...) 

(ANF, 15.12., ISKU) 


Unterdessen wurden im Gebiet 
Gire Spi (Til Ebyad) bewaffnete 
Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen den kurdischen Volksver¬ 
teidigungseinheiten (YPG) und 
der ISIL vermeldet. Die Ausein¬ 
andersetzungen begannen am 
Abend des 15.12. nahe dem 
Dorf Susik. 

(ANF, 13.! 16.12., ISKU) 

Abgeordnete beleihen inhaf¬ 
tiert — HDP im Hungerstreik 

Am Montag hat das 6. Strafge¬ 
richt in der kurdischen Provinz 
Amed einen Antrag auf Freilas¬ 
sung der inhaftierten kurdi¬ 
schen Abgeordneten der BDP 
(Partei für Frieden und Demo¬ 
kratie) abgelehnt. Dies hat in 
der Türkei und Nordkurdistan 
bei Menschenrechtlerinnen, 
Abgeordneten und Parteien 
eine Protestwelle ausgelöst, die 
die Entscheidung des Gerichtes 
aufs Schärfste kritisieren. 

Die BDP-Abgeordneten Gülser 
Yildirim, Ibrahim Ayhan, Fay- 
sal Sariyildiz, Selma Irmak und 
Kemal Aktas wurden 2010 
infolge der sogenannten KCK- 
Operationen festgenommen 
und obwohl sie bei den Parla¬ 
mentswahlen im Juni 2011 mit 
großer Mehrheit ins türkische 
Parlament gewählt worden 
sind, sitzen sie immer noch in 
Untersuchungshaft. Die BDP 
forderte in ihrer Erklärung die 
sofortige Freilassung der Abge¬ 
ordneten und der Zehntausend 
anderer politischen Gefange¬ 
nen, die infolge von KGK- 
Operationen ohne rechtliche 
Grundlage in Haft sitzen. 

Die Demokratische Partei der 
Völker (HDP) kritisierte das 
Gerichtsurteil aufs Schärfste 
und befindet sich seit Dienstag 
in einem unbefristeten Hunger¬ 
streik. Die vier HDP- Abgeord¬ 
neten Sirri Süreyya Onder, 
Sebahat Tuncel, Levent Tüzel 
und Ertugrul Kürkcü wollen im 
türkischen Parlament ihren 
Hungerstreik solange fortsetzen 
bis die inhaftierten BDP-Abge¬ 
ordneten freigelassen werden. 

(DK, 17.12., ISKU) 
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